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J. 
Allgemeine Verwaltungs⸗Sachen. 
ze f eahrlpaee, 
Reſcript der Koͤnigl. Minifterien des Innern und der 
Finanzen, an bie Königl. Regierung zu Frankfurt a. O. 
bie Publikation der, der Könige. Ober » Rechnungs 
Kammer ertheilten neuen Inſtruktion betreffend. 


— 


Dar Königl. Negierung wird zur Befcheidung auf Ihre 
Anfrage vom ıdoten vorigen Monats eröffnet, daß bie 
von ded Königs Majeftät unterm 18, December vorigen 
Jahres vollzogene Inſtruction für- die Koͤnigl. Ober⸗Rech⸗ 
nungs⸗Kammer, auch ohne deren Publication durch die 
Gefegfammlung-für die Behörden verbindlich iſt. 

Die Befolgung derſelben von der Ausfuͤhrung der 
bevorſtehenden Reformen in der Verwaltung abhaͤngig zu 
machen, ſcheint auch nicht erforderlich, da die wenigen in 
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der Inſtruction vorkommenden Beziehungen. auf letztere, 
namentlich die von der Koͤnigl. Negierung herausgehobene 
im $. 47. nicht. wefentlich find, und es fich gleichfam von 
ſelbſt verftehet, daß für jet anflatt der den Departements 
‚vorfiehenden Näthe oder fogenannten Abtheiluugs-Dirigen, 
ten, vie Abtheilungs-Directoren der Regierung zu den vors 
fallenden Amtshandlungen berufen find. 

VUebrigens haben „andere Regierung s Collegien bie 
Vorſchriften dieſer Inſtruciion, fo weit: fie fich auf die 
“ HP rovinzials Verwaltung beziehen, auszugsweiſe durch das 
Amtsblatt publiciret, und mag die’ Königl. Regierung es 
eben fo halten. | 





*, Berlin; den 25. Februar 1825; 3 u en 
Miniſterium des Innern. Minifterium der Finanzen. 
v. Schuckmann. v. Klewitz. 
2. we 


Auszug aus ber Inſtruktion für die Koͤnigl. Ober, 

Rechnungs» Kammer, d. d. Berlin, den 18. Des | 
“ , xember 1824. | 
2552 "I. Zweck der Ober / Rechnungs: Kammer: v' Ä 
86. 7. Der Zweck der Ober Rechnungs Kammer if: 
a) dürch die Reviſton der Nechnungen fich zu "Überzeus 
gen, daß die allgemeinen Grundfäße ded von Uns 
genehmigten Staats : Verwaltungs» Spyftems feſtge⸗ 
"hatten, im Geifte deſſelben wirklich Adminiftrirt, die 
einzelnen Verwaltungen nach dem beftehenden Ge, 
ſetzen, Verordnungen, Inſtruktionen und Etats ges 
wiſſenhaft geführt, Einnahmen und Ausgaben gehoͤ⸗ 
rig nachgemwiefen, und die den Verwaltungen bewils 
ligten Summen beftimimungsmäßig - vermeidet wer⸗ 
den, und | er 

h) nad) den’ aus den Rechnungen fich ergebenden Dies 

ſultaten der Verwaltung zu beurtheilen, ob und wo 


. 8 
zur Beförderung des a. — Abdnberungen 
möthig, oder doch räthlich 

Die Ober: —— —— und die Generals Kon⸗ 

trolle find die Höchften kontrollirenden Behoͤrden der Ver⸗ 

waltungen. 
IT. Wirkungs⸗Kreis.. 
8. 2. Der Wirkungs- Kreis’ der Ober⸗ Rechnungt⸗ 
Kammer erſtreckt ſich im Allgemeinen: | 
8) auf die Rechnungen derjenigen: Kaſſen, einzelnen 
Fonds, Magazin: und Natnralien» Verwaltungen, de 

. ren Etats der Nevifion der Generals Kontrolle uns 
terworfen find, und 

b) auf die Rechnungen derjenigen Sufiitute, welche mit 
Gemährleiftung des Staats verivaltet werden, ſelbſt 
wenn deren Etätd von der General: Kontroffe nicht 
mit vollzogen werden, und folche Feine foͤrmliche 
Rechnung legen. | 

Letztetnfalls erfolgt bie Beäfung auf den Grund der 

geführten Bücher 

Rechnungen ‘über einjefne Fonds, woruͤber keine be⸗ 

ſondere Etats vollzogen worden, en deffen RN 
zu ihrer Reviſion; } 
wenn diefe Fonds aus Stadts: Mitteln herſtaimen. 11.2 

Die Revbiſion der Rechnungen gefchieht in der Regel 

im Wohnfige der Dber-Rechnungs- Kammer, zu welchen‘ 

Behufe die gehörig belegten Rechnungen an diefelbe ges 

langen mäffen., | 

Dem Chef: Präfiventen der Ober: Rechnangs-Kamier 
ſteht es jedoch frei, ſowohl Behufs der Reviſion der ders 
felben vorliegenden, ald auch wegen der noch “abzufegens 
den Kechnungen, einen Rath an die Rechnung legende 

Behoͤrde abzuſenden, um bei den erſtern die Bedenken 

und Erinnerungen an Ort und Stelle durch Verglei⸗ 

chung der Rechnungen mit den Kaffen » Büchern und 

Ertraften, durch Einficht der Afteh und Vernehmung der 

‚ betreffenden Beamten ꝛc. näher zu prüfen, in Anfehung 


der abzulegenden Rechnungen aber die obwaltenden An⸗ 
2 Ur. 


k 


N 
- fände zu unterſuchen, auch det diefer Gelegenheit Materias 
Ken zu fammelh: — EN RER | 
Wwelche ‚die: DObers Rechnungs: Kammer in den Stand 
fetzen, erfolgreich anf eine prompte und einfache Rech 
nungs. Führung einzumirfen. | | ; 
Ferner ift der. Chefs Präfident befugt, in Beziehung 
auf. das Rechnungsweſen, ‚Kaffen. Revifionen halten zu 
lagen. ꝛc. — — 
HI; Obliegenhelten und Befugniſſe der Ober. Rechnungs⸗Kammer, 
auch Grundſaͤtze auf deren Befolgung ſie zu halten hat. 
Dr A Revifion der Rehnungen . 
4) Allgemeine, auf fämmtliche Verwaltungen anwendbare Bi 
« | fiimmungen. 


3. 837 Die Prüfung der Rechnungen muß unter ges 
naner Beachtung der befiehenden Verwaltungs-Grundfäge, 
mit: Umficht und Sachkenntniß gefchehen, nicht aber les 
diglich auf Rechnungs » Zuftififation beſchraͤnkt werden. 
Der Kath, welcher, die Nevifion der Nechnung bewirkt, 
muß in das Wefen der Verwaltung ſelbſt eindringen, um 
zu prüfen, wie verwaltet, und od dabei grundfäglich ver⸗ 
fahren ift, oder ob und welche Abweichungen und Miß⸗ 
bräuche Statt gefunden haben. Mit dem Geifte der Vers 
waltungs⸗ und Regierungs⸗Grundſaͤtze vertraut, muß die 
Dber»Nechnungs- Kammer beurtheilen, ob das Staats⸗ 
Einkommen innerhalb der gefeglichen, Beflimmungen, fo. 
ergiebig als möglich gemacht worden, oder ob und in wie 
weit ein höherer Ertrag ohne Druck hätte erreicht werden 
fönnen. Sie muß ferner prüfen, ob bei Verwendung der 
Yusgabefonds zweckmäßig und mit möglichfter Sparſam⸗ 
feit zu Werke gegangen, oder ob und wodurd eine Ders 
wminderung derfelben zu bewirken gewefen fein würde, 

— a) Kautionen. | 

F. 4. In foweit zur Sicherftellung Unferer Kaſſen, 
Magazine ıc. von den dabei angeftellten Beamten“ vers 
faffungsmäßig Kautionen zu beftellen find, bat die Ober: 
Rechnungs: Kammer darauf zu halten, daß dies Den bes 
 Hehenden. Vorfchriften gemäß gefchehe, 


8 
b) — 

5. 5. Die Dber : Rechnungs « Kammer if derpflichtet 
dahin zu feben, daß die ‚Einnahmen des Staats ohne 
Ausnahme prompt und unverkuͤrzt zu der. betreffenden 
Kaffe eingezogen, uud in den Mechnungen derſelben ſelbſt, 
- gehörigen. Orts nachgemwiefen werden. 

Gie darf wicht dulden, daß davon Zahlungen vor⸗ 
weg in Abzug kommen, — beſonders in Ausgabe be⸗ 

rechnet zu werden. 

| Die bei den einzelnen Titeln vorfoınmenden Mehr⸗ 
Einnahmen gegen den Etat muͤſſen unter dieſen Titeln in 
Zugang, und dürfen nicht unter dem Titel an extraordi⸗ 
nairen Einnahmen berechnet. werden. | 

Zu den Einnahmen des Staats gehören namentlich 
auch die Sportuln und Gebühren, welche bei den Behörs 
den erhoben werden. Es darf fich Feine Behörde eine ans 
bere Dispofition darüber erlauben, ald dur den Etat 
vorgefchrieben it, auch Fein Beamter, dem etwa dergleis 
chen Sporteln und Gebühren ftatt oder als Theil der. 
Beſoldung bewilligt find, folche unmittelbar für fich ein 
ziehen, ohne fie zur betreffenden Kaffe baar oder durch | 
Berechnung abzuliefern; daraus folgt, daß fie in jedem; 
‚ Sale dur die Bücher und Mechnungen laufen müffen. 
Die zur Erhebung von Abgaben, Sporteln und fonftigen 
Einnahmen des Staatd von. Uns volfzogenen Tarife und. 
Taxen müffen genau befolgt werden, und darf fich Feine 
Behörde Abweichungen davon erlauben, gleichviel, ob fols 
che Unfern Kaſſen Mehr, oder Dinder, Einnahmen vers 
urfahen. 

Mo grundfäglich Tarife und Taren von Unſern Di 
nifterien und andern oberfien Berwaltungs: Behörden volls 
zogen werden dürfen, find guch nur diefe unter verfafs 
fungsmäßiger Konfurren; der Generals Kontrolle befugt, 
ſolche für die Zukunft abzuändern. ꝛc. 

Einnahmen aus dem Berfauf von Raturalien.se. 
$. 6. Naturalien aller Art, welche zum Verfauf fuͤr 
Kehnung de Staats beftimmt find, fo wie andere be 
wesliche Sachen, müfen der Regel wach oͤfentlich an die 


6 =»; SB. 

" Meifibietenden verkauft werben, wenn nicht zum Vortheil 
der Staats⸗Kaſſen der Verkauf aus freier Hand nad) bes 
ſtehenden ‚Taren oder im Privatverkehr gewöhnlich ftatt 

findenden Preifen, von der oberfien Verwaltungs » Behörde 

- ausdräckfich nachgegeben, oder allgemein. angeordnet wor⸗ 
den iſt. Cconf. $. 31.) | 

=. Erfolge die Verabreichung zu Öffentlichen Zwecken an 
andere Behörden, fo muͤſſen aus deren Fonds die Etats⸗ 
Preiſe dafür zu den Kaffen vergütet werden, auf deren 
Etat der Erlöß für die Naturalien ſteht. | 
Rue dann findet hiervon eine Ausnahme flatt: 
wenn durch die Natural» Etatd die unentgeldluche Vers 
abfolgung ausdrücklich angeordnet iſt 


. Einnahmen aus dem Verfauf von Domainen und anderm Grund« 
Eigenthum des Staats. Ä 


F. 7. Der Verkauf der Domainen darf nur nah 


Maaßgabe der deshalb ‚befichenden gefeglichen Vorfchriften 
erfolgen, und tft daranf zu ſehen, daß die auffommenden 
Gelder prompt und unverfürzt- zu den Gtaatd > Kaflen 
fließen, und beftimmungsmäßig verwendet werden. Andere 
. Smmobilien dürfen nicht ohne Unfere allgemeine oder “bes 
fondere Genehmigung veräußert werden. UN 
| Einnahme Refte j 
$. 8. Die Einnahmen müffen in den beſtehenden 
Terminen prompt erhoben werden. — u 
EinnahmesNefte dürfen, in den Rechnungen nur ers 
fcheinen, wenn nachgeiwiefen wird, daß deren Einziehung, 
durch Umftände, welche außer der Gewalt des Nendanten 
und der Vertmaftungs- Behörde liegen, verhindert worden 
iſt. Die Ober: Rechnungs» Rammer hat hierauf ihr Aus 
genmerk ganz vorzüglich zu richten, und wenn 'wider Vers 
hoffen Rechnungen Einnahme-Reſte nachweifen, die nicht 
vollkommen gerechtfertigt find, auf deren fofortige Einzies 
hung mit Nachdruc zu halten, | | 
Stundungen dürfen nur von den Minifterien und 
oberfien Verwaltungss Behörden bewilligt, und es muͤſſen 
in den desfalfigen Verfügungen die Urfachen, welche fie _ 


1 


J 


unvermeidlich. gemacht Haben, und —— f antpohche 


I 


Sich angegeben werden. (conf. 9.31.) ° 

Die während des Laufs des Etatd- Jahres etwa kre⸗ 
ditirten indirekten Abgaben muͤſſen am Schluſſe jeden Jahs 
res vollſtaͤndig berichtigt fein, und dürfen alſo bei dieſem 


Verwaltungs weige nie Einnahme-Reſte geſtattet werden. 


u 


Einnahme» Erlaffe. 

6. 9. Erlaffe von Steuern, Domainen und. andern 
Gefaͤllen, fo wie an Pachigeldern, im Wege der Gnade, 
dürfen nur auf Unfere befondere Genehmigung Start finden. 

Iſt foiche erfolgt, fo wird der Betrag bei dem trefs 


| fenden Einnahme » Titel als Minder « Einnapıne nachge⸗ 


wieſen. 

Eine gleiche Verrechnungs⸗Art tritt bei. denjenigen 
EinnahmesXeften ein, welche ohne DVerfehulden der Vers 
waltungs » Behörden inerigible geworden find. | 

Memiffionen, welche auf den Grund von Uns vol 


zogener Reglements oder beftehender Kontrafte bewilligt. 


werden müfien, dürfen nicht von den Einnahmen abgefegt, 


fondern mäffen aus den etatsmäßigen Remiſſions⸗ Sonde, 


beftritten werden. ıc. 
c) Ausgaben. Allgemeine Beflmmungen, 
$. 10. Bei allen Ausgaben, in fofern deren Betrag 
nicht durch die Etats unveränderlih und unwiderruflich 


feſtſteht, muß die größte mit dem Zweck der Bewilligung 


nur irgend vereinbare Sparfamfeit beobachtet, und jede 
Unmirehfehaftlichkeit bei Vermeidung eigener Vertretung 
vermieden werden. 

Denn die zu dem verfchiedenartigen Zwecken ausge⸗ 


| festen Fonds find nicht dazu beſtimmt, um jedenfalld volls 


ſtaͤndig verwendet zu werben, fondern um deshalb bewil- 
ligt, damit es nirgends an Mitteln zur Beftreitung noth⸗ 


wendiger VerwaltungssKoften oder Erreichung der Dies 


gierungszwecke fehle. 
Nur die gewiffenhaftefte und umfichtigfte Verwaltung 
— Ausgabe⸗ Fonds kann dahin fuͤhren, 
das wieruche Erforderniß — genau kennen zu ler⸗ 


8 
nen, and — Veſcht antungen für die Bei 2 
möglich zu machen. 
Beſondere Worfchriften wegen der auchehen 
Gebalte. 
$. 11. Gehalte an neu angeſtellte Beamte zur Vers 
waltung etatömäßiger Stellen, und Gehaltszulagen, duͤr⸗ 
fen von den oberften, fo wie von den Provinzial, Verwals 
zungds Chefs, fo weit letztere dazu verfaſſungsmaͤßig bes 
vechtige find, innerhalb der Grenzen der Normal Etats 
nur in dem Falle bewilligt werden, wenn die Summe der 
zahlbaren Gehalte des laufenden Etats dadurch nicht übers 
fliegen wird. Jeder Etat wird als ein für fich beftehens 
des Ganzes behandelt, dergeftalt, daß Befoldungs. Erfpars 
niſſe bei einem Etat nicht zur Erhöhung der Gehalte eis 
‚ned andern Etatd benugt werden dürfen. Seine Webers 
ſchreitung der in den Normal⸗-Etats beſtimmten doͤchſten 
Gehalte jeder Klaſſe von Beamten, keine Vermehrung der 
nach den Normal. Etatd vorhandenen Stellen und. feine 
Ummeifung über die zahlbare Gehalts: Summe ded laus 
fenden Etats hinaus, darf ohne Unfere Genehmigung bei 
der Rechnungs: Revifion zugelaffen werden, wenn auch im 
letzteren Falle der Normal: Etat nicht überfchritten ift. 
Gehalts⸗Zuſchuͤſſe und perſoͤnliche Zulagen vermins 
dern fich bei dem Aufrücken eines Beamten in ein hoͤhe⸗ 
sed Normals Gehalt nach Maaßgabe diefer Erhöhung, und 
fallen ganz weg, wenn der Beamte durch dad erhöhete 
— voͤllig entſchaͤdigt iſt. 
Tentiemen. 
$. 12. Tentiemen, ohne Lnterfchied, ob fie Me 
Stelle ded Gehalts vertreten, oder ald Nemuneration für 
ertraordinaire Gefchäfte bezogen find, dürfen ohne Unfere 
Genehmigung in Ausgabe nicht paffiren, wenn fie nicht 
entweder durch den Etat oder durch ein von Uns vollzes 
gened Megulativ oder durch eine von Uns befonders ers 
laſſene Beftimmung begründet werden. Don Einnahmen, 
welche nicht wirklich eingegangen, oder wenn deren Eins 
ziehung Statt gefunden, wieder erfegt worden find, mits 


; 


+ 


hin von den — oder — Be 
trägen, darf überal feine Tentieme bezogen werden: ft 
diefed dennoch gefchehen, fo ift der Betrag zu erftatten. 
| Eben fo wenig darf die Tentieme von lediglich durch⸗ 
laufenden Poſten zur Erhebung kommen. 
Auch iſt, wenn die Etats ed nicht ausdruͤcklich ges 
ſtatten, nicht zu dulden, daß von einer und der nemlichen 
Summe die Tentieme mehr als einmal zur Erhebung 
komme, wenn gleich der Betrag durch die Ka mehres 
ver —— laͤuft. 
| Emolumente. | 

G. 13. Sein Staatöbeamter darf Emolumente bes 
ziehen, welche nicht in den Etats beſtimmt find; wegen der 
etatömäßigen Emolumente fol aber darauf gehalten wers 
den, daß folche, in foweit fie in baaren oder Naturals 
Hebungen beſtehen, der im $. 5. gegebenen a 
gemäß, durch die Rechnung laufen. | 

- Wartegelder und Penfionen. 

$. 14. Wartegelder werden nicht meiter bewilligt; 
Denfionen für. Beamte dürfen nur aus dem, jeder Ver⸗ 
mwaltung befonderd zu überweifenden Penſionsfonds und 
bei Behörden, wo Follegialifhe Verfaſſung fatt findet, Bei 
ermangelnden disponiblen Penfions- Fonds, und wenn die 

. Stelle ded Abgehenden einftweilen ohne befondern Koftens 
aufwand übertragen werden Fan, aus den Gehalts fonds 
nach den regulatiomäßigen Sägen, bewilligt werden. Zur _ 
Anweiſung von Penfionen für Wittwen und Unterflügungss 
Gelder von Waifen, in fofern  dergleiden ald Ausnahme 
von der Kegel aus den nicht dazu verpflichteten Staats⸗Kaſſen 

erfolgen follen, ift Unfere Genehmigung jederzeit erforderlich. 

| Gratifitationen und Unterſtuͤtzungen. 


‚$. 15. . Gratififationen und Unterflügungen für Bes 


amte dürfen nur aus denjenigen Fonds angemwiefen wer⸗ 
den, welche in den Etats ausdrücklich dazu beftimmt find, 
oder die Wir beim Mangel etatsmäßiger Fonds, ‚jedem 
EHef bei dem Abfchluß eines Jahres aus den nachgemwies 
fenen, bei ‘der Rechnungs⸗Reviſion genau zu prüfenden 


20. 
Erfparungen zu diefem Behuf zu bewillhen, ” gut in 


ben werden. 

Diäten: und Fuhrkoſten. 

. 16. Bei denjenigen Miniſterien, Regierungen 
und ſonſtigen Behoͤrden, bei welchen jaͤhrlich gewoͤhnliche 
Dienſtreiſen vorkommen, ſoll fuͤr dieſe jaͤhrlich ein Plan 
gemacht, und dabei darauf Ruͤckſicht genommen werden, 
daß nicht im Laufe eines Jahres ohne Noth mehrmalige 
Reiſen bei einem und demſelben Verwaltungszweige nad 
der nemlichen Gegend Statt finden. 

Den Zahlungsanweifungen muͤſſen Liquidationen bei⸗ 
gefügt werden, welche den Zweck und die Tage der Neife, 
ſo wie ded Aufenthalts, nicht minder die zurückgelegte 
Meilenzahl enthalten. 

In den dazu geeigneten Fällen. find Die beforgten 
Geſchaͤfte im den Fiquidarionen kurz zu bemerken. 

Die Nichtigfeit der Angaben in den Fiquidationen 

muß fietS von den DVorgefegten befcheinigt fein. ꝛc. 
Schreibmaterlalien, Feuerung und Licht. 

$. 17. Die auf Koften ded Staats angefchafften 
Schreibmaterialien, Feuerungs⸗ und Erleuchtungs- Bes 
därfniffe dürfen nur zum öffentlichen Dienft verwandt, 
und ed muß überall auf das Wirthfihaftlichfte damit um⸗ 
gegangen werden. 

Wo es die Verhältniffe vashfam machen‘, ſollen Fixa 
ausgeſetzt werden, womit ohne rechnungsmaͤßige Juſtifika⸗ 
tion der daraus gezahlten Vetraͤge der Bedarf beſtritten 
werden muß. 


Wo dieſes nicht zulaͤſſig iſt, muß der Natural⸗Ver⸗ 


brauch fireng kontrollirt werden. 
Keinem Staatsdiener gebührt außer feiner Befols 
dung, felbft wenn ihm eine Dienftwohnung eingeräumt iſt, 


freie Feuerung und Licht, es fei denn, daß ihm folhe von 


Uns ausdrücklich angeibiefen worden. 
Misbraͤuche, welche fich deshalb eingeſchlichen haben, 
duͤrfen nicht ferner geduldet werden. 
Bauten. 


8. 18. Es iſt anerlaͤßliche Pain der ———— 


Behörden, darauf zu fehen, Ye für. die auſchlaghmahigen 
Summen auch dauerhaft gebaut, und fo auf Dermindes 
"sung der etatdmäßigen Baufonds hingewirkt werde 
Abweichungen von den genehmigten Bau⸗ Anfchlägen 
oder Abänderungen derſelben, dürfen in der Regel nice 
. geduldet werden. Der ausführende Baumeifter, weicher 
fih dergleichen zu Schulden kommen laͤßt, fol die das 
durch verurfachten Mehrkoſten felöft tragen. Wenn jedoch 
durch nicht vorherzufehen geweſene Umftinde Abweichungen 
nothwendig werden, ſo muͤſſen dieſe, ſo wie die etwanigen 
Ueberſchreitungen der Bau⸗Anſchlaͤge durch die Reviſtons⸗ 
Protokolle und beizufuͤgende hoͤhere Genehmigung gerechts 
fertigt, auch die Mehrkoſten durch einen beſondern appros 
birten Nach » Anfchlag begründet werden. ıc. 
Remunerationen für befoldete Baubedienten dürfen 
nicht aus den Baufonds bewilligt werden. 

Sind bei bedeutenden Bauten, zu deren ununters 
brochenen Leitung und Beanffichtigung befondere Konduk⸗ 
teure erforderfich, und fönnen diefe nicht aus dem befols 
deten Perfonale genommen werden, fo muͤſſen die regle⸗ 
mentsmaͤßigen Diäten für fie, gleich in den Bananfchläs 
gen mit zum Anfag kommen. 


Prüfung der Kontrafte. 


$. 19. Die Dber: Rechnungs» Kammer ift perpflich 
get, zu prüfen, ob bei den, von den Behörden für Rech⸗ 
nung des Staats gefchloffenen Kontraften, die beftehenden 
Vorfchriften befolgt, von den Verwaltungss Behörden wes 
der ungewöhnliche, dem Staats-Intereſſe nachtheilige Bes 
dingungen, noch bei Ankäufen, Lieferungen und Leiftungen 
unangemeſſene Preife zugeftanden. worden find, ac... 2 
Die für Rechnung des Staats gefchloffenen Kon⸗ 
trakte muͤſſen eben ſo, wie jeder Ankauf fuͤr Rechnung des 
Staats, in der Regel auf vorhergegangene Licitation ges 
gründet -fein, in fofern nicht in den Verwaltungs. Inſtruk⸗ 
tionen anderweite Beflimmungen enthalten find, oder. Aus⸗ 
nahmen durch die. Natur be N — 
werden. 4250 30 2 
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Mit Beamten, welche die Verwaltung ſelbſt führen, 

oder dabei intereffirt find, darf nicht Fontrahirt werden. 
Eine Ausnahme ‚hiervon machen die Domainens Pächter 
und die Dberförfter, die Tegtern in Bezug auf die Ans, 
fuhr des Holzes nach Maaßgabe Unferer Drdre vom 28.. 
Sun 1823. 

Die von den Behörden rechtögültig gefchloffenen Kons 
trafte dürfen zum Vortheil der beteiligten Privatperfo, 
nen nicht wieder aufgehoben werden, und eben fo wenig 
darf eine nachträgliche Abänderung der Bedingungen zum 
Vorthell derſelben Statt finden. 


Weiterer Nachweis angekaufter Gegenflände. 

8. 20. Alle für Rechnung des Staats angekauften 
Gegenſtaͤnde muͤſſen entweder bei Verausgabung des Geld⸗ 
Betrages als vollſtaͤndig verwendet dargethan, oder in eis 
ner beſondern Natural-Rechnung in Einnahme, oder aber, 
in ſofern ſie aus Utenſilien, Geraͤthſchaften, und den zu 
Kunſt⸗ und andern Sammlungen auch Bibliotheken ger 
börigen Gegenftänden befiehenden, in den betreffenden Ins 
ventarien in Zugang nachgewieſen werden, 

In wie weit die Inventarien den Rechnungen beizu⸗ 
fügen find, oder bei legteren nur deren regelmäßige. Fühs 
. rung nachzumeifen iſt, bleibt der Befimmung der Dbers 
-Mechnungs : Kammer nach Verſchiedenheit der Kaſſen und 
Turin überlaffen ıc. 


Verforgungs- Berechtigte 
$. 22. Bei ‚entftehenden Vafanzen muͤſſen Diejenie 
gen Beamten, welche ald in ihren biäherigen Stellen ent“ 
Sehrlich, mit Beibehaltung ihres bisherigen Einkommens, 
zur andermweiten Unterbringung in den Etats aufgeführe 
werden, zunaͤchſt berückfichtigt, und wenn dergleichen nicht _ 
mehr vorhanden find, die jeder Behörde zuzuweiſenden 
Wartegelder · Beamten angeſtellt werden. 


Keine Behoͤrde darf ſich eine Abweichung von dieſen 
Vorlovriten erlauben, es ſei denn, 


| ’ Li.) 
daß die Beamten, welche .ertraordinaires. Gehalt oder 
Wartegeld beziehen, ſich nah Maaßgabe ihrer früheren 
Verhältniffe und Befchäftigungen nicht für die vakante 
Stelle eignen. 
Bei allen aͤbrigen Anſtellungen, welche in der Folge 
Statt finden, und nicht auf Unſerer beſonderen Genehmi⸗ 
gung beruhen, muß in Betreff, der Invaliden, deren Ver⸗ 
ſorgungsſchein und in Anſehung aller uͤbrigen Individuen, 
der Nachweis des Verſorgungs⸗Anſpruchs den Rechnungs 
Belägen zur Inftifitation der erſten Gehaltszahlung in 
Urſchrift an werden. 
Vorſchuͤſſ er 
. 23. Vorſchuͤſſe duͤrfen von keinem Rendanten oh⸗ 
ne Autoriſation der (dm vorgeſetzten Behoͤrde geleifet 
werden. 
Meberhaupt dürfen aus Staats: Kaffen nur ganz un⸗ 


vermeidfiche Vorſchuͤſe und zwar innerhalb der beftehens 


den Vorfchriften Statt finden, und wo angemeffene Des 
fimmungen hierüber fehlen, find folche auszumirfen. 

Die geleifteten Vorſchuͤſſe follen in den Nechnungen, 
nicht verausgabt, fondern bei den Kaflen unter den Des 
fländen. nachgemwiefen werden. 

In den Rechnungen follen fie nur, in ſofern die 
Kaſſen mit Beſtaͤnden abſchließen dürfen ,' unter dieſen ers 
ſcheinen und müflen fie dann 

in einer. der Mechnung beizuheftenden Nachmeifung 
ſpezificirt werden. 

Dieſe muß ergeben 

auf welche Anweiſung, wann und zu welchem Ende die 
Vorſchuͤſſe geleiſtet, daß fie unvermeidlich geweſen, und 
wenn eher fie erſtattet werden ſollen. 

Blos geleiſteter Vorſchuͤſſe wegen, darf eine Kaſſe, 
welche grundſaͤtzlich keine Beſtaͤnde zuruͤckbehalten ſoll, nicht 
mit Beſtand abſchließen, ſondern der Erſatz muß nöthis 
genfalls aus denjenigen Provinzial⸗Kaſſen erfolgen, welche 
= eifernen Beftänden oder Betriebs s Kapitalien verfehen 


a 

gichnundebonchate bie hür dadurch enfieheh koͤnnen, 
ga der Rendant aus "Einnahmen des neuen Jahres, 
oder aus andern feiner Verwaltung anvertrauten Fonds, 
oder aus eigenen Mitteln Zahlungen geleiftet ; und in 
su Rechnungsausgabe geſtellt hat, | 
| *— nicht Statt finden. 
REN Ausgabe⸗ Reſte und Ausgabe ⸗Erſparniſſe. 

04 Die aus den Ausgabe: Fonds zu "beftreitens 

te müffen der „Kegel nach: vor Abfchluß der 

echhungen nicht nur angemwiefen, fondern auch wirklich 
geleiſtet ſein. 

Diejenigen Fonds, bei welchen Ausgabe: Hefte nicht 
zu vermeiden find, bleiben bis zum Abfchluß des folgen, 
den Jahres, Behufs der zu berichtigenden Reſt-Zahlungen, 
noch offen. Es duͤrfen aber in dieſem Zeitraume feine 
laufenden Ausgaben anf diefe Neftenfonds, und eben fo 
wenig die aus den Neftenfonds zu beftreitenden Ausgaben 
auf die laufenden Fonds’ angewieſen werden. 

Die Hiernächft bei dem Abfchluffe der Ausgabefonds 
am. Ende des zweiten Jahres fi ergebende Minders Aus⸗ 
| gabe ift als erfpart zu berechnen, und darf nicht geduldet 
werden, Daß irgend eine Zahlung in das dritte Fahre 
uͤbergehe. 

Kommen ſpaͤterhin dennoch Ausgaben aus der Vor⸗ 
zeit vor, ſo muͤſſen dieſe aus den etatsmaͤßigen Fonds 
der treffenden Verwaltung, ohne deren —— — 
beſtritten werden. ıc. 

Zahlungen durch andere Kaffen und Ruͤckeinnahme⸗ Fonds. 


. 25. Die Ausgaben müflen der Regel nach von 
derjenigen Kaffe definitiv berechnet werden,. auf deren 
Etat der dazu befiimmte Fonds fteht. x. 

Die Erfparungen, welche bei den, einer andern Kaffe. 
zur mweitern Auszahlung und definitiven Berechnung übers 
wiefenen Beträgen fich ergeben, muͤſſen von derſelben zu⸗ 


ruͤckgeꝛahlt werden. 2. 
"Etats Heberfchreitungen. 


8.26, Die Etats Titel der Unsgabe find als ges 


den 
- 


ſetzliche Normen zu betrachten, welche nicht Aberfchricken 
"werden dürfen; — nur in dem Falle foll es den ober« 
ſten Verwaltungs» Behörden: frei fliehen, im Faufe der 
Adminiftration Erhöhungen der etatsmaͤßigen Ausgäben 
bis. zur Höhe von fünf Prozent des ſpeziellen betreffen⸗ 
den Etats⸗Titels zu bewilligen, wenn die Mehrausgaben 
durch Mehreinuahmen unvermeidlich herbeigeführt, und. bie: 
Erfiern aus den Lestern gedeckt. werden: koͤnnen. 

Es dürfen jedoch dadurch die beflehenden -Normals _ 
Gehaltsfäge und bie Zahl der Beamten nicht — 
werden. 

Jede andere Mehr: Ausgabe eines Etats, Titels, fie 
mag. durch. Erfparungen bei andern. Etatds Titeln gedeckt 
fein oder nicht, fol, wenn fie ohne Unfere Genehmigung: - 
erfolgt üft, zum Defeft geftellt, und deren Betrag als 
Strafe von der Rendanten, oder der Berwaltungss De 
hoͤrde, welche fie angeordnet hat, eingezogen werden. : 

Die Unterabtheilungen eines Etats-Titels bei ven 
Provinzial⸗ und Spezial⸗Kaſſen machen hiervon in der 
Maaße eine Ausnahme, daß bis dahin, daß die Etats in 
ihren Haupts und Unterabtheilungen nach einem: übereins" 
ſtimmenden ſyſtematiſchen Schema gefertigt ſein werden,” 
eine Uebertragung bei denjenigen Unterabtheilungen der 
Erat3» Titel, die nahe verwande find, als z. B. Schreib⸗ 
materialien, Holz und Licht, Statt findet. 

. . In den Rechnungen, welche nach Etats gelegt wer⸗ 
den, die erſt im Jahre 1825 Vollziehung erhalten, fin⸗ 
den nur da Uebertragungen ſtatt, wo ſolche in den Etats 
ſelbſt fuͤr zulaͤſſig erklaͤrt worden. 

Au: — Ausgabe-Ertraordinaria. Zi = 


$ 27. Auf die etatömäßig zu extraordinairen Aus. 
gaben ‚befimmten Summen darf nichts. übernommen wer⸗ 
den, was zu einem beſtimmten Etats-Titel gehört. Bee 
Selbſt wenn das Extraordinarium zu Deckung un⸗ 
vermeidlicher Mehr⸗Ausgaben beſtimmt, und dieſe Beſtim⸗ 
mung im Etat ausdruͤcklich bemerkt iſt, muͤſſen dergleichen 
— bei den n betreſſendan — —— 


36 ! 
net, die- Beträge derfelben aber bei dem: Ertranrdinario: 
als Diinder « Ausgabe ‚und erfpart nachgemiefen werden. : 
Ausgaben, für welche Fein paflender Etats Titel vors 
handen iſt, und die alfo. aus dem Extraordinario erfols 
gen, muͤſſen bei dem Letztern in den Rechnungen nach Vers 
fehiedenheit der Gegenftände unter angemeflenen. Ubtheis 
kungen: zuſammengeſtellt werden. TE | 
— Beberfähäffe. Er 
unge 28. Die Ueberſchuͤſſe müfen von. den Spezial⸗ 
Kaffen an die Provinzials Kaffen, und die der letztern au 
die General = Kaffen prompt und "vollftändig abgeliefert, 
und es dürfen auch die in dem legten Monat: oder kurz vor 
dem Rechnungsſchluß ſich ergebenden nicht zurückgehalten: 


werben. “ i A a 
A e)Defeflte 


. 30. Kein Kaflen- Defekt, folcher mag durch Uns 
treue, Irrthum oder Dienfi-Vernachläffigung entſtanden 
ſein, ſoll ohne Unſere Genehmigung oder vorhergegangenes 
rechtliches Erkenntniß gegen, die Kaſſen⸗VBeamten und Dies, 
jenigen Aufſichts⸗Beamten, welchen eine Vertretung ges. 
ſetzlich zur Laſt faͤllt, erlaſſen, und in den Rechnungen als 
Ausfall niedergeſchlagen, oder in Ausgabe berechnet werden. 

Die Gerichte find verpflichtet, die Erkenntniſſe gegen 
untreue Kaflen, Beamten, deren Betrug nicht Bei ber, 
Rechnungs »Nevifion entdeckt worden, der Ober, Rechnungss 
Kammet in Abfchrife mitzutheilen. m 

"Kein Verwaltungs, Chef ift berechtigt, einen von ber. 

Dber sHechnungs-» Kammer. feftgeftellten Nechnungs: Defekt 

niederjufchlagen, oder deſſen Einziehung zu verzögern. 

Auch ift es verboten, den Nendanten und andern 

. Beamten, welchen ein folcher Defekt zur Laft fällt, dem 

Betrag deſſelben aus irgend einen Dispofitiong » Fonds, 

fei es unter welcher Benennung ed molle, mittelbar zu 

Hergüten. | | | | 
2) Beſondere Beſtimmungen für einzelne Berwal- 

-tungszweige. 

a. Domainen » Berwaltung. ' 

F. 31. Bei der Domainen- Verwaltung iſt beſon⸗ 

| : ders 
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ders. zu . beachten, "daß die dazu. gehörigen Güter und 
Grundftücfe ohne Unſere fpezielle Genehmigung nicht für 
Rechnung ded Staats bewirchfchaftet werden dürfen, viels 
mehr ſtets verpachtet werden muͤſſen. 

NMur wenn unvermeidliche Exmiſſionen der Pächte 
folche nöthwendig machen, kann eine einfiweilige Admini⸗ 
firation auf möglichft Furze Zeit, unter Genehmigung des 
Finanz⸗Miniſteriums Statt finden. ꝛc. 

Eine Stundung rücftändiger. Domainen = Pacht: Gel⸗ 
der und Gefälle darf mit. Genehmigung des Finanz: Mis 
nifterii nur in dem Falle Statt finden, wenn ſolche zur 
Erhaltung der Unterthanen oder der Domainen= Pächter, 
welche unverfchuldet zurücfgefommen, unvermeidlich if. 

In Anfehung der Baufoften muß darauf gefehen 
werden, daß die reparaturfähigen Gebäude möglichft ers 
haften, und die neuen Gebäude nur nach dem wirthfchafts 
lihen Bebürfniffe eingerichtet werden. Jeder unnöthige 
Aufwand iſt zw vermeiden. . 

Auch Hat die Ober Rechnungs » Rammer darauf zu 
halten, daß die Bau-Verbindlichkeiten der Domainens 
Paͤchter und die übrigen Kontrakts— nn von den⸗ 
felben gehörig. erfüllt werden, 

Da das Rechnungsjahr nicht mit dem Wiehlce 
Jahr uͤbereinſtimmt, fo muß bei Verpachtung der .Domais, 
nen: eine ‚genaue Abfonderung ded Ertrages der eigentliz. 
lihen Vachtfiücfe von dem Ertrage der auf Berechnung. 
ftehenden Einnahmen: .dergeftalt bewirft werden,. daß; es 
deshalb Hei. Beendigung : der Pacht Feiner -befondern. Aus— 
— Behufs der Rechnungs⸗Juſtifikation bedarfe 

AR Ur bi: Forfiverwaltung >. 

$. 32. Don der Forfiverwaltung darf ohne unfere 

Benehmigung: Fein: Holy unentgeldlich, oder aus freier 
Hand unter. der Tare verabreicht werden, in ſofern die 
Empfänger ‚nicht. nach den Natural: Soße Cum; bie zu 
ordern Haben: :.-; 
Wegen des Sffenttichen Verkaufs ber Hälyer find die, 
Borfchriften . Unſerer Kabinets⸗ Ordre vom 31. demer 
Ba ge: te en 
Unnaien Heft I. 1825, B 


—A =; 

| Die Abholung’ des des Berechtigte angewieſenen, 
fo wie des verkauften Holzes aus den Forſten barf nicht 
zue Ungebühr verzögert werden. — 

In ſofern die zu den Schonungss und Forſtoerbel⸗ | 
ſerungs⸗ Anlagen beſtimmten Grundſtuͤcke, ihrer Hauptbe⸗ 
ſtimmung unbeſchadet, einen Ertrag gewaͤhren, ſo muß 

ſolcher zur Kaſſe berechnet werden. Daß Forſtbeamten 


dergleichen Grundſtuͤcke zu ihrem Privat-Vortheil benuz⸗ 


zen, iſt nicht zu geſtatten. 

Der Geldbetrag für das an Privatperfonen verkaufte 

Holz muß vor dem Jahresſchluſſe volftändig eingezogen 

fein, und ed dürfen Feine Reſte dabei geduldet werben. x. 
e. Steuerverwaltung. 


| $. 33. Bei der Verwaltung der direkten Steuern. 

iſt darauf zu fehen, daß die Grundſteuer von dem vers 
£auften, biöher fienerfrei gemwefenen Domainen und Forſt⸗ 
grundſtuͤcken nach iprem richtigen Betrage zur Anlage 
fommt. 

Wegen Stundung ruͤckſtaͤndiger direkten Steuern fin⸗ 
det die im $. 31. dieſer Inſtruction bei der Domainen⸗ 
Verwaltung gegebene Beſtimmung Anwendung. 

Von den uͤber die Erhebung der indirekten Steuern 

geführten Regiſtern find einzelne von der Ober-Rechnungs⸗ 
Kammer zur nähern Prüfung und Vergleichung mit ben 
Rechnungen einzufordern, und müflen die Erinnerungen, 
‚welche dabei. vorfommen, eben fo. erledigt werden, als die 
Monita aus DVeranlaffung der Nechnungsrevifion. 

Die ‚Einforderung von Negiftern foll- befonders. in den. 
Faͤllen gefcheben, wo fich. ein erheblicher Ausfall gegen 
den Etat zeigt. 

Die Boniſikationen und Reſtitutionen der indirekten 
— dürfen nur nach den von Uns genehmigten Grund⸗ 
fägen geleiftet. werden. In Betreff der Stempelfieuer hat 
bie, Ober⸗ Rechnungs > Kammer bei Kevifion der Rechnun⸗ 
. get gleich’ den ini $.30. des Gefeges vom 7. März 1822 
benannten Behörden auf. die Befolgung der. Stempelvor⸗ 
fepriften zu fehen, und bei entdeckten Kontraventionen nicht 
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iur die fehlenden. Stempel mächträglich beibringen zu lafs 
fen, fondern auch die gefeglichen Stempelftrafen feftzufegen 
und einziehen zu laffen. ꝛc. 

Bon Staatsſchulden⸗Verwaltung · 


$. 42. Auch hat die Ober» Rechnungs + Lammer 
darauf zu halten, daß die auf die Circulation der Trefors 
fheine Bezug habenden Verordnungen, namentlich die 
Vorfihriften wegen Berichtigung eined Theils der oͤffentli⸗ 
hen Abgaben. in Treforfcheinen genau befolgt werden, ꝛc. 

C: Das Formelle des Rechnungsweſens betreffend: . | 
S. 46. Jede Rechnung muß auf dad Mannal ge: 
gruͤndet fein, und in ihren Reſultaten ſowohl mit dem 
Manual als mit dem Schluß, Ertract genau uͤbereinſtim⸗ 
men, auch dürfen weder Raſuren Hoch Abänderungen in 
den Zahlen darin vorkommen. " 

Die Rechnungen müffen ein volled Rechnungsjahr, 
welches mit dem Kalender. Jahr gleich laͤuft, umfaſſen. 
Stuͤckrechnungen für einzelne Zeit» Abfchnitte dürfen nicht 
ohne Zuſtimmung der Ober⸗ Rechnungs + Kammer gelegt 
werden: 

Die Einnahmen fo. wie bie Ausgaben müffen der Res 
gel nach einzeln, jedenfals aber nie fummarifcher, Als fie 
in den Etats ausgebracht worden, in den Nechnungen 
aufgeführt, oder wo die Dber-Nechnungs, Kammer es zus 
täffig findet, in befondere Nachweifungen verzeichnet wer: 
den, welche der Rechnung beisuheften find. 

Die Rechnungen der in Verbindung ftehenden Spes 
Hals Provinzial⸗ und General-Kaſſen muͤſſen in Anfehung 
der abgelieferten Weberfchäffe und fonftigen Zahlungen Aus 
einer Kafle an die Andere, dergeftält genau uͤbereinſtim⸗ 
men, daß diefe Zahlungen in den, für ein und bdaffelde 
Jahr abgelegten Rechnungen beziehungsmweife in Ausgabe 
und Einnahine nachgewieſen werden. 

Eine gleiche Uebereinſtimmung der Spezial⸗, Pros 
vinzals und General: Nechitungen muß in Anfehung ber 
Einnapmes Hefte ftate finden, fo daB Diejenige Summe, 
weiche in ber N Rechnung — bet den Ueber⸗ 


\ 
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ſchuͤſſen erſchelnt, in der Prodinzial⸗ Rechuung als Ein- 
nahne⸗Reſt, und der Ueberſchuß⸗Reſt der Provinzial⸗ 
Rechnung als Einnahme⸗Reſt in der General⸗Rechnung 
nachzuweiſen iſt. Dies gilt auch von den Ueberſchuͤſſen, 
welche aus einer Central⸗ oder General Kaſſe an die an⸗ 
dere abzuliefern find. ze. ”. 

‚In, den Fäden ,.iwp zrundſaͤtlich zu einzelnen Ein; 
yahıner und Ausgabe Pofitionen Unfere, Genehmigung er- 
forderlich iſt, muͤſſen die desfallſigen Kabinets⸗Ordres in 
vidimirten Abſchriften den Rechnungs-Belaͤgen beigefügt 
werden. Die Rechnungen ein und deſſelben Verwaltungs⸗ 
zweiges muͤſſen nach gleichen Formularen gelegt und in 
gleicher Art juſtifizirt werden, es ſei denn, daß Verſchie⸗ 
denheit der Verfaſſung, der Lokal, und anderer Verhaͤlt⸗ 
miſſe Abweichungen rechtfertigen, weiche alsdann von der 
| — Kammer anzuordnen fi ‚find. » 

Zur Vermeidung jeder -unnöthigen Schreiberei, fotten 
ar die zur Ergänzung der Vorſchriften uͤber das For—⸗ 
melle nöthigen Befimmungen nicht: ferner indie Reviſions⸗ 
Proͤtokolle Aber die einzefnen  Nechnungen- aufgenommen, 
fondern den Behörden durch Cirfulärien oder befondere 
’ Verfũgungen von Zeit zu Zeit bekannt gemacht weren u 

b. Notaten ⸗Beantwortungen. 

§. 48. Rendanten, Provinzial⸗ und Unter» Vehoe— 
den, welche ſich bei Beantwortung und Begutarhtüng det 
Notaten unbefcheidene Aeußerungen erlauben, verfallen in 
angemeſſene Drdnungsftrafen., 

Findet die Ober⸗Rechnungs⸗ Kaͤmmer; zur Aufklärung Ä 


ze einer Sache es nöthig, einzelne Berichte der Verwaltungs; 


“ Behörden: oder deren, Akten ſelbſt einzufehen, fo müffen ihr 
lolche eingereicht werden. 

In den Faͤllen, wo durch. die EN, des 
Kevifiond s Protokolls die, Erinnerungen noch. nicht vollſtaͤn⸗ 
dig erledigt worden ſind, findet nach Maafgabe.. der des⸗ 
halb von ‚der Ober⸗Rechnungs⸗-Kammer erfoldenden Ver⸗ 
handlung, Verfügung: oder reſp. Mittheilung, eine zweite 
Beantwortung ſtatt. weit ‚gleich , der. erfien „in dem, von 
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der Ober Behr a belinnmenden Train 
an dieſelbe zu befoͤrdern iſt. 254 
Durch die zweite Beantwortung muß die vaiati 
guunga der? Rechnung detgeſtalt bewirkt werden, daß nur 
noch⸗ Erinnerungen, welche erſt durch folgende Rechnungen 
ihre Erledigung erhalten koͤnnen, offen bleiben duͤrfen. Die 
von der Ober-Rechnungs-Kammer auf den Grund: ;der 
zweiten Beantwortung ... Deſelte muͤſſen ſelort 
eingezogen werden. 4253 Ga Bde 
Gast TE, Bertätigung ve Rechaungen sig 
$. 49, Die, Ober⸗Re Stein Share. ir ver fich- 
— F die prompte Berichtigung der Rechnungen derge, 


die, A: —— 9 zum‘ 10 a * a Re 
> iten. Er a, ‚bie — und ne, 


den ag —— —— der Bergen. ift- Die! 
Decharge darüber zu ertheilen, “oder folche in den dazu 
| geeigneten Sänen iu Uhferer Vollziehung einzureichen, nu“ 
— Geſchaͤftsbetriebe 
— 28 55. Saͤumtliche Staats⸗ Behoͤrden und Vean⸗ 
ten — ein jeder, ſo weit es ihn. ‚betrifft, ſich — a8, 
geuwärtigen, Inſtruction zu achten. +... | 





an Geoehen —* den 18. December 1924. ra . 
a et it Ener Bilden. 
erln n:., 7 } MER 
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Circular⸗ Refrip des König. Miniſteriums des Innern 
an ſaͤmmtliche Königl. ‚Regierungen und an das Koͤ⸗ 
nigl. Polizei-Prafidium zu Berlin, die Anfertigung und 
Einreichung ber Berwaltungs: Etats betreffend. 





Der $. V. der Infiruction für die Koͤnigl. Generals 
Kontrolle vom 4. December pr, fehreibt vor: 
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) — die Etats in vararticher Gölger — vemlich 

* se 

er die Spezial», dann... | 

b. die Provinzial⸗ Vertiältunge: s, und Ha dieſen erf 

6. die Schluß, oder Haupt» Etatd zur en gelans . 

— gen ſollen, und 
2) die Vorlegung | | 

ga, der Spezial: Etatd im März — und deren Re⸗ 

viſion bis zum Monate Mai beendigt ſein, 

b, die Kevifion der: Provinzial⸗Etats vom Juni big 

Ende Auguſt gefehehen, und | 
Se bie: der daupt Etatq im Monat September bewirkt 
werden, | 
‚Überhaupt aber, dag ganze Etats⸗Reviſtons⸗Weſen Ende 
Rovember jeden Jahres völlig gefchloffen fein fol. 
Es wird zwar voraudgefegt, daß diefe allerhoͤchſten 
Anordnungen werden beachtet ‚werden; die Königl. Negies 
zung (das: Königl. Polizeis Präfi dium) wird indeffen noch 
befonderd angewieſen, die von Ihr (demfelden) einzureis 
chenden Etats⸗ Projecte ſo fruͤhzeitig anherzuſenden, daß 
deren Nevifion hier nicht übereilet werden darf, und den⸗ 
noch die Mittheilung an die GeneralsKontrolfe in obigen 
Zeits Sriften fucceflive erfolgen kann. 

Hiebei wird noch bemerkt, daß der durch die Ders 
fügung der Könige. GeneralsKonteolie und des Königl. 
Zinanz » Minifterii vom 4. September 1822 angeordnete‘ 
Etatd- Turnus nicht verändert worden iſt; nur find- die 
Spezial: Etats da, wo ſolches ohne Nachtheil für die Vers 
waltung zuläffig ift, auf ſechs Jahre zu richten. 

Berlin, den 14. März 1825. 
Der Minifter des Innern. 
9 Shudmanm. 


— 
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— 4. ee 
Reſcript der Königl. Minifterien des Innern und ber 
Finanzen an das Königl. DOber-Präfivium zu Coblenz; 
‚die Behandlung und Mit s Einreichung abweichender 
Separat⸗ Votorum einzelner Kollegien⸗ Mitglieder : 
betreffend. | 


t 


Dem Königl. Ober⸗Praͤſdio wird auf den durch eis: 
ne .Befchwerde des Regierungs-Raths N. N. veranlaßten 
Bericht vom sten dieſes Monats, 


‚die Auslegung des $. 34. der Regierungs Inſtruction, 
ruͤckſichtlich der Nothwendigkeit der Miteinreichung ab⸗ 
weichender Separat Votorum einzelner Collegien⸗ Mit⸗ 
glieder bei Berichts-Erſtattungen betreffend, 


— zu erkennen gegeben, daß es in jedem Falle von 
dem Beſchluſſe des den Bericht etſtatteten Collegii abhaͤn⸗ 
gen muß, ob einem ſolchen nach dem Concluso, gegen die 
Anſicht des Referenten oder Correferenten, abgefaßten 
Berichte das abweichende Votum des einen oder des an⸗ 
dern beigefügt werden ſoll, und daß Mitglieder des Col⸗ 
legit die Beifchließung folcher Votorum zu fordern nicht 
für berechtigt geachtet werden können, da eine folche Bes 
vechtigung nicht nur nicht vorgefchrieben ift, fondern auch 
sicht angemeflen erfcheint, weil davon ein die Gefchäfte im 
höchften Grade erfchwerender und aufhaltender Mißbrauch 
gemacht werden koͤnnte. 


Dagegen laͤßt es ſich von den Collegien im Allge⸗ 
meinen wohl erwarten, daß ſie, wie ſolches ohnehin ſchon 
zur Vollſtaͤndigkeit jeder Berichts-Erſtattung erforderlich 
ift, durch Erörterung der für und wider die Sache fpre« 
chenden Gründe, zugleich die obmwaltenden divergenten Meis 
nungen berühren, auch, den Umfiänden nach, fein Bedens 
ten tragen werden, abweichende Vora. einzelner Mitglie, 
der, vorzüglich der Techniker und auch der Juſtitiarien in 
Kechtös Angelegenheiten, auf Verlangen mit den DBerich- 


° 


\ 


k 


ten einzureichen, wenn davon ein ‚twefentlicher Taten zu 
erwarten ift, 
ESollte e8 aber auch ja einmal- hierunter anders’ ges 


halten werden; fo iſt, es jedenfalls keinem Kathe verwehrt, \ 
: fein Votum der Ober «Behörde unmittelbar einzureichen. : 


Hiernach hat das Königl. Ober - Präftdium dem ꝛc. 
N. N; auf. deffen nebft ihrer Anlage hierbei zurück erfols 


genden Befchwerde vom ısten vorigen Monats das Noͤ⸗ 


thige zu eröffnen. 
Berlin, den 29. März 18235. | 
. Dinifterium des Innern. Minifterium der Finanzen. 
v. Shudmann. v. Klewitz. 





arte | 5. Do 

Reſcript des Könige. Minifteriums des Innern an bie 

NP — Regierung zu Bromberg, die Anlegung 
F um AmtssUniformen betreffend, 


€— 


113) ' 1*84 — — 
Der Koͤnigl. Regierung dient auf Ihre Anfragen in 


— 
F} 0" 
315 RC 


Ast ‚dem Berichte vom 6ten v. DM. zum Befcheid, daß 


Amts- Uniformen überall nur von denjenigen getragen wer⸗ 
den Eönnen, welche zu - den betreffenden Aemtern nicht 
Sr interüniftifch, fondern definitiv ernannt find. 

‚Derlin, den 4. März 1825. 
2.0, Minifterium des Innern. Erfte Abtheilung. 
Köhler. 


| Kefip des Konigl. Miniſtetiums d des a an bie 


Koͤnigl. Regierung, zu Minden, bie Uniform ber | 
; ee Ber herreffend. 


i — —— — 


"nei Röntgt. Regierung zur Beſcheidung — 
Ihre Anfrage vom 28ſten v. M. eroͤffnet, daß die den 


Witterguts-Beſitzern von Gr. Koͤnigl. Majeſtaͤt beigelegte 


“ 
\ 


— 
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Uniform unter Dderfelben Maaßgabe, mie vor dem Jahre 
1807 von den Rittergutsbefigern als folchen, ohne Ruͤck⸗ 
ſicht auf Eandftandfchaft, zu tragen iff. | I Se ag 
‚Berlin, den 22. Januar.ıg25. . 
Minifterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
> re Koͤhler. — 
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Reſcript der: Koͤnigl. Minifterien des: Innern und der 
Hinanzen, an die Koͤnigl. Regierung zu Arnsberg, bie 
Diaͤten und Fuhrkoſten der Referendarien, wenn fie die 
Etelle der Raͤthe vertreten, ‘betreffend. 

Der Könige. Regierung wird zur Befcheidung auf 
Ihre. Anfrage in, dem Berichte vom a8ſten v. M. eroͤff⸗ 
net, daß die durch das Diäten= und Reiſekoſten-Regle⸗ 
ment vom 28. Februar 1ı816.im..$. 1. Lit. B, lediglich in 
Anfehung der Diäten der Neferendarien, wenn fie die 
Stelle der Raͤthe vertreten ,.geffattete Ausnahme vom der . 
allgemeinen Regel analogiſch auf ähnliche Faͤlſe nicht: bes 
zogen, ‚mithin auch den Neferendarien in Anſehung der 


Transportmittel Feine Vortheile zugeftanden werden koͤn⸗ 
hen, deren das Reglement nicht erwaͤhnet. } 
Berlin, den 25. Januar 1825. 
Minifterium des Innern. Minifterium der Finanzen, 
u. Schuckm an n . m Klewitz. 
a as per Jrey2 





Refeript der. Königl. Miniſterien des Innern und der 
Sinanzen an die Königl. Regierung zu Gumbinnen, 
bie Einftellung willführticher Abzüge: von Befoldungen 
| und Gehalts: Zulagen- betreffend. ur 





Die Koͤnigl. Regierung wird angetieſen, das von 





ss 2 | 
. Derfelben bisher Geobachtete , jeboch ganz unzuläßige: Ber 
fahren, wornach Sie, bei Uebertragung von Dienfiftellen, 
neben den gewöhnlichen Stempel⸗ und Kanzlei» Gebühs 
ven, nach Maaßgabe der SportelsZare, noch befonders 4 
p.C. von der jährlichen Befoldung, fo wie von bewillig⸗ 
ten Gehalts: Zulagen, hat in Anfag bringen laflen, eins 
zuftellen, darnach die derartigen Abgaben, welche Sie Ih⸗ 
ren Calculatoren N. N. dem erftieren wegen der ihm uns 
term 25. März 1822 bemilligten Gehalts » Zulage von 
roo Rthl. mit 4REHL., dem zweiten für das ihm unterm 
6. December 1819 beigelegte Gehalt von 400 Rthl. mit 
16 Rthl. abgefordert hat, denfelben zu erlaffen, und dar⸗ 
nach die genannten Beamten auf die von denfelben die, 
ferhalb hier eingegebene gemeinfchaftliche Vorftellung vom 
gten d. M. zu befcheiden. = | 
Betrlin, den 25.März 1825. Ä 
Minifterium ded Innern. Minifterium der Finanzen. 
v. Shudmann. v. Klewig 


’ 





Publikandum der Königl. Regierung zu Cdolin, bie 
Beiträge zum Penfions- Fonds und die Einftellung der 
Goldzahlungen bei den Befoldungen ber Beamten ıc, 

| betreffend, 


— — 


Zur Beantwortung der Anfragen, welche daruͤber 
vorgekommen ſind: 
ob die Beſtimmungen der Allerhoͤchſten Kabinets⸗Ordre 
vom 31. Auguſt v. J. wegen der Beitraͤge von den 
Beſoldungen zum Penſtions-Fonds, und wegen Einſtel⸗ 
lung der Goldzahlungen, auch auf. die Wartegeld :Em- 
pfaͤnger Anwendung finden, und vb diejenigen Penſio⸗ 
naire, welchen bei ihren Penfionen Goldantheile bewil⸗ 
ligt ſind, ſolche ferner zu beziehen haben würden? 
hat das Königl. Staats: Minifterium dahin entſchieden: 
1) daß Beiträge zum Penſions⸗Fonds von Wartegeld⸗ 


” 


Empfängern nicht gefordert werden — es waͤre 
denn, daß dergleichen Beamte die vollen Beträge ih⸗ 
rer früheren Beſoldungen bezoͤgen; daß dagegen 
2) die Beſtimmung wegen des Wegfalls der Goldzah⸗ 
lungen allgemein, alſo auch auf diejenigen Warte⸗ 
geld⸗ Empfänger, welche bisher dergleichen bezogen 
haben, Anwendung finden fol, mithin namentlich 
auch. auf die Wartegelder genießenden Gensd'arme⸗ 
rie⸗Offiziere, und daß 
3) denjenigen Penfionairen, welchen unter ihren Pens 
fionen Gold » Antheile ausdrücklich bewilliget And, diefe 
nicht entzogen werden koͤnnen. 

Diefe Beftimmungen werden im Auftrage des Koͤnigl. 
boden Finanz⸗Miniſteriums, und im Verfolg unferer Bes 
fanntmachung vom 17. December v. J. (Mo. 5ı. des 
Amtsblattd de 1324) hiemit zur Öffentlichen Kenntniß 
gebracht. | | 

Eöslin, den 7. Februar 1825. 
Koͤnigl. Preuß. Regierung. 
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Reſcript der Könige. Minifterien des Innern und ber 
Finanzen an die Königl. Regierung zu Magdeburg, 
bie Beiträge der Staatsdiener zum Penfiong- 
Fonds betreffend. 


Der Königl. Regierung wird auf Ihren an das mit 
unterzeichnete Finanzs Minifterium erſtatteten Bericht vom 
‚17. Sebruar c. 

die Beiträge der Staatds Diener zum Penſtons⸗ Fonds 
betreffend, 
binfichtlich der darin aufgeftellten verſchiedenen Punkte, 
worüber Dieſelbe nähere Beſtimmungen nachſucht, Folgen⸗ 
des zu erkennen gegeben: 
zu 1. iſt die Anſicht der Koͤnigl. Regierung gan richtig, 
Daß mur derjenige zu Beiträgen zum Penfions > Fonds 


28 
herangezogen werden kann der einen Anſpruch auf 
Penſion hat; genauere Beſtimmungen hieruͤber ters 
‚den fich aber erſt nah Emanirung des zu 'ertwarten- 
“Den neuen: Venſions⸗Reglements geben laſſen, da ſich 
dieſes hauptſaͤchlith auch daruͤber ausſprechen wird, wels 
in chen Beamten ein Anſpruch auf Penſi ion eingeeinunt 
werden fol. —- | 
VWVorlaͤufig wird indeffen bemerkt, daß auf gandi⸗ 
gung angeſtellte Beamte, durch die blos vorübergehende 
Anſtellung keine Anſpruͤche auf Staats, Penfion erlan⸗ 
gen,’ und daher auch dem Abzuge zum Penſi ons/ Fonds 
nicht zu unterwerfen ſind. — | 
Zu 2. iſt es ganz richtig, daß. in der Regel auch nur 
dasjenige Einfonmen zum Beitrage für den Penfiond- 
Eonds Herangezogen werben Tauh, welches 43 de Pen⸗ 
ſionirung Far en wird: Re 
Neben » Einnahmen aus —— oder- Ganers 
Societaͤts-Kaſſen koͤnnen alfo nicht zu einem erhoͤheten 
Penſions⸗Beitrage verpflichten. > 
Ein gleiches Verfahren muß allerdings eintreten, 
wenn ‘ein Öeiftlicher neben. dem Prediger-Amte noch ein 
anderes Königl. Amt ‚verwaltet, fo daß alfo in dem 
beiſpielsweiſe bemerkten ſpeziellen Falle, der Confifioriats 
Rath und Dom⸗Prediger N. N. mir von dem’ -Ges 
hatte: als. Confiftorial» Beth, nicht aber von ſeinem übris 
gen Pfarr⸗Gehalte, zum. Penflons Fonds beizutragen 
hat. 

Dei Befoldungen der Staats: Diener aus Com: 
munal? Kaffen, deiten aus Staats⸗Fonds Dazu: ein Zus 
*ſchuß gegeben wird, fuͤllt die Verpflichtung zu einem 

Beitrage ‚zum Penfi ond- Fonds allerdings weg, ſobald 
Eder Faͤll wirktichefiitriit, daß, wie es jege mie der 

Befoldung des Landraths und Ober: Bürgermeifters N. 
"N, geſchehen ſollz? ein ſolches Gehalt vom Etat fuͤr die 
Verwaltung des Innern abgeſetzt und san; von der 

Stadt oder Commune übernommen wird... "> | 
gu 3, über den ‚Punkt, wegen der Deranziehung des PR \ 
| .. ven Erat feſtſtchenden RI Einkommens zu 


— 
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gleichmäßigen Beiträgen. zum. Penfions + Fonds, und — 
dieferhalb "vor den beitragspflichtigen Beamten ab; | 
benden Erklärungen, „wird fich ebenfalls erft nach * 
nirung des neuen Pen ons/ Resulatiot Ben 
laſſen. :: ! 

Zu 4. kann der Vorſchlag, auch in den Sällen, wo das 
Einkommen durch den Etat feftftehet, einem jeden Bes 
amten dennoch zur Angabe‘ defielden zu verpflichten, zur 
Ausführung kommen, da dadurch: allerdings eine rich⸗ 
tigere Weberficht erlangt werden wird. - | 
In dem bier angefuͤhrten ſpeziellen Falle muſſen 
von den bemerkten verſchiedenen Nutzungen, welche der 
Oberforſtmeiſter N. N. außer ſeinem Gehalte, nach dem 
Spezial⸗Forſt-Etat von N. N. unentgeldlich zu bes 

— ziehen hat, unbezweifelt gleichfalls Deiträge zum Pens 
fions» Fonds gegeben werden. ' 

Zu 5. in den Fällen, wo ein Beamter Tentieme der Ge⸗ 
halt aus mehreren Kaſſen beziehet, muß allerdings, da⸗ 
mit nicht, wie durch das angefuͤhrte Beiſpiel erlaͤutert 
iſt, der Penſions⸗Fonds verkuͤrzt wird, das Geſammt⸗ 
Einkommen zuſammen gezogen, und En der ee 

zent⸗Satz berechnet werden. 2 


. Zu 6. maß Wartegeldd » Eimpfätiger " nebenher nd an 
Dienft- Einnahmen aus Communal:Kaffen beziehen, kann, 
wenn gleich dadurch das frühere etatsmaͤßige Einkom⸗ 

men erreicht, oder felbft noch erhoͤhet wird, dem Wars 
tegelde, Behufs der Berechnung des A6rtiges- zum Pens 
ſions⸗Fonds, nicht hinzugerechnet werden. Denn, das 
Wartegeld iſt als ſolches frei, in ſofern es nicht dem 
früheren vollen‘ Gehalte gleich Fomme, U und die vor⸗ 
bemerkten anderweiten Einnahmen bleiben‘ deshalb. von 
dem Penfiond, Abzüge frei, weil fe nicht ne ‚Stänis 

Kaffen erfolgen. iM Mira 

Zu 7. in Abficht des Einkommens von einer — 
le, ſo wie. auch von den Gehalts. Zufchüffen und. ats 
deren Neben: Einkünften aus Staats» Kaffen, muß der 
Projentz Sat von dem Geſammt /Einkommen berechnet, 
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der Abzug — pro rata bei ki — Kaffe ver: 
rechnet werden. 
Berlin, den 17. März ı825. — 
Miniſterium des Innern. Miniſterium der Finanzen. 
v. Sch uckmann. v. Klewitz. 
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Reſcript der Koͤnigl. Miniſterien des Innern und der 
Finanzen an die Koͤnigl. Regierung zu Oppeln, die Ein- 
ziehung eines Zmölftheils von den Befoldungen ber neu 
ee Beamten niedern Ranges zum Pen: 
fions- Fonds betreffend, 


u. 


Aus Veranlaſſung der gegen die EURER Ans 
wehdung der Alterhöchften Verordnung, nach welcher der 
12te Theil des Gehalts eines. jeden neu angeſtellten Des 
amten, und zwar der Betrag für den erfien Monat der 
Dienſtleiſtung, zum Penfions: Fonds eingezogen werden foll, 
von mehreren Seiten erhobenen Bedenken, ift bereits dar; 
über: ob und weiche Unterbeamten- Stellen mit geringen 
Befoldungen von der Entrichtung des gedachten Zwoͤlftels 
ganz zu befreien fein möchten, bei dem Königl. Staats: 
Miniſterio zur Sprache gebracht worden. Die Königl. 
‚ Regierung wird hievon, auf Ihren Bericht vom 14ten 
- vorigen. Monatd, vorläufig mit der Anweiſung benachrichs 
tigt, einftweilen und bis zur erfolgten Entfcheidung über 
jene Anfrage, den ı2ten Theil der Befoldungen der in 
Ihrem Gefchäfts-Kreife zu Civil: Verforgungen gelangens 
den Gensdarmen und fönftiger zur Anftellung beanfpruch- 
ten Militair- Perfonen hiedern Nanges, nicht mit einems 
—* ſondern in menatlichen maͤßigen Raten einziehen zu 
laſſen. 

Berlin, den y. März 1823. | 

Minifterinm des Innern. Miniſterium der Finanzen. 

v. Schuckmann. v. Klewitz. 
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- Refeript des Königl. Minifteriums des Innern an die 
Koͤnigl. Regierung zu. Trier, betreffend bie Penſions⸗ 
Beitraͤge der Beamten, ‚welche Gehaͤlter aus den Kaf- 
fen -von Anftalten beziehen, die aus Staats: 
Kaſſen Zufchüffe erhalten. 


Der Königl. Regierung wird in Befcheidung auf bie 
in Ihrem an das Königl. Finanz Minifterium erflattetem, 
Bericht vom 9. December vorigen Jahres enthaltene An- 
frage: | ; 

ob die Gehälter derjenigen Beamten, welche ſolche aus 
den Kaffen von Anftalten beziehen, die aus Staats⸗ 
Kaffen Zufchüffe erhalten, den Penfions > Abzügen uns 

terworfen find? 
eröffnet, daß fofern die aus folchen Kaſſen Gehälter bes 
ziehenden Dffizianten im Uebrigen auf dereinftige Penfios 
nirung aus der Staatd=Kaffe feine Anfprüche Haben, ih⸗ 
nen "der Abzug zum Penfions> Sonde um ber berührten 
Zuſchuͤſſe willen, auf welche es uͤberall nicht. ankommt, 
nicht zu machen iſt. | Ä 

Berlin, den 19. März 1825. . 

Minifterium des Innern. Erſte Abtheilung. 

I Köhler, 








; hi . 13. 
KRefeript des’ Koͤnigl. Minifteriums des Innern an bie 
Koͤnigl. Regierung zu Düffelvorf, die Gehalts- Abzüge 
der Gefundheits-Beamten bei. den Arrefthäufern 
| zum Penfions: Fonds betreffend. 


— 


Der Könige. Regierung wird zur Beſcheidung auf 
Ihre Anfrage vom roten d. M. eröffnet, daß Gie bei 
der Steichartigkeit der DVerhältniffe, die bei den Arreſthaͤu⸗ 
fern Ihres Bezirks und bei dem Zuchthaufe zu N, N. 


50 

angeſtellten Geſundheits⸗ ⸗Beamten ruͤckſichtlich der — 

Abzuͤge fuͤr den Penſions-Fonds eben ſo behandeln kann, 

wie es in Anſehung der Kreis, Medicinal-Beamten ver⸗ 

fuͤgt iſt, oder verfuͤgt werden wird. 
Berlin, den 25. Februar 1825. 
Miniſterium des Innern, ar Athen. 

TUN. 2 Köhler, 


* 
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Reſcript der Koͤnigl. Miniſterien der Geiſtlichen⸗ Unter⸗ 
richts⸗ und Medizinals Angelegenheiten fo wie des Ina 

nern an "die Königl. Regierung zu Potsdam, dies 
h ſelbe ——— es 





‚Der Königf. Reaierung wird. in Befcheidung auf deu, 
Bericht vom 28ſten v. M. eröffnet, daß überhaupt folche 
Individuen, welche ihre nit Dienfteinnahmen verbundenen 
Hoften. blos als Nebengefchäft zu betrachten. haben, ‚nicht, 
penfiousfähig und. daher, auch nicht zu einem. Penfions: 
Deitrage. anzuziehen find; mie dies namentlich ; mit den 
©efundheitd: Beamten der Straf> und: Beflerungs Ans 
ftalten der Fall if. - Durch. das zu erwartende Penſions⸗ 
Deglement wird: die. Nichtheranziehung folcher Dffizianten - 
zu den Gehalt3-Abzügen gerechtfertigt werden, 

. Berlin, den 26. März; 1825. | 
Minifterium der, Öeiftlichen:, Un, Minifterium des Innern. 


terrichts⸗ und Mediginale  -; .- © FRREMANN..; 
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ER 15. 
Refeript der Könige. Minifterien des Innern und ber 
Finanzen an die Königl. Regierung zu Minden, die 
Befreiung der auf Kündigung angenommenen Beams 
ten von ben Beiträgen zum PenfionssFonds- ber 
J treffend. > 


Der Könige. Regierung gereicht hiedurch auf Ihre 
Anfrage vom 28ſten v. DM. zum DBefcheid, wie es unbe— 
denklich ift, daß. die von des Herrn. Juſtiz⸗Miniſters Excel⸗ 
lenz im Einverſtaͤndniß mit der Koͤnigl. Generat⸗Kontrolle 
getroffene Beſtimmung: 

daß Beamte, die auf Kuͤndigung angenommen ſind, 

feinen Beitrag zum Penſions-Fonds zu entrichten haben, 
allgemein angewendet werden kann, teil dergleichen its 
bividuen auch Feine Anſpruͤche auf Staatd-Penfionen zu 
machen baden. | 

Berlin, den 9. März 1825. 

Miniferium ded Innern. Minifterium der Finanzen, 
v. Shufmann. v. Klewitz. | 
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u — 
Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei an die Koͤnigl. Regierung zu Potsdam, die Bei⸗ 
träge zum Penfions> Fonds von den Dienftwohnungen 
| der Beamten betreffend. | 


/ 





Auf die Anfrage von 2. Januar d. J. wegen Erbes 
bung der Beiträge zum Penfions: Fonds von den Dienſt⸗ 
wohnungen des dortigen Polizei: Director und mehrerer 
Beamten der. Straf-Anftalten zu N. N. und N. N, 
wird der Könige. Negierung auf den Grund vorgängiger 
Rückfprache mit dem Koͤnigl. Finanz Minifterio hierdurch 
eröffnet, daß von. jenen Dienfimohnungen, da fie den zu 

Annalen Hefel, 1825, | C 


ihrer Benugung berechtigten Beamten auf ihre Normal: 
Hefoldungen nicht angerechnet, werden, Feine Abzüge zum 
Penfions- Fonds flatt finden. - 
Berlin, den 11. März 1825. | 
+ Der Minifter des Innern und der Polizei. 
u 25 v. Schumann. 





MR * 17. F 

Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei an die Koͤnigl. Regierung zu Aachen, daß pro⸗ 
viſoriſch angeſtellte Polizei-Beamte den Abzuͤgen zum 
Penſions⸗Fonds nicht unterworfen ſeien. — 


— 


Der Königl, Regierung wird auf deren Anfrage vom 
2iſten v. M., wegen der Verpflichtung der ‚dortigen. Po⸗ 
figei- Beamten zu den vorgefchriebenen Denfiong » Beiträ- 
gen eröffnet, daß die Meinung: 
die nur als proviforifch angeftellt zu betrachtenden 
Huͤlfsarbeiter, und diätarifch befoldeten Sergeanten der 
dortigen Polizei = Verwaltung, den Gehalts Abzügen . 
zum Penfions> Fonds nicht unterwerfen zu müffen, 
die richtige ift. | 
Berlin, den 8. Januar 1825. | - 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
/ | v. Schuckmann. 





18. , 
Reſcript des Königl. Minifteriums des Innern und ber 
Polizei an die Königl. Regierung zu ‚Sranffurt, daß 
den Wittwen geringer Unter Beamten Feine Penz. - 
fionen ‚bewillige werden fonnen. 


— — — 


Da die Wittwen geringer Unter - Beamten, wohin. 
auch die Polizei» Sergeanten zu zählen find, zur Bewilli⸗ 


Yung von Staats: Penfionen micht in Vorfchlag gebracht 
werden koͤnnen, fo wird das urſchriftlich anliegende Pen⸗ 
ſionsgeſuch der Wittwen des Polizei⸗Sergeanten N. N, 
in N N. der Koͤnigl. Regierung mit dem Auftrage zus 
: gefertigt, für die Unrerftügung der Bittſtellerin aus Ortes 
Armen-Mitteln⸗ nach Uniſtaͤnden Sorge zu tragen und 
dieſelbe zu befcheiden. ‚ 
Berlin, den 12. Maͤrz 1825. 

De Minifter des Innern und der Polizei. 

22* v. Schuckmann. 





J 


| 19. 
Refeript des: Königl: Minifteriums des Innern an bie 
General⸗Direction der Allgemeinen Civil⸗Wittwen⸗Ver⸗ 
pflegungs⸗Anſtalt zu Berlin, die von den Staat 
Beamten zu zahlenden WittwensKaffens Beiträge 
betreffend, 


— 
» * 


Es erſcheinet voͤllig unbedenklich, daß die Verfuͤgung 
vom 10. Junius 1823, wodurch genehmiget worden iſt, 
daß die Beiträge derjenigen Beamten, weiche feine Ge 
halts: Antheile in Gold beziehen, nur mit einem Agiofage 
von Funfzehn Procene in Courant zur Wittwen Kaffe abs 
geführt werden dürfen, nunmehro nach den in Folge der 
Allerhoͤchſten Käbinets, Drdre vom 31. Auguft v. J. bei 
den Gehalts Zahlungen eingetretenen Modificationen, auf 
fänmtliche bei der Wittiwen Kaffe affociirte Staats «Bes 
amten erſtrecket werde, und mithin denſelben Fünftig ohne 
Unterſchied nachgelaſſen fei, ihre Beiträge entiveder in 
Golde, oder mit dem feftgefegten Aufgelde bis dahin zu 
entrichten, daß etwa durch ein neues Reglement andere 
Beftimmungen getroffen werden möchten. - Deshalb bedarf 
es jedoch weder der von der General: Direction der All⸗ 
gemeinen Wittwen-Verpflegungs-Anſtalt mittelſt Berichts 
vom 27. December v. J. in Antrag gebrachten jedesmali⸗ 
gen Beſcheinigung, da die Bezahlung eines Gehalts-An⸗ 

@ 2 


. 56 | | 
theils in Golde uͤberall nicht mehr ſiatt findet, noch 
eben fo wenig einer beſonderen Inſtruction der Regierun⸗ 
gen und Gerichts⸗Behoͤrden, ſondern die Autoriſation, 
welche der Generab⸗Direction zur Annahme der Wittwen⸗ 
Kaffen » Beiträge in dieſer Are ‚Hierdurch ertheilt wird, iſt 
als vollkommen hinreichend zur Berichtigung der fraglis 
chen Angelegenheit zu ‚betrachten. En u 
Berlin, den 15. Januar 18283. — 
Minifterinm des Innern. > Erfie-Abtheilung. . 
| — Koͤhler. 





20. 

Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern an die 

Generals Direction ‚der Allgemeinen Civil⸗Wittwen⸗ Ber 
pflegungs⸗ Anftalt in. Berlin, die Berhältniffe geſchiede— 

ner Ehefrauen zu gedachter AUnftalt betreffend: 


Wiewohl nach der in dem Berichte der General: Dis 
rection der Allgemeinen Civil: Witwen - Verpflegungs = Ans 
ſtalt vom 28ſten vorigen Monats erwähnten Vorſchrift des 
Reglements $.26. litr.a.,. bei erfolgter Trennung der Ehe eines 
in das Anflitut aufgenommenen Paares, die Verbindung der 
gefchiedenen Eheleute mit der Speietät am fich für beanz 
diget zu achten iſt; /ſo folgt Doc) darand nicht, daß, went 
die gefchiedene Ehefrau zur Erhaltung ihres Penſions⸗ 
Rechtes durch rechtliche oder Vergleichsmittel dafuͤr Sorge 
trägt, daß das Antritts⸗Geld bei der Kafle ftehen bleibet, 
und die Entrichtung ‚der. jährlichen Beiträge, bis an den 
Tod des geichiedenen Ehemannes ordentlich ‚erfolgt, im 
Anfehung der übrigen durch das Reglement geordneten 
Berhältniffe irgend eine wmefentliche Abänderung eintreten 
möge. Dahin gehören daher auch die in dem $.2o. litt. 
d. und $: 26. litt. d., vorhergefehenen Fälle. . 

Der nach dem vorliegenden Berichte von dem Dbers 
Landes⸗ Gerichts Rathe N. N., welcher ald der Bruder 
der gefchiedenen N, N. das von deren geſchiedenen Ehe: 


87 - 


manne dutch einen trockenen Wechſel berichtigte Antritts⸗ 
geld als Selbſtſchuldner übernehmen will, gemachte Vor⸗ 
behalt, erſcheinet mithin nicht zulaͤßig; und das Miniftes. 
rium des Innern muß Bedenken tragen, eine foͤrmliche 


Autoriſation zur Annahme der Buͤrgſchaft des Ober-Lan⸗ 


des⸗Gerichts/ Raths N. N. in dieſer Art zu ertheilen, 
iſt jedoch nicht entgegen, wenn von Seiten der Generals: 


Direction demfelben bemerklich gemacht wird, daß, bei dem 

etwanigen Fünftigen Eintritte eines der hier in Frage kom⸗ 
menden Faͤlle, die Regulirung des Auſpruches der Kaſſe 
gewiß nach den eintretenden Umſtaͤnden und mit Beach⸗ 


tung der vorhandenen Billigkeits⸗Ruͤckſichten erfolgen werde. 


Berlin, den 19. Maͤrz 1825. 
Miniſterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
| | Köhler, 





. 21. 
Circular⸗ Refeript bes König. Finanz » Minifteriums- 


an fammtliche Königl. Regierungen, die Bewilligung 


des Könige. Parhengefchenfs für die Aeltern von 
| fieben Söhnen betreffend. 


— 


Durch die Cirenlars Verfügung vom 6, Januar d. J. 


iſt die Koͤnigl. Regierung bereits davon in Kenntniß ges 
ſetzt worden, daß das Finanz-Miniſterium ſich veranlaßt 
gefunden Hat, ruͤckſichtlich der in dem früheren Circular⸗ 
Erlaffe vom 15. September v. J. enthaltenen, fich auf 


die Allerhoͤchſte Kabinets⸗Ordre vom 31. Auguft v. J. 


gründenden Beflimmungen, wegen des den eltern von 


i' 


fieben und mehr Söhnen zu bewilligenden Königl. Pathene 


geſchenks, Allerhoͤchſten Orts Vortrag zu machen. 


In Folge deſſen haben des Koͤnigs Majeſtaͤt nun⸗ 
mehro, damit auch diejenigen bedürftigen Ueltern, wel⸗ 


che. fieben Sähne in ihrer Pflege und Erziehung haben, 
jegt, nachdem. die Bewilligung von Erziehungsgeldern durch 


die Auerhichte Kabinets⸗ AOR vom 31, un v. Jr 


38 
und die Eirenfar Verfügung vom rs. —— * 
voͤllig aufgehoben iſt, ruͤckſichtlich des Koͤnigl. Pathenge⸗ 
ſchenks nicht leer ausgehen, — bie diesfaͤlligen Beſtim⸗ 
mungen in der Circular⸗-Verfügung vom: n5.. September: 
v. 5. mittelft Alterhöchfter Kabinets « DOrdre vom 16, d. M. 
dahin: zu modifiziren geruhet: daß bei - gehörig. erwiefes 
ver Beduͤrftigkeit das Pathengeſchenk von 100 Thlr. 
nur demjenigen Vater zu Theil werden: ſoll, der bei der 
Geburt eined Sohnes bereits aus einer und derſelben 
Ehe ſechs Söhne am Leben und noch zu ernähren bat, 
ohne Nückficht darauf, ob die Söhne: in einer ununterbros: 
ebenen Reihefolge oder dazwifchen Löchter geboren: find,. 
wogegen aber ein Vater, der von fiinen fieben Söhnen 
nur noch einen Theil zu ernähren: hat, nur ein. Pathen⸗ 
geſchenk von so Thlr. für den fiebenten Sohn in dem 
Falle erhalten foll, wenn ihm die Söhne von einer Mut 
ter ohne Dazwifihenfunft einer Tochter geboren worden 
find, 
Dad Fünftig zur Anwendung zu bringende Prinzip 
ſtellt ſich hiernach ganz einfach dahin; daß in allen Faͤl⸗ 
len, wo früher die Allerhoͤche Kabinets-Ordre vom: 29. 


Februar 1820. beduͤrftigen Aeltern von. ſieben noch uns 


verſorgten Söhnen fortlaufende Erziehungsgelder verhieß, 
denfelden, wenn fie fih nemlich nicht fchon, in Folge je= 
ner Beſtimmung, im Genuffe folcher Erziehungsgelder be⸗ 
finden, ſtatt der fegtern ein» für alfemal für den fiebenten‘ 
Sohn ein Königl. Parhengefchenf von 100 Thl. zu Theil 
werden fol, — vorausgefegt, daß vie fieben 
Söhne in einer und derfelden Ehe geboren 
find; wohingegen es, rückfichtlich des durch die ununters 
Brochene Rethefolge der Söhne bedingten Nechted auf das 
Könige. Pathengeſchenk von so Thl., bei den bisherigen, ' 
fih auf die Allerhoͤchſte Kabinets-Drdre vom 16. April 

1816 gründenden und in dem fich hierauf’ beziehenden Cir⸗ 
eufar» Verfügungen enthaltenen Beftimmungen lediglich fein 
fernered Bewenden behält. Es verfteht fich aber übrigens _- 
hierbei von ſelbſt; daß ein Famifienhaupt der erftern Gats 
tung, wenn es, mit Ruͤckſicht auf feine Dürftigfeit und’ 


x ; X 
die große Zahl ſeiner zu ernaͤhrenden Soͤhne, die hoͤchſte 
Praͤmie von 100 Thlr. bereits erhalten hat, nicht, wegen 
der unumterbrochenen Deihefolge diefer Söhne, auch noch - 
auf die Fleinere Prämie der 50 Thlr. befonderd Anſpruch 
machen, und daß umgefehrt einem Familienhaupte, tvels 
hen dieſe Fleinere Prämie. bereitd zu Theil geworden iſt, 
‚wenn es biernächft in den Fall kommen follte, fieben Soͤh⸗ 
ne in feiner Pflege zu haben, alsdann nicht noch außer⸗ 
dem die volle Prämie der zoo Thlr,, fondern, unter Ans 
rechnung der bereitd erhaltenen so Thlr. nur die noch uͤbri⸗ 
gen 50 Thlr. gewährt werden koͤnnen. | 

- Hiernach werden nunmehro in den, feit dem Ems 
pfange der Circenlar » Verfügung vom 15. September v. 
J. vorgefommenen und ferner vorfommenden Spezial 
Fällen die Anträge der Könige. Regierung, unter Berück 
fihtigung: deffen, was die Circnlar: Berfügung vom 31. 
Januar 1819. über den Beduͤrftigkeits-Punkt vorſchreibt, 
gewärtiget; und hat Diefelbe zugleich dafür zu forgen, 
daß diefe fortan geltende Beftimmung, unter Bezugnahme 
auf die frühere, wonach die Erziehungsgelder bereitd auf 
gehoben find, in die Amtsblätter aufgenommen werde. 

Berlin, ben 21. März 1825. 
Finanz» Dinifterium, i 
v. Klewitz. 





- 22. 

Extract aus dem Reſcripte des „Könige, Minifteriums 
des Innern an die Königl. Regierung zu Coͤlln, die 
Eröffnung abminiffrativer Unterfuchungen ‚gegen 
Beamte betreffend. 


——— 


Wenn auch vorgeſchrieben iſt, daß jede Koͤnigl. Re⸗ 
gierung vor Einleitung einer fiscaliſchen Unterſuchung, im 
Sinne der Gerichtsordnung, gegen einen Beamten berich 
ten folle, fo iſt doch eine ſolche Vorſchriſt in Hinſicht der 
adminiftrativen Unterfuchung nicht ertheilt worden, welche 


40 | en. F 

vorangehen muß, damit man erkenne, ob eine gerichtliche 
Unterſuchung einzuleiten, oder auf Entfegung im Admini⸗ 
 firationds Wege. anzutragen, oder von beiden abzuftehen 
fei. . J | 
Berlin, den 23. Januar 1825. 

Miniſterium ded Innern. Erſte Abtheilung. 

Köhler, 





. 9% | 
Publifandum der Königl. Regierung zu Breslau, den 
Gebrauch der Siegel von Buchdrucker⸗Schwaͤrze 
bei amtlichen Ausfertigungen betreffend. 


—— 


Nach gemachten Erfahrungen find Giegel von ges 
wöhnlichem Siegelfack, imyleichen von Oblaten und Wachs, 
von Öffentlich ausgehangenen Aufforderungen und Bes 
Tanntmachungen abgelöft, und zum andermweitigen Aufkle⸗ 
ben und zur DVerfertigung falfcher Zeugniffe und Urkun⸗ 
‚ben gebraudt worden. 

Um diefem Mißbrauch zu begegnen, werden ſaͤmmt⸗ 
lihe und untergeordnete Behörden verpflichtet: alle ihre 
Bekanntmachungen und Aufforderungen, desgfeichen diejes 
nigen Attefte oder Urkunden, welche gleich den Päffen zum‘ .. 
Ausmweiſe des Inhabers nnd zur mweitern Circulation bes _ 
ſtimmt find, nicht mit Siegen von Lac, Dblaten und 
Wache, ſonders blos mit Siegen von Buchdrucker⸗ 
Schwaͤrze zu verſehen. | 

Breslau, den 16. Maͤrz 1825. 

Koͤnigl. Preuß. Regierung. 


A 
IL 


Verhaͤltniſſe zu auswaͤrtigen Staaten. 


| ih. F 
Publikandum * Koͤnigl. Regierung zu Danzig, ben 
Einfuhrzoll des ausländifchen Br in en 

| betreffend... — 
F Nachſtehende — URN des Zaiſerlich Huf 
-fchen Departements des auswärtigen Handeld vom 4ten 
Februar 1824, in Betreff der Verminderung des Einfuhrs 
zolles des ausländifchen Salzes in den Nuffifchen Häfen 
des Baltifchen Meered, wird hierdurch zur Rene des 
Handeltreibenden Publifums gebracht. 
Danzig, den 24. März 1825. 
Koͤnigl. Preuß. Regierung. 
„Seine Raiferliche Majeftät haben durch Mantfeft von 
16. December 1824 die Eingangs» Abgaben, welche auf 
alfe ausländifche Salze auferlegt waren, zu Gunften, J 
Provinzen des Baltiſchen Meeres zu vermindern gerü⸗ 
het. Zufolge dieſes Manifeſtes wird dieſer Artikel in 
allen Häfen von Liefland, Eſthland und Kurland, a 
‚auch in dem Hafen der, Stadt Narwa 10 Kopekel 
Silber weniger per Pud, als es bisher beftanden, zah⸗ 
len, das heißt: ſtatt 35 Kopeken, womit das auslaͤn⸗ 
diſche Salz bei ſeinem Eingange in das Ruſſi ſche Reich 
verzollt geweſen, werden ‚die Ranfjente, welche Fünftig 
ſolches einführen, nur „25 Kopefen Gilber ‚per Pud 
zu entrichten haben. | 
In dem Hafen von Si. Pelersburg den Häfeh 
des Gonverneiments von Archanggl und auf. der ganzen 
Einie der trocknen. Gränze, wird der alte. Zoll auf Salz, 
als er ed früher gewefen, auch in der * Zetauſt — 
werden.“ | CE | 0 
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Staats > Sintanfse, | 
A. 
— Verwaltung im gemein 


25. 


| — der aonigi Regierung zu —** a. d. O., 


die in Raffen-Anweifungen an Koͤnigl. Kaſſen zu 
leiftenden Zahlungen. betreffend. 


— 


Zur Beſeitigung einiger Zweifel, welche über die $. 
VI. des Gefeges vom 21. December v. J. enthaltene Bes 
ſtimmung wegen der bei Zahlungen an die Königl. Kaſſen 
anzumendenden Hälfte in Kaffen- Anmeifungen, entflanden 
find, wird zufolge eines desfalls eingeholten Befcheides des, 
Koͤnisl. Finanz ⸗Miniſterii Folgendes bekannt gemacht: 
n) die angegebene geſetzliche Beſtimmung bezieht ſich 
pur auf alle eigentliche landesherrliche, in keinem Vertra⸗ 
ge ſich gruͤndende Steuern und Abgaben, namentlich auf 
die Grundſteuer, Klaſſen- und Gewerbeſteuer, alle Arten 
indirekter Steuern, Stempel: Gefälle ıc. Dahingegen find 
in jener Beſtimmung nicht mitbegriffen; | 
. a) die grandherrlichen Abgaben, welche der Dos 
mainen⸗Fiskus erhebt, namentlich die Domainen⸗Zeit 
uund Erbpachtögelder, Domainen,Zinfen, Dienftgelder ic. 
“ b) die Gefälle für verfauftes Holz aus Koͤnigl. Forſten, 
indem die Zahlungen diefer Art auf einen Kontrakts⸗Ver⸗ 


haͤltniſſe beruhen, und auf alle dergleihen Zahlungen jene 


gefegliche Beftimmung Feine Anwendung findet. Die geſetz⸗ 
lich ausgeſprochene Verbindlichkeit zur Zahlung der Hälfte 


in Kaſſen⸗Auweiſungen findet alfo bei den Domainen⸗ und 


Zorſtgefaͤllen nicht ſtatt. Daß jedoch diefe Gefälle ganz oder 
theilweife in KaffenAnweifungen, oder, ſo lange noch die. 
Treſor⸗ oder Thalerfeheine, ingleichen die KaſſenBillets Litt. A, 

bei den König. Kaffen angenommen werden, auch in Dies 
fen berichtigt werden Fönnen, verficht fich vom ſelbſt. 


45 ' 
2) Der Zwangsantheil in Kaffen » Anweifungen toird 
bei. der Klaffen» und Gemwerbefteuer nicht nach dem mos 
natlichen' Betrage der ganzen Gemeinde, ſondern nach dem 
monatlichen Betrage derjenigen Steuerpflichtigen berechnet, 
welche monatlich zwei Thaler und darüber an: Diefer oder 
jener Steuer zu entrichten haben, indem bei.denjenigen, 
welche monatlich unter 2Rthlr. zu flenern haben, fein 
folcher Zwangsantheil ftatt findet. Daffelbe gilt ach von . 
der Grumdftener und der Gervis- Abgabe. Es find’ übri⸗ 
gend hierbei die verfchiedenen Steuern, die jemand zu ent⸗ 
richten hat, nicht zufammen, fondern jede für fich zu rechnen. 
Den Königl. Empfangs: Kaffen geben die beſtaͤtigten 
Kreis» Narhweifungen darüber Auskunft, wieviel fie mos 
natlich Bei der Klaſſen⸗ und Gewerbefieuer in Kaffen⸗An⸗ 
weiſungen von jeder Gemeine zu empfangen haben, in⸗ 
dem, wenn aus diefen Nachweiſungen auch- nicht zu erfes 
ben ift, wer diejenigen find, welche monatlich 2 Rthl. und 
darüber zu feuern haben, doch daraus die Anzahl folcher 
Steuernden jeder Gemeine hervorgehet, was für die Kaſ— 
fen zur: Kontrollirung des nn im En 
weifungen. genägend iſt. 

3), Bei ber Stempel= Abgabe ift nur derjenige al 
der eigentliche Zahlungspflichtige zu betrachten, in deſſen 
Angelegenheiten der Stempel verbraucht wird. Es tritt 
daher nur bei folchen Stempeln eine Zwangszahlung der 
Hälfte in Kaffens Anweifungen ein,-welche den Bettag von 
2 Rthl. erreichen, oder Überfteigen. Gerichtliche und Ans 
dere Behörden, welche zum finceeffiven Verbrauch in den 
bei ihnen vorkommenden ftempelpflichtigen Gefchäften, grö- 
fere Duantitäten Stempelpapier auf einmal entnehmen, 
ingfeichen die auf Tentieme angeftellten Stempel«Diftribus 
teurs brauchen daher nur die auf. 2 Rthlr. und höher lau⸗ 
tenden einzelnen Stempelbogen zur Däffte in Kaffen Ans 
mweifungen zu. berichtigen, wogegen Bei: Stempeln zu einem 
geringeren Betrage auf die Höhe der ganzen auf einmal ent⸗ 
richteten” Summe nichts ankommt. 

Frantfurt a. d. D., der 25. Maͤrz 1825. . 
er Regierung -' 
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Keep der Khnigl,. Miniſterien bes Innern * der 
Sinanzen an die Koͤnigl. Regierung zu Breslau, 

— die —— betreffend. 


Der Rönigt. Regierung ‚gereicht Hierdurch auf ben 
Bericht. vom 28ſten v. M. zum Befcheid, daß bie Allers 
höchfte Kabinets⸗ Ordre vom 19. Auguſt 1823 wegen der 
Kaſſen⸗Reviſtonen auf landſchaftliche Kaſſen uͤberhaupt 
nicht anwendbar iſt. | 

Berlin, den 22. Januar 1825. 

Miniſterium des Innern. Rune der Finanzen. 
v. Shudmann. Klewiß. 
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Reſeript der Koͤnigl. Miniſterien des Innern und der 
Finanzen an das Koͤnigl. Ober⸗Praͤſidium zu Coblenʒz, 
das Einkommen der Steuer «Empfänger während 
ihrer Suspenfi on vom Dienfte betreffend. 


—— Koͤnigl, Ober⸗Praͤſidio wird auf deſen Bericht 
vom arften v. M. und J. 
betreffend das Einkommen der Steuer⸗Empfaͤnger waͤh⸗ 
rend ihrer Suspenſion vom. Dienſte und die von der. 
Negierung zu Trier wiboh. ans Anfragen, : 
Folgendes erwiedert. 
Anlangend die Frage: 
Zu 1. ob ſolchen Steuer⸗ Empfängern, welche nur pro⸗ 
viſoriſch angeſtellt ſind, waͤhrend ihrer Suspenſion gleich⸗ 
falls der theilweiſe Genuß der früher bezogenen Remi⸗ 
fen. zu bewilligen ſei? ſo muß es in jedem Falle der 
oberſten Verwaltungs⸗Behoͤrde uͤberlaſſen bleiben, ob 
fie einen nur propiſoriſch angeſtellten Beamten bei ent⸗ 
ſtehender Klage ae ‚Dienfiführung von dem ihm 
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einſtweilen anvertranten Poſten fofort entfernen will, 
und in dieſem „Falle hat ein ſolcher Beamter, ſobald 

die Remotion verfüge iſt, auf bad “halbe Gehalt, feinen 

Anfpruch zu machen. 

ESind die einem. dergleichen: Beamten angefchuldig⸗ 
ten Dienſt⸗Vergehen von der Art, daß deren halber 
eine ſtrengere Beſtrafung als ſchon in der bloßen Dienſt⸗ 

Entſetzung liegt, erkannt werden muͤßte, ſo bleibt der 
oberſten Verwaltungs-Behoͤrde, welcher eine ſolche un⸗ 
freiwillige Entlaſſung anzuordnen zuſtehet, der ſchon ver⸗ 
fuͤgten Entlaſſung ungeachtet, der Antrag auf Eröffnung 
gerichtlicher Unterfuchung gegen den Entlaffenen, Hält 
dagegen die Behörde die dem Beamten angeſchuidigten 
Dienſt⸗Vergehen noch nicht für fo genügend nachgemwiefen, 
daß darauf fogleich defjen Fntlaffung verfügt. werden. kann, 
ſondern erſt noch eine naͤhere Unterſuchung vorangehen 
muß, dann laͤßt ſich auch dem nur proviſoriſch Ange 
ſtellten auf die Dauer dieſer Unterſuchung der. Gent 
des halben Dienſt-Einkommens nicht abfprechen,, * 
Im Uebrigen aber kann der Umſtand, daß ‚in, u 
franzoͤſiſcher Zeit angeftellter Beamter aus diefen feinen 
Dienſtverhaͤltniſſen in früherer. Zeit ohne förmliche Un; 
terfuchung und Entſcheidung, fei ed eines Gerichts oder 
einer adminifträtiven Unterfuchungs: Behörde, entlaͤſſen 
werden konnte, dieſen Beamten jetzt nicht, als einen 
nur proviſoriſch angeſtellten bezeichnen; wie dies in der 
| früheren Verfügung vom 11. September v. * —* 
entwickelt iſt. uni | 
Sn Anſehuns der Frage: — 
Zu 2. vb die in letztgedachter Verfügung — Be⸗ 
ſtimmung auch auf das Einkommen auszudehnen fei, 
welches der Steiers Empfänger für die mit feiner-Stelfe 
verbundene Einnahme der Communals Gefälle acceffo- 
riſch zu beziehen hat, entfcheidet. die RER daß 
die Nebenfache der Hauptfache folge. 
Berlin, den 31. Januar 1825. 
Miniſterium des Innern. Minifterium der Finanzen. 
v. Shudmann 9 Klewiß. 





’ . 2 Dr 444 * 28. 
Sefehipr ber Koͤnigl. Minifferien bes ne und ber 
dinanzen an bie. Königl. Regierung zu Potsdam, die 
AR ber Abgaben. und Steuern. bei abges 
aweigten Grundſtuͤcken — ——— 
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Er dem Serichte welchen die Konigt — un⸗ 
term’ Saſten vorigen Monats uͤber die Vertheilung der 
Steuern bei abgezweigten Grundſtücken erſtattet hat, iſt, 
was die Vertheilung der eigentlichen Steuern und der 
Domanials Abgaben, imgleichen, was die Vertheilung des 
Biöherigen Steuer» oder Abgaben» Quanti, und was die 
Beſtimmung des Dismembrationd- Zufchlages von 4 p. C. 
| Berrifft, nicht von einander gefchieden. 

Anlangend zuosrderft die Domanial: Abgaben, fo giebt 
der $. 29. der Ablöfungss Ordnung vom. 7. Juni 1821 
ein völlig ausreichende Mittel an die Hand, durch wel - 
ches eine gar zu große PVereinzelung biefer Leiſtungen be: 
hindert wird. | 

. Ebenmäßig ſtehet es nach dieſer Vorſchrift und nach 
der geſetzlichen Abloͤsbarkeit aller Domanials Präftationen 
ganz in der Befugniß des Erwerbers eines Trennftückes, 
fih den Zufchlag zu den auf einen folhen Fundus zu ver 
theilenden Abgaben zu erfpären, indein er letztern bei der 
Erwerbung fogleich durch Kapital» Zahlung. abloͤſen kann. 
Si er von dieſer Beſugniß keinen Gebrauch machen, ſo 
iſt um ſo weniger Grund vorhanden, um zu ſeinen Sun 
fen die Abänderung der gefeßlichen und durch die erhoͤ⸗ 
hete Rendantur⸗ ⸗Laſt für den Berechtigten genugſam mo⸗ 
tivirten Vorſchrift fuͤr noͤthig zu erachten. 

Die Steuern aber betreffend, fo läßt ſich von der 
gefeglichen Beftimmung, daß bei jeder Didmembration eis 
ned fleuerpflichtigen Grumdffücked auf den abgetrennten 
Theil auch eine verhältnißgmäßige Steuer » Quote überges 
ben muͤſſe, gar nicht abgehen, indem ed, — wenn viel 
leicht auch weniger für die augenblickliche Sicherheit der - 
landeöherrlichen Steuer⸗Intraden, — doch aus allgemei- 


— 
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nen Ruckſichten durchaus miche zufäßig erfcheinen map, 
durch dergleichen unter Genehmigung der Landes + Behörs 
den geſchehende Vereinzelungen newe: Steuer «Ungleichheis 
ten herbeizuführen, oder gängliche Steuer⸗Freiheiten fancı 
tioniret zu feben. 

Erleichterungen hierbei fuͤr die: bertheilende Behoͤrde 
und fuͤr die Erhebung der Steuer ſind in der Maaße zur 
laͤßig, daß es dabei uͤberall nicht auf eine ganz genaue 
arithmetiſch richtige Feftftelung des auf das Trennftüc 
“ übergehenden aliquoten Theiles der Steuer nach Flächens 
Inhalt und Bonität des ganzen und des abgetreten 
Theiles, ſondern nur auf eine ex aequo er bono anzule⸗ 
gende ungefaͤhre Ermittelung anzukommen braucht; und 
daß ferner auch, wenn der Haupt⸗Fundus mehreren an 
ſich gleichartigen Grund» Abgaben, zum Beiſpiel Contribus. 
tion und Kavallerie» Geld, Schoden und Quatembern, 
unterliegt, Alddann nur ein mach der ganzen Steuer⸗Be⸗ 
laftung abzumeffender Theil von einer diefer Abgaben auf 
das Trennftäck zu Segen nöthig if. Nur im Allgemeinen 
laͤßt fih von dem gefeßlichen Grundfage nicht abgehen, 
und muß. derfelße vielmehr auch bei Abzweigung einzel 
“ ner Etabfiffements oder Grundftürfe von den mit Lehn⸗ 
Pferde, Geldern belaſteten Ritter Gütern durchweg in An⸗ 
wendung kommen. 

Wegen des bei den Dismembrationen auch in Bes 
zug auf die Sandeöherrlihen Steuern angeorditeten Zus 
ſchlags von 4 p.C. endlich mag zwar nicht in Abrede 
geftellt werden, daß der Gegenfland in Hinficht des ſinan⸗ 
zieffen Intereſſe von einer nur hoͤchſt untergeordneten 
Wichtigkeit iſt. 

Auf der anderen Seite iſt indeſſen auch die Laſt, 
welche dadurch dem Erwerber eines Trennſtuͤckes zuwaͤchſt, 
aͤußerſt unbedeutend; er. kann ſich dieſelbe bei Acquiſition 
eines ſolchen Fundi ſelbſt Berechnen, mithin darauf bei 
Beſtimmung ded Erwerbs-Preiſes Nückficht nehmen; und 
es ſcheint daher auch hier Fein genügender Grund obzu: 
warten, um anf die Aufhebung diefer feit Tängerer Zeit 
— und — ſonderliche Beſchwerde zur Ausfuͤh⸗ 
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rung gekommenen Beſtimmuug anzutragen. +- Dagegen hat 
es kein Bedenken, und liegt ſchon in: der Sache, daß, wo: 
dieſer Zuſchlag noch nicht einmal einen vollen — Br 
trägt, defien Erhebung ganz; ſchwinden muß. 
Berlin, den 1o.Februar 1825. — u 
Miniſterium des Innern. .. der Sinangen, 
* Schuckmann. AT} Fo Tu ee Rn ah 
Baus 96 10: j «+77 1 me » 0 2 AR —J 
SEEN, E "u Tu 
er a; 
Subiendım ber Königl.. Regierung zu Münfter, bie 
Abloͤſung der Fleinen Domainen-Renten betreffend. 
Da die unter mancherlei. Benennungen, vorkommen⸗ 
den kleinen Domainen-Renten bis zu ı Rthlr., es ſei in 
Geld= oder in Naturalien Werth „ fo wie die einzelnen. 
Groſchen und Pfennige, die Über volle Thaler entrichtet 
werden, ſowohl für-die Pfuchtigen als auch fuͤr die Do⸗ 
mainen⸗ Verwaltung ſehr läftig find, ſo haben des Koͤnigs 
Majeſtaͤt mittelſt Kabinetz⸗ Ordxe vom, 30. November pr. 
zu beſtimmen geruhet, daß, fo. wie die Abloͤſung ſolcher 
kleinen, Domainen s enten bisher fchon in den ‚Provinzen 
jenfeitd des Rheins mit ſehr guͤnſtigem Erfolg ‚unter er⸗ 
leichternden Bedingungen nachgelaſſen iſt, ‚nunmehr; auch 
dieſſeits des Rheins, mithin in dem ganzen Umfang der 
Monarchie, alle kleine Domanial-Renten did zu 1 Rthl., 
es ſei in Gelde oder in Naturalien-Werth, ſo wie die ein⸗ 
zelnen Groſchen und Pfennige, die über volle Thaler ent⸗ 
ehe werden, zum funfzebnfachen Betrage oder zu 63 
pro Cent ſollen abgeloͤſt werden koͤnnen, und daß bei der 
Abloͤſung derartiger Kleiner Natural Nenten „während der 
naͤchſten drei, Sabre die Naturalien nur zu % der, Durch⸗ 
ſchnittspreiſe der letzten 14 Jahre, nach Abzug: der 2 
theuerften und der 2 mwohlfeiliten Jahre, angefchlagen wer⸗ 
den follen.. { 
Indem wir dieſe Allerhoͤchſte Beſtimmung zur allge⸗ 


meinen Kenntniß bringen, werden nn die derartigen, 
£ kleinen 
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Keinen Rentyflichtigen aufgefordert, von Diefer Befondern | 
Begünftigung durch Ablöfung ihrer Renten in den näche 
ſten drei Jahren Gebrauch‘ zu machen. | 

> Jeder, der dazu geneigt ift, kann fih am den bettef⸗ 
fenden Domainen-Rentmeiſter wenden, Die deshalb mit 
befonderer Inſtruction verfehen ſind. Go mie die Bürgers 
 meifter hierdurch angewieſen werden, ju den fo wuͤnſchens⸗ 
| Ar Hißfungen, derartiger Eleiner Renten auf ale Are 


—7— den 2. Januar 1825. 
un — 


Radler: i 
— 30 
Mialer⸗Regſenpt des Königl. Finanz Miniſteriums an 

pe Koͤnigl. Regierungen, Ddiefelbe Tode 
| genbeit betreffend, 

Daß auf —E Kabinets⸗Ordre vom zoſten 
November v. J. gegruͤndete Circular⸗-Reſcript des Fi⸗ 
nanz⸗Miniſterii vom 7ten December v. J. (No.25823 
II) wonach’tleine Domanial-Renten bis zum Jahres⸗ 
Betrage von Einem Thaler einſchließlich in Gelde oder 
Geldeswerth, nicht weniger die einzelnen Groſchen und 
Pfennige, welche von einzelnen Praͤſtantiarien uͤber volle 
Thaler an die Domaine zw entrichten ſind,- zum funf—⸗ 
zehnfachen Betrage oder zu 6% Prozent abgelöfet wer⸗ 
den fönnen, und zwar bei Maturafzdienten für die- 
nächiten drei Sahre unter Zugrundfegung von nur zwei 
: Drittheilen der, in jenem Cireufair bezeichneten Durchs 

fehnittöpreife, hat zu einigen Anfragen VBeranlaffung ges - 
geben, rückjichtlich deren das Finanz» Minifterium’ im 
Allgemeinen Folgendes näher zu beftimmen nöthig findet.“ 

I) Unter dem Ausdruck: „Kleine Domanial: enten bis 
"zum Jahres-Betrag von Einem Thaler einfchließlich in 
Gelde oder Geldeswerth“ ift derjenige Jahres s Betrag 
zu werftehen, welcher von einem und dem nenufgen £ Ob⸗ 
wnale⸗ Heft I. 1823, D 
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ehe an. die Domaine eriegt ‚werden muß. PR da aber 
“ein Individuum zwar. im Ganzen mehr, alb Einen ! 
let jaͤhrlich zur Rentei abzuliefern, z. B. 

a. von einem Hauſe einen Domainen⸗zins von 266sr. 


b. vom Acker = u 8 8 8 ee ® 28 F = 
von eine Wife, ı . 2 ssufh:. 
und iſt ein jedes dieſer Objekte ein gefetoffenes Beſth⸗ 
thum, worüber beſondere Erwerbungs-Titet e iftiten, 10, 


kann ein jedes dieſer einzelnen Gefälle, weil feines üßer 
1Rthl. beträgt, nach den Grundſaͤtzen des oben gedachs 
ten. Circulars Neferiptd abgelöfet werden. 


2) Iſt ein der Doimaine zinsbares Grundſtück derſelben 


zugleich Laudemialpfllchtig, ſo muß der Cenſtt ſich ge 
foallen laſſen, daß bei Gelegenheit der, von ihm begehr⸗ 


ten Ablöfung feined Domanidl: Zinfes Auch das Lau— 


demium in eine fixe Jaͤhrlichkeit verwandelt, und die⸗ 
fer der beſtehenden Jahres-Rente zugeſetzt wird. Be⸗ 
traͤgt letztere auch dann noch nicht uͤber Einen Thaler, 


ſo kann der Cenſit dieſe ganze Rente zu 65 Prozent 
abloͤſen. Betraͤgt fie aber mehr, fo findet "bie Abloͤ⸗ 
ſung zu dieſem Zinsfuß nur in Anſehung der, uͤber volle 


Thaler uͤberſchießenden Groſchen und. Pfennige ſtatt. etc, ꝛtc. 
Berlin, den 20. Januar 1825. 
Sinanz ‚Minifterium, 
v. un 


31; 


| Circalar⸗ Refeript des König: Finanz Minifteriums an 
fämmtliche Königl. Regierungen, die Art der Abführung 
der bis ult. Dechr. 1823 rücftändigen Domainen,, 


J. 


Geld⸗ und Natꝛral⸗ Gefälle betreffend. 


— — 


In Verfolg der Circularien vom 22. September v. 
(II. 20231.) vom nemlichen Datum (II. 20232.) vom 


14: December ejüsd. (II. 26702.) und vom 7. Januar 


d. 5. (II, 696.) betreffend die Art der Abführung der 
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bis zum 31: December 1822, und besiehungemeife big 
zuin ‘31. December 1823 rückftändigen Domainens, Geld» 
und Naturals Gefälle, werden der Koͤnigl. Reglerung in 
Gemaͤßheit einer, auf den Antrag des Finanz⸗Miniſierii 
unterm 23ſten v. M. ergangenen nähern Allerhoͤchſten 
Kabinets: Drdre noch folgende Beſtimmungen bekannt ge⸗ 
ma ti 
Die den Debenten von Seldrästftänden nach ben 
Abſchnitten Litt. a. und Lite. b. des Circulars vom 
14. Deteinber v. J. Allerhoͤchſt beiwilfigten, vorüber: 
gehenden Begünftigüngen, follen auch den Domais 
nen» Erbpächtern und Emphyteuten, nicht meniger 
den Müllern bei Abführung ihrer Bid zu den vorbes 
mwerkten Zeitpunkten rückftändigen Geldleiftungen zu - 
Gute kommen; jedoch bei allen 3 Kathegorien nur 
"ii denjenigen von der Regierung fpeziell nachzuwei⸗ 
ſenden Fälfen, mo die Konfervation der Debenten 
unter den gegenwärtigen Zeitläuften lediglich durch 
die Theilnahme an jenen tranfitorifchen Erfeichterumns 
gen bedingt ift, und mit Ausſchluß derjenigen Müls 
ler, deren Verhältniffe zu der Domainen-Verwaltung 
erft regulirt werden müffen. 

2) Die Yeftimmung des Circulard vom 22. September 
v. 5. II. 20232., wonach Naturalrücftände aus 
dem. Zeitraume bis ult. December 1823 ohne Unter: 

ſchied der Verfalljahre, binnen einer angemeflenen 

kurzen Frift in natura, oder nach den laufenden , 
Marktpreifen in Gelde angenommen werden dürfen, 
foffen unter den ad 1. erwähnten Modifikationen 
ebenfalls auf. Erbpächter, Emphyteuten und Muͤller 
ausgedehnt werden. 

= Gleich den Geldreften dürfen auch Naturalien⸗Ruͤck⸗ 
ſtaͤnde aus der Periode vor dem 1. Januar 1824 

zu einem Preiſe, welcher den jetzigen Marktpreis um 
zwanzig pro Cent uͤberſteigt, in natura abgefuͤhrt 

werden; jedoch nur bis zum ı. Mai d. J. und nur 

in fofern,. ald wegen der Raͤume zur Aufbewahrung 

feine Verlegenheit entfteht, . ſoliden Kontri⸗ 

2 _ * 
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= Suenten allenfalls die eigene Aufbewahrung auch dies 
“fer Naturalien zu geffotten if, . Machen aber. die 
Debenten von Natural» Gefällen bis zum 1. Maid, 
I. von der legt erwähnten Begünftigung feinen Ges 
Srauch; fo. treten fie nicht nur in ihre urfprängliche 
Verpflichtung zurück, fondern müffen auch. von; da 
ab die nach ihren urfpränglichen DVerpflichtungen'zm 
berechnenden Reſtſummen wmit..4 pro Cent verzinfen, 
und diefen Find bis zur Abtragung der Reſtſummen 
zu einer beftimmten Zeit als Renten abführen. 
Zu der unter 3. nuchgelaffenen Erleichterung fönnen 
auch. die in dem. unter ı. erwähnten Falle befindlichen. 
Erbpächter, Emphyteuten und Müller durch gehörig mo⸗ 
tivirte fpezielle Anträge empfohlen, werden. 
Die Königl. Hegierung hat hiernach die erforderlis 
chen Bekanntmachungen und Aufforderungen fehleunigft zu 
erlaffen, auf. die Befolgung ber Allerhoͤchſten Beſtimmung 


zu halten, und die durch deren Anwendung eingefommes 


nen Gelds und Naturals Beträge bie ult. Mai d. 5%. mit 
Unterſcheidung der Fältigfeitsjahre ſummariſch anzuzeigen. \ 
| Berlin, den n März 1825: 24 

| ‚Finanz Minifterium.. | 
v. Klewitz. 





32. 
-Yublifandum der Koͤnigl. Regierung zu Potsdam, 
2 don Salzverfauf betreffend. 





Wir finden uns veranlaßt, zur Nachricht für das 
Publikum und ald Auffordernng für die Salzfaftoren zur 
genaneften Erfüllung ihrer Amtoͤflichten, die SS. 14, 15, 
16 und 17. der don der Königl. General ⸗Salzdirection 
den letztern ertheilten Dienſtinſtruction, nachſtehend aus⸗ 
zugsweiſe zur öffentlichen Kunde zu bringen: u 

F. 14. Die Salzkaͤufer, welche Salz zu empfangen, 
desgleichen die Schiffer und Fuhrleute, welche Salz zum. 


“ % 


in 
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"Transporte zu übernehmen haben, iſt Baftor verpflichtet, 


zu jeder Tageszeit, und fo lange die Ausgabe ded Gals 


zes, ohne Laterne Statt haben kann, prompt und ohne 
den mindeften Aufenthalt abzufertigen, auch fie befcheiden 
zu behandeln. | | . 
: 9 15. Das Salz wird an Jedermann ohne Uns 
terſchied gegen gleich baare Bezahlung des feftgefegten 
Saftoreipreifes verfauft, und es darf unter Feinerlei Vor« 
wande, und bei Strafe der Kaffation, ein Mehrere von 
dem Käufer, nicht erhoben werden. Ä 2 

Der Saftoreipreid des Salzes ift durch einen Öffents 
lichen Aushang im Magazine zur Kenntniß der Käufer 


. zu bringen, und wird der Faftorei ein gedrucktes Schema ' 


zum. Preistarif zugefendet werben. 

$. 16. Für das verkaufte Salz tft die Zahlung in 
allen gangbaren Preugifhen Münzforten anzunehmen, und 
es bat fich Faktor deshalb nach den darüber vorhandenen 


und noch ergebenden ‚befonderen Verordnungen zu achten. _ 


$. 17. Jeder ‚Käufer ift berechtigt, wenn er Zwei⸗ 
fel in. die Richtigkeit ded anf dem Boden bemerften Brut- 
togewichts feßt, fir die Tonne vorwiegen zu laffen, und 
Faktor ift verpflichtet, feinen diesfälfigen Verlangen uns 
weigerlich zu genügen. Beträge dad Mindergewicht, wel⸗ 
ches ſich gegen gedachtes Bruttogewicht ergiebt, nur ı 
Bis 3 Pfund, fo muß der Käufer die Tonne ald vollwich⸗ 
tig annehmen, in Gefolge der Minifteriat = Verfügung 
vom 11. Februar 1820. Fehlt aber ein Mehreres, fo 
muß die Tonne bei Seite gefegt, und dem Käufer eine 
andere gegeben werden. —— 
Potsdam, den 15. Februar 132838. 

RKoͤnigl. Preuß. Regierung. Zweite Abtheilung. 





* 
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34. 
 Pabtiandum. der Königl. Provinzial: ‚Kinier Dietetion 


au Mänfle, biefelbe Angelegenheit 





| Des PER Majeftät Haben mittelft Allerhoͤchſter 
Kabiners » Ordre vom 28ſten v. M. zu beſtimmen gerubet, 
daß die Salzſeller in den Gemeinen, welche der Salze 
Eonfeription unterworfen find, das Salz, das fie aus dem 
Faktoreien oder Salinen entnehmen, nicht zwangsweiſe zur 
Hälfte in- Kaffen, Anmweifungen zu bezahlen, oder das 
StrafsAgio dafür zu. entrichten gehalten fein follen. Diefe 
Allerhoͤchſte Beſtimmung wird zur Nachricht für die der 
Salz» Confeription unterworfenen: Gemeinden hiermit zur 

öffentlichen Kenutniß gebracht. 
| Münfter, den 24.Mär; 1825. 

Königl. a » Steuer = Director 

% Bigeleben. 





B. 
Steuern. 


| 34. 
Publifandum bes König. Minifteriums des Handels, 
die Erhebung des Ehauffeegeines betreffend, 


5—2 1 


Dem ——— nach, wird ſeit der Einführung des 
neuen Chauſſeegeld-Tarifs vom 15. Auguſt v. J. bei ei⸗ 
nigen Hebungsſtellen von dem Land-Fuhrmwerf ein hoͤheres 
als das fruͤhere Chauſſeegeld erhoben, unter dem Anfuͤh⸗ 
ten, daß das Ehauffeegeld durch den neuen Tarif erhöhet 
worden fei. 

Dies iſt aber unrichtig, mie jeder, welcher fih die 
Mühe giebt, den an jeder Hebeftelle angehefteten Tarif 
anzufehen, ſich leicht Überzeugen wird. Durch den neuen 


Tarif find nemli nur die Säge ı und 2 für die Fracht⸗ 
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und die Perſonenwagen erhoͤhet worden; der Sag 3 aber, 


‚welcher alles uͤbrige und mithin auch das Land⸗Fuhrwerk 


trifft, iſt unverändert aus dem alten in den neuen Tarif 
übernommen worden. 
Zugleich dient zur Nachricht, daß die Chanffeegeld- 


Pächter nach ihren Kontraften verpflichtet find, jedem, 


der es verlangt, Duittungen über das erhobene: ‚Chauffees 


‚geld. zu ertbeilen, wodurch der‘ Beweis einer geſchehenen 


eberhebung leicht zu fuͤhren iſt. 
Berlin, den 7. Februar 1825. 
Der Minifter des Handels. 
Graf v. Bilom. 


35. 


Allerhöchte Kabiners: * die Erhebung des Chauffees 


geldes von zweiräbrigen. Wagen betreffend, 


Auf ihren Bericht vom 17ten d. M. beftimme Ich 


‚hiermit , daß in den Weftphälifchen und Nheinifchen Pros 


vinzen von dem Sage Nr. 3. des Chauffee- Geld» Tarife 
vom 15. Auguſt d. J. *), alle zweirädrige Wagen ohne 
Unterfchied ausgefchlöffen. bleiben, und den Frachtwagen 
gleich geachtet werden müffen, mithin, wenn die Außerfte 
Flaͤche der Nadfelgen unter 6 Zoll Breite beträgt, das 


- Ehauffeegeld nach den Sägen Nr. ı. Litt. b., bei einer 


Felgenbreite von 6 Zoll und darüber nad) dem daſelbſt 
beſtimmten minderen Satze zu erlegen iſt. Sie haben 
dieſerhalb die erforderliche Bekanntmachung zu veranlaſſen. 
ai ben 28. December 1824. 
Friedrich Birpelm 


den Staats « Minier Grafen v. Buͤlow. 


) Jahrg. 1824. ates Heft, ©: 1010. 
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| NE N. 
Publifandum ber Könlgl. Regierung zu Coblenz, das 
Chauſſeegeld für vierrädrige Lands und Bauer⸗ 

| Wagen betreffend, a 


— 0% 
D 


— 


— 


Dandeld wird hierdurch bekannt gemacht, daß 
nachdem im neuen Chanffeegeld » Tarif vom 15. Auguſt 
1824. Sag Nr. 3. das Chauffeegeld für alle Fuhrwerke, 
welche nicht'unter dem im Sag Nr. 1. und 2. genann⸗ 
ten GFracht- und Perſonen-Fuhrwerke) begrif⸗ 
fen find, auch für zweiräderige Bauerfarrenund 
Schlitten, beladen pro Zugthier auf ı Sgr., ledig pro 
Zugtdier auf 4 Pfennige beſtimmt worden. u 

nachdem ferner durch die Allerhoͤchſte Kabinets⸗Ordre 

. vom 28. Desember 1924. alle zweiräderige Wa— 
gen in den Wefphälifchen und Nheinifchen Provinzen 
von dem Sage Pr. 3. ausgefchloffen und hinfichtlich 

des zu erlegenden. Chauffeegelves den Frachtivagen (Sag 
Mr. 1. b.) gleichgeftellt worden, wonach alfo auch. die 

‚ sweiräderigen Banerfarren den Sag des zwe⸗ 
raͤderigen Frachtfuhrwerks zu entrichten haben 
der Satz Nr. 3. nun noch auf die vierraͤderigen fand« 

‚und Bauer-Wagen anwendbar bleibt, wenn ſie die eige⸗ 

„nen laͤndlichen Erzeugniſſe verfahren, wovon jedoch Fuhr⸗ 

werke mit Brennholz beladen, welches Landleute zur Stadt 

„bringen, ausgeſchloſſen ſind. | ua 

Demnach ift von folchen, mit den eigenen ländlichen 

„ Erzengniffen befadenen pierräderige n Lands: und Bauer⸗ 

— (mit Ausſchluß der Holzfuhren) zu entrichten pro 

eilhe an. 
a) beladen, für jedes Zugthier 1 Ser. 
‚b) ledig, für jedes Zugthir — 4Pf. 

Coblenz, den 26. Februar 1825. 

Koͤnigl. Regierung. 


Auf Veranlaſſung des Konigl. Miniſteriums des | 
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| 5. 
Pubitkandum der Koͤnigl. Provinzial⸗Steuer⸗Direction 
zu Muͤnſter, die Waaren⸗Verſendungen aus dem 
Inlande dahin durch das Ausland betreffend. 


— — 


Da die in Folge der Beſtimmung .$. 60, d. der Zoll⸗ 
Ordnung vom 26. Mai 1818. gegebenen und beſtehenden 
Vorſchriften, über die Waaren-DVerfendungen aus dem 
Inlande dahin durch dad Ausland, ſich nicht zureichend 
erweifen, um die Verfuche, fremde Waaren den Inlaͤndi⸗ 
ſchen unterzufchieben, unfchädlich zu machen, vielmehr dies 
‘fer Verkehr namentlich mißbraucht worden iſt, ſtatt des in 
den weſtlichen Provinzen erzeugten Weins, ausländifchen 
en Wein in bie Öftlichen Provinzen einzuführ 
‚ten, ; fo iſt nothwendig "befunden, dieſen Verkehr "unter 
ſtrengere Aufſicht zu ſtellen, und das Koͤnigl. Finanz⸗-Mi⸗ 
niſterium bat deshalb unterm zıflen v. M. verordnet, 
daß fortan der aus den weſtlichen in die oͤſtliche Provin⸗ 
zen zu verſendende Wein zu dem geringern Erhebungs⸗ 
fage von ı Rthl, 10 Sgr. für ben Centner, nur an 
werden darf, wenn 


1) die Gefäße, worin derſelbe transportirt ii, unte 

unverdaͤchtigem Verfchluffe und von gehörig verfchlofs 
ſenen Probeflafchen begleitet, eingeben,: auch gegen- 
die Uebereinſtimmung der Probe mit dem Inhalte 
der Gefäße begründerer Zweifel nicht obwaltet; 


2) der Transport der zum Wiedereingange uͤber die 
Wandgrenzen beſtimmten Wein⸗Quantitaͤten durch daB 
Ausland, von einem dem abfertigenden Amte, durch 
Sicherheits⸗ Beſtellung verpflichteten Fuhrmann auf 
einer Achſe, ohne Umladung im Auslande, binnen 

der gegebenen Transportfriſt erfolgt iſt. 


Von dieſen Beſtimmungen ſetze ich das betreffendo 
gublikum hierdurch mit dem Bemerken in Kenneniß, daß 
ed im Uebrigen be den Vorſchriſten vom 12. Janngr 


R— 
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1819. und den fpäter Ergangenen "fein dererde be⸗ 
haͤlt. 
— ‚ben 11. Februar 18238. oemekaı Knast 
RKoͤnigl. Provinzial⸗ Steuer⸗ Dureciot 
* v. Bigeleben 


tr ! 





— 


* | 38. ag 
| Bubttanbun, der Koͤnigl. Regierung u. Magdeburg, die 
— der neu hinzutretenden Gmmebeics 

; nn Sesnijend. al: i 


in 


— — 


iz ‚ein, Reſcript des Koͤnigl. Stnanihiiferhing 
vom 13. December a pr. {ft dem im $. 8. der Beilage 
zum Gewerbefteuergefege som 30, Mai 1820, ausgefpros 
chenen Grundſatze gemaͤß, als allgemeine Regel feſtgeſetzt 
worden, daß durchgehends alle im Laufe der einzelnen 
Jahre neu hinzutretende Gewerbetreibende bei ſolchen Ge⸗ 
werben, die nach einem Mittelſatze beſteuert werden, mit 
dieſem Mittelſatz pro rata temporis zum Anſatz gebracht 
werden ſollen. 

Dieſe Beſtimmung wird den mit der Veranlagung Ä 
der Gemwerbeftener beauftragten Behörden zur Nachricht 
und Achtung hierdurch befannt gemacht. 

. Magdeburg, den 4. Januar 1825. 
Koͤnigl. Preuß. re Zweite asp, 


| 39. ! 
Yublifandum- ber Königl, Regierung zu Norienmwerber,. 
; bie Geiverbefteuer der Gaſt ⸗ und Schanlwiche 
do betreffend. Wr 


Das Rönigl. Sina ‚Miniterium hat mitte Ders 
fügung vom zten d. M . entfchieden, daß die, Einwohner 
eines Orts, welche blos zu Jahrmarkts⸗ Zeiten Perſonen 
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gegen Dergeltung Bei ſich wohnen laſſen, und ihnen Ges 
tränfe reichen, die Gewerbe: Stener eben fo wie die Gaſt⸗ 
und Schanfwirthe zu entrichten verbunden find: dagegen 
aber von Poſtmeiſtern und Poſtwaͤrtern, fo lange fie fich 
blo8 mit Aufnahme und Bewirthung der. mit den Ordi⸗ 
nairen oder Ertrapoften reifenden Perfonen, in der Schrans 
fen der Poft- Ordnung halten, die Gewerbe Steuer als 
gupniche nicht ‚gefordert werden koͤnne. 
Marienwerder, den 29. Maͤrz 1825. 

Koͤnigl. — Regierung. 


40. 
Yubtifandum der Königl. Regierung zu Arnsberg, ben 
—— zu Verpflichtungs⸗Protokollen 
der Beamten hreckeub, 


— 


Mad einer Berfägung bes Rönigl. Finanz « Miniftes 
riums vom 7ten v. M. muß zu den Verpflichtungs s Pros 
tofolen der Beamten, und zwar ohme Nückfiche darauf: 
ob deren Dienft- Einkommen zo Nthl. jährlich oder weni⸗ 
ger beträgt, fixirt oder zufällig iſt, der, im Stempel: Tarif 
bei dem Worte: „Protokoll“ Lit. B. beſtimmte Stems 
pel gebraucht werden. _ Nur bei völlig unbefoldeten Bes 
amten d. h. ganz unentgeldlich dienenden ift, den’ Vor⸗ 
ſchriften für den Beſtallungsſtempel analog, auch das Vers 
“ pflichtungs.: Protokoll für ftempelfrei erklärt: worden. 

Es wird diefed für diejenigen, die es betrifft, zut 
Nachricht und Nachachtung hiermit bekannt gemacht. — 

Arnsberg, den 3.Maͤrz 1825. 

| Königl. Preuß. Regierung, 
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| —— r 5 41. | & | 32 di 
Refeript des Koͤnigl. Finanz⸗Miniſterlums, bie Stems 
pelpflichtigkeit der. gerichtlichen Atteſte uͤber die eingetre⸗ 
| tene Rechtskraft der. Erfenneniffe betreffend. 





Die Altteſte ber Gerichte über die eingetretene Rechts— 
kraft der von ihnen abgefaßten Erfenntniffe, über deren 
Stempelpflichtigfeit Sie unterm 16. d. M. angefragt has 
ben, gehören unbedenklih zw dem amtlichen: Atteſten in 
Privatſachen. Die Stempelpflichtigfeie derfelben würde 
’ daber mit Grunde nur dann bezweifelt werden Fünnen, 
wenn aus dem Gtempeltarif ſich nachweiſen fieße, daß fie 
zu denjenigen Verhandlungen bed Prozeſſes gehören, wel 
che wegen des zu dem Erfenntniffe verwendeten Stempeld, 
eines weiteren Stempels nicht bedürfen. Im Gegentheile 
verordnet aber ‚der Tarif am Schluffe des Wortes 
»Prozeſſe“ 
Verhandlungen, welche nach erfolgtem Erkenntniſſe in 
Folge eines Prozeſſes Statt finden, werden, in ſofern 
‚fie am ſich ſtempelpflichtig find, beſonders nach dem Tas 
rif beftenert.“ 
E83 kann daher um fo weniger ein Bedenfen. haben, 
daß die Attefte über die eingetretene Rechtskraft der Ers 
kenntniſſe fiempelpflichtig find, als zur Erläuterung der 
angezogenen Stelle de3 Tarifs, fogar die Ausfertigungen 
der Erkenntniſſe für die Partheien Beifpielsweife als ein . 
ſolcher Fall bezeichnet find, wo der befondere Stempel nee 
ben dem Erfenntnißftempel eintreten fol. 
Berlin, den 18. Februar 1825. 
Finanz⸗Miniſterium. 


v. Klewitz. 


An 
den Konigl. Geheimen Regierungsrath und 
Provinziale Stempelfiskal Herrn Erbkam. 





| — 
| 42 | 
Reſcript des Koͤnigl. Finanz + Miniſteriums an die 
Könige. Regierung zu. Coͤslin, die Anwendung bet 
— zu. den Upothefens Berechtigungen br 
| treffend. 





Wenn gleich das Nfgemeine Landrecht F. 11. und 
43 Tit. 22. Iheföritunter Grundgerechtigkeiten, aller⸗ 
dings die Real⸗Servituten verſteht, ſo iſt ven Finanz⸗ 
Miniſterio Doch nicht zweifelhaft, daß der Stempel» Tarif 
darunter ſolche Real⸗Berechtigungen und Gerechtigkeiten 
verſtanden wiſſen will, ‘welche nach den.$$. 14 seq. Tit. 
v. der. Hypotheken / Ordnung, unter befonderen Nummern 
im Hppothefenbuche eingetragen werden koͤnnen, und da⸗ 
her allerdings Gegenſtand eines Kaufvertrags fein Eönnen; 
während die Abtretung von Rechten, alſo auch vom Sm 
ditnten, nur als Lefion zu ‘behandeln iſt. 
= Die Aporhefer- Privitegten haben uͤbrigens durch di⸗ 
neue Geſetzgebung zwar in ſoweit ihre frühere Erflufivis 
taͤt verloren, daß die Anlegung neuer Apotheken, wenn 
dieſelbe nach medizinalpolizeilichen Gruͤnden gerechtfertigt 
erſcheint, durch die Privilegien der ſchon vorhandenen 
Apotheken nicht verhindert werden kann; dagegen iſt den⸗ 
jenigen Apotheken-Berechtigungen, die früher ſchon wirk⸗ 
liche Neal, Gerechtigkeiten geweſen find, dieſe ihre Eigen⸗ 
ſchaft durch die neue Geſetzgebung keinesweges entzogen 
worden. Solche Apotheken-Berechtigungen koͤnnen alſo 
noch gegenwaͤrtig fuͤr ſich beſtehend, Gegenſtand eines be⸗ 
ſonderen Kaufgeſchaͤfts ſein, muͤſſen aber in dieſem Falle 
wie ein Immobile angeſehen, und Beim Verkaufe mit eis 
ner Stempelſteuer von Ein Prozent belegt werden. 

Es muß daher auch von der, nach Anzeige der Kb: 
nigl. Regierung vom ısten v. M., zu. Stolpe für 15000 
Thlr. verkauften Apotheken Berechtiokeit dieſer Werth⸗ 
Stempel entrichtet werden. 

, —— den 18. Februar 1825. 
Sinanz: Minifterium, 
» elevit 


”. 
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A 


BPPEIERIEN . TEREIE PIE TG 


Auslande — Urkunden er 


‘ . u. 0“ 
— 


re: Nach; einer Entſcheidung des Koͤnigi. Finanz Minis . 
ſterii vom 19. Mai v. J., muß, in allen Fällen, wovon 
im Auslande aufgenommenen: Urkunden und Verhandlun⸗ 
gen, welche nach dem Gefege vom 7. Mär; 1822. ſtem⸗ 
pelpfllichtig ind, im Lande oͤffentlicher Gebrauch gemacht 
wird, der betreffende Preußiſche Stempel zuvor, nach dem⸗ 
ſelben Prinzip, wie bei den auslaͤndiſchen Wechſeln, nach⸗ 
traͤglich beigebracht werden. Das Nachbringen des Stem⸗ 
pels iſt indeß an einen andern beſtimmten Termin nicht 
gebunden, da der Termin von 14 Tagen nach Ausferti⸗ 
gung der Urkunde durch F. 12. des Stempelgeſetzes nur 
fuͤr die im Lande aufgenommenen Verhandlungen, der 
Termin von. 14 Tagen nach erfolgter Ruͤckkehr des Con⸗ 
trahenten ins Land aber nur für die im Auslande von 
Preußiſchen Unterthanen über inländifche Gegenftände vors 
genommenen Verhandlungen vorgefchrieben iſt. 

Hiernach unterliegt es auch keinem Ziveifel, daß dies 
jenigen Urfunden ; welche :bei Aufnahme der Perſonenſtan⸗ 
desafte produzirt werden, und im Auslande aufgenommen 
find, «mit dem Preuß. Stempel befleidet werden muͤſſen, 
ehe davon..ein.Öffentlicher Gebrauch gemacht werden darf, 

Indem ich die-Civilftandsd- Beamten des Landgerichts⸗ 
Bezirks von dem Inhalte diefer Minifterials Entfrheidung 
in Kenntniß fege, erfuche ich diefelben, fich genau nach 
dem Inhalte bei Vermeidung der. gefeglichen Stempelftras 
fen gu achten. - - | 

Trier, den 9. Februar 1939 

Der Dbers Profurator bei dem Königl. Laudgerichte 
Heintzmann. 
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ei | 
Pubttkandum der König: Intendantur zu Rönigeberg; 

die Verwendung des Stempels, bei Entrepriſe⸗ 
— Kontrakten betreffend. 
Mach einer Erklaͤrung des Konigi. Finanz, Minifterii 
for. der bei Entreprifes / Kontrakten zu verwendende Stem⸗ 
pel nach ſweierlei Gegenſtaͤnden, und zwar für das Werk 
nud fuͤr die Lieferung der Baͤumaterialien, berechnet werden: 
Es iſt memlich für das Werk oder Entrepriſe⸗Ge⸗ 
ſchaͤft ſelbſt der im Stempelgeſetze für Kontraktewelche 
darin nicht beſonders benannt und beſteuert ſind, im All⸗ 
gemeinen feſtgeſetzte 15 Sgr. Stempel erforderlich, und 
wenn der Bau⸗Entrepreneur auch die Baumaterialien zu 
liefern. übernimmt, alſo zugleich ein Lieferungs⸗Kontrakt 
vorhanden iſt, ſo muß außer dem 15 Sgr. Stempel och 
ber Stempelſatz von -F Prozent für den Betrag der Bau⸗ 
materialien, nach Maaßgabe der Anfchlagsfäge;, entrichtet 
werden. Da biernach ein ſolcher Kontrakt zugleich wie 
ein Lieferungs «Kontraft behandelt wird, fo findet auch die 
im Stempelgefeg unter der Nubrif „Lieferungs - Verträge“ 
vorhandene, Beflimmung Anwendung, wonach, bei ‚gegen. 
feitigen Verträgen der Art zwifchen dem Fisfus und Prir 
vatperſonen der gedachte Stempelfag von dem Lieferungs⸗ 
Unternehmer (Baus Entreprenent) ausfchließlich zu entrichs 
ten ift, alfo die im $. 3. 1. des Stempelgefeßed nachges 
gebene ‚Befreiung ausgefchloffen bleibt. — — 
Die betreffenden Magiſtraͤte wollen dieſe Beſtimmung, 
in. Servis-, Garniſon-, Verwaltungs- und Bau⸗Angele— 
genheiten, in vorkommenden Faͤllen genau beachten. 
RKoͤnigsberg, den 19. Januar 1825. | 

Die Königl, Intendantur des Erſten Armee = Korps. 
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45. 


Qubtifandum,, des Könige Kayimergerichts,, — Cum 
pel⸗ Beoͤrauch zu Vollmachten. betreffend. 


Bet einigen Gerichten ie iſt denk Stempeltarif sub voce 
Vollmachten, die Deutüng gegeben worden, daß Dolls 
machten," wenn fie gerichtlich. oder durch ‚einen. Nota⸗ 
rius er ee durchgehends ‚nur. mit einem Steme 
pel vom 13 Sun verſehen fein dürften, indem die. Den 
glaubigung, ; als in ‚jenem Stempel, mit. inbegriffen, ſtem⸗ 
pelfrei geachtet, werden: müfle- Da jedoch, das Geſetz fich 
über das Gegentheil Deutlich ausſpricht, wie die ‚mit dem 
doppelten Stempel verfehene gedruckte Formulare-zu Voll⸗ 
machten. auch ergeben, fo werden fämmtliche Gerichte im 
Departement. des Kammergerichtd darauf aufmerkfam ges, 
- macht, daß zum ‚Beglaubigungsattefte jeder Vollmacht der 
15 Ögr.» Stempel - befonders -adhibirt werben, im Webers 
tretungsfalle aber Stempelſtrafe eintreten muß. 
Berlin, den 21. Februar 1825. 

‚> Königl. Kammergericht. 


— | 46. — n 
Publikandum des Koͤnigl. Ober⸗Landesgerichts zu Ras 
tibor, die Stempel» Anwendung bei Erfenneniffen 
und Taxen betreffend. en 


„ars 


‚ Die Bekanntmachung, die Auslegung — St; 
fen des Stempel-Gefetzes betreffend, Stuͤck II. No. 8. 
Seite 10. seq. ded Amts, Blatted pro 1824. wird in eb 
nigen Punkten dahin berichtigt: 

a, ad voc. Erfenntntffe litt. A sub b. daß zu Ers 
fenntniffen in Sinjurien, Sachen,. durch welche der 
Beklagte frei geforochen, der Kläger aber fach 
fällig oder abgewiefen und in die Koften verurtheilt 
wird, der volle Stempel von 5 bis so Rthl. in Ans 

R wenduns zu bringen iſt, und daß nur dann, wenn 

der 


u: 65 
der Beklagte bei vorläufiger Sreifprechung zur Kos 
' fientragung verbunden ift, die Hälfte des Werth 
fiempeld genommen werden Fann. | 
b. ad voe. Zaren, daß die Taren bei hempelfreien 
Erbſchaften auch dann nicht flempelpflichtig find, 
wenn in Folge der Tars Aufnahme von dem’ tarir 
ten Gegenftande ein Kaufftempel entrichtet wird. 
Hiernach haben fich die Unter= Gerichte des Oberſchle⸗ 
ſiſchen Departements genau zu achten. 
Ratibor, den 11. Februar 1825. 
Koͤnigl. Preuß. Ober⸗Landes⸗Gericht von Ober·Schleſien. 


47. 
Vabllttandum des Koͤnigl. Oberlandes⸗Gerichts zu Ma⸗ 
rienwerder, dieſelbe Angelegenheit betreffend. 


—— — 


Bon Seiten des unterzeichneten Oberlandes⸗Gerichts 
wird den lUnters Behörden des Departements zur Nach- 
richt und Achtung befannt gemacht, daß die Beſtimmung 
des Geſetzes wegen der Stempel» Steuer vom 7. März 
1822. $. ir. sub. Litt. D, und des Zarifd sub voce 
Erfenntniffe- A. e, durch einen Erlaß des Könige. Finanz- 
Minifterii vom 15. Januar a. c. dahin deflarirt worden, 
daß bei Erfenntniffen in Kontraventiond- und Defrauda- 
tions » Sachen, der Betrag des zu gebrauchenden Stempels 
nicht blos nach dem  Betrage der Strafe und des Kon: 
fiskats zu beftimmen, fondern, wenn der Werth des Kon 
fißfatd und die Strafe über 50 Nthit. beträgt, die Des 
flimmung des Tarifs sub voce Erfenntniffe A. e, anjus 
wenden, und der Betrag des Stempeld innerhalb der 
Summe von 5 bis so Rthlr. mit Beachtung der Höhe 
der Strafe und des Werths des Konfiskats abzumeſſen iſt. 

Marienwerder, den 25. Februar 1825. 

Koͤnigl. Preuß: Ober⸗Landes⸗Gericht von Weſtpreußen. 
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PT oe 
Pukitanbum der Koͤnigl. Regierung zu Königsberg, die. 


„Stempel: Anwendung . bei — — 
| betreffend. | Ä 


Bei allen Auctionen fchließt — Lizitant weder mit 
dem Auctionator, noch mit dem, fuͤr deſſen Rechnung 2 


WVerſteigerung erfolge, einen fehriftlichen DBertrag ab, 


fann mithin‘ von dem Lizitanten ‚eine Stempel - Bi 
dafür Nicht gefordert werden. Ganz ‚in Webereinftimmung 
hiermit verordnet der $. 7. des Stempelgefeges vom 7, 
März 1922, daß der Stempel zu. Auctions» Protocolfen, 
fobald der Gegenftand der Auction nicht zu einer einzigen 
Vermoͤgensmaſſe, fondern mehreren in Feiner Gemeinfchaft 
ſtehenden Theilnehmern gehoͤrt, nach dem beſondern 
Antheile eines jeden Theilnehmers, vom Loͤ— 
ſungs-Ertrage berechnet werden ſolle. Hieraus ſowohl, 
als aus der Beſtimmung, daß der Stempel nach beendig⸗ 
ger Auction wach dem reinen Ertrage der Loͤſung zu be 
rechnen ſei, folgt ganz unzweideutig, Daß naur derjenige, 
für deffen Rechnung die Auction Statt findet, den Stem⸗ 
pel zu tragen verpflichtet fei, weil andernfalls nicht abzu- 
-fehen wäre, wie der Stempel, denjenigen Lizitanten, Die 
ihr Gebot gleih Baar einzahlen, in Rechnung zu fielfen . 
fei, und wo der Stempel für Gebote unter, zo Rthl. her⸗ 
genommen werden ſoll. 

| Da hiernach aber. Bei den für Rechnung des Fiskus 
abgehaltenen Auctionen wegen der geſetzlichen Stempelbe⸗ 
freiung des Fiscus uͤberall der Gebrauch Ned Stempelpa⸗ 
piers wegfallen muß, fo find auch zu den Auctions-Pro⸗ 
“tofoflen über das ans Königl. Forften verfaufte Holz, fo 
wie zu allen: Derfteigerungen, die für Nechnung des Fis— 
kus gefchehen, künftig Feine Stempel zu löfen. 

Diefe Beftimmung wird, in Folge des Erlaſſes Eines 
Hohen Königl. Finanz Minifterit vom 10. December 1824, 
bierducch zur allgemeinen Kenntniß gebracht. 

Königsberg, den 4. Januar 1825. 

Könige. Regierung, 
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es | 49. De 
Pubſikandum der Königl. Regierung zu Breslau, ben 
öffentlichen Verkauf der in. Steuer» Kontraventions - 
Sachen abgepfaͤndeten . Effekten betreffend. 


Den fämmtlichen Polizei: und Steuer Behörden uns 
ferd Verwaltungs sbereichd wird zur nähern Beftimmung 
deö.$.48. Nro.5. der Verordnung dom 26. December 
2808, melche im Auszuge der Inſtruction zur Geſchaͤfts⸗ 
führung der Königl. Regierungen (Geſetzſammlung Nro. 
440. vom 23. October 1813. Seite 288) beigefuͤgt iſt, 
in Gefolge eines Koͤnigl. Finanz⸗-Miniſterial⸗Reſcripts 
vom 17. December v. J. hiermit eröffnet: | 

daß der Öffentliche Verkauf der in Steuer» Contraven- 
tiond= Sachen abgepfändeten Effecten in folchen Fällen, 
wo inftructionsmäßig die Auction auf dem platten Lande 
abgehalten werden darf, fobald der Tarwerth der zu 
verfaufenden Effecten den Betrag von 50 Rthlr. nicht 
. erreicht, durch ten Erecutor unter Zuziehung der Dorf 
gerichte abgehalten werden fan; A 
wornach fih die obengenannten Behoͤrden eventualiter ges 
nau zu achten haben, | Te F 

Breslau, den 20. Februar 1825. 

u Koͤnigl. Preuß, Regierung. 


50. 
Publikandum des Koͤnigl. Oberlandes-Gerichts zu Naum⸗ 
burg, die Aufbringung der Haftkoſten in unvermoͤgenden 
Steuer⸗Kontraventionsfaͤllen betreffend. 

In Uebereinſtimmung mit der Provinzialſteuer-Be— 
hoͤrde witd es wegen der Haftkoſten in unvermoͤgenden 
Steuer, Contraventions⸗Sachen in folgender Art gehalten: 
a) wenn die Unterfurhung nur temmarinh yon der ad - 

€ 2 
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miniftrativen Behörde gefißre wird, fo trägt jene 
Koften der Fonds der Steuer s Behörde; 

b) wird die Sache zur Fortſetzung und Entfcheidung 
an das Gericht abgegeben, fo trägt in dergleichen 
unvermögenden Sachen. der Criminalfonds die Haft, 
koſten von dem Tage unferer Verfügung an, wodurch 
wir die Unterfuchung verordnen, und zwar denfelben 
mit eingerechnet; 

0) wenn das Gericht die vom der adminiſtrativen Be⸗ 
hoͤrde feſtgeſetzte Geld⸗ in Gefaͤngnißſtrafe verwan⸗ 
„delt, fo trägt der Eriminatfonds die Haftloſten bei 
der Vollſtreckung. 

— haben ſich die Gerichte achten, und dars 
anf bei Aufſtellung der Fiquidationen Ruͤckſicht zu — 

Naumburg, den 17. Februar 1825 -- 

Koͤnigl. Preuß.‘ Ober » Landes » Gericht, 


PER 3 3 5 A = 8 
Pol Verwaltung. —* 


2. Se | 
— aus dem General⸗ Eircnlare des Konigl Gener 
ral⸗ Poſtamts an ſaͤmmtliche Poſt⸗ und Poſtwaͤrter⸗ 
Aemter, verſchiedene Beſtimmungen und Vorſchrif— 
ten uͤber das Poſtweſen enthaltend. 
| Reifen hoͤchſter Perfonen betreffend. 
3) Es iſt nothwendig, daß nicht nur bei Reiſen 
Sr. Majeſtaͤt des Koͤnigs, ſondern auch bei Reiſen frem⸗ 
der Monarchen oder Prinzen des Koͤnigl. Hauſes und 
anderer regierender Haͤuſer, jede Poſt Anſtalt, welche von 
der Reiſe-Route berührt wird, 
den Kommandeur des im Orte garniſonirenden Militairs 


und — 
die erſte obrigkeitliche Perſon des Orts, 


a 


von der bedorfiehenden Ankunft des hohen Meifenden bes 
nachrichtige. Der: Iandräthlihen Behörde des Kreiſes, 
durch welchen die. Reiſe geht, muß von derienigen Poft- 
Anftalt, welche dem Siße der landräthlichen Behörde am 
nächften liegt, fchriftlich durch die Poft oder, nah Um 
fänden, durch Boten (nicht Durch Eſtafette) Nachricht ge⸗ 
geben werden. 


Verwechſelung gleichnamiger Orte bei der Spedition. 


4) Es geſchieht zum oͤftern, daß bei Spedition der 
Briefe und Sachen, Liſſa (Marktflecken zwiſchen Breslau 
und Neumarkt) mit Liſſa, im Großherzogthum Pofen (Poſt⸗ 
Amt), eben fo auch Treptow an der Tollenſee (Poftwärs 
ters Amt in Dors Pommern) mit Treptow an der Rega 
Woſt⸗ Verwaltung in Hinter: Pommern) vermwechfelt wird, 
Diefe Verfrhiedenheiten find für die Folge bei der GSpes 
dition gehörig zu berückfichtigen. Bei unvollftändigen 
Brief-Adreffen, find die Abfender zur genaueren Bes 
zeichnung des Beſtimmungs-Orts zu veranlaffen. 
Aerztlichen Anke rſuchungen Königliche Beamten haben die Kreis⸗ 
yſiker fich unentgeldlich zu unterziehen. 
=. einer Beſtimmung des Königl. Mintfterit 

für * Medizinal⸗Angelegenheiten, find die Kreis— ⸗Phyſi⸗ 
ker verbunden, auf Veranlaſſung Koͤnigl. Behoͤrden ſich 
ärztlichen Unterſuchungen der von letztern abhängigen Bes 
amten, und zwar in fofern folche am Wohnorte des Phy- 
fifus ſich aufhalten oder am denſelben geftellen, ohne bes 
-fondere Remuneration zu unterziehen und Artefte darüber 
auszuftellen. 

Diefe Beflimmung haben die Poft- Aemter in vor⸗ 
kommenden Faͤllen zu beachten. 


Vorſichts · Maaßregel zur Sicherſtellung des Porto, wenn ſich er⸗ 
* ihre an an de —* —— Gacıen u, Poſt na 


9) Im GeneralsEirculare Nr. 11. vom 7. Juni 
1823. ift unter 9. vorgefchrieben, mie verfahren. werden 
ſoll, wenn fich. Perfonen ihre, an fie felbf adreſſirten 
Sachen mit der Poſt nachſenden * 


u 


Diefe Vorſchrift hat zum Zweck, der Poſt⸗ Kaſſe das 
Porto zu ſichern, der jedoch nicht in allen Faͤllen erreicht 
wird, Namentlich dann nicht, wenn bie Sachen ind Aus⸗ 
» fand gehen, dort von “einem Drte zum andern und_ends 
lich nach dem Abfendungs Ort zurückgefihickt werden, wo⸗ 
durch das Porto oft fü bedeutend. wird, daß es den Werth 
der Sachen uͤberſteigt. In folhen Fällen, - welche bei 
herumziehenden Komddianten und andern Perfonen folcher 
Klaffe einzutreten pflegen, müffen die Poſt⸗Aemter fich das 
durch vorfehen, daß fie die Gegenftände nicht anders, als 
franfirt, abfenden, Im Unterlaffungsfalte hat das Pofts 
Amt es fich felbft. zuzuſchreiben, wenn es biernächft, nah 
dem Grade der bewiefenen Gorglvfigkeit, in Ordnungs⸗ 
Strafe genommen, oder das nicht zu erlangende Porto, 
für die Hinfendung, aus eigenen Mitteln zu erſetzen an⸗ 
gehalten wird. 


Heber Zurkiefendung nicht a beflelender ſchwerer Dadete, 
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10) Wenn ſchwere Kiften und andere, 
ind Gewicht fallende Gegenfiände an dem Orte ihrer Bes 
fimmung, wegen mangelhafter Adreffe, oder weil der des 
fignirte Empfänger nicht zu erfragen ift, nicht beftelfe wers 
den koͤnnen, fo dürfen fie — vorausgefegt, daß die Gas 
Sen, dem Aeußern nach, dem Derderben nicht unterwor: 
fen find —- zur Vermeidung unnüger Beläftigung der 
Poften, nicht. fogleich nach dem AbfendungssDrt — zus 
mal, wenn diefer weit entfernt ift — remittirt, fondern - 
es muß vorerft die Adreffe oder der Begleitungsbrief dem 
abfendenden Poſt-Amte mit tem Erfuchen‘ zurückgefandt 
werden, von dem Abfender nähere Auskunft oder feine 
ſchriftliche Erflärung zu erfordern, in welcher andern Art 
er über die Sächen disponiren will. Nach Maaßgabe 
dieſer Erklärung iſt dann zu verfahren. 

7 Berablung fr Ertrapoſten unter 2 Meilen. 

11) Grundfäglich wird: bei Ertrapofien — Dienſt⸗ 
Neifen der Staats Beamten ausgenommen — auch bei 
Deife: Touren unter 2 Meilen. dad Extrapoſt /Geld für 2 
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volle Meilen erhoben. Dieſe Veſlimmung wird hierdurch 
dahin abgeändert, daß in allen Faͤllen, wo die Extrapoft- 
Beförderung auf. einem Poft-Courfe, von einer Station, 
zue andern gefchieht, das Ertrapofi:Geld nur nach der 
wahren Entfernung von dem Deifenden zu erheben if, in 
ſolchen Fällen aber, wo die Beförderung nicht auf der 
Doft:Houte gefchieht, vder wo von einer auf der Poſt⸗ 
Route belegenen Station nach einem andern Drte, als 
der nächften Poft- Station, gefahren wird, kann bei einer 
Entfernung unter 2 Meilen die Bezahlung für 2, volle 
Meilen nach wie vor erhoben werden. 


‚ Wegen der Plan-Deden bei den Fahr- und Reit» Poften. 

15) Daß General: Poft, Ame findet fi veranlaßt, 
rücfichtlich der Plan= Decken, welche den Fahr- und Weit 
Poſten zum Schuge der Ladung mitgegeben werden; fol- 
gende Beftimmungen zur allgemeinen Kenntniß zu brins 
gen, und die genaue Befolgung derfelben allen Stationen 
zu empfehlen; 

1) Die Plan: Decken, fowohl der Fahr/Poſten, als der 
Reit-Poſten, muͤſſen jederzeit, bei gutem und bei 
ſchlechtem Wetter, über die Poftgüter und Felleifen 
‚ausgebreitet, und an den Geiten des Wagens ges 
hörig befeftigt werden. Für die Beobachtung diefer 
Vorſchrift find bei Fahr-Poſten auf Courfen, wo es 
Scirrmeifter giebt, zunächft die Schirrmeifter und 
dann die Poft- und Poſtwaͤrter-Aemter, auf andern 
Eourfen und bei Neit:Poften aber, allein die Pofts 
und Poftwärter: Nemter verantwortlich. Das Inters- 
laffen der Ausbreitung und der Defefligung sieht 3 
Rthlr. Strafe nach fih. 

F Bei Ankunft einer Fahr⸗ oder einer Reit + Boft muͤſ⸗ 
ſen die Poſt- und Poſtwaͤrter-Aemter die Befchafs 
fenheit der Plan⸗Decken unterſuchen, und nachfes 
hen, ob die Decken ſich ſo vorfinden, wie ſie nach 
dem Stundenzettel auf der ruͤckliegenden Station be⸗ 
ſchafſen geweſen ſind. In dem Stundenzettel muß 
nicht nur die richtige Weiterbefoͤrderung der Decke 
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und deren Befchaffendeit, fondern auch die Anzahl 
der daran befindfichen Riemen und Schnallen, fo 
wie die Nummer und fonftige Signatur, bei Vers 
meldung nachdrüclicher Ordnungs » Strafe, bemerkt 
werden. Fehlt die Decke, oder wird an derſelben 
eine Befchädigung, ein Mangel, entdeckt; fo muß der 
Schirrmeifter oder der Poftillion fofort zur DVerants 
mwortung gezogen, der rückliegenden Station Nachr 
sicht gegeben, und dem Generals Poft» Amte Anzeige 
gemacht werden.’ 

3) Wird eine Decke auf einer Station aus Nachläßigs 
feit zurückgelaffen: fo zahlt der fehuldige Theil 1Rthl. 
Gtrafe, und bleibt auch für den Schaden verhaftet, - 
der aus dem Mangel der Decke vielleicht entfteht. 
Iſt die Decke ganz verloren gegangen: fo vertritt der 
fchuldige Theil nicht nur die daraus für die Poſtguͤ⸗ 
ter und die Korrefpondenz entfpringenden Nachtheile, 
fondern er muß auch die Koften einer neuen Dede 
Bezahlen. . 

: 4) Dad Gewicht der Plan: Decke darf dem Gewichte 
des DBrief-Felleifend nicht hinzugerechnet, und über- 
haupt bei Berechnung der Fracht, fowohl bei dem 
reitenden, als bei den fahrenden Poften, nicht mit in 
Anfchlag gebracht werden. Diefes gilt auch von— 
folchen Fällen, wo Plandecfen zurückgefandt werden. 
Sie find dann zwar im Frachtzettel, aber ohne Ans 

fa des Gewichts, einzutrazen. 
9 Meberlande befimmnten Katete Die uncee 29pfand Tamer find. 
16) Nach den Franzöfifchen und Niederländifchen Ges 
fegen ift es nicht erlaubt, verfiegelte Briefe und Packete, 
welche unter = Pfund wiegen, mit den fahrenden Poften 
zu befördern. Letzteres ift jedoch bisher durch die Wachs 
ſicht der Douanen verflattet worden, in fofern dergleichen 
Packete in Leinen oder Wachstuch verpackt gewefen find, _ 
und nicht etwa Schriften enthalten haben. Die Poſt-⸗Aem⸗ 
ter werden hierauf aufmerkſam gemacht und darauf zu 
halten: daß die nach Frankreich und den Niederlanden 
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beſtimmten Packete von Leinen verſtegelten Briefen ober 
Adreffen begleitet fein, auch, falls fie weniger, als zwei 
Pfund wiegen, Feine Schriften enthalten, und nicht ans 
ders, ald in Wachstuch oder Leinen verpackt fein dürfen, 
wenn fie mit der fahrenden Poft bis zum Beſtimmungs⸗ 
Orte befoͤrdert werden ſollen. 


Schriftwechſel mit onslänbifgen sDehhrhen in Dienfi» Angelegen- 
eiten. 


20) Es iſt mißfaͤllig bemerkt worden, daß einige 
VPoſt⸗Aemter ſich erlaubt haben, mit auswärtigen Behoͤr⸗ 
den — von welchen jedoch die einem "Grenz : Pot: Amte 
gegenüberliegenden fremden Grenz: Poft: Nemter allein aus⸗ 
genommen werden — in dienftliche FEED fich eins 
zulafien. 
Keiner unteren Behörde ift es verflattet, unmittelbar 
dergleichen Korrefpondenz anzufangen oder fortzufeßen, viels 
mehr muß folche lediglich, was das Poſtweſen anlangt, 
"dem vorgefegten Generals Poft-Amte vorbehalten bleiben. 
In folchen dringenden Fällen aber, wo, weil Gefahr 
im Verzuge ift, die Einwirfung des General, Poft- Amts. 
nicht abgetvartet werden kann, muß. wenigſtens mit dem 
darüber zu erflattenden Berichte ſofort Abfchrift der ge- 
führten Korrefpondenz eingereicht, und weitere ——— 
anheim geſtent werden. 


Gelbder und gelöwertpe Gerenftände, in ielchen Faͤllen ſolche auch 
außer den TR der betreffenden Poſten angenommen 
werden follen. 

24) Nach der bisherigen Obſervanz werden von den 
Poſt⸗Anſtalten Gelder und Sachen von Werth nicht frü⸗ 
ber, ald an dem Tage, wo die Poft abgeht, oder, wenn 
der Abgang in den Frühftunden, vor Eröffnung des Poft- 
Qureaus erfolgt, am Abende vorher, zur Poft angenommen. 

Diefe Maaßregel, welcher der Zweck zum Grunde 
liegt, die von den Pofts Anftalten zu leifterde Garantie 
nicht unnöthigerweife auf.den möglichen Fall einer Beraus 
bung, Feuersgefahr oder fonftiger unabwendbarer Ungluͤcks⸗ 
fälle, welche Bis zum: Abgange: der Poften, die Gelder x. 
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im Poſt /Hauſe treffen Fönnten, auszudehnen, und: ſonach 
der Königl. Kafle den Erfaß, bei etwanigen Verluſten, zu 
erfparen, fan da, wo nicht etwa, auf den Grund beſon⸗ 
derer Verfügungen, die Annahme von. Geldern. und Päces 
reien zu jeder Zeit gefchehen muß, was namentlich bei, 
‚den Poſt-Aemtern in den Nhein- Provinzen der Fall ift, 
in der Art fortbeftehen: daß die aus dem Drte felbft ab⸗ 
zufendenden Gelder und Packete nach tie vor, nur an 
den Tagen angenommen werden, an welchen bie betreffens 
den Poſten abgehen. | 

Durchreifende, oder nicht im Drte wohnende Perfos 
nen, möüffen jedoch von dieſer Einfchränfung die ihnen’ 
nicht allein zur Unbequemlichfeit gereichen, fondern auch‘ 
zu gerechten Beſchwerden Anlaß geben würde, wie Billig 
audgefchloffen bleiben, 

Die von folhen Perfonen zur Doft zu gebenden Gel 
der und Sachen von Werth find daher auch außer dem 
Abgangd: Tagen der betreffenden Poften unweigerlich ans 
zunehmen, und bis zum. Abgange’ der nächften Poft ſorg⸗ 
fältig zu afferviren; dagegen ift in Fällen, wo dieſe Ers 
Jaubniß offenbar gemißbraucht, und von einem oder dem 
andern zur Gewohnheit gemacht werden follte, dem Ges: 
nneral= Boft- Amte davon Anzeige zu erflatten. Ä 

Sranffure am Main, den 5.März 1825. 

Der General: | 
3 ol es 





52. 

Birculare des Königl. GeneralsPoftamts an fämmtliche 
Koͤnigl. Poft-Aemter, den Verkauf unbrauchbarer Pas 
piere und Manualien bei den Poft-Anftalten be- 

| treffend. 
Des Königs Majeftät — mittelſt Allerhochſter Ber 
binets/ Ordre vom 28. Februar  allergnädigft zu be, 
fimmen unge. daß die unbrauchbaren verien und Ma; 
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nualien der. Poft. Anftalten zum Beften bes Poft + Armens 
Fonds verkauft werden follen. | 

Das Poſt-Amt wird daher aufgefordert, die bei dem⸗ 
ſelben, und den ihm untergeordneten Poft- Anftakten vor⸗ 
bandenen unbrauchbaren Papiere und Manualien, welche . 
älter als zehn Jahre find, alfo ans der Periode His ult. 
December 1814. zu fammlen, zu fpecificiren und zu wies 
gen, jedoch zuvor allcd dasjenige davon forgfältig zu ſon⸗ 
dern, was irgend von Intereſſe und mithin zue Miederles 
- gung ins Archiv geeignet if. Sodann hat das Pofl-Amt 
- dortige Kaufleute zu befragen: ob und zu welchen Preifen 
nr den Centner fe diefe Papigre etwa zu Faufen geneigt 
find? 

Demnächft find die Specificationen mit Angabe des 
Gewichts und der gefchehenen Gebote dem General, Pofts- 
Amte einzufenden, worauf dem Poſt-Amte „bekannt ge⸗ 
macht werden wird, ob diefe Gegenftände daſelbſt für die 
angezeigten Preife verkauft werden fönnen, oder anf wel 
che andere Weife darüber disponirt worden ift. | 

Da die Löfung zu milden und wohlthätigen Zwecken 
bei der Poft- Verwaltung beftimmt ift, fo darf ich um fo 
‚zuverfichtlicher erwarten, daß das Pofts Amt ſich beeifern 
wird, folche möglichft einträglich zu machen, 
| m Sabre 1826 Fommen die entbehrlichen Papiere 
und Manualien vom Jahre 1815 zum Verkauf, und in 
diefer Weiſe wird jährlich mit dem über zehn Jahre alten 
| Vorrath verfahren. 

Es ſind daher alle Jahre bis Ende Juni die des⸗ 
fallſigen Specificationen an das General-Poſt-Amt ein⸗ 
zuſenden, und zu dieſem Ende iſt das Erforderliche in dei 
Termin= Tabelle zu bemerken. _ | 
| Sranffurt a. M., den 19. März 1825. 

Der Generals Poft: Meifter. 
Nagler. 





“ | 
I 9, : | 
Circulare an ſammeliche Poſt⸗Aemter, — Bern 
burg, Cdthen, Coswig, Deffau und Zerbſt, bie 
. Ausführung ber gegen bie Anhaltfhen Herzogthuͤmer 
Ä angeorbneten Steuer Maaßregeln betreffend. 
. , Sämmtliche Poſt⸗Aemter werden hierdnrch angemies 
fen, Behufs der vollftändigen Ausführung der gegen die 
. Anhaltfchen Herzogthümer, diesfeitig angeordneten Steuer⸗ 
Maaßregeln, alle von oder im Auslande bei Preußiſchen 
Poſt-Anſtalten eingehende, für das Athaltſche, erciufive 
den obern Theil von Bernburg (worin Ballenftädt, Gern: 
rode, Harzgerode, Hoym ꝛc. belegen find), beſtimmte Paͤk⸗ 
kereien, nicht unmittelbar auf die Poſt⸗Aemter Bernburg, 
Eöthen, Coswig, Deffau, Zerbft, fondern, der geographis 
fchen - Lage nach, auf eined der diesfeitigen Grenz» Poft- 
Aemter, gegen Anhalt: Burg, Delitfh, Wittenberg, Cal 
be, Halberftadt, Halle, Magdeburg, Quedlinburg oder auf 
die Poſtwaͤrter/Aemter zu Hettſtedt oder Landsberg, zu 
encartiren. 

Das Porto bis zum Beſtimmungs-Orte wird, der 
Verordnung vom 22. December 1824. $. ı5. ad b. ges 
mäß, bei der Encartirung auf eined der genannten Spe— 
ditions⸗Poſt⸗Aemter nicht in der Linie, fondern auf der 


“ Siegel» Seite des Briefes vorkarirt. 


ALS Ausland in Abſicht auf die, Preußiſche Steuer⸗ 
Verfaſſung ſind anzuſehen: 

a) alle nicht Preußiſche Staaten (ausgenommen das 
Schwarzburg⸗Sondershauſenſche, und das, mit die⸗ 
ſem zuſammenhaͤngende, von Preußiſchen Laͤndern 
umfchloffene Schwarzburg⸗Rudolſtaͤdtiſche Gebiet, von 
Sranfenhaufen, der ganz von Preußifchem Gebiete 
umfchloffene obere Theil von Bernburg, fo wie die 
Meimarifche Enclave Allſtaͤdt und Oldisleben, welche 
in Beziehung auf Steuers Erhebung, als Preußiſches 
Inland zu betrachten find). 

b) die Städte Erfurt und Weslar, imgleichen die Preu⸗ 
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sircen Entladen, worin Gefel, Soleuſugen u und 
Suhl belegen find. 
Die untergeordneten Poft» Anftalten find, To weit. fol- 

ches erforderlich iſt, hiernach gehörig zu inftruiren. 

BER den 18: Februar 1825. 

Generals Pol: Amt. 
In Abweſenheit des General, Voftmeifters, 

Emmi. Piftor. Ballhorn. Ulrich, Schmuͤckert. 

Naumann. Beidel. Timme Schiller 





* 


54. y 
Cireulare Refeript ‚des: Könige. Staats: Minifteriums, an 
fämmtliche Königl. Regierungen, die von. Perſonen⸗Fuh⸗ 

ven an die Königl. Pofl» Kaffen zu entrichtende 
| Abgabe betreffend. 


— — 


Es haben einige Regierungen die Allerhoͤchſte Kabis 
net3: Drdre vom 10. Januar vorigen Jahres und bie hiers 
über aus den Minifterien des Handeld, des AÄnnern und 
der Finanzen erlaffenen Meferipte wegen der von Perfonens 
Fuhren zu entrichtenden Abgabe, und zwar dasjenige, was 
in den Segtgedachten Erlafien von den gelegentlichen 
durch Landwirthe verrishteten Perſonen⸗Fuhren gefagt 
worden, irrig fo gedeutet, ald ob überall nur diejenigen 
Suhrfente, welche Gemwerbefteuern entrichten, zu jener Ab⸗ 
gabe verpflichtet wären. 

Die Abficht jener Verordnung ift aber dahin gerich- 
tet, die Poft- Anftalten gegen die Privat-Fuhrleute fo zu 
Reiten, daß das Fuhrweſen der erfteren, und die ihnen obs 
liegende Verpflichtung, die Mittel zur Beförderung der 
Neifenden in Bereitſchaft zu halten, damit beſtehen kann. 
Dem gemäß ift: 

1) die Abgabe ohne Unterfchied der Fälle, ob der Fuhr- 
mann gemwerbeftenerpflichtig ift, oder. nicht, der Regel 
‚nach zu entrichten, wenn die Fuhre mit Wagen vers 
richtet wird, die als Chaifen u. ſ. w. eigends auf 


WB. | Zu 
Beförderung der Reiſenden und Bequemlichkeiten der: 
felben eingerichtet find. Dagegen findet Ä 

2) die Verpflichtung zu der Abgabe nicht flatt, wenn 

die Fuhre- nicht eigends zur Beförderung von Pers 
fonen gedungen, fondern zu anderem Behufe veran⸗ 
laßt, alfo der Heifende nur ————— mitge⸗ 
nommen wird. 

3) Auch wird die Abgabe bei den von den oͤffentlichen 
Behörden veranftalteten Transporten nicht erhoben. 
Die Königl. Regierung wird hierdurch veranlaßt, dieſe 
Beftimmungen durch Ihr Amtsblatt zur Öffentlichen Kennt⸗ 
niß zu bringen, um die von Ihr in anderem Sinne etwa 
ſchon erlaſſenen Bekanntmachungen ausdruͤcklich außer 
Kraft zu ſetzen. | 

‚Berlin, den 28. Maͤrz 1825. 
Könige. Staats: Minifterium. 


v. Altenftein. v. Buͤlow. v. Schuckmann. 
v. Lottum. v. Klewitz. v. Hake. 


— 55. a a 
Eirculare des Königl. General» Poftamts an ſaͤmmtliche 
-im Inlande belegene Poſt⸗Aemter, das Verfahren bei . 
Poſt⸗ Fuhrzettel— Kontraventionen betreffend. 





| Zufolge der, in dem aten Stuͤck der Miesijäßrigen Ger 

febfammlung enthaltenen Alterhöchften Verordnung vom 
12, Januar diefed Jahres find die Poft- Nemter berechtigt, 
die Poft: Zuhr » Zettel» Contraventionen fummarifch zu uns 
terfuchen, und durch ein abzufaffendes Nefolut die Strafe 
auf den Grund des Geſetzes vom 10. Januar vorigen 
Jahres feftzufegen, und folche von dem Angefchuldigten 
einzuziehen, in fofern derfelbe nicht auf gerichtliche Unter- . 
fuchung und. Abfaffung eines förmlichen Erkenntniſſes Ans 


trägt. Zur befondern Direction bei ihrem Derfahremmers 


den den Poſt⸗Aemtern nachfiehende Vorſchriften ertheilt: 
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Samriaritche aantetſuchung 

Der Abfaffung des Reſoluts muß jederzeit ein ſchrift⸗ 
liches Verfahren, wie bereits in den Circularen vom 10. 
Februar v. J. F. 9. und 21. Auguſt v. J. $. 17. vorge: 
ſchrieben iſt, vorausgehen. Dieſes iſt jetzt um ſo noth⸗ 
wendiger, da, wenn die Akten im Wege des Rekurſes an 
das General: Poft: Amt gelangen, nur auf den Grund der 
aufgenommenen Verhandlungen der Final⸗Beſchluß abge⸗ 
faßt werden kann. Daher muß die Gewohnheit einiger 
Poſt⸗Aemter in ihren Berichten weſentliche Umſtaͤnde, die 
zur Beurtheilung des Falls gehoͤren, anzufuͤhren, ſolche 
aber aus den Verhandlungen ganz hinweg zu laſſen, aufs 
hören, Dagegen alled Wefentliche in die Protokolle ſelbſt 
‚aufgenommen werden. | 

Ferner ift niche außer Acht zu laſſen, daß, wenn die 
vernommene Perſon, ſei es der Angeſchuldigte oder ein 
Anderer, des Schreibens unerfahren iſt, mithin mit Kreu⸗ 
zen unterzeichnet, die Verhandlung jederzeit im Beiſein ei⸗ 
nes Dritten, der Geſchriebenes leſen, und ſelbſt ſchreiben 
kann, auch bei der Sache kein Intereſſe hat, vorgeleſen, 
und von demſelben die geſchehene Unterkreuzung atteſtirt 
 bberden muß. Dieſer Dritte kann ein Beamter des Poſt⸗ 
Amts fein, falls derfelbe ‚nicht felbft Denunciant iſt. 


— 
Abfaſſung des Reſoluts. 

Der Hinzufuͤgung von Entſcheidungs-Gruͤnden bedarf 
es nicht, bei dem von dem Poſt⸗Amts men in fols 
‚gender Art abzufaffenden Reſolute: | 

Das Poft: Amt in fegt hiermit feft, daß der (Name 


und Stand ded „Eontravenienten) wegen nicht gelöfeten 


Poſt⸗Scheins zu”der mit Pferden verrichteten Lohn 
Derfonen Fuhre von nach in die geſetzliche Strafe 
von Thalern zu nehmen, und die defraudirten Ge⸗ 
fälle von Rthl. Ser. nachzuzahlen verbunden ift. 
(Uiterfehrife des Poſt ⸗ Amts und Namen des Poſtmeiſters.) 
"Zu einer Milderung der Strafe find die Poſt Aemter 


— 


80 di ' 
nicht ermächtigt, vielmehr muͤſſen fie, wenn ‘der Angeſchul⸗ 
digte der Uebertretung des Geſetzes entweder nicht geſtaͤn⸗ 
big, oder nicht übermiefen if, und überhaupt in zweifels 
haften Sälen unter Einfendung der Akten anfragen, ob. 
der Angefchuldigte firafbar oder als firafloß zu erachten 
ſei. Das Reſolut ift gleich unter der legten ne 

Verhandlung zu vermerken. 


3. 
Vublitation des Reſoluts: 

Die Publikation des Reſoluts geſchieht ſofort ai we 
ſonderm Protokoll, mit der ſtets niederzuſchreibenden Der 
deutung: | 

a) daß dem Angeſchuldigten frei ſtehe, binnen ro Tagen 
gegen daſſelbe entweder den Rekurs an die oberſte 

Poſt⸗Behoͤrde zu ergreifen oder gerichtliche Unterſu⸗ 

chung und Entſcheidung zu verlangen, in welchen 

Faͤllen ihm jedoch, falls feine Straffaͤlligkeit beſtaͤtigt 

würde, die entfiehenden Koften der eingelegten Pros 

vocation zur Laft fielen, er auch, wenn er den Re⸗ 
kurs an das General- Poft: Amt ergreife, dadurch das 

Recht verliere, fpäterhin auf Eröffnung eines foͤrm⸗ 

lichen gerichtlichen Verfahrens anzutraͤgen, ſo wie 

b) daß Denunciaten geſetzlich Verdoppelung des Straf 
‚ betrags treffe, wenn er das Vergehen mwieberhole, 

Die Erklärung des Angeſchuldigten ift deutlich zu vers 
- merken, und ſodann dad von ihm: zu —— Pro⸗ 
tokoll zu ſchließen. 

Da die Poſtwaͤrter⸗Aemter zur Abfaſſung von Reſo⸗ 
luten nicht befugt find, fo muͤſſen von ihnen die volftän- 
digen Verhandlungen über die gerügte , Contravention an 
das vorgefeßte Pofts Amt eingefandt, von diefem das. Re⸗ 
folnt abgefaßt, und dem betreffenden Poftwärter - Umte zur 
Publikation zugefertigt werden. 

Auch fol ſtets dasjenige Poſt Amt das Reſolut abs 
- faffen, dei welchem die Contravention denuncirt worden 
iſt. Befaͤnde fich der Angefchuldigte nicht mehr im, Drte, 
fondern wäre berfelbe bereitd nach feinem Wohnort: zus 

rück 


8 


ruͤckgekehrt, fo iſt unter Ueberſendung des gehörig ausge⸗ 
fertigten Reſoluts das Poft- Amt ded Wohnortd um die 
Yublicirung und Weberfendung des Publifations » Protos 
kolls zu a 


4. 
BER Derfahren, je nachdem fich der Angefenulbigte bei dem 
Nefolut beruhigt oder nic) 


Beruhigt ſich der Angefchuldigte © dem Reſolute, 
oder legt er nicht binnen zo Tagen nach der Publikation, 
entiveder den Rekurs am die oberſte Poſt⸗Behörde, oder 
die Berufung Auf gerichtliche Unterfuchung und Abfafjung 
eines förmlichen Erfenneniffes ein, fo ift die von dem Poft 
Amte fefigefegte Strafe, nebft den deſraudirten Gefaͤllen, 
nöthigenfalls durch Requiſition feiner Gerichts: Obrigkeit 
erecntivifch von ihm einzuziehen, davon ber vierte Theil 
ber Strafe an den Denuncianten auszuzahlen, ber Reſt 
der Strafe mit der Denuncanten s Quittung zur Poft- 
Straf: Kaffe einzufenden, die defraudirten Gefälle aber 
find gehörig zu berechnen. 

Gebühren für die Verhandlungen und für die Ab⸗ 
faſſung des Reſoluts dürfen nicht genommen‘, wohl aber 
muß filr jedes Straf Nefolut der gefegliche Stempelbos 
gen A 15 Sgr. adhibirt, und der Betrag vom Deftraften 
mit eingezogen werden. 

Ergreift der Angefchuldigte den Rekurs an die ober: 
fie Poft= Behörde, fo find die Gründe, weshalb er auf 
Erlaß oder Milderung der Strafe anträgt, zu Protokoll 
zu nehmen. Verfpricht er diefe Gründe fchriftlich aufzu— 
feßen und einzureichen, fo tft. ihm eine achttägige Frift mit 
der Warnung zu flellen: 


daß mach Ablauf derfelben die Akten, tie fie liegen, | 


dem General: Poft-Amte eingereicht werden wuͤrden. 
Mit dem Protokolle oder dem ſchriftlich eingefommer 

nen Niederſchlagungs- oder Milderungs: Gefuche find die 
Akten ohne Verzug an das General» Pot» Amt einzuſen⸗ 
den, und: in: dein begleitenden Berichte iſt zu bemerfen,. 
ob der: Contravenient arm fei und daher die Geldbuße zu 
einer Verwandlung in: Gefängnißftrafe fich eigene, 
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Uebrigens kann derfelbe auf die zehmtägige Ueberle⸗ 
gungs: Frift nicht mehr Anfpruch machen, wenn das Pros 
tofoll, in. welchem er feine Erflärung dahin abgelegt hat, 
daß er ſich bei dem Reſolut beruhigen wolle, gehörig ger 
fchloffen und vollzogen worden * 


— 
Verfahren wenn der Angefchuldigte auf eriihtiäige unterſuchung 
und Erkenutniß antraͤgt. 

Erklaͤrt der Angeſchuldigte gleich nach eingekommener 
Denunciation, oder waͤhrend des ſchriftlichen Verfahrens, 
oder auch innerhalb 10 Tagen nad Publicirung des Res 
ſoluts, daß er die gerichtliche Unterfuchung und die Ab— 
faſſung eines förmlichen Erkenntniſſes verlange, fo find 
die Akten an dad Gericht des Bezirks, wo die Contraven- 
tion entdeckt worden iff, mit dem. Erfuchen, um Einlei⸗ 
tung der fisfalifchen Unterfuhung, Beftrafung des Cons 
travenienten auf den Grund des Gefeged vom 10. Januar 
v. J., und um abfchriftliche Mittheilung des Erfenntnifß 
fe8 abzugeben. u 

In Fällen, wo eine ſchriftliche Borladung des An⸗ 
geſchuldigten nach dem Dafuͤrhalten der Poſt-Anſtalten 
Nnoͤthig iſt, muß ed der ausdruͤcklichen Provocirung auf 
rechtliches Gehör gleich geachtet werden, wenn der Ange—⸗ 
fhuldigte die Vorladung des Poſt-Amts entweder nicht 
annimmt, oder wenn er folche zwar angenommen bat, in 
den angefeßten Terminen aber ohne weitere Entfchuldigung 
nicht erfchienen iſt. 

‚Sn der zu erlaffenden Vorladung ‚ift daher diefe Folge 
des Nichterſcheinens dahin auszudrücen: ed werde, 
“angenommen werden, daß er fich der. Erörterung der An⸗ 
Elage durch das Pofts Amt und der Abfaffung eines Mes 
foluti.micht untermwerfe,  fondern fofort anf gerichtliche Un⸗ 
terfuchung und Entfheidung antrage. 

Das Gericht, an welches eine Continventiond: Sache 
abgegeben worden, ift nach verhältnigmäßiger Zeit um 
Auskunft über die Lage der Sache zu erfuchen, und an 
Veberfendung der Abfchrift des Erkenntnis zu erinnern. 
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6. 
Sicherfiellung der gefehlichen Strafe. * 
Einer vorlaͤufigen Depoſition oder Sicherſtellung der 

geſetzlichen Geldſtrafe bedarf es fuͤr den Fall nicht, wenn 
der Angeſchuldigte ſich als in den hieſigen Landen mit 
eigener Wirthſchaft anſaͤßig legitimiren kann. Fuhrknechte 
ſind ſchuldig nachzuweiſen, daß ſie in dem Dienſte eines 
ſolchergeſtalt anſaͤßigen Fuhrmanns ſtehen. Bis dahin 
muͤſſen ſie ſich bei mangelnder Sicherheit die Beſchlagnah⸗ 
me ihres Fuhrwerks gefallen laſſen. 


7: 


— ber Poſt⸗Aemter an das General, o⸗Amt von den 
vorkommenden Contraventionsfaͤllen. 


Die Haltung beſonderer Prozeß-Regiſter der Poſt⸗ 
Aemter ſoll zwar fuͤr jetzt noch nicht ſtatt finden, ſie wird 
aber demjenigen Poſt⸗Amte auferlegt werden, welches zoͤ⸗ 
gern ſollte, einen, durch Strafreſolut abgemachten Con⸗ 
nn hierher zur Anzeige zw bringen. Die 

zeige muß dem Circulare vom 10. Februar v. J. $. 10. 
gemäß, ftetd mit der nächften Poft, nachdem die Contra⸗ 
vention zur Wiffenfchaft des Pot: Amts gelangt, und nicht 
unbegründet befunden worden iſt, geſchehen, kann jedoch 
mit dem Berichte wegen der vollſtreckten Strafe und des 
eingefandten Strafgelders Betrages verfnüpft werden, wenn 
die Sache fofore durch ein Reſolut abgemacht worden ift, 
und der Contravenient ſich dabei beruhigt hat. Verzoͤgert 
fih aber der Ausgang, oder geht die Sache erft fpäter- 
bin an die Gerichte über, fo ift die erſte Anzeige nicht aufs 
zubalten, fondern nachgehends befonders zu berichten. 


8. 

Andere Hof» Contraventionen betreffend. 

Bei Verlegungen gegen das "Gefeg vom 26. Mai 
1820. dürfen fich die Poſt-Aemter der Abfaflung des Re: 
foluts nicht anmaaßen, fondern der Beſchluß bleibt dem 
General  Poft » Amte vorbehalten. Sind Lohnfuhrzettel- 
Eontraventionen mit jenen oder andern Poft- Contravens 
tionen verbunden,“ fo find fie getrennt in verfcehiedenen Bro 

2 


tokollen zu behandeln. Wenn zu einer Lohnfuhrzettel⸗Con⸗ 
travention ein ſchwereres Vergehen des Angefchuldigten ;. 
B. Widerfeglichkeit ;gegen Staats; Beamte bei Ausübung 
ihrer Dienfipflicht, Beleidigungen derfelben u. f. w. hin⸗ 
zucritt, ‚fo haben die Poſt-Aemter fih der Cognition der 
Denunciation ganz zu enthalten, den Fall vielmehr dem 
General: Poft- Amte zur Verfügung :einzuberichtem 

Das Poſt-Amt hat fih nach den vorfiehenden Bes 


| fimmungen genau zu arhten, und die untergeordneten Poſt⸗ 


waͤrter⸗Aemter, fo weit · es noͤthig ift, davon in Kenntnig 
zu ſetzen. | — 


* Bi ©: % 
. % ; er 
Befonderer Paragraph für die Poft»Aemter in den Rheine 
N Provinzen. 


Die Poſt-⸗Aemter ih den Rheins Provinzen haben der 
Allerhoͤchſten Verordnung gemäß, fofern der Angefchnldigte 
nach eingefommener Denunciation die gerichtliche Unters 
fuchung begehrt vder nach gefaßtem Nefolut darauf ans 
trägt, die Sache dem Friedens, Gericht, in deſſen Bezirke 
die Contravention entdeckt worden, zu übergeben. | 

Frankfurt a. M., den 19. März 1825. 
Eu Der General: Pofimeifter. 
Nagler. 


56. | 
Circulare des Königl. General» Poftamts, an ſaͤmmtliche 
Koͤnigl. Poſt- und Poſtwaͤrter-⸗Aemter, die Porto⸗Be— 
rechnung fuͤr Verſendung der Kours habenden 
| Papiere betreffend. 


— 


Nachſtehende Allerhoͤchſte Kabinet3-Drdre vom sten d. M. 
Auf Ihren Antrag vom 2aften v. M. will Ich die 
Porto⸗Taxe für Cours habende Papiere dahin declariren, 
‚daß nach $. 37. des Regulativs vom 18. December v. J. 
für auslaͤndiſches Papiergeld und alle Tours babende Pas 


6 
piere a dem jedesmaligen Courſe in Greng, Courant 
nicht ein Viertel, ſondern ein Zehntel des Porto fuͤr Sil⸗ 
bergeld (F. 32. des Regulativs) zu entrichten iſt; auch 
genehmige ch, daß Cours habende Papiere in recommans 
dirten Briefen gegen die Brief-Porto⸗Taxe ($. 7. und $. 
20. des Regulativs) unter der Bedingung mit der Heitz 
Poft befördert werden Finnen, daß der Inhalt zwar ebens 
falls richtig dectarirt werden muß, von der Poft aber da⸗ 
für feine Garantie geleiftet wird. : 
Berlin, den 6.März 1825. 
Frledrich Wilhelm. 
An Se 
den Staats. Deinifter Berreral» Llentenant, 
Ä Grafen a | ai: 


an den General» Pofmelfter von Nagter 


wird dem Poftamte Hierdurch befannt gemacht, um von 
- Empfang der gegenmärtigen Verfiigung an, danach zu vers 
fohren, und namentlich bei declarirter Verfendung ins und 
auslaͤndiſcher conröhabender Papiere in recommtandirten 
Briefen per Reit-Poſt die Erhebung des einfachen Porto 
für dem zurückfolgenden Schein ($. 20.) ad 2. ded Res 
gulativs) micht unberuͤckſichtigt zu laſſen. Dem Scheinen, 
welche über dergleichen Verfendungen mit der Neitpoft ers 
sheilt werden, if oben die Bemerkung mit der Feder Lug 


anzufügen: 
„per Reit⸗Poſt ohne Poſt ⸗ Garantie.“ 


Ausdruͤcklich wird noch bemerkt, daß die im F. 37. 
bes Tar s Regulativs enthaltene Deftimmung in Kraft bleibe, 
wonach in den Fällen, wo dad Porto nach dem Werthe : 
weniger ald das Porto nach dem. Gewichte beträgt, dieſes 
legtere zu erheben if. Es würde alfo z. B. für einen 
nicht über 3 Loth fehweren Brief von Berlin nach Pots⸗ 
dam mit einem Cours habenden Papier von 100 Rthlr. 
nicht das Porto nach dem Werthe (7; der Taxe für 
100 Rthl. Silber alfo „4 Sur.) fondern das Porto nach 
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dem Gewicht (az Set. als einfaches Brief⸗ or) zu bes 


rechnen fein. 


‚Berlin, den 11. März 1825. 
General, Poft: Amt. 
In Abwefenheit des Generals Poftmeifters. 


Emmid. Piftor. Ballhorn. Ulrici. Schmuͤckert. 
Naumanmn. Timme Schiller. 


57. 


Circulare des Koͤnigl. General» Poftamts an ſaͤmmtliche 


Poſt⸗ und Poftwärters Aemter, die Erhebung des Pofts 
Poriee für die Korrefpondenz von und nad dem 
Auslande besseffend. 


Durch die Fircular Verfügung No. 7: vom 24. Ja⸗ 
nuar'a pr. iſt vorgefchrieben worden, in welcher Art die 
Meduction der Silbergroſchen (Fzftel) in gute Grofchen 
(zizftel) bei Erhebung des Franco und Porto für die Kor⸗ 
refpondenz von und nach dem Auslande, wo die Ab⸗ 
rechnung noch ferner im z';ftel ftatt findet, bewirft werdet 
fol. Da durch die Einführung neuer Porto. Taren die- 


ſes Verhaͤltniß ſich nicht allgemein geändert bat, fo bleibt 


auch jene Eircular, Verfügung noch ferner in Kraft, und 
ift mithin zur Ergänzung derfelben nur -noch das Reduc⸗ 


. tions s Verhältniß für eimige bei den bisherigen Portos 


Betraͤgen nicht vorgefommene Säge nachträglich zu bes 


Ft 


flimmen. : Demnach wird hierdurch feftgefegt: 
fer. Joel fol gleich Iggr. zZuftel - 


14 — — — 15 — 
23— — — — erg — 
4. 0— — — — 3: — — 
be — — — 58 — — 
32 — — — Hd | 


gerechnet werden. | 
Es wird hierbei wiederholt bemerkt, daß nicht die 
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Porto⸗Saͤtze; ſondern Stoß die Porto⸗Betraͤge zu 
reduciren find. 
Berlin, den 7. Januar 1825. 
General= Port s Amt. Ä 
In Abmwefenheit des Generals Poftmeifters, 
Emmid. Piſtor. Ballhorn. Ulrici. Schmückert, 
Naumann. Seidel. Timme. Schiller. 


58. 


Circulare des General: ⸗Poſtamts an Könnte Poſt⸗ 
Aemter und Poſtwaͤrter-Aemter der Monarchie, die 
Frankirung der Briefe nach Baiern betreffend. 


— 


Nah einer Benachrichtigung GSeitend ber Königl. 
Baierfchen General » Poft » Adminiftration dürfen Briefe, 
nach Baiern ſelbſt beſtimmt, oder durch Baiern tranfitis 
vend, wenn der Abfender fie franfiren will, nur entweder: 


a) bis zur Baierſchen Eingangs: oder ne. Grenze 
oder 


b) bis zum Beflimmungs » Drte — werden, und 
iſt jede andere theilweiſe Frankirung unſtatthaft, ſo 
wie denn auch im erſteren Falle, wenn der Vrief 
nur bis zur Grenze poſtfrei gemacht werden ſoll, die 
desfallſige Bemerkung auf der Adreſſe vom Abſen⸗ 
der ſelbſt, nicht aber von einem Poſt-Beamten, we⸗ 
gen etwa nicht zureichenden Granc’$ gemacht wer⸗ 
den muß, * 


Das Poſt⸗Amt hat ſich — auf das — zu 
achten, und das erforderliche Franko nach der ihm zuge, 
fertigten .Tare und Könige. Baierfchen ProgrefiionssTabels . 
le zu erheben und zu vergüten, da ed für die firengffe 
Befolgung derfelben Tediglich verantwortlich bleibt. 


88 , 

Die untergeordneten Bormdre» Yemen And oleich⸗ 
falls demgemaͤß anzuweiſen. 

Berlin, den 11. Januar 1825. 

General⸗Poſt⸗Amt. 
| In Abwefenheit des Generals — 

— Piſtor. Ballhorn. Ulrici. Schmückert. 

Naumann Seidel. Timme Schiller. 
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Circulare des Koͤnigl. GeneralsPoftamss an fämmtliche 
Poſt⸗Aemter, die Einziehung der bei Anftellungen im 
niedern Poftdienft zu entrichtenden Abgabe an’ den 
Penſions-⸗Fonds betreffend. 





Um den Milttair - Invaliden, welche ald Schirrueis 
ſter, Briefträger, Wagenmeifter, Packmeifter und Boten, 
beim Poftwefen angeftellt werden, bei Entrichtung der, 
sach der Allerhoͤchſten Kabinets » Ordre vom 31. Auguft 
1824 ein für allemal zum Penfiond: Fonds zw Teiftenden 
Abgabe des zwölften Theiles ihrer Beſoldung eine Erleichs 
terung zu gewähren, ift befchlofien worden, daß diefe Abs 
gabe bei ihrer Anftelung aus der Kaffe desjenigen Pofts 
Amts, auf deffen Etat ihre Befoldung flieht, vorfehußmweife 
an die General Poft»Kaffe mitberichtiget, - und der VBors . 
ſchuß Tdurch monatliche Abzüge von "ihrem Gehalte im 
Laufe eines Jahres wieder getilgt werden foll. 
Das Poſt⸗Amt wird angemwiefen, biernach in vor 
kommenden Faͤllen das Erforderliche gehörig zu beobachten. 

Sranffurt am Dain, den 15. März 1824. 

Der Generals Poftmeifter. 
Nasler. 
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Eirculars Refeript des Koͤnigl. Juſtiz⸗Miniſteriums an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Juſtiz⸗Behoͤrden, die Erſtattung 
des niedergeſchlagenen Poftportos betreffend. 


Es find in fperiellen Fällen von Seiten der Poſtaͤm⸗ 
ter der fofortigen Berichtigung des von Gerichtö-Behörden 
‚ niedergefchlagenen Portos Schwierigfeiten entgegengeftellt, 
weil den Portoreftitutions:; Lignidationen die Convertd nicht 
beigefügt und hierdurch veranlaßt worden, daß Beträge 
doppelt liquidirt, auch Stempelgebühren, Strafen und 
Briefbeftellgelder als Porto zur Niederfchlagung mit liqui⸗ 
dire find. Da die Poſtbehoͤrde nur aus den auf den Cous 
verten enthaltenen Poftzeichen und Zahlen beurcheilen Fann, 
"od die angefesten Beträge wirklich nur das inländifche 
Porto ausmachen, oder ob nicht darunter auch ausländis 
ſches Porto, Vorfchäffe und Procura⸗Gebuͤhren mit enthals 
ten find; auch von Gelten ber Koͤnigl. Oberrechnungs⸗ 
Kammer die Production der Couverte zur Juſtification der 
Liquidationen verlangt twird, indem feßtere nur mit Bezug 
darauf, ald richtig befcheinigt werden folfen, fo wird das 
Koͤnigl. Ober⸗Landesgericht angeiviefen, Fünftig den Liquis 
dationen über zu reftituirendes Porto, die Couverts, auf 
welchen das Porto notirt iſt, entweder im Driginal, oder 
wo die Beibringung derfelben aus den Acten nicht mög> 
Sich ift, in beglaubter Abſchrift der Addreſſe, — welche 
aber alfe Zeichen der Poftanftalten, die ſich mit grüner, 
rother, ſchwarzer ıc. Tinte darauf befinden, enthalten müfs - 
fen, — beizufügen. In Beziehung auf die Beftimmung 
$. 22% des Meglementd vom 9. April 1804 iſt dahin zu 
fehen, daß die Einziehung ber hiebergefchlagenen Portos | 

beträge in der gehörigen Zeit erfolge. 

Diernach find die Unter > Behörden im Bezirk des 
Collegiums durch die Umtsblätter gleichfalls mit Anwei⸗ 
fung zw verfehen. 

Berlin, den 9. März 1825. 

Der Juſtiz⸗Miniſter. 
v. Kircheiſen. 


“+ 
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Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Liegnitz, bie 
Beſcheinigungen über die von Königl. Behörden und 


Kaſſen zur Poſt gegebenen Gelder und Werthſtuͤcke 
betreffend. 


— — 


Es iſt zur Sprache gekommen: ob uͤber die von 


Koͤnigl. Behörden zur Poſt kommenden Gelder und Werth⸗ 
ſtuͤcke, nach Maaßgabe ded Poſttax-Regulativs vom 18. 


December v. J., beſondere Beſcheinigungen Seitens der 
Koͤnigl. Poſt⸗Behoͤrden zu ertheilen find, und dafür die 
angeordnete Bezahlung von 2 Sgr. für jeden dergleichen 
Schein zu entrichten iſt; morauf Wir hierdurch zur oͤf— 
fentlichen Kenntniß bringen, daß nach einer Beſtimmung 
des Königl. General, Poft: Umts, die Könige. Behörden, 
Kaflen und diejenigen Abfender, welche portofrei zu be= 
fördernde Gelder und dergleichen zur Poft einliefern, der 


Zahlung dieſes Scheingelded dadurch ehtgehen können, 


wenn fie nach vorhergegangener Kommunifation mit der 


‚ ‚betreffenden Poft= Behörde, diefe Gegenftände in befondere 


Bücher, nach den Kolonnen der. Einlieferungsfcheine, mit 
Bemerfung der Journals Nummer der Sachen eintragen, . 
woneben oder worunter dann die Einlieferungs = Befcheinis 
gung Seitens des Poft= Erpedienten ausgeſtellt wird. 
Verlangen aber diefe Behörden befondere Einliefe- 


‚rungds Scheine, fo dürfen folche nur auf den vorfchriftlis 


chen geftempelten Formularen, gegen Entrichtung des 
Scheingelded ertheilt werden. Die Herren Kreis sLand- 
röche, Superintendenten, Erzpriefter. 2c., die Kreis- und 
andere Koͤnigl. Kaſſen Unfers Verwaltungs» Bezirks, has 
ben fich bei Werfendungen von Geldern und Werthftücken, 
welche die Portofreiheit genießen, nach vorftehender Bes 
flimmung zu achten und nach genommener Rückfprache mie . 
den betreffenden Poſt-Aemtern, die Pofaufgabe-Bücher an⸗ 
zulegen. 
Liegnitz, den 18. Februar 1825 5. | 
Koͤunigl. Preuß. Regierung. Erſte Abtheilung. 


“ 
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Chrcular: ⸗Reſcript bes Könige, Minifteriums der Geiſtli⸗ 
hen», Unterrichtss und Mebdizinal: Angelegenheiten an 
fämmtliche Königl. Regierungen, die Bildung eines 
Baus Fonds für Kirchen und Schulbauten ‘durch fort 
laufende Beiträge der Einwohner betreffend. 


u) —⸗ 


An mehreren Ortſchaften der Provinz Pommern ent⸗ 
richten, die zu baaren Beiträgen bei Firchlichen Bauten 
verpflichteten Einwohner eine bei jedem nach Verhaͤltniß 
ſeiner Beitragspflicht abgemeſſene fortlaufende Abgabe, zur 
beſtaͤndigen Conſetvation eines beſondern kirchlichen Baus 
fonds, aus weichem demnaͤchſt jene Bauten, wo nicht aus⸗ 
ſchließlich, doch in vorkommenden Fällen nuc nit Zubälfe 
nahme eines mäßigen außerordentlichen Zufchuffes beftrits 
ten- werden. Abgeſehen von der bedeutenden Erleichtes 
rung jener, bei plöglihem Eintritt‘ eines Hauptbaufalles 
oft für die, Gemeinen fehr drücken‘ en Laft durch dergleis 
chen alfmählige Aufbringung, gewährt diefe zweckmaͤßige 
Einrichtung befonderd auch moch den wichtigen Vortheil, 
daß fie die einmal. fefigeftellten Vertheilungs = Grundfäge 
immer im frifchem Andenken erhält, und den fonft Häufig 
darüber entftehenden Streitigkeiten ein für allemal vors 
beugt; und ift alfo wenigftend da fehr wuͤnſchenswerth, 
wo nicht etwa die Eriftenz eines bedeutenden Kirchens Ber 
mögend die Baulaft für die Gemeinde im die Ferne ſteilt. 

Wenn gleich ihre Genteralifirung auf dem Wege ges 
feglicher, oder allgemeiner adminiftrativer Verfügung :mans 
che nicht wohl zu befeitigende Schwierigkeiten finden. würs 
de, fo kann fie doch im Wege freier Mebereinfunfe unter 
den Patronen und Gemeinen an vielen Orten fehr leicht . 
und ohne alles Bedenken eingeführt werden, und das Mis 
nifterium empfiehle demnach Hierdurch der Königl. Regie⸗ 
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sung angelegentlich, beſonders bei Gelegenheit kuͤnftig vor⸗ 
fallender kirchlicher, nicht minder auch ſolcher Schulbau⸗ 
Regulirungen, wo die oͤrtlichen Verhaͤltniſſe aͤhnliche Vor⸗ 
theile erwarten laſſen, auf die Dispoſition der Intereſſen⸗ 
ten zu einer aͤhnlichen Einrichtung nach Möglichkeit >“ 
dacht zu nehmen. 2 
. Berlin, den 10. Februar 1825. 
Miniſterium der Geiſtlichen Unterrichtss amd ine | 
Angelegenheiten. 
v. Altenſtein. 
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Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniftertums der Geſſtli⸗ 
chen⸗, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, die Verabreichung des 


freien Bauholzes zu Kirchens, Pfarr und Schulbaufen 


Kdnigl. Patronats, aus Staats: Forften betreffend. 


Das. unterzeichnete Minifterium bat ſchon vor dem 
Eingange bed Bericht der König. Regierung vom a2fen 
2». M. Veranlaſſung genommen, über die darin. zur Ent⸗ 
ſcheidung geftellte Frage „wegen Anwendung der Aller 
‚ höcften Kabinetds Drdre vom 8. December v. J., die tars 
mäßige Bezahlung ded aus Königl. Forſten bei öffentlis - 
chen Bauten zu verabreichenden Holzes betreffend, bei 
Kirchens, Pfarr» und Schulbauten* mit dem Königl. Fi⸗ 
nanzsMintfterio in Communication zu treten. Es iſt hier⸗ 
auf unter dem yten dv. M. die abfehriftlich beigefügte Ers 
Harung (lit. a.) erfolgt, woraus die Könige. Regierung 
näher erfehen wird, baß die, ben Kirchen, Pfarren und 
Schulen Könige. Patronats gefeglich gebührende freie Vers 
abfolgung des erforderlihen Bauholzes zu den, in jener 
Allerhoͤchſten Kabinets⸗Ordre bezeichneten Ausnahme: Fäk 
len gehöst, und daher in dee bisherigen Art auch fer, 


« 
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nee aus Gtaatd s Forſten anentgeldlich Start lass 
muß. 

Berlin, den 3. Sebruar 1825. 
Minifterium der Geiftlichens, Unterricht3s und aim 
Angelegenheiten. 
v. A ne ein. 


An 
die Königl. Regterung Mo. 
Sranffutt 


— — Verfuͤgung und * Beilage 
an ſaͤmmtliche übrige Koͤnigl. Regierungen zur Nachricht, 
Berlin, den 3. Februar 1825. 
men ber Geiftlichen>, Unterrichts» and Medizinal⸗ 
Angelegenheiten. 
v. Altenſtein. 


J a. 

Das Finanz⸗Miniſterium theilt die in dem gefaͤlligen 
Schreiden vom 26ften v. Mts. 

die tarmäßige Bezablung des aus Koͤnigl. Forften bei 

Öffentlichen Bauten zu verabreichenden Holzes betreffend, 
geänßerte Anſicht, dag ‚die den Kirchen, Pfarren und 
Schulen König. Patronats gefeglich gebührende und bis⸗ 
her gewährte freie Werabfolgung der erforderlichen Baus 
Hölzer aus: den Staats-Forſten zu den in der Allerhoͤch⸗ 
fien Kabinets-Ordre vom sten v. M. bezeichneten Aus⸗ 
nahme Fällen gehört, und ed wird baper hierin auch fers 
ner nichtd geändert werden. 

Dagegen muß das Finatzs Minifterium, der im Als 
gemeinen erklärten Allerhoͤchſten Wilensmeinung zufolge, 
fih für verpflichtet Halten, alle Übrige Holzverabreihungen 
namentlich an folche Kirchen, Pfarren und Schulen, wel⸗ 
he fich in obigem Falle nicht befinden, nur gegen tarınd 
- Pige Bezahlung ftatt finden zu laffen x. 
ale den 7. Januar 1825. 

Finanz⸗ Minifterium. 
» Klewitz. 


in. Sönial. Hochlöbliches. Winitterium für 
w ‚Berllipen “ Ungelegen eiten. 
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64. ne 
— der Koͤnigl. Regierung zu Baden, die. 
Verwaltung des Kirchen s Vermögens: betreffend. 


— 


Es ift — — daß bei einigen Kreiſen die 
Mitglieder der Kirchen⸗-Collegien, inſonderheit die Vorſte⸗ 
ber, aus Unbekanntſchaft mit dem Umfange ihres Wirs 
kungoͤkreiſes, ihre Berufspflichten, vornemlich bei dee Vers 
waltung des Kirchen-Vermoͤgens, vernachlaͤßigen. Wir 
nehmen daher Veranlaſſung, folgende geſetzliche Vorfchrifs _ 
ten zur pünftlichen Beobachtung in Erinnerung zu bringen. 

Die Collegien einzelner Kirchen, als verwaltende Bes 
hörden, beftehen aus den Öeiftlichen und den ihnen zuger 
ordneten Vorfiehern, deren «bei jeder Kirche mwenigftens 
zwei angefiellt werden müflen. Kirchenvorfteher werden in 
der Diegel vom Kirchens Patron beſtellt, bei Kirchen, wels 
she keinen Patron haben, von der, Gemeinde gewählt und 
uns zur Beftätigung eingereicht. Wo nach bisheriger Ob» 
fervanz die Beftellung der Vorfteher von andern Perfonen 
: oder Behörden abhängig war, hat es bei diefer Gewohn⸗ 
heit-fein Bewenden. Es dürfen aber nur Mitglieder der 


J Gemeinde zu Kirchen-Vorſtehern beſtellt werden. Die Kir⸗ 


chen⸗Collegien führen die. Verwaltung des Kirchen⸗Ver⸗ 
moͤgens, und ſind dabei der beſondern und unmittelbaren 
Aufſicht des Patrons ‘oder derjenige Behörde, welche das 
Patronatsrecht ausübt, unterworfen. Die Mitglieder der 
Kirchen, Collegien muͤſſen bei ihrer. Verwaltung eben die 
Aufmerkſamkeit verwenden und eben den Grad. der Schuld 
vertreten, wie die Vormuͤnder gefeglich verpflichtet find. 
Sie müffen die, der Kirche zuftehenden Gelder, Schuld⸗In⸗ 
ſtrumente und anderen Urkunden dergeftalt unter gemein⸗ 
fchaftlihem Beſchluſſe halten, daß feiner von ihnen ein- 
feitig und ohne die Übrigen darüber verfügen fann. Wo 
der Kaften,.. in welchem die Kirchengelder und Urkunden 
unter folchem gemeinfamen- Befchluffe aufzubewahren find, 
am ficherften untergebracht werden‘ fönne, müflen die Vor⸗ 
fieher mit dem Patrocinium und dem Geiftlichen in Weber: 
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fegung nehmen, indem der Patron und das Kirchen» Eols 
legium für die Sicherheit diefer Unterbringung verhaftet 
find. Es follen zwar als Kirchen» Borfteher in der Kegel 
nur gebildete, im Rechnungsweſen binläuglich geübte Sub⸗ 
jefte angeftellt werden, wo e& jedoch, befonderd auf dem 
Sande, daran ermangelt, ift der Pfarrer verpflichtet, das 
Schreibewerk nebft dem Rechnungsweſen zu beforgen. Er 
muß aber von allen Operationen den Kirchen = Borftehern 

Kenntniß geben, und ohne ihre Zuziehung einſeitig nichts 
unternehmen, daher auch die in Verwaltungs-Angelegen⸗ 
beiten an das Patrorinium, an den GSuperintendenten oder 
Erzpriefter, oder an und zu leiftende Anzeigen und zu er: 
ſtattende Berichte von fämmtlichen Mitgliedern des Kirs 
chen⸗Collegiums unterzeichnet fein muͤſſen. 

Ausſtehende Kirchen= Kapitalien Finnen yur mit Vor⸗ 
wwiffen und Genehmigung des Patrocinit von dem Kirchen: 
Collegio auf;ckündige werden. Gefchieht die Kündigung 
von dem Schuldner, fo muß das Kirchen: Collegium dem 
Patrocinio davon Anzeige machen. Sft fein Patron. oder 
feine Behörde vorhanden ‚, tele die Patronats echte 
auszuüben bat, fo dürfen Anffündigungen nicht anders, | 
als mit Zuziehung des GSuperintendenten oder Ereicfers 
getan und angenommen merden, 

" Das Patrocinium und das Kirchen: Collegium mäf- 
fen den Zahler anweifen, ob die Zahlung an die Vorſte⸗ 
ber allein geleiftet, oder wer noch up: ‚ihnen dabei zur 
gezogen werden foll. 

‘ Sobald aus den Einfünften der. Kirche ein Beſtand 
von 50 Reihlrn. oder mehr erübrigt werden Fans, muß das 
Kirchen -Colfegium für deſſen fichere und zinsbare Unter⸗ 
bringung forgen, oder fo lange Feine Gelegenheit dazu vor- 
handen, das Kapital bei der Bank belegen, oder in Pfand: 
driefe umfegen. Die Ausleihung muß aber jedesmal mit 
Vormiffen und- Genehmigung des Patrocinit gefchehen, und 
muß in allen Fällen dem GSuperintendenten oder Erzprie 
ſter amsezeigt werden, welcher darüber: in dem Falle, wenn 
daB aus zulelhende Kapital mehr als" so Nehir:  beträgs, 
oder wenn er bei einer -Fleinen: Summe die Sicherheit be⸗ 


‘, 
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denklich findet, vorher ‚bet den geiftlichen Obern anfragen 
fol. Weder dem Patrone, noch irgend einem Mitgliede 
des Kirchen-Eollegit, dürfen Kirchen, Gelder ohne befon- 
dere Genehmigung der geiſtlichen Obern zum Darlehn ges 
geben oder fonft überlaffen werden. Bei Ansleihung ge 
gen Eintragung auf unbewegliche Güter .ift der Zufland 
der angebotenen Sicherheit von dem Kirchen« Collegio bei 
eigener Vertretung forgfältig zu prüfen, und das Ergebs 
niß unter Beifügung des neuſten Hypotheken⸗Scheines 
nachzuweiſen, weil ohne diefen Nachweis: die Genehmigung 
der. geififichen Obern nicht ertheilt werden kann. In der 
Megel find nur folche Grundſtuͤcke, mie welchen Ackerbau 
und Viehzucht verbunden ift, zur hypothekariſchen Sicher: 
heit für Kirchen» Kapitalien geeignet. Ausleihungen auf 
bloße Mühlen ohne Ackerbefig, auf Haͤuslerſtellen und ans 
dere Gebäude find alfo  unzuläßig und im der Kegel gar 
nicht in Antrag zu bringen. Auch in den Fällen, wo die 
Sicherheit der Hppothefen für hinreichend erächtet. twird, 
müffen. die - Kirchen= Collegien auf. die Confervation diefer 
Sicherheit: ſtets Aufmerkfamkeit verwenden, und etwanige 
Deteriorationen der. hypothezirten Grundſtuͤcke, oder unors 


dentliche Zahlungen der Zinfen zur baldigen Wiedereingier. 


hung der Kapitalien anzeigen. 

Wenn die Kirche wegen ihrer Guͤter und ihres Vers 
mögens in Prozefle verwickelt wird, fo liegt der Betrieb 
derfelben dem KirchensCollegio ob. Der Patron muß das 
Kirchen= Collegium in Ausführung und DVertheidigung der 
Kirchen Gerechtfame unterſtuͤtzen. Soll die Kirche Klaͤ⸗ 
gers Stelle vertreten, fo müflen der Patron und dag Kir⸗ 
chen: Collegium noch - vor Anfang des Prozeſſes die Ap⸗ 
probation der geiftlichen Obern darüber. einholen. - Unters 
laffen fie diefes, fo wird. der Prozeß auf ihre Gefahr und 
Koften geführt, und der Kirche kann daraus fein Nach⸗ 
theif erwachfen: Auch wenn die Kirche von Anderen rechts 
lich belangt wird, ;müffen der Patron und das Kirchens 
Collegium den geiftlichen. Obern davon fofort Anzeige mas 
chen... Das Approbationd»Decret der geiftlichen Obern ift 


zwar zur Einlafung der Klage nicht noͤthig, wenn aber 
das 
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das Kirchen, Colleginm bergleichen Derrete nicht nachbringt, 
ſo geht der Prozeß auf deſſen Gefahr und Koſten. 
Das Kirchen⸗Collegium muß inſonderheit die ordent⸗ 
liche und. prompte Einziehung der Kirchen» Einfünfte bes 
forgen. Der Ertrag des Klingelbeuteld oder ausgeftellten 
Beckens gehört der Negel nach zu den Kirchen» Einkünf- 
ten, und muß nach vollendeter Einfammlung ‚von dem 
KirchensCollegio, unter der Leitung des Pfarrers, übers’ 
nommen werben. Ein gleiches gilt von den perfönlichen 
Abgaben, welche von Eingepfarrten oder Andern, die fich 
diefer Anſtalt bedienen wollen, für gewiſſe Eirchliche Hands 
ungen, an die Kirche feibft zu entrichten find; desglei—⸗ 
then Kirchflandsgelder und von den Stellegeldern, bie 
nach Gewohnheit des Orts für Begräbnißpläge auf den 
KicchHöfen entrichtet werden müffen. Grundſtuͤcke der Kir⸗ 
che kann das Kirchen: Collegium unter Genehmigung des 
Patrons vermiethen oder verpachten und die Miethe oder 
Pachtzelder davon einziehen. . Die Ausbietung eines fols 
chen Grundſtuͤcks zur Miethe oder Pacht mug alfemal sf- 
fentlich geſchehen. Wo die Vermiethung der Kirchſtellen 
hergebracht iſt, gebuͤhrt dieſe dem Kirchen-Collegio. 

Die bei der Kirche vorkommenden ordentlichen und be⸗ 
ſtimmten Ausgaben, iſt das Kirchen⸗Collegium, ohne weitere 
Ruͤckfrage, aus den Kirchenmitteln zu entrichten befugt. In 
Anſehung der außerordentlichen Ausgaben, iſt bei Koͤnigl. 
Patronats⸗Kirchen im. jedem Falle vorher unſere Geneh⸗ 
migung einzuholen; bei andern evangeliſchen Patronats⸗ 
Kirchen in dem Falle, wenn die vorkommende außeror⸗ 
dentliche Ausgabe die Summe von 10 Rthlrn. uͤberſteigt; 
in Anſehung der katholiſchen Privat-Patronats-Kirchen 
hat es bei den Beſtimmungen des Edicts d. d. Guͤnters⸗ 
blum den 14. Juli 1793 fein Bewenden. 

Fuͤr die Unterhaltung der Kirchen-Gebaͤude und Ge⸗ 
raͤthe muß das Kirchen-Collegium, unter der Leitung des 
Pfarrers, vorzuͤglich Sorge tragen. Bet vorfallenden 
Bauen und Reparaturen muß dem Patron jedesmal Anz 
zeige gemacht werden. Bo. kein Patron vorhanden iſt, 
‚mag das Kirchen ‚Collegium fleine Reparaturen, welche 
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zo Rthlr. nicht überfteigen, blos mit Anziehung des Pfar⸗ 
rers, ohne weitere Ruͤckfrage veranſtalten. Iſt eine hoͤhere 
- &umme erforderlich, fo muß dem Superintendenten oder 
Erzpriefter davon Anzeige gemächt werden, Dieſer kann, 
wenn die Koften unter soNthir. betragen, und er bei ans 
geſtellter Prüfung Fein Bedenken findet, den Bau oder die 
Keparatur ohne Nückfrage genehmigen. 

Sollten aber zu einem Baue oder zu einer Neparas 
tur mehr ald 50 Rihlr. aus dem Kirchen» Vermögen ver⸗ 
wendet werden, fo wird allemal, auch wenn ein Patron 
vorhanden ift, die Genehmigung der geiftlichen Obern er⸗ 
fordert. Die Auffiht über den Ban und die Einfamms 
fung der Beiträge dazu, liegt dem Kirchen: Collegio ob. 
Von demfelben ift mit Zuziehung des Patrocinii in jedem 
einzelnen Falle zw ‚erwägen: ob der Ban auf Rechnung 
oder durch Entreprife auszuführen fei? und darüber die 
Vorbeſcheidung der geiftlichen Obern einzuholen. 

Die Herren Superintendenten und Erzpriefler werben 
aufgefordert, dahin zu wirken, daß hiernach die Kirchen» 
Collegien überall in Thaͤtigkeit gefeßt, und von den dabei 
angeftellten Vorſtehern die gefeglichen Vorſchriften puͤnkt⸗ 
lich beobachtet werden. | ; 

Ueber die Befolgung diefer Anweiſung wollen wir bei 
Abſtattung der Vifitationd» Berichte der Herren Superin⸗ 
tendenten, und bei Einfendung der Kirchen, Rechnungs. 
Ertracte von Seiten der Herren Eizpriefter, einer aus⸗ 
führlichen Anzeige entgegen fehen. 

Breslau, den 4. Januar 1825. 

Ei Königl. Preuß. Regierung. 


J 


| 65. 
Circular⸗Reſcript des Könige. Minifteriumg der Geiſt⸗ 
lichen», Unterrichts und Medizinals Angelegenheiten an 
die Königl. Regierungen zu Gumbinnen, Königsberg, 
Maärienwerder, Danzig, Cöslin, Stettin, Bromberg, Po- 
fen, Breslau, Liegrig, Frankfurt, Magdeburg; Merfes 
burg, Erfurt, Minden, Münfter, Arnsberg, die Ablds 

fung ber den Kirchen und Pfarrern zuftehenden 

Praftationen betreffend. 
Schon früher entfiand die Frage, od die Abloͤſungs⸗ 


Ordnung vom 7. Juni 1820 auch auf die den Kirchen 
und Pfarrern zuftehenden Präftätionen anwendbar und des 
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ren Ablöfung ohne weitere Genehmigung der geiftlichen _ 
Obern zulaͤßig ſei. Dies gab DVeranlaffung zu der im. 


Abfchrift Anliegenden Verfügung des unterzeichneten Mis 
nifterii und des Königl. Minifterii ded Innern vorm gten 
Januar 1822 (Anl. a.) worin die Gründe näher entwiks 
£elt find, weshalb zwar dergleichen Präftationen in eine 
fteigende und fallende Öeldrente verwandelt, nicht aber 
ohne die Genehmigung der geifilichen Obern abgelöfet wer⸗ 
den koͤnnen. 


Das Miniſterium, burch einen neuerlich hierüber ans - 


derweit entftandenen Ähnlichen Zweifel veranlaßt, macht 
die Königl. Regierung auf den Inhalt diefer DVerfügung 
aufmerkfam, um dieſelbe in vorkommenden Faͤllen beachten 
zu koͤnnen. 
Berlin, den 3. März 1825. 

a der Geiftlichen:, Unterrichtd» und Medizinal⸗ 

Angelegenheiten. | 

Geiftliche Abtheilung. 
Nicol ootus. 


a. 


F 


Der Koͤnigl. Regierung — wir auf Ihre Ans 


- frage in dem Berichte vom 31.Dctober v. J. daß in der 
Beſtimmung des $. 7. der Declaration vom 29. Mai 1816, 
—F | © h 
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N 

Inhalts welcher das Edict vom 14. September 1811 ter 
gen Regulirung der gutöherrlichen und bäuerlichen Ders 
Hältniffe auf. Pfarrs und Kirchenländereien nicht Anwen⸗ 
dung findet, durch die Ablöfungs- Ordnung vom 7. Juni 

v. J. nichts geändert ift, Letztere handelt nemlich allein 
von Ablöfung der Leiftungen von folchen Stellen, die eis . 
genthuͤmlich zu Erbzins⸗ oder Erbpachts/-Rechten beſeſſen 
werden. 
| Auch hinſichtlich diefer iſt die Declaration vom Zr. 
Mai 1816 zu $. 2. des Edictd vom 14. September 1811 
wegen Beförderung der Landkultur in Kraft geblieben. 
. In dem $. 29. der Abloͤſungs⸗Ordnung, werden nemlich 
die vorgedachten Vorfehriften, von welchen die Declaras 
tion vom 31. Mai 1816 einen integrirenden Theil aus⸗ 
macht, beftätigt, und über das Erbpachts-Verhaͤltniß bins 
aus auch auf die Geldleiftungen der Eigenthuͤmer und 
Erbzinsleute ausgedehnt. Was alſo in jener Declaration 
verordnet worden, behält nicht nur hinſichtlich der Erb⸗ 
paͤchter feine Kraft, fondern findet auch Anwendung auf 
“andere zur Kathegorie der EIN und Erbzinsleute 
gehörenden DVerpflichteten. 

Die Beftimmungen jener — beſchraͤnken ſich 
aber blos auf die Abloͤſung, und ſtehen alſo der im F. 26. 
ausgedruͤckten Verwandlung der Natural⸗Leiſtungen ꝛc. in 
eine mit den Getreidepreiſen ſteigende und fallende Geld⸗ 
rente nicht entgegen. 

‚Berlin, den 8. Januar 1822. 


v. Altenſtein. v. Schuckmann. 


An 
die El Restanng 
zu Potsdam 


101 

wu’. i 
Cireular⸗Reſcript des Könige. Minifkeriums der Geiſt⸗ 
lichen, Unterrichtss und Medizinals Angelegenheiten an 
ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, bie Stolgebühren für 
Taufhandlungen in den Hebammens Lehr: nftirus 
ten betreffend. | 


—— 


Nach einer Mittheitung der Könige. Oberrechnungs⸗ 
Kammer find Faͤlle vorgeforrmen, mo Stolgebüßren für 
Taufpandlungen aus den Fonds der Hebanmens Lehr Fu, 
ſtituten, bezahle mworvew find. Die Könige. Regierung 
wird hierdurch aufgefordert, ſowohl den Geiftlichen und 
uͤbrigen KirchensBedienten die fernere Forderung ſolcher 
Stolgebühren aus den ‚erwähnten Inſtituten, als diefen 
Inſtituten felbft, die fernere Zahlung derfelben, fofern die - 
Stiftung felbft nicht ausdrücklich etwas anders verordnet, ' 
zu unterfagen, da in der Regel die betreffenden Perfonen 
zu der Entrichtung der Stolgebühren verbunden find, und 
bei den Unvermoͤgenden den Predigern die ‚Pflicht obliegt, 
die geiftlichen Verrichtungen ihnen unentgeldlich angedeihen 
zu laſſen. i | | 

Derlin, den 26. Februar 1825. Ä 
Minifterium der Geifilichen,, Unterrichtds und Medizinal⸗ 

Ä a Angelegenheiten. | 
v. Altenfeim 


= 


| 67. 

Circular⸗Reſcript des Könige. Minifteriums der Geiſt⸗ 

lichen:, Unterrichts» und Medizinal: Angelegenheiten an 

fämmtliche Königl. Konfiftorien, die Hulfsleiftung der. 

Civil⸗Kuͤſter bei Abhaltung des Militair⸗-Gottes— 
dienftes betreffend, 


— — 


F Das Königl, Kriegs, Minifterium bat, in Uebereins 
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Eunfe mit dem diesſeitigen Miniſterium, die Mititairs Pres 


diger angemiefen, bei ihren Garnifon » Bereifungen zur Ab⸗ 
haltung des Gortesdienftes und der Communign, in fofern 
nicht etwa dazu geeignete Subjecte beim Militair vorhans 
den find, die Hülfe der Eivil-Küfter zu requiriren, denen 
als Vergütigung fir diefe Bemuͤhung eine Nemuneration 
von funfzehn Silbergroſchen für jeden Gottespdienft gezahlt 
werden fol. Das Königl. Konfiftorium wird deshalb hier- 
durch beauftragt, den betreffenden Eivil-Küftern durch die 
ihnen vorgefeßten GSuperintendenten und Orts = Pfarrer 
aufgeben zu laffen, der gedachten Nequifition der Militair- 
Prediger, foweit es unbeſchadet ihrer Dienftpflichten bei‘ 
der Civil Gemeinde gefchehen kann, gebührend zu genuͤgen. 
Berlin, den 17. Februar 1825. 
Miniſterium der Geiſtlichen-, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗ 
Angelegenheiten. 
v. Altenſtein. 


— 





68. 
Publifandum des Koͤnigl. Konfiftoriums zu Köln, die 
Wahifähigfeie der evangelifchen Preilgtumse «Ren 
didaten betreffend. , 


Das Koͤnigl. hohe Miniſterium der Geiftlichen,, Un: 
terrichtös und -Medizinal s Angelegenheiten hat wiederholt 
verfügt, dag in Zufunft bei erledigten Predigerftellen Fein 


‚Kandidat zur Wahl geftellt werden darf, der nicht entwe⸗ 
der das kanoniſche Alter oder die -Dispenfation von dem⸗ 


felben defißt, welche fegtere nur in außerordentlichen Fäls 
len und bei fonftiger guter Qualification des Bewerders 


nachgeſucht werden darf. 


Wir bringen hierdurch dieſe hohe Verfuͤgung mit 
Bezug auf unſere fruͤhere Bekanntmachung vom 31. Ja⸗ 
nuar 1818 zur Kenntniß aller Betheiligten, damit von 
der einen Seite diejenigen, welche ſich dem Studium der 
evangeliſchen Theologie widmen, ihre Ausbildung fuͤr die⸗ 
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ſelbe nicht Äbereilen und unreif zur Univerſitaͤt übergehen, 
oder diefelbe nach vollendete Triennio verlaffen , ohne .die 
Gelegenheit zur Ergänzung der in ihrer früheren Bildung 
gebliebenen Lücken, weiſe benugt zu haben, von der ans 
deren Seite aber die Gemeinen ſich nicht unnöthige Wahls 
Foften verurfachen, wenn fie für erledigte Predigerfiellen 
Kandidaten berufen, denen die Betätigung nicht — 
werden kann. 

Koͤln, den 11. Februar 1825. 
Das Koͤnigl. Konſiſtorium. 


69. 
Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums der Geiſtli⸗ 
chen⸗ Unterrichtss und Medizinal⸗-Angelegenheiten an 
fämmtliche ‚Königl. -Konfiftorien und. Regierungen, bie 
Prüfungs: Zeugniffe derjenigen Kandidaten der Iheolos 
gie, welche früher an_Studenten »Berbindungen 
. Theil genommen haben, betreffend. 


Das Minifterium eröffnet dem Königl. Konfiftorio auf 
die Anfrage im Bericht vom 19. Januar d. J., daß es 
allerdings zweckmaͤßig und gleish fichernd erfcheint, den 
durch die Verfügung vom 19. Juli v. J. für die Prü- 
fungs = Zeugniffe der begnadigten Theilnehmer- an den dors 
‚tigen Studenten Verbindungen vorgefehriebenen Vermerk: 


„daß fie zu dem durch die Allerhoͤchſte Kabinet3-Drdre 
. vom 31. März 1824 Begnadigten und zu weicher Klaffe 
„derfelben gehören,“ 


zwar in dem Zeugniß über bie erfte theologifche Brilfung, 

nemlich pro licentia concionandi eines folhen Kandidas ' 
ten, nicht aber in dem Brüfungs-Zeugniffe pra ministe- 
rio aufzunehmen. Es Fans. der Fall vorlommen, wo zwar 
auch die Prüfung pro ministerio geftattet, jedoch wegen 
annoch zu befeitigender perfönlichen Bedenken das Zeugniß 
der Wäplbarfeit ansgefegt werden muß. Ze dieſen Fall 
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muf die von dem Königl. Konftan —*— Be⸗ 
merkung: 
„daß wenn der Kandidat ſich in einen andern Konſi⸗ 
„ftorinls Bezirk begiebt, er der Behörde zugleich fein 
„afademifched Abgangs-Zeugniß aufzumeifen habe,“ _ 
flatt des obigen Vermerks in dad Zeugniß über die Prüs 
fung pro miristerio aufgenommen werden, dann aber, 
wenn mit dem Zeugniß zugleich die Mählbarfeit eintritt, 
ift überhaupt nichts weiter zu bemerken noch zu beruͤck⸗ 
ſichtigen. 
Berlin, den a2. März 1825. 
Miniſterium der Geiftlichen, Unterrichtd s und Medizinals 
Angelegenheiten. 
Geiftlihes und Unterricht « Antheilung. 
| Nicolovius. v. Kampg. 


An 
das rs — * ſtorlum 


Abſchrift vorſtehender Verfuͤgung zur Nachricht und 

Nachachtung an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen und uͤbri⸗ 
ge Koͤnigl. Konſiſtotien. 

Berlin, den 22. Maͤrz 1825. 

Miniſterium der Geiſtlichen- Unterrichts⸗ und Mediginals | 

Angelegenbeiten. 

Geiſtliche- und Unterrichts » Abtheilung. 

Nicolovins v. Kamptz. 


Eircular ⸗Berfücung der Königl. Regierung zu Oppeln 
an ſaͤmmtliche Königl. Landräche und Erzprieſter, bie 
Verpflichtung der Farholifchen Geiftlichen durch 

Ei Handſchlag betreffend. 


DO — — 


Es iſt zur ER gefommen : 
durch wen folche Eathofifche Geiftliche, welche” (on frů⸗ 
her das Sr. Majeſtaͤt zu leiſtende Homagium abgeleiſtet 
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Haben, und nur bei einer andermweitigen Anſtellung ums 
ter Dinweifung auf den fehon geleifteten Homagial⸗Eid 
. nochmals mittelft Handfchlag zu verpflichten find, auf 
diefe Weife verpflichtet werden follen ? | 
Die betreffende Verpflichtung durch Handfehlag hat 
nun eben ſo wie das Homagium, befonder8 auch die: 
Pflichten der Geiftlichen gegen Sr. Majeftät den König 
zum Gegenflande, und die Koͤnigl. Regierung wird bei der. 
Abnahme des Iegtern durch die Herren Sandräthe vertres 
ten. Auch ift in der von ber Koͤnigl. Regierung zu Bress 
lau unterm 29. October 1812 an die bifchäfliche Behörde 
erlaſſene Verfügung ausdrücklich feſtgeſetzt: daß diejenigen 
Geiſtlichen, welche das Homagium ſchon geleiftet haben, 
und nochmals durch Dandfchlag zu verpflichten find, von 
den Üegierungen. in deren Departements fie angeftellt wer⸗ | 
den, verpflichtet werden follen. Hiernach .und da die Her⸗ 
ren Landräthe nach der Verordnung vom 30. April ıgı5 
$. 33. seq. (Öefegfammlung pro ıgı5, Seite gı) bie 
gefeglichen Drgane der Regierungen find: muß diefe Vers 
pflichtung durch Handſchlag in DVertretung der Königl. 
Megierung durch die Herren Landräthe und nicht Durch 
bie Herren Erzpriefter erfolgen, als welches Ihnen zur 
Nachachtung bekannt gemacht wird. ——— 
Oppeln, den 18. Februar 1825. 
Koͤnigl. Regierung. Erſte Abtheilung. 





og 71. 
Publikandum des Koͤnigl. Ober⸗Praͤſidiums zu Poſen 
die Heiraths⸗Konſenſe beurlaubter Rekruten be⸗ 

| treffend. 

Von Seiten des Königl. Krieges Minifterit iſt die 
Anordnung getroffen worden, daß den vereideten, bid zur 
- wirklichen: Einfiellung aber in ihre Heimath beurfaubten 
Mefruten, da diefe Leute während der Dauer des Urlaubs 
mit: dem Kommandeur des Regiments, für welches fie aus⸗ 


* 
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gehoben find, in keiner unmittelbaren Beruͤhrung, ſondern 


unter dem Landwehr, Bataillond , Kommandeur ſtehen, in 


defien Bezirk fie fich anfhalten, auch von Legterm, als ih- 
rem einftweiligen Militairs Vorgefegten, der Heiraths⸗Kon⸗ 
ſens, fo wie in den, im Militairs Kirchen sBeglement vom 
28. März 1811 Abſchnitt V. $. 31. bemerkten Fällen, die 
- Difpenfation vom dreimaligen Aufgebot ertheilt werden 


off. 

Ich bringe diefe Beſtimmungen hiermit zur allgemei⸗ 
nen Kenntniß der Herren Geiftlichen aller Konfeſſionen mit 
der Bemerkung, daß das erwähnte. Militair s Kirchen s Res 


glement fich in der Gefegfammiung pro 1811 Seite 170 


— 192 befindet. 
| Poſen, den 23. Sebruar 1825. 
Königl, Ober: Bräfivium. 
| ' v. Colomhb. 
| 72. 
Reſolution ber Minifterien der Geiſtlichen⸗ Unterrichts 
und Mebizinals Angelegenheiten fo wie bes Innern an 
den Vice⸗Ober⸗Land⸗Rabbiner Herrn N. N., bie Voll 
ziehung jüdifcher Ehen und die Verhaͤltniſſe der 
Rabbiner rücfichtlich derfelben betreffend. 


—— 
- 


Die unterzeichneten Minifterien Fönnen fih zu ber 
yon Ihnen mittelt Vorſtellung vom ı7ten v. M. unge⸗ 
Hörig bei dem Koͤnigl. Juſtiz⸗-Miniſterlo in Antrag ges 
brachten Declaration ded $. 25. des Allerhoͤchſten Edicts 
vom 11. März 1812 nicht bewogen finden. | 

In diefem $. find die gefeglichen Erforderniffe einer 
vollguͤſtigen Ehe unter. Juden genau angegeben, und dad 
Intereſſe der Staats, Behörde befchränft ſich darauf, auf 
die Beobachtung der diesfälligen Vorſchriften zu halten. 

Dagegen liegt berfelben nicht ob, auch die Anwen⸗ 
dung der nach jüdifchen Nituals Gefegen bei: der Vollzie⸗ 
hung von Heirathen üblichen Gebräuche zw controlliren, 


j) 


% 
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indem folche bei den Bekennern einer blos geduldeten Mes 
ligion. lediglich dem Gewiſſen eines jeden Einzelnem über 
laffen bleiben muß. Am menigften kann den jüdifchen 
Rabbinern ein ausſchließliches Recht, Traunngen (die nach 
den Beſtimmungen ded angeführten Edicts in dem bes 
zeichneten. $. zu einer vollgültigen Ehe überhaupt nicht 
erforderlich find) entweder felbft vorzunehmen, oder durch 
fpeziell von ihnen dazu ermächtigten Perfonen vornehmen 
zu laffen, zugeflanden werden, weil den Nabbinern der 
Juden überall feine potestas geclesiastica im gefeglichen 
Wortverftande beigelegt ift. 
Die in Bezug genommene Allerhöchfte Kabinets⸗Or⸗ 
dre vom 9. Dezember ı823 ift übrigens auf die bei der 
Vollziehung jüdifcher Ehen ftatt findenden Ceremonien gar 
nicht anzuwenden, indem felbige blos Beftimmungen dars 
über enthält, in welcher Art der öffentliche Gottesdienſt 
in den Synagogen abgehalten -werden fol. 
’ Berlin, den 23. Maͤrz 1825. 
Minifterium. der Geiftlichen:, Uns Miniſterium des Innern, 
terrichtd- und Medizinal- 8 Shudmann, 
Angelegenheiten. 
v. Altenſtein. 


e 
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Siefeipt.b des Königl. Minifteriums bes Sunern an bag 
Koͤnigl. PolizeisPräfidium zu Berlin, die Annahme ans 
derer Familien-Namen ber zum Chriftenthume 
übertregenden Juden betreffend. 








Dem Rönigl. Polizei» Präfidvio wird auf den Bericht 
vom ı7ten v. M. eröffnet, daß dem aus Breslau gebürs 
tigen Sfraeliten N. N. zwar unbedenklich. geflattet wer⸗ 
den kann, bei Gelegenheit des von ihm beabſichtigten Ues 
bertritts. zum Chriſtenthume einen andern Familien⸗Pamen 
anzunehmen, dazu jedoch ein ſolcher gewaͤhlt werden muß, 
welcher nicht bereitd — wie died bei dem Namen „Müger* 


und Ähnlichen der Fall iſt — von gar vielen’ Familien ges: 

führt wird; was fhon an fih als ein a anzu⸗ 
ſehen iſt. | 
Berlin, den 11. Mär 1825. 
‚Minifterium des Innern. Erſte Abtheilung. 





Köhler, 
V. 
Seffentticen er 
7% 


Pubtifandum der Königl. Regierung zu. Brombeg, bie 
az und Veftellung der SE 
" betreffend, 


Das Koͤnigl. hohe Miniſterium der Geiſtlichen⸗, un⸗ 
terrichts und Medizinal: Angelegenheiten hat mittelft Ver⸗ 
fügung vom 26. Januar d. J. angeordnet, daß flatt des 
Bisherigen bei der Wahl und Beftelung der Volks Schul⸗ 
Sehrer in dem Hiefigen Bezirke üblich gemwefenen Verfah⸗ 
rens, die diesfälligen gefeglichen Worfchriften des allges 
meinen Landrechts (Th. II. Tit. 12. $. 24. et sed.) fo 
wie der Regierungs/-Inſtruction vom 23. Dftober 1817 
($. 18. a. Geſetzſammlung für 1823 ©, 259) fireng in 
Ausfuͤhnung gebracht werden follen. 

Dem zufolge ordnen wir ans. 

1) daß in allen Städten unferd Bezirks, in — die 
Beſetzung der betreffenden Lehrerſtellen nicht etwa dem 
Landesherrn, oder einem Privatus zuſteht, die Schul⸗ 
lehrer ausſchließlich von den Magiſtraͤten und bis⸗ 
herigen Schul⸗Vorſtaͤnden gewählt, und nach voll⸗ 
zogener Prüfung und, unſerer vorangegangener Ges 
nehmigung auch nur von dieſen Behörden die Voka⸗ 
tionen audgeftellt und im zwiefachen Eremplaren durch 
die vorgeordnete Kreiss Behörde zu unſerer Veſtati⸗ 
gung eingereicht werden ſollen; 
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Ä 2) auf dem platten Lande und war: 

a, in den Könige. Donminens Gütern werben wir die 
fämmtlichen Lehrſtellen unmittelbar befegen, und 
für die Neuberufenen ein Unftelungs Decret aus: 
fertigen laſſen; 

b. in den adelichen. Gütern follen die Sutsherrſchaf⸗ 
ten die Schullehrer wählen, und nach vorange- 
gangener Prüfung und Iandeöherrlicher Genehmis 
gung, die Vocationen für fie ausſtellen und zu 
unferer Beftätigung durch die vorgeordnete Kreis 

Behörde in zwiefachen Eremplaren einreichen. 

Wir bemerken, Daß bis. dad Departement mit einer 


— 


voͤllig ausreichenden Anzahl wohl vorbereiteter Schul⸗ 


Amts-Kandidaten verſehen fein wird, wir die Beſtaͤtigung 
der Schullehrer, der Regel nach, nur ad interim erthei⸗ 
‚den werden. 

Auch koͤnnen ausnahmsweiſe für die am ſchiechteſten 


dotirten Stellen Zulaſſungen zum Schulamte auf eine be⸗ 


ſtimmte Zeit unter Vorbehalt einer wiederholten entſchei⸗ 
denden Pruͤfung erfolgen. 

Indem wir die Magiſtraͤte und Schul-Vorſtaͤnde in 
den Städten, fo wie die Gntöherrfchaften und Schul-Ges 
.meinden auf dem platten Lande von diefer Anordnung 
biedurch in Kenntniß feßen, weifen wir die Herren Lands 
räthe, Superintendenten und Dekane, fo wie die Koͤnigl. 
Domainen- und, Intendantur » Beamten auf das gemeffens 
ſie an, in allen vorkommenden Fällen auf die genaue Bes 
folgung diefer Vorfchriften mit Nachdruck zu halten, 

Bromberg, den 14. Februar 1825. 
RKoͤnigl. Neglerung. Erfie nur 





J 


75. 


Publikandum des Koͤnigl. Konſiſtoriums zu Muͤnſter, 


die Verhaͤltniſſe der Schulamts⸗Kandidaten in den 
Koͤnigl. Seminarien betreffend. 





Nach den hoͤhern Orts eingegangenen Berichten meh⸗ 


— 
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rerer Koͤnigl. Regierungen mehren fich die Fälle, wo in 
‚ Rönigl. Seminärien gebildete Schulamtss Kandidaten: die 
ihnen angetragenen Schuiftellen unter dem Borwande, daß 
fie nicht einträglich genug feien, ausſchlagen und ald Haus⸗ 
oder: PrivatsLehrer ihe Unterfommen ſuchen. Dies. ift 
ganz gegen die Abficht, in welcher fie in die Seminarien 
aufgenommen werden, und gereicht zum Nachtheil des 
Schulweſens und auch der jutigen Männer felbft, die das 
durch demjenigen Stande, für melden. fie eigentlich bes 
ſtimmt find, entfremder, und zum. Theil an eine Lebend« 
weiſe und an Bedürfniffe gewöhnt werden, welche in ber 
Lage eines Landſchul⸗Lehrers, zu der bie meiſten bennoch 
nach einiger Zeit zurückkehren müffen, Feine Befriedigung 
finden Fönnen. mt | 
Auch liege ed in der Natur der Sache, daß fo bes 
grächtliche Ausgaben, als jaͤhrlich für Erhaltung der Se 
minarten aus öffentlichen Mitteln gemacht werden, nicht 
zue Bildung bloßer FamiliensLehrer aufgewender werden | 
können. Das höhe Minifterium der Geiftlichen- und Uns. 
‚terrichtös Angelegenheiten hat ſich hiedurch bewogen ge 
funden, folgendes feſtzuſetzen: ee 
1) Jeder Seminariſt bleibt drei Jahre hindurch nach 
feinem Austritt aus der Anftale zur Difpofition der 
Koͤnigl. Regierungen in demienigen Eonfiftorial=‘bes 
zirke, für welchen dad Seminarium, worin er feine 
Bildung erhalten hat, errichtet worden, und ift vers 
pflichtet, jede Stelle, zu welcher diefe Behörde ihn 
geeignet findet,. anzunehmen, auch dies ſogleich zu 
thun, fobald es von ihm gefordert wird. Er muß 
fi daher enthalten, Bedingungen einzugehen, die 
ihn an der Erfüllung diefer Pflicht Kindern. Fönnten, 
und die in feinem Falle als Entfchuldigungen gelten 
würden. I — 
2) Wer dieſer Verbindlichkeit nicht, oder nicht ſofort, 
als es von ihm gefordert wird, nachkommt, muß 
der Seminar, Anftalt die auf ihn gewandten Koften 
zurückzahlen, nemlich: | ' 
a. Zehn Thaler für jedes Halbjahr feines Aufenthalts 
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im Seminar und den in Diefer Zeit genoffenen 
Unterricht, 

b, den ganzen Betrag des von ihn genoffenen Bene⸗ 

fürs, 
3) Es ſoll zwar ben Zoͤglingen frei ſtehen, Stellen, 
welche ihnen von dem Director des Seminars ih 
Folge der Aufträge, die ihm wegen deren Beſetzung 
von der Königl. Negierung gegeben werden, oder in 
Folge ‚eines Geſuchs von. Patronen und Schul⸗In⸗ 
ſpectoren um Nachweiſung eines Schullehrers ange⸗ 
boten werden, auszuſchlagen; wenn aber die Koͤnigl. 
Regierung dieſe Ablehnung nicht gelten laͤßt, ſondern 
den Zoͤgling fuͤr eine beſtimmte Stelle Koͤnigl. oder 
Privat⸗Patronats angeſtellt wiſſen will, ſo muß der⸗ 
ſelbe ſich dieſer Verfuͤgung entweder unterwerfen, oder 
die im Vorſtehenden beſtimmte Zuruͤckzahlung leiſten. 

4) Sowohl die kuͤnftig aufzunehmenden, als jetzt in 

der Auſtalt befindlichen Seminariſten muͤſſen unter 
Zuſtimmung ihrer Eltern und Pfleger ſich erklaͤren, 
dieſer Anordnung Folge leiſten zu wollen, oder die 
Anſtalt ſofort verlaſſen. 

Inden wir dieſes hierdurch bekannt machen, bemerken 
wir zugleich, daß die Seminar⸗Directoren angewieſen ſind, 
dieſe Feſtſetzung zur Kenntniß der jetzt vorhandenen Se⸗ 
minariſten zu bringen, und die kuͤnftig aufzunehmenden 
Seminariſten und deren Eltern oder Pfleger den evers 
ausſtellen zu laſſen. 

Muͤnſter, den 22. März 1325. — 
Koͤnigl. Preuß. Conſiſtorium. 
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Reſcript der Koͤnigl. Miniſterien ber Geiftlichens, Uns 
terrichts⸗ und Medizinal- Angelegenheiten, fo wie bes 
nern und ber Polizei, an die Koͤnigl. Regierung zu 
Erfurt, die Verpflichtung der Eltern, ihre Kinder 
‚ in bie Schule zu ſchicken, betreffend. 


— — 


Der Koͤnigl. Regierung wird auf den Bericht vom 
ııten v. M. die Schulverſaͤumniſſe von Kindern, die mit 
ihren Eltern vom Wohnorte ſich entfernen, betreffend, 
hierdurch eröffnet, daß die Beftimmungen ded U. 8. Ir 
Th. II Tit. 12. $9.43 bis 46. und $. 48. hinlaͤnglichen 
Anhalt gewähren, um, die Behörden derjenigen Drte, wo 
fih fremde Eltern mit ihren fchulfähigen Kindern der Ars 
Leit wegen einen Theil: des Jahres hindurch aufhalten, 
dahin anzumeifen, daß. fie. jene Kinder zum Befuch der 
Drtöfchule und erforderlichen Falls durch die im) $.- 48 
angeordneten’ Zwangsmittel anhalten, 

‚Berlin, den 19. März; 1825. 

Miniſterium ber Geiſtlichen,, Unter⸗ Miniſterium des Innern 





richts⸗ und Medizinal⸗Angele⸗ und 
genheiten. der Polizei. 
v. Altenſtein. v. Schuckmann. 
77. 


Refeript bes Königl. Miniſteriuins der Geiſtlichen⸗ un⸗ 
terrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten an das Koͤ⸗ 
nigl. Konſiſtorium zu Berlin, das Studium der grie⸗ 

chiſchen Sprache auf Schulen betrefſend. 


— e — ⸗ 


Das Miniſterium findet die Grundſaͤtze, nach welchen 
das Könige, Konfiftorium dem Berichte vom 25ſten v. M. 
zu Folge bisher bei der Diſpenſation von der Erlernung des 


Griechiſchen in den hieſigen Gymnaſien verfahren hat, im 
Ganzen 


% 
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Ganzen zweckmaͤßig, und will hiemit genehmigen, daß 
daſſelbe die Direktoren und Rektoren der außerhalb Bet—⸗ 
lin belegenen Gymnaſien ſeines Bezirks anweiſe, nicht 
ſchlechthin jedes Geſuch um Diſpenſation von Erlernung 
des Griechiſchen zuruͤckzuweiſen, dagegen dem Koͤnigl. Kon— 
ſiſtorio vier Wochen vor dem Anfagg eines jeden neuen 
Lehrfurfus Diejenigen Scholaren zu nehmen, für welche 
und aus welhen Gründen und von wem die Die; 
penfation nachgefucht worden; und bemfelben das Ders 
zeichniß der zu difpenfirenden zur Prüfung und unter Beis 
fügung ihres eigenen. Urtheild vorzulegen. . Dabei macht 
aber dad Minifterfum dem Könige. Konfiftorid zur Pflicht, 
die Dispenfation. von Erlernung des Griechifchen folchen 
Schülern, die auf eine höhere wiſſenſchaftliche Bildung 
und auf eine. Vorbereitung für die Univerfität Anfpruch 
machen, nur in feltenen außerordentlichen Fällen, deren 
Beurtheilung dem Königl. Konfiftorio überlaffen- bleibt, zu 
errheilen. Die Anficht des Könige. Konfiftorit,; daß ſolchen 
anf Tegale Weife von. Erlernung ded. Griechifchen diſpen- 
ſirten Schülern bei der nachherigen Abiturienten» Prüfung 
die Unkunde ded Griechifchen nicht angerechnet, und fie . 
hiedurch am ſich nicht des Zeugniffes der, Reife Nr, 1], . 
oder Nr, II; verluſtig oder. vielmehr’ nicht theilhaftig wer⸗ 
den koͤnnten, widerfireitet den Beflimmungen im $. 6. der 
Inftruction zu dem Allerhoͤchſten Edicte wegen Prüfung - 
der zu den Univerfitäten übergehenden Schüler, und kann 
Daher nicht von dem Minifterio genehmigt werden, imdent 
aus dem erwähnten $. ganz unzweifelhaft hervorgeht, daß 
Schüler, die des Griechifchen unkundig find, niemals das 
das Zeugniß ‚Nr; I. oder der unbedingten Tüchtigfeit er- 
halten können. : Das Königl. Konfifforium hat diefe ge - 
festliche Beflimmungen bei den Gymnaſien feines Bezirks 
mit Nachdruck aufrecht zu. erhalten, und zugleich anzuord⸗ 
nen, daß in den Abiturienten = Zeugniffen diejenigen Schuͤ⸗ 
ler, welche aus befondern Gründen von Erlernung des 
Griechifchen vdifpenfire worden, ihre Unkunde dieſer Spra+ 
che und fomie der Mangel der zum fruchtbaren Beſuch 
"Annalen, Heft I. 1825, — — H F 
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ber Univerfieät ihnen nöthigen Bildung redesmaei andere 
lich bemerft werde. 

Berlin, den‘ 13. December 1825. | 
Miniſterium der Geiſtlichen⸗, Unterrichts⸗ und Medizinal- 
| Angelegenheiten. 

AneryineR s Abtheilung. | 
| | — 





78. 
Circular⸗ Verfuͤgung des Koͤnigt. Konſi ſtoriums der 
Provinz Brandenburg an die Directoren und Rectoren 
ie gelehrten Schulen, diefelbe Ba be - 

ü treffend. 


— — 


Das Studium des Griechiſchen iſt ſeit einigen Jah⸗ 
ren in den gelehrten Schulen unſerer Provinz mit groͤße⸗ 
rem Erfolge, als vordem, betrieben worden, und die guten 
Folgen hievon, ſo wie von der allgemeinen Verpflichtung 
der Scholaren zur Erlernung dieſer Sprache, haben ſich 
fuͤr die geſammte Bildung derſelben ſehr wohlthaͤtig er⸗ 
wieſen. Wir ſind uͤberzeugt, daß die Herren Directoren 
und Rectoren auch forthin dem erwaͤhnten Lehrgegenſtande 
ihre beſondere Aufmerkſamkeit widmen werden, wie es denn 
allerdings auch dabei ſein Bewenden behalten muß, daß, 
in der Regel, Fein Scholar von da an, wo die Verpflich— 
tung zur Erlernung des Griechifchen eintritt, hievon los⸗ 
gefagt werden darf. Wenn indeflen dennoch in feltenen 
und außerordentlichen Fällen Gründe eintreten Fönnen, 
welche der Dispenfation eines GSchülerd von Erlernung 
der griechifehen Sprache das Wort. reden, hierbei aber, wie 
wir ans den, deshalb eingezogenen Berichten der Herren 
Directoren und Rectoren erfehen "haben, in den verfchiede, 
nen gelehrten Schulen auch nach. verfchiedenen Grundfägen 
verfahren ift, fo wollen wir nach der näheren Anordnung 
des Könige. Minifterii der Geifilichen s, Unterrichts und 
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Medizinal⸗Angelegenheiten vom 13ten v. M. und Jahres 
hiermit Folgendes zur allgemeinen Nachachtung feſtſetzen: 
J. in der Regel darf, wie von keinem Object des all⸗ 
gemeinen Gymnaſial⸗-Unterrichts, fo auch von Erlers 
‚nung des Griechifchen, Fein Scholar difpenfi rt werden; 

II. wo in anferordentlichen Fällen überwiegende Grun⸗ 
de für die. Dispenſation von Verpflichtung zur Ers 
fernung des Griechifchen obmwalten,. da erwarten wir 
1) don den Directoren der hiefigen gelehrten. Schu— 
len, wie folche® auch zeithero bereits Statt ges 

- funden bat, in jedem einzelnen Falle und unter 
Angabe der obwaltenden Umſtaͤnde, auch beiges 

fügtem Gutachten, den Antrag auf Dispenfation, 

2). in Betreff der. Directoren und Mectoren der au⸗ 
ßerhalb Berlin befindlichen gelehrten Schulen aber 

fegen mir feft, daß fie forthin nicht mehr aus eis 

gener Bewegung einen Schüfer von der fraglichen 

- Verpflichtung entbinden, fondern vielmehr, wenn. 
„dergleichen Gefuche um Dispenfation an fie ges 
langen, uns je Vier Wochen vor Anfang 
des Sommers oder, WintersHalbjahres 

' diejenigen Schüler nenneh, für welche und aus. 
welchen Gründen, auch und infonderheit von 
wem die mehrerwähnte Dispenfation nachgefucht 

ift. Diefer Anzeige haben die Directoren und 

=... Mectoren ihr Gutachten beizufügen, und werden 
wir hiernächft, nach Maafgabe der Umftände uns 
ſere Genehmigung ertheilen oder verweigern. , _ 

m Welcher Schüler aber, wenn er auch auf legalem 
Wege von der. Verpflichtung zur Erlernung ded 
Grriechiſchen Dispenfirt worden ift, bei dem Abiturien⸗ 
‚fen; Eramen, . diefer Sprache völlig unkundig ‚oder 
nicht in ‚dem gehörigen Maaße Fundig befunden wird, 
kann, wie gut er ‚auch in dem andern Objecten bes 
gehe, doch nie das Zeugniß der unbedingten Neife 
und nur hoͤchſtens das der bedingten -oder. Nr. Il, 
erhalten. Es ſoli überdies, nach der Beſtimmung 
* des Konigl. Miniferlt, der ‚Sedihene Unterrichts⸗ 
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und Medizinal⸗ Angelegenheiten, die vorgefundene Uns 
‚ Ennde der griechifchen Sprache und fomit der Mans 

— gel der zum fruchtbaren Beſuch der Univerfität noͤ⸗ 
thigen Bildung, jedesmal ausdrücklich auch in dem 
‚Abiturienten: Zeugniffe, ſelbſt eines auf geſetzmaͤßige 
Weiſe und aus befondern Gründen von Erlernung 
dieſer Sprache dispenfirten Schülers, bemerkt werden. 
Die Herren: Directoren und Nectoren haben diefe ges 

feglichen Beſtimmungen auf das firengfte zu befolgen, und 

dahin. verpflichten wir auch die, zu den Abiturienten = Prüs 

fungen  verordneten Königl, Kommiffarien, denen zu dem 

Ende Abfchrift diefer Verfügung zugefertigt wird. 

| ‚Berlin, den 3. Jannar 1825. 

Konfifforium der Provinz Brandenburg. 

ee Geifeler. Bellermann. 
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Craier⸗ ⸗Verfuͤgung des Koͤnigl. Konſiſtoriums und 

Schul⸗Kollegiums in Pofen, an die Directoren ber 

Königl. Gpmnafien zu Pofen, Liffa und Bromberg, 

"die" Herausgabe und Einführung von Schulbür 
chern betreffend. 


a ‘ — — 


Es ſind uns oͤfters von —* an den — 
For 3 Groß: ⸗Herzogthums verfaßte Bücher mir dem Wuns - 
fche eingereicht worden, daß fie zum Gebrauche bei. dem. . 
‚Sffentlichen Unterrichte in unſern Schulen eingefuͤhrt wer⸗ 
den moͤchten. 
Wir haben hierin mit Wohigefallen das Streben 
dieſer Lehrer erkannt, auch auf dieſe Weiſe der ihnen ans 
vertrauten Jugend nüglich zu werden, und haben, wenn 
die Bücher- uns als zweckmaͤßis erſchienen, ihrem Wunfche 
gern gewillfahrt. 

Mehrmals jedoch haben wir auch bemerkt, daß die 
Abfaſſung und Herausgabe dieſer Art von Büchern übers 
eilt wird, und ſo entweder durch ihre Einſthruns fuͤr den 
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Schufsimeereiche, oder durch ihre Zurdckweifung für die - 

Herausgeber Nachtbeil entfteht. 

Um dem vorzubeugen verordnen wir, daß kunftig je⸗ 
der Lehrer, welcher ein Buch zum vorſchriftsmaͤßigen Ge⸗ 
brauche bei dem oͤffentlichen Unterrichte herauszugeben bes 
abfichtigt, uns daffelbe, bevor es gedruckt wird, in: einer 
leferlichen Reinfchrift zur Prüfung einreiche und demnaͤchſt 
unſern Beſcheid erwarte. 

Hierbei aber empfehlen wir zugleich den Verfaſſern 
son Schulbuͤchern - folgende allgemeine Bemerkungen und. 
Regeln zur genaueften Nachachtung. 

‘ 1) Da nothivehdig der Unterricht in den verfchiedenen 
gehrgegenftänden durch alte Klaffen der Anſtalt we⸗ 
nigftens in fo weit in einer gewiffen Hebereinftim> 
‚mung ertbeils werden muß, daß nicht durch Befol⸗ 
'gung widerfprechender Grundfäge Verwirrung, durch - 

aunverhaͤltnißmaͤßiges Fortſchreiten oder Zurückbleiben 

Lucken entfichen, fo würde firenge genommen, nur 

der "ein völlig zweckmaͤßiges Lehrbuch irgend eines 

Gegenftandes, fei es für eine oder für mehrere, ober 

für alle: Klaſſen einer Lehranftalt ſchreiben Fönnen, 

welcher durch alle Klaffen hindurch in diefem Gegen 
fande Unterricht ertheilt hätte, Da es indeflen 
nicht überall möglich fein dürfte, dieſer Forderung 
zu genügen, fo iſt es unerläßlich, daß der Lehrer, 
welcher ein Schulbuch herauszugeben gedenkt, daſſel⸗ 
be zuerſt dem Director der Anſtalt uͤbergebe, damit 
dieſer es allen den Lehrern, welche denſelben Gegen⸗ 
ſtand in den verſchiedenen Klaſſen vortragen, zur 

Einſicht und ſchriftlichen Begutachtung mittheile. 

Die abgegebenen Gutachten find darauf in einer bes 

fondern Conferenz der betreffenden Lehrer in nähere 

Berathung zu ziehen, und erfi, nachdem durch diefe 

ein befriedigendes Reſultat herbeigeführt worden iff, 
ſoll uns das Buch in der Reinſchrift zur meitern 

Veranlaffung vorgelegt werden: 

2) Da ber Zweck der Schulgrammatiken und der wiſ⸗ 

fenfchaftlichen Lehrbücher if, Dem Lehrer bei feinem 


— 
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MVortrage zum Grundlage. und zum: Leitfaden zu bie» 
nen, fo darf in fie nichts aufgenommen werden, was 


die Schüler der Klaſſe, oder der Klaffen, für welche 


fie verfaßt find, auch nothwendig wiſſen müäffen, und 


nichts darf in ihnen fehlen, mas zur: wefentlichen 


Kenntniß des Gegenftandes auf dem Standpunfte- 
der Schüler in den gegebenen Klaffen erfordert wird, 
Es muß daher bei Lehrbfchern für. mehrere Klaſſen 
auch durch äußere, in die Augen fallende Anordnung 
oder Abtheilung verfelben, die Verſchiedenheit des 
Beduͤrfniſſes beruͤckſichtigt werden. 


3). Dei den Leſebuͤchern in den verſchiedenen Sprachen 


muͤſſen die Beifpiele, Erzählungen u. f. w. mit der 
größten Umficht gewählt werden; denn mag. auch die 
Erlernung der Sprache felbft, die nächfte, Beftunmung 


dieſer Lefebücher fein, fo bleibe ed doch immer der 


höchfte Zweck auch des Schulunterrichts, den Schüs 
ler als Menfchen auszubilden und zu veredlen, und 


es ift ein fchlechter Gewinn: für ihn, wenn er um 
‚der Wörter und Phrafen willen aus: feinen Lehrbüs 


ern mit Sachen befannt wird, melche fo leicht auf 
die Reinheit feiner Seele, auf die Entwicelung ſei⸗ 


ner Gefühle upd Begriffe einen nachtheiligen Ein⸗ 


fluß haben. 


4). Sp wie es ſich von ſelbſt verſteht, daß in Lehrbu⸗ 


chern die Sachen in ihrem natürlichen Zuſammen⸗ 
hange mit beſtaͤndigem Fortſchreiten vom Leichten zum 
Schwerern vorgetragen werden muͤſſen, eben ſo iſt 
auf die Sprache ſelbſt der groͤßte Fleiß zu verwen⸗ 
den. Sie muß einfach, kurz, und dennoch klar und 
beſtimmt ſein, ſo daß ſie, uͤberall verſtaͤndlich, zugleich 
ſich leicht dem Gedaͤchtniß einpraͤgt. Daß in Lehr—⸗ 
buͤchern für Schulen unedle Ausdruͤcke, gehaͤſſige Aeu⸗ 
Berungen und Unziemlichkeiten irgend einer Art nicht 
vorkommen dürfen, ergiebt fich ohne unſere Erinne⸗ 
rung. 

Wir beauftragen Sie, die Lehrer des biefigen (dors 
tigen) Koͤnigl. Gymnaſit im der nächften Gonferm; mit 
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— dem Inhalte diefer Verfügung bekannt zu machen, 
| und daß dieß gefchehen, in 4 Wochen anzuzeigen. 
ofen, den 28. März 1825. — 
Koͤnigl. Konſiſtorium und Schuls Collegium des otel⸗ 
Herzogthums Pofen. 


— 


80. ı 
Refeript der Königl. Minifterien ber Geiftlichens, Uns 
terrichts> und Medizinals Angelegenheiten fo wie des 
Innern, an die Konigl. Regierung zu Bromberg, die 
Annahme von Auslaͤndern zu erledigten juͤdiſchen 
Schullehrer⸗ Stellen betreffend. 


— — 


Auf der Koͤnigl. Regierung Bericht vom ı7ten ©. 
M. genehmigen wir hiermit, daß da, wo ed an Gelegens 
beit fehlt, zu erledigten jüdifchen Schullehrer⸗Stellen tüch- 
tige Subjecte innerhalb des Groß⸗Herzogthums Pofen aus⸗ 
zumitteln, auch aus anderen Prosinzen der Monarchie für 
den Lehrfiand qualificirte jüdifche Glaubens: Genoffen zu 
den gedachten Stellen -berufen werden dürfen. Die Ers 
laubniß zum Aufenthalte muß aber in dergleichen Fällen 
lediglich auf die Dauer des Engagementd für beftimmte 
Lehr⸗Aemter eingeſchraͤnkt werden, und kann nicht uͤber 
dieſe Dauer hinaus ſtatt finden; gleichwie fie denn übers 
haupt nur. ald Ausnahme von der allgemeinen —— zu 
betrachten iſt. | 

Berlin, den 26. Maͤrz 1825. 
Minifterium der Geiſtlichen⸗ Inters Dinifterium des — 
richts⸗ und Medizinal-Angelle ¶ v. Schuckmannn. 
genheiten. | 
v. Altenfein. — 


—— 
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— gr. 730 
Refeript des Koͤnigl. Miniſteriums des — an das 
Koͤnigl. Polizei⸗Praͤſidium hieſelbſt, die Anwendung von 
Zwangsmitteln gegen juͤdiſche Familienhaͤupter, ihre 
Kinder zur Schule zu halten, betreffen, 


—⸗— N 7 zu. 


Das Koͤnigl. Polizei⸗-Praͤſidium wird hiermit ange⸗ 
wieſen, auf jedesmalige Anzeige der Aelteſten und Vor⸗ 

ſteher der hieſigen Judenſchaft wider diejenigen juͤdiſchen 
Samilienhäupter, welche der Vorſchrift des Allgemeinen 
Land⸗Rechts Th. IL Tit. XII. $. 43 nicht gehörig 
nachfommen, nach der zn. des $. 48. **) ibid, 
au verfahren. 

Derlin, den. 11. Min 1825. 

Miniſterium ded Innern. Erſte rhelung, | 

" Kö hle r. 
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Allerhoͤchſte Befkätigung des Örundgefeges für das am 
4. Sanuar 1822 eröffnete Zivil-Waifenhaus zu 
Potsdam, 


— 


— Wir Friedrih Wilhelm von Gottes Gnaden 
König von Prenfen, beftätigen' hiermit, das in fünf 
Abſchnitten fieben und fechszig Paragraphen enthaltende 
Girandarfeg für das Zivil» Waifendaus in Potödam vom 


7 8. 43. Jeder Einwobner, welcher den nöthigen Unterricht für 
feine Kinder in feinem Haufe nicht beforgen kann, oder will, 
iſt ſchuldig, Diefelben nach zurücgelegtem fünften Fahre zur 
Schule zu fchiden. 
*9) 5. 48, Ihnen (den Schulauffehern) liegt es ob, unter Bei— 
‚fand der Obrigkeit, darauf zu fehen, daß alle fchulfähige Kin- 
der, nach obigen Beflimmungen ($. 43. seqgq.) erforderlichen 
Falls durch Zwangsmittel, und Beftrafung der nachläßigen 
. Eltern, zur Beſuchung der Lehrſtunden angehalten werden. 


a rar: 


13. Juni 1832 hierdurch (een ganzen Inhalte nach, und 
befehlen, daß demfelben allenthalben nachgegangen und 
Folge geleiſtet werde. 
Urkundlich unter Unſerer Allerhoͤchſter molicchund 
und beigedruͤcktem Koͤnigl. Inſiegel. 
Berlin, den 21. Februar 1825. 


(he 8 Friedrich Wilhelm. 
N "9 Altenftein. 
1 Abſchnitt. 
Ueber Beſtimmung und den Umfang der Anſtelt. | 
S. 1. 


Die zu Potsdam geſtiftete und am erſten Januar 
Eintauſend Achthundert und zwei und zwanzig, unter — 
—— 

Zivil -Waiſenhaus 


croͤfnete Verſorgungs⸗Anſtalt ſoll, nach der hoͤhern Orts 
bereits feſtgeſetzten Grundlage, vaterloſen Kindern ſolcher 
Beamten des Staats und der Kommunen aus jeglichem 
Fache, welche zu ihrer Wirkſamkeit eine ſorgfaͤltigere Vor⸗ 
bildung bedurft haben, unentgeldlich freien Unterhalt und 
eine moͤglichſt vollkommene Erziehung gewaͤhren. 
ee §. 2. | 

Auch die Kinder der mit afademifchen Würden Bes 
Heideten Aerzte und der Apotheker, imgleichen folcher aus⸗ 
gezeichneten Künftler, welche in einem öffentlichen Lehr⸗ 
aͤnte geſtanden haben, gehoͤren mit dahin. 


F. 3. 

Beamte im obigen Sinn heißen —— welche im 
Dienſte des Staats oder der Kommunen durch beſtimmte 
oder unbeſtimmte Vergeltung, für gewiſſe, ihnen angewie⸗ 
ſene Geſchaͤfte ihren Unterhalt gewinnen, und zu dieſem 
Behufe kein buͤrgerliches Gewerbe zu ihrer Hauptbeſchaͤf⸗ 
tigung machen. 


Ge 
" Raterlos geißt nur. — Kind, welches .. 


ehelichen Vater durch den Tod verloren hat. 


8. 5. 

Kinder, deren ‚Vermögen die Bedärfnife einer, dem 
Mittelftande eigenen Erziehung und Unterhaltung nicht ger 
währen, ‚gelten als unvermögend, und nur ſolche haben 
auf Verforgung durch das Zivil, Waifenhaus Anfpruch. 

Bon. ihnen heißen Zöglinge, diejenigen Knaben, 
welche in die Anftalt wirklich aufgenommen, darin erzogen 
and nach dem Maaße ihrer Fähigkeiten, für ihre kuͤnftige 
-. Beſtimmung ausgebildet, Pfleglinge, aber diejenige Kna⸗ 
ben (Bergl. Abfchnitt III, $. 23.) und Mädchen, welche 
in anftändigen Familien, gegen eine angemeſſene Vergel⸗ 
‚ tung, zwar von der Anftalt, aber außer derfelben, unters 

gebracht und fo ihrer tanftigen Beſtimmung entgegene. 
führt werden. 
6. 


Nur Knaben Fönnen in das Waiſenhaus wirklich aufs 


genommen, Mädchen aber nur in außerordentlichen Fäls 
len, befonders wenn fie mutterlos oder die Mütter: der Ers 
ziehung fih zu widmen außer Stande find, aus den Eins 
- fünften der Anſtalt unterftigt werden, jedoch ſo, daß 


durch dieſe Unterfiügung bedärftiger. Mädchen der zehnte 


Theil deſſen nicht überfchritten werden. darf, was die. An⸗ 
ſtalt jährlich zur Erhaltung m Zöglinge (Abſchnitt I. 
$$. 5—29) aufwendet. 


$. 

‚ Verdienftlichkeit des Baters und Bedärftigfeit des 
Kindes, entfcheiden bei der Bewerbung über den Vorzug 
zur Aufnahme oder Unterſtuͤtzungs⸗Leiſtung für beide Ge⸗ 
ſchlechter, mit der fuͤr dieſe im vorigen Paragraphen ge⸗ 
machten Beſchraͤnkung, jedoch wird den verwaiſeten Kin⸗ 
dern der Mitglieder der Stiftungs-Verſammlung (vergl. 
$. 40.) ein vorzͤglicher N darauf beigelegt. 


Das Zivil Waifenhaus “ eine chriſtliche Anſtalt, ur 
beſchraͤnkt feine Wirkſamkeit auf die, zum Eingangs bes 


* 


“ 
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merkten Zeitpunkte der Eröffnung flatt gefundene Begraͤn⸗ 
zung ded Potsdamfchen Regierungs-Bezirks und die das 
von umfchloffene Hauptitadt Berlin, jedoch fo, daß auch 
Kinder von Vätern, welche zwar außer diefem Bezirk vers 
forden, aber zur Stiftungs-Verſammlung (vergl. Abfchmitt 
4 $. 40.) gehört, und den zu dieſer Berechtigung erfor: 
derlichen Beitrag fortgeleiftet ag auch ferner — 
faͤhig bleiben. 
$. 9. 

Das Alter der Kinder beftimmt feine Borzüglicheit 
des Anſpruchs auf Aufnahme und Unterftüßung, und fchließt 
eben fo wenig, bis zum. vierzehuten Fahre, davon aus; 
mit deffen Zurücklegung aber jede Bewerbung aufhört, fo 
wie diefe auch Aa die wirfliche Aufnahme, eines Kunden 


»irs 


fände obmwalten, welche nach der — —— —* 
ſchrift die Entlaſſung eines Kindes (vergl. F. 11) aus der 
Bes nothwendig machen wuͤrden. 

$. 0. 

Iſt ein Kind einmal in das Waiſenhaus aufgenom⸗ 
men, ſo dauern die Wohlthaten deſſelben ſo lange fort, als 
es das Beduͤrfniß des Kindes, in Anſehung des Vermoͤ⸗ 
gens und der Ausbildung bis zu der demſelben gegebenen 
kuͤnftigen Beſtimmung, erſotdert. Ein — Ge er 
ne de — 

| % m. 


— Sören. bie: Wohlthaten. des Baifenaufet 
auf, wenn, wider Erwarten, der Zögling oder Pflegling: 
2): durch. Erwerbung eines ausreichenden Vermoͤgens 
von feiner Seite, .oder von Seiten der geſetzlich zu 
‘efeiner Unterhaltung ‚verpflichteten . Blutsverwandten, 
der Huͤlfe nicht weiter beduͤrftig, auch. 
2) durch Krankheiten zur Beftimmung. für. ein bürgerlis 
ches Gewerbe oder Tür den Staatsdienſt unfähig, oder 
3) .bei Kranfheicsübeln eim Heilverfahren erforderlich 
Bird, wozu die. Einrichtungen eined gewöhnlichen 
Hausſtandes Feine. Mittel gewähren, fo. wie 
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4) wenn der Zoͤgling oder Pftegking durch grobe Sit⸗ 
tenverderbniß oder gar Berbrechen ſich dazu unwürs 
dig macht; 

in welchen Fällen, nach den desfalls beſtehenden gefeglichen 

Vorſchriften, die Sorge für Unterhalt und Aufficht wie 

derum auf die Angehörigen. oder Drtfchaften oder Behörs 

den übergeht, welche dazu, vor dem REN des Waifen, 

hauſes, verpflichtet getvefen find. 


IL, Abſchnitt. 


Ditd uns und Erhaltung des Bermögens der 
Anftalt, 


$. 12. 
Das Bermögen der Anftalt hat ſich 
») dur freiwillige Geſchenke ihrer Gründer, 

2) durch freiwillige jährliche Beiträge und Ä 
3) durch Vermaͤchtniſſe mildthaͤtiger Denfchenfreunde 
gebildet, und dieſe ſowohl, ald auch alle Fünftige Erwer⸗ 
bungen gleicher Art, und durch etwanige Erbedeinfegungen 
bleiben ihr, gleich jeder andern vom Staate ald einer 
moralifchen. Perfon anerkannten und  beftätigten milden 

Sufemg; unbefchränft vorbehalten, 

., 12. 

. Durch dergleichen ai —— sh, jedoch 
nur nach dem Berbältniffe der darin begriffenen Vortheile 
der Zumendung für die Anſtalt gewiſſer Perfonen oder 
Familien, die Bevorrechtung eined Mitgliedes der Stif⸗ 
tungs⸗Verſammlung (vergl. $. 40), oder der Vorzug der 
Aufnahme oder Unterftügung eines verwaifeten Familien⸗ 
gliedes ausbedungen werden; insbefondere begründet: 

1) eine Zumendung auf den Betrag von Eintaufend 
. Shalern Kourant dad DBerlangen der Waht Eines 
annehmlichen Zöglings, und 

3) eine Zuwendung auf den Betrag von Dreitauſend 
Thalern Kouraut werth das Recht, dieſe Wahl auf 
immerwaͤhrende Zeiten für eine Zoͤglingsſtelle, bei je⸗ 
desmaliger Erledigung derfelben, einer beftimmten Pers 
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fon feiner — oder Nachkommenſchaft, oder einer 
Behoͤrde beizulegen. 


5. 14. 

Ruͤckſichtlich der Geſchenke, Erbſchaften und Vermaͤcht⸗ 
niſſe treten die allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen we— 
gen der Rechtsguͤltigkeit darauf ſich gruͤndender Erwerbun⸗ 
gen der Anſtalt ein, und alle dergleichen Erwerbungen ge⸗ 
hoͤren, wenn nicht der Geſchenk-, Erbfchafts: oder Ver⸗ 
mächtnißgeber darüber eine andere, von der Anſtalt an⸗ 
genommene Beflimmung ausdrücklich getroffen hat, mit ih⸗ 
rem Geldbetrage, oder, im Fall einer Veräußerung, mit 
dem hierdurch. gewonnenen Werbe, zum Stammoermögen 
des Waiſenhauſes (vergl. $. 16.) 


$. 15. 

Zu den Beiträgen gehören alle, auf eitten Beftimms 
ten oder unbeflimmten Zeitraum zugefagten, fortlaufenden 
baaren oder in andern Gegenſtaͤnden zu leiſtenden milden 
Gaben. 


$. 16. | 
In dem erften Jahrhundert, mithin bis zum legten | 
Tage des Jahres Eintaufend Neunhundert und Ein and 
zwanzig, wird Ä 
a) der zehnte Theil fämmelicher Zinfen der — 
oder der Anſtalt zum Nießbrauche uͤberlaſſenen Kas 
pitalien und fänmtlicher reinen Einkünfte der ihr Zu- 
ftändigen Grundſtuͤcke, imgleichen 
b) die Hälfte der jährlichen Geldbeitraͤge (vergl. $. 19) 
‚zur Bildung eines -Kapitalftammes angelegt, welcher 
unangreifbar Bleibt, und von deſſen Zinfen, zur Auss 
— führung obiger DBeflimmung, der zehnte Theil wie— 
derum dem Kapitalftamme alljährlich zufließt. 
Ob dieſe Maafregel nach Verlauf des hundertjaͤhri⸗ 
gen Zeitraums noch ferner erforderlich ſein wird, bleibt 
alsdann dem Ermeſſen der Stiftungs⸗Verſammlung und 
vw fe: vertretenden Waiſenamte vorbehalten. 
9. 17. 
Das Stammvermögen (vergl. $. 14 und 105 der 
Yafalt ift von aller Verwendung zu dem’ laufenden Be⸗ 


ib | 3 
duͤrfniſſen für  immerwährende Zeiten ausgefchloffen, viel⸗ 


mehr find hierzu nur die Einkünfte von den Grundftücken, 


Zinfen von den Kapitalien and die laufenden Beiträge, fo 
weit‘ diefe Gegenftände des jährlichen Einkommens nicht 
im Obigen ($.16.) dem Stammvermögen mit übermwiefen 
find, geeignet. i | 
8. 18. 

Außerdem kommen dem Waiſenhauſe die, den Ars 


mens und Verforgungs  Anftalten ' zuftehenden beſeblichen | 


Erbbusehtigungeg in Anſehung der Zöglinge zu. 


EEE. 
Säle einem Zöglinge oder Pfleglinge des Zivil: Wai⸗ 


fenhanfes während der Erhaltung. durch daffelbe ein fol- 
ches Vermögen zu, welches die Unterflügung der Anftalt 


entbehrlich macht, fo hat die Legtere das Recht, Erftats 


ung fämmtlicher auf die Erhaltung und Erziehung des 
Zoͤglings und auf die Unterhaltung des Pfleglings. vers 
wandten Ausgaben zu verlangen, wenn durch diefelben der 
vierte Theil jenes Vermoͤgensanfalls nicht uͤberſtiegen wird, 
ſonſt aber nur eine dieſem vierten Vermoͤgenstheile gleich⸗ 
kommende Erſtattung, bei welcher jaͤhrliche Hebungen, wel⸗ 
che dem Zoͤglinge oder Pfleglinge des Waiſenhauſes ange⸗ 
fallen, nur dann, wenn ſie, nach Beſtimmung ſtandesmaͤ⸗ 
ßiger Beduͤrfniſſe, einen Ueberſchuß gewähren, auf den 


Betrag dieſes Ueberſchuſſes, deſſen Beftimmung. dem Er⸗— 


meſſen des Waiſenamtes zuſteht, fuͤr die Verguͤtigung aller 
Auslagen des Waiſenhauſes verhaftet werden. 

Es verſteht ſich uͤbrigens von. ſelbſt, dag das Erbs 
recht der Auſtalt in ſolchen Faͤllen, wo die Erziehungsko⸗ 


ſten eines Zoͤglings aus dem demſelben er Ders 


mögen volfommen erfegt And, Re 


Kon. dem Dermögen, u Zoͤglinge und * 
linge zur Zeit ihrer Unterhaltung durch das Waiſenhaus 
und waͤhrend derſelben beſitzen, fließen dem Letztern die 
Nutzungen zu, und das mit der Vormundſchaft darüber 
zu treffende lehereinfonmen “ die: Srundlas⸗ diefer Ders 
— — ae An BEE EHEN 


3— 
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| Dar -g an, * | 
Außerdem fallen alle Vergütigungen für Aufwendun⸗ 
gen ded Waifenhaufes weg, 'und felbft die, einzelnen Zoͤg⸗ 
fingen und Pfleylingen vom Staate oder von Privatper 
fonen zugeficherten Unterſtuͤtzungen werden -zum Kapital: 
vermögen diefer Kinder aufgeſammelt, und nur die davon 
fallenden Nugungen fommen, nachiden ODER öetfegungen, Ä 
der Anſtalt zu, 
9. 22 
Andere allgemein erlanbte —— welche 
etwa aus oben nicht beruͤhrten Quellen ſich darbieten moͤg⸗ 
ten, bleiben ber Anſtalt zur geſetzmaͤßigen —— vor⸗ 

— —— 


m. Abſchnitt. 
Aufnahme, Uunterſtaͤtzung und — der Ki ie 


$. 23. 

Nach dem Obigen wird das Weiender⸗ wirkſam 
fuͤr die Zoͤglinge und Pfleglinge (vergl. Abſchnitt J. 99. 9 
und 29), und in Anſehung ihrer muß der Anſtalt nach» 
gemwiefen werden, daß digfelben bereits die Schuß, oder 
natürlichen Blattern uͤberſtanden haben. 

Se 24. 

Wird die Stelle eines Zoͤglings oder Pfleglings erle⸗ 
digt, ſo geſchieht ihre Wiederbeſetzung, in ſofern ſolche 
nicht nach $, 13. einem beſtimmten Wahlberechtigten ge⸗ 
buͤhrt, durch” Wahl des Waifenamts, unter allen bis das 
‘hin bei demfelben zur Unterftüßung Angemeldeten. 


a 5 a : 
b Die Zoͤglinge ($$. 5. und 23. Nr. 1.) treten mit ihs 
rer Aufnahme in die Anftalt- ganz unter: die Einrichtun⸗ 
gen derfelben, und befonders unter die Aufficht und Leis 
tung: ded Waifenhaufes, fo daß. Lesterem alle vormunds 
ſchaftlichen Berechtigungen und Verpflichtungen, nach dem 
auch hierüber mit dem Vormundfchafts. Amte zu- treffen: 
den Uebereinfommen,  zufallen.. Indeſſen muß der Bor 
mund > fih aller unmittelbaren Einmifchung in die Angele⸗ 


* 


Bd u J Be he, 
genheit der "Erziehung der Zöglinge und Pfleglinge des 
MWaifenhaufes - enthalten, vielmehr, wenn ed darauf Ans 
kommt, feinen Muͤndel gegen ungerechte oder fchlechte Be; 
handlung oder gegen DBernachläßigung in ber Erziehung 
"3 fehgen, dem Waifenamte in ‚einem folchen Halle Ans 
zeige machen, und. beim Mangel eines Erfolges hiervon, 
. ‚feine Beſchwerde durch Die vormundfehaftliche Behörde 

weiter verfolgen: | Erg Nat 


| $. 26. in 

: Auf die Pfleglinge (F. 5.) finden die Vorfchriften ded 
‚vorigen. Paragraphen ebenfalld, jedoch mit der aus dem 
Berhältniß derſelben folgenden Abweichung, Anwendung, 
daß die Vormünder wegen ordentlicher Unterhaltung und 
fitefamer Behandlung, imgleichen wegen angemeffener Aus⸗ 
- bildung der geiftigen und Förperlichen Sähigfeiten der Kin 
der; durch „die denfelben gegebenen Pflegeältern mit diefen 


* 


in naͤherer Verbindung bleiben. 
| | | 6. 27. 
Die von Seiten der Vormuͤnder oder vormundſchaft⸗ 
lichen Behörden nach der ihnen hier verbliebenen Wirk⸗ 
ſamkeit erhobenen Erinnerungen därfen nur, den Fall eis 
ner unauffchiebbaren Nothivendigkeit ausgenommen, Durch 
das Waifename befeitigt werden, | 


. 28 .- “ 
Die Zahl der Zoͤglinge und Pfleglinge haͤngt von der 
Zureichlichkeit der dazu nach dem Obigen (Abſchnitt II.) 
beſtimmten Einkuͤnfte der Anſtalt, mit der $. 6. gemach⸗ 
ten Beſchraͤnkung auf den zehnten Theil der Unterhaltungs⸗ 
koſten ſaͤmmtlicher Zoͤglinge des Waiſenhauſes, fuͤr deſſen 
Pfleglinge, ab. | 


} h ' \ F. 29 j 
Knaben unter dem Alter von acht Jahren werden 
den Mädchen gleich geachtet, und Fönnen daher nur in 
das DVerhältnif.der Pfleglinge, treten, in welchem fie. dann 
unter den Beſtimmungen der SS. 6. und 28. mitbegriffe 
find (vergl. $--6). | Ä 


. 3% 
Die. Beköftigung der Zöglinge fol, fo lange es mög- 
| | ® lich 


/ 
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lich if, zue Bildung des aͤußern Anftandes, an Eine Fa⸗ 
milie in der Anſtalt verdungen werden, und es darf die 
gewöhnliche Speifung oder fonftige Verpflegung der Zoͤg⸗ 


linge nicht abgefondert und in, Familien außer dem Wais 


fenhaufe gefchehen, vielmehr bleibt e3 dem Ermeſſen des 
Waiſenamtes überlaffen, zur Erfüllung diefer Bedingung 
and der darunter begriffenen Zwecke, wenn es die Anzahl 
der, Zöglinge.nöthig macht, einen eigenen Hausvater dazu 
anjuſieilen. — A 


$. 31. 
Die Bekleidung der Z8glinge geſchieht anſtaͤndig und 


reinlich, nach dem Beduͤrfniſſe derſelben, ohne äußere Aus⸗ 


zeichnung durch das —— der Pfleglinge aber durch 


die Pflegeaͤltern. 


Der Unterricht — bi Zöglingen ‚und vh.zun 


gen durch die vorhandenen oͤffentlichen Schulen, welche an 
jedem Drte, nach dem Vorruͤcken der Kenntniſſe der Wai⸗ 


fen, die Legteren aufnehmen werden, und wozu dieſe die 
erforderlichen Bücher und Hilfsmittel entiveder. unmittel- 
bar von der Anſtalt, oder nach dem von ihr zu treffenden 
Vebereinfommen mit den EUER von dieſen erhalten. 


F. 

Die Aufſicht uͤber die Zinge und deren Häusliche 
Führung wird seinem Waifenvater unter der Oberaufſicht 
des Waifenamtes, und den Pflegeältern unter gleicher 
Wirkſamkeit des Restern - uͤber die Pfleglinge, übertragen, 
wobei der Waifenvater und die Pflegeältern in die Befug⸗ 
niffe und Verpflichtungen eines Erziehers treten, das Wais 
fenamt aber die Rechte Älterlicher Zucht ausuͤbt. 


$. 34. 

Vorzuͤge unter den Zoͤglingen und Pfleglingen finden 
nicht weiter Statt, als durch Auszeichnung beſondern 
Wohlverhaltens und Fleißes und durch billige Beruͤckſich⸗ 
tigung des Alters und der vorgeſchrittenen Ausbildung des 
Meiſcutiudes. 


Den Zoglingen * Peesfingen verbleiben die wah⸗ 


Annalen SM I. 1825. 
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rend ihrer Verforgung durch das Waifenhaus empfange- 
» nen Kletdungsftücke, ohne Ausnahme, auch nach dem Aus⸗ 
tritt, Bücher und andere Hülfsmittel des Unterrichts aber 
iur, in fomweit ihnen folche zur Verfolgung ihrer fernern 
Laufbahn, nach dem Ermeflen des Waifenamted, gegen 
deffen desfallfigen Ausfpruch Feine Befchwerde zuläßig iſt, 
noͤthig oder unentbehrlich find. 
| 36. F | 
MWohlgerathenen 3Sglingen und Pfleglingen wird bie 
Anftalt, auch noch nach dem Ausfcheiden aus diefem Ver⸗ 
Häftniffe, durch Rath und Verwendung beiftehen und bes 
huͤlflich, auch überhaupt beftrebt fein, ihnen die Eröffnung 
der ergriffenen Laufbahn zu erleichtern. Geldunterftüguns 
gen zu diefem Behufe fallen jedoch Bid. dahin weg, wo 
die Einkünfte der Anſtalt es geflatten, eine Anzahl von 
funfzig Zöglingen zu erhalten, wonaͤchſt erft zu dem in 
Rede -flehenden Zwecke eine befiimmte Summe der Au 
chen Ausgabe überiwiefen .. fo. 


F. 

Ueber die Zoͤglinge und Vheglinge wird ein beſonde⸗ 
res Namenregiſter gefuͤhrt, in welches, wo moͤglich die 
Richtung ihres fernern Lebens, nach den Hauptbegeben⸗ 
heiten deſſelben, nachzutragen iſt, daher die Dankbarkeit ſie 
verpflichtet, hiervon der Anſtalt eine kurze Kenntniß zu 
geben. | 


IV. Abſchnitt. 


Verwaltung des Zivil» Waifenhbaufes und deſſen 
Beamten. 


——I — 

Dem Staate gebuͤhrt die allgemeine Aufficht über die 
äußern DBerhältniffe der Anftalt zu demfelben, jedoch ohne 
Einwirfung auf die innere Verwaltung, und in jener Bes 
ziehung fieht das Waifenhaus nur in fofern, daß. diefe 
Derwaltung gefeßmäßig gefchehe, unter der Aufſicht der 
obern Behörde über die Erziehungs- und Unterrichtsan- 
falten und des derfelben vorgefeßten Minifterinms. 
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$. 

Die Anſtalt wirft aber ſelbſtſtaͤndig 
über die Verwaltung und Verwendung ihres beweglichen 
und unbeweglichen Vermögens, und in Anfehung der Wahl ' 
der Zöglinge und Pfleglinge, deren Erziehung, Ausbildung 
und Forthülfe,. ohne der Genehmigung und Betätigung 
einer Staats > Behörde zu ——— 


Die Verwaliungs⸗ Auffi * in dieſen ——— 
(vergl. $. 39.) ſteht zunaͤchſt dem an der Gründung der 
Anftalt Theil nehmenden Publikum, mittelft der Stiftungs⸗ 
Verſammlung, zu, welcher jeder als Mitglied angehoͤrt, 
der der Anſtalt 


1) ein Kapital von mindeſtens Funfzig Thalern — F 


rantwerth zugewandt, oder 

2) auf Lebenszeit einen jaͤhrlichen Beitrag von Fuͤnf 
Thalern Kourant zugeſagt und geleiſtet hat, | 

als wodurch ein folches Mitglied der Stiftungs- Verfamms 
lung auf Lebenszeit für feine Perfon das Recht erhält: 

a) bei der jährlich, vier Wochen vorher durch die Zeis 
tungen Berlins und das Negierungd, Amtsblatt der 
Provinz befannt zu machenden Zufammenkunft der 

Stiftungs-Verſammlung zu erfcheinen, 

b) in der Lestern Sig und Stimme über allgemeine 
Anordnungen für die Anſtalt und über Verbefferums 
geht der innern Einrichtung zu führen, 

c) Erinnerungen gegen die geführte Verwaltung zu er- 
heben, und darüber Rechenſchaft zu fordern, auch 

d) Zoͤglinge und Pfleglinge in Vorſchlag zu bringen. 

At: 

Hiernach ſteht es der Stiftungs⸗Verſammlung zu, 
über den Entwurf und die Abänderung der Verwaltungs; 
Borfchriften, unter vorbehältener Beftätigung des Staats, 
gültig zu befchließen, und ihre Befchlüfe find die Beam⸗ 
ten der Anſtalt zu befolgen verpflichtet. 


42: 

Die Stimineniinehtpeit entfcheidet in der Stiftungs: 

Verſammlung, und wird, bei Stiminengleichheit uf der 
J 2 


\ 
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Seite de3 den Dorfig führenden Vorſtehers des Waifens 

amtes (vergl, $. 50.) oder deffen Stellvertreters angenoms | 
men, und dabei Feine Vertretung nicht erfchienener Mits 
glieder durch Bevollmaͤchtigte zugelaffen, 
Nur den zur Gtiftungs- Verfammlung gehörenden 
. Korporationen und moralifchen Perfonen ſteht e8 zw, fich 
durch ihre Vorſteher oder gewählten Deputirten vertreten 
zu laſſen. - Ste müffen folche Stellvertreter aber fchrift- 
lich unter dem von ihnen geführten Siegel bevolfmächkis 
gen, wenn ihre Stimme entfcheiden fol, und mehreren 
Stellvertretern Einer Kopporation oder moralifchen Perfon 
fteht zufammen nur eine Stimme zu, 


$. 43. | 

Die jener Bekanntmachung ($. 40, zu a.) ungeach⸗ 

tet, an dem darin beſtimmten Tage und Orte, nicht er⸗ 
ſchienenen Mitglieder der Stiftungs-Verſammlung werden 
der Stimmenmehrheit der Erfchienenen für beitretend ges 
achtet, nnd ein nachkommender Widerſpruch gegen den Ve⸗ 
ſchluß bleibt unbeachtet. 


ch 44. 

Stirbt die Stiſtungs⸗ :Berfammlung bis auf eine, je 
doch die wirklichen fünf Mitglieder des Waifenamtes nicht 
mit amfafende Zahl von zehn Mitgliedern (vergl. $. 40.) 
aus, fo bildet ſich diefelbe durch die Stelfvertreter des 
Waifenamted und durch zehn, von der Provinzial: Behörs 
de für die Erziehungs, und Unterrichts Anftalten aus den 
Zivil» Beamten verhältnigmäßig gewählte, unbefchoftene 
Männer dergeftalt, daß diefe Wahl der erwähnten Behoͤr⸗ 
de, jeden Falles auf zwei davon aus dem Geiſtlichen, zwei⸗ 
aus dem Lehrers, zwei aus dem Staatsverwaltungs⸗-Be⸗ 
amten⸗, zwei aus dem Nichter- umd zwei aus dem Kom— 
munal Beamten : Stande der Provinz zu richten iff, und 
das Waifenamt dazu für jede Stelle drei Werfonen von der 
vorbeftimmten Eigenfchaft vorfchlägt. 

Nerzte und andere in Feiner Follegialifchen Verbin; 


dung ſtehende Öffentliche Gefchäftsmänner werden den Koms 


munalz Beamten hierbei gleich geachte. 
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| Ä $ 45 | | 

Zur Segitimation der Mitglieder der Stiftungs, Vers 
ſammlung bedarf es nichts weiter, ald daß ſich das Mais 
fenamt überzeugt, daß der fich Meldende mit einer Zus 
. wendung, wie fie $. 40. Mr. ı und 2 erfordert, im Nechs 
nungs, Etate der Anftalt aufgeführt ift, und im Falle des 
$.44., einer Bekanntmachung der ar über bie von 
Ben getroffenen Wahl. 


8 


46. 

| Aten denen, welche der Anſtalt mindeftensd auf ben. 
Betrag von Fünf Thalern Kourantwerth durch Schenfung x 
oder durch geringere Beiträge, als fie die Mitgliedſchaft 
der Stiftung » Verfammlung- erfordert, etwas zugewandt 
haben, ſteht zur Lestern, bei deren jährlicher Zufammen; 
kunſt, auf vorherige Meldung bei dem Vorfteher, der Zus 
tritt, jedoch ohne — — 


gF. — | 
Nur dann iſt ein — der Stiftungs⸗Verſamm⸗ 
lung rechtsguͤltig als von ihr ausgegangen anzuſehen, wenn 
darin, mit Ausſchluß der ordentlichen Mitglieder des Wai—⸗ 
ſenamtes, aber mit Inbegriff deren Stellvertreter, ‚mindes: 
Ron ſechs Stimmberechtigte gegenwaͤrtig geweſen And: F 
G 48. 
Die —— — waͤhlt aus ihren Mit 
gliedern alle Jahr ein Mitglied des aus fünf Perfonen 
beftehenden Waifenamts. und den Stellvertreter —* Mit⸗ 
gliedes (vergl. $. 49.) 


$. 49 

Dad Waiſenamt befteht aus fünf — beſtaͤn⸗ 

digen Mitgliedern, welchen, fuͤr Behinderungsfaͤlle, eben 
ſo viele Stellvertreter beigeſellt werden. 

Draſſelbe erneuert ſich alle fünf Jahre in feinen Mit⸗ 
gliedern und Stellvertretern durch die Wahl der Stif—⸗ 
tungs⸗Verſammlung (vergl. $.48.), und die Ausſcheidung 
feiner einzelnen Mitglieder, von‘ welchen jedoch das Aus⸗ 
ſcheidende wahlfaͤhig Bleibt, beſtimmt ſich durch dad Amts · | 
alter für jeden TRfIeDTIGeN Zeitranm. 
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| | $. 50. 

Das Eine diefer ordentlichen Mitglieder des Wai⸗ 
fenamtes wird, ald des Letztern Vorſteher, gleich von der 
Stiftungss Verfammlung gewählt, führt in diefer Eigens 
fchaft, mit einer bei Stimmengleichheit entfcheidenden. 
Stimme, den Vorſitz in jeder Zuſammenkunft der Stifs 
tungs= Verfammlung und ded Waifenamtes, und wird bei 
etwanigen Abhaltungen, durch einen für diefen Fall mit 
gleichen Befugniffen und auf gleiche Weife gewählten Stell: 
vertreten, erfegt. Bei etwaniger Behinderung beider, des 
Vorſtehers und des Stelfvertreterd defjelben, wird dem Er⸗ 
ſtern, oder, an deffen Stelle, dem Legtern, das Recht beis 

gelegt, aus den übrigen Mitgliedern des Waifenamtes 
dasjenige zu beftimmen, welches, mit gleichem Mechte, den 
Borfig in den Verfammlungen einftweilen führen fol. 


$. 51. | Ä 

Die Pflicht des Vorſtehers und deffen Stellvertreterg, 
wenn Leßterer in Thaͤtigkeit getreten, ift: die allgemeine 
Aufficht über die ununterbrochene Wirkfamfeit der ganzen 
Anſtalt und über die flete Negelmäßigfeit der dazu erfors 
derfichen Verwaltung. Insbeſondere aber liegt ihm ob, 
den Fortgang der Gefchäfte lebendig zu erhalten, diefe uns. 
ter die Mitglieder. des Waiſenamtes zu vertheilen, über 
die Erhaltung des Vermögens, vorzüglich der Grundftüce 
und Kapitalien der Anftalt, zu wachen; für. getreue Buchs 
führung und Rechnungslegung darüber, fo wie. für ges 
wiſſenhafte Wahl: und „Haltung der Zöglinge und Pflegs 
linge zu forgen, und überhaupt die Beförderung des 
Zwecks der Anſtalt fich angelegen fein zu laſſen; daher 
denn, wegen diefer ihm obliegenden allgemeinen Leitung 
der ganzen Unftalt, alle an diefelbe eingehende Schreiben 
und Gelder zur meitern Beförderung an ihn gelangen, 
und alle von derfelben ausgehende fchriftliche Befchlüffe, 
mit Vorbehalt der unten folgenden Ausnahmen, von ihm 
allein vollzogen werden. 


$. 52 
Das zweite Mitglied des Waifenamtes ift eine im 
Amte ftehende oder ehrenvoll entlaffene vichterliche Perfon, 
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welche von einem Stellvertreter von gleichen Eigenſchaften 
vertreten wird, und vorzuͤglich fuͤr die Erhaltung aller Ge⸗ 
rechtſame der Anſtalt in deren innern und Außern Vers 
hältniffen, befonderd aber dahin zu fireben hat, daß das 
Waifenhaus in feinen Angelegenheiten und. bei feiner Vers 
| mögend» Verwaltung nicht nr werde. 


$. 

Das dritte Mitglied I ein zu einem Öffentlichen 
Amte durch die dazu erforderlichen Pruͤfungen bewaͤhrt 
befundener Geiſtlicher oder Schulbeamter ſein, welchem die 
Ausbildung der geiſtigen Faͤhigkeiten der Zoͤglinge und 
Pfleglinge zur beſondern Fuͤrſorge dient, und fein Stell 
vertreter muß hierzu gleiche — beſitzen. 


Die beiden noch —— Mitglieder des Weiſenam⸗ 
tes und deren Stellvertreter ſind beſtimmt, das Eine zur 
Aufſichtsfuͤhrung über das moraliſche Betragen und die 
ordentliche Haltung der dem Waiſenhauſe uͤberwieſenen Ju⸗ 
gend, das Andere zur Verwaltungsaufſicht Ruͤckſichts des 
Bermögend der Anftalt im Einzelnen. 

9. 55. 

Alle vorberuͤhrte und unten genauer bezeichnete Ge⸗ 
genſtaͤnde der Beſchaͤftigung des Waiſenamtes und ſeiner 
einzelnen Mitglieder werden, außer dringenden und au⸗ 


ßerordentlichen Berathung vorbehaltenen Angelegenheiten, 


in monatlichen Zuſammenkuͤnften vorgetragen, und ohne 
Unterſchied des Gegenſtandes durch die Stimmenmehrheit 
($$. 50. und 58.) definitiv feftgefegt,, und über den Ges 
ſchaͤftsbetrieb felbft die dazu befonders entworfenen Drds 
nungen beobachtet, zu deren Entwurf und Vollziehung, 
imgleichen zu deren Abänderung, nach eintretenden Ver⸗ 
hältniffen, das Waifenamt berechtigt iſt, in ſoweit dieſel⸗ 
ben bloß den Gefchäftsgang und die Verwaltung ‚betreffen 
und den Beftimmungen des Grundgeſetzes — — 
ſtehen. | 
56. 


6... . 
Außer den Verwaltungs: Angelegenheiten der ee 


| fieht dem nt befonders: 


— 
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1) De Wahl der Zoͤglinge und Pfleglinge, 
2) dier Beftimmung der von demſelben zu ergreifenden 
- tünftigen Lebensart, jedoch mit Berüchfichtigung der 
Faͤhigkeiten und eigenen Neigung der Kinder, ſoweit 
, ein Vater darauf zu achten verpflichter ift, und nach. 
* einer desfallſtgen Vereinigung mit dem vormund⸗ 
ſchaftlichen Amte, 
3) die Feſtſetzung ihres Bedarfs und deſen Anweiſung 
| auf das Vermögen der- Anftalt, 
4) die Auszeichnung des Wohlverhaltens und Fleißes 
| durq angemeſſene Aufmunterungen ‚, aber auch die 
Entlaffung derfelben, ans oben fehon (vergl. $. 11.) 
aufgeftefften Gründen, und die Anordnung und Ans 
wendung von Zuchiftrafen gegen bie ausarteuden 
8buns⸗ und Pfleglinge, 


eo Han 


sung ber’ ver Anal zugeiviefenen Kinder: au. | 

* a 

*. Auch. zum Betriebe aller äußern Angelegenheiten, ber 
fonders zur Abfchliegung aller und jeder: Verträge umd 
Dergleiche unter beliebiger Bedingungen und DBerpflichs 
sungen, zur Bewilligung von Befigüßertragungen‘, ‚andern 
Eintragungen und: Loͤſchungen, hypothekariſchen Bericht 
‚gungen, ‚ohne: Unterſchied ded'Gegenftandes, und zu den 
hierbei zum Grunde Tiegenden Veraͤußerungen, DBerpfäns 
dungen und Quittungsleiſtungen mit und ohne Erlaß et⸗ 
woaniger Anſpruͤche, ganz oder zum Theil, zu ſonſtigen 
Quittungsleiſtungen über: Förderungen der Anſtalt, ohne 
AUnterſchied; zur Führung von Prozeffen in allen Prozeß⸗ 
arten. und. durch alle: geigneten Inſtanzen; zur Erlaſſung 
von Eiden: der Gegner oder Zeugen und zu alfen übrigen, 
am: nachfolgenden. 8. 58nicht ausgenommenen Handlun⸗ 
gen, vor und außer Gericht, iſt das Waiſenamt oder der 
von dewſelben mittelſt ſchriftlicher, durch das Amtsſiegel 
und die Unterſchrift dreier Mitglieder beglaubigter Voll⸗ 
macht Tegitimirte Bevollmaͤchtigte uneingefchränft befugt 
and ‚ermächtigt, und das Waifenhaus wird dadurch rechts⸗ 
gültig verpflichtet, ohne Daß es einer weitern. Legitima⸗ 


. x . 
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matlons · Befcheintgung oder Form (de bie aufgetretenen 
Geſchaͤftstraͤger der Anſtalt bedarf. 


F. 58. 

Nur dann find die Sind der —— Mit⸗ 
glieder des Waiſenamtes zur Berathung zuzuziehen und 
bei der Letztern, gleich den Erſtern, ſtimmfaͤhig, wenn: 

a) von dem Ankaufe oder der Veräußerung von Gtund⸗ 
ftücken die Rede if, und | 
b) wenn Kapitalien der Anftalt an Privatperfonen aus 
geliehen werden follen, und es uf Prüfung der St 
cherheit anfommt, 
in welchen Faͤllen jede Stimme durch fehrifeliche Erklaͤ⸗ 
rung abgegeben werden muß, ohne daß es einer. Zufams 
menfunft und für die Ausführung des Befchluffes und 
den dazu gewählten Gefchäftsträger,, einer mweitern Legiti⸗ 
mations⸗Beſcheinigung, als der ‘im vorigen $: 57. bes 
fimmten, bedarf, indem die Mitglieder des Balfengmteg 
dafür verpflichtet und verantwortlich find, daß das hier 
feftgefegte Erforderniß der Mitberathung der Stellvertre⸗ 
ter erfuͤllt werde: | 


$. 

Eine. Verſammlung des Woſſenamtes iſt beſchlußfaͤ⸗ 
hig, wenn mindeſtens durch Mitglieder und Stellvertreter 
fünf Perfonen anweſend find, und im Falle des $. 58. iſt 
ed zu ‚einem, gültigen Beſchluſſe hinreichend, wenn die 
Stimmenmehrheit ‚der ganzen Anzahl der Mitglieder und 
der. Stellvertreter zuſammen über einen Gegenfland ent 
fhieden bat, fo daß wenn 6 Mitglieder. und Stellvertreter 
oder 5 von ihnen, mit nbegriff des Vorſtehers, einen 
Beſchluß uͤbereinſtimmend gefaßt haben, es der Mitſtim⸗ 
mung der uͤbrigen nicht weiter bedarf. 

Auch in dringenden Faͤllen, wenn die geforderten 
Stimmen Abweſender nicht zu erhalten ſind, koͤnnen dieſe 
Stimmen durch andere Mitglieder der Stiftungs- Ders 
ſammlung (vergl. $. 40.) ergänzt werden. 

60. 

Sollte, wider Erwarten, der Fall eintreten, daß dia 

Stellvertreter abgehalten wuͤrden, thätig zu fein, fo koͤn⸗ 


158 
- nen. auch gültig Stellvertreter in der Verſammlung des 
Waiſenamtes andere Mitglieder deſſelben vertreten, als fuͤr 
er fie ‚eigentlich beſtimmt find. 
. 61. 
' Außerdem wählt ſich das Waifenamt einen Serretair 
und deſſen Stellvertreter, welche zugleich die Regiſtratur 
mit, verwalten, und einen Schatzmeiſter, welcher unter Auf⸗ 


fi cht eined aus den Mitgliedern des. Waiſenamtes, oder 


deren, Stelivertreter zu beftellenden Kaffen » Auffehers (Kaſ⸗ 
fen= Kurators) das. Geldvermögen der Anftalt, nach. den 
Vorfchriften des Waifenantes, verwaltet und darüber 
Buch und, Rechnung führt. on 

F. 62 F 

Die Mitglieder des Waiſenamtes muͤſſen ihre Ge⸗ 

fchäftsführung ſtets umentgeldlich leiſten; nur für. dem 
Secretair und Schagmeifter darf eine Beſoldung bewilligt 
werden, wenn deren Gefhäftsführungen die volle Thaͤtig⸗ 
feit diefer Beamten erfordern, zur unentgeldlichen Ders 
richtung ihrer Dienfte Feine paſſenden Perfonen fich finden, 
und die Einkünfte der Anftalt die Mittel dazu gewähren, 


V. Abſchnitt. 
Vorrechte der Anſtalt. 

| 5. 63. 

Der Anſtalt gebuͤhren im Allgemeinen alle Berechti⸗ 
gungen einer vom Staate anerkannten moraliſchen Perſon, 
und ihr ſteht daher jede rechtliche Erwerbung von bewege 
* und unbeweglichen Gegenſtaͤnden zu. 

§. 64. 
Sie fuͤhrt ein amtliches Siegel unter dem Namen 
des Waiſenamtes des Zivil-Waiſenhauſes zu Potsdam. 
I. 658. | 

Ihr ift für alle unter ihrer Addreffe eingehenden und 
unter ihrem Amtöfiegel abgehenden Briefe, Gelder und 
Sachen im ganzen Jnlande die Vortofreiheit bewilligt, | 

$. 66. 
Auch wird ihr in allen Ku Angelegenheiten Be⸗ 


159 


freiung von Stempeln und gerichtlichen Koften, als einer 
milden Armen» Verforgungs > Anftalt, beigelegt. 


Se 2 

Mit der einzuholenden Iandesherrlichen Beftätigung 
tritt diefes Grundgefeg in allen feinen Beſtimmungen in 
Kechtögältigkeit und Kraft. - 

Entworfen nach dem Befchluffe der Stiftungs : Ver- 
fammlung in deren Sigung zu. Potsdam, am 12. Juni 
1822. 5 er 
Das Waifenamt des Civil-Waifenhaufes. | 
v. Türk. Schleiermacher. Shmüdert Klöden. 

Fahn. v. Baffewig. Eylert. v. Brenn. 
7 Derege. Schulze - — 


Communal⸗Weſen. 





83. 
Kefeript des Koͤnigl. Miniſteriums bes Innern an bie 
Koͤnigl. Regierung zu Coblenz und abfchriftlich an bie 
übrigen Königl. Rheinifchen Regierungen, den Ankauf 
von Communal: Örundftügfen von Seiten der Mitglier 
der ber Gemeinde- Schulden» Ausfehüjfe betreffend. 


Auf die Anfrage im Berichte vom 5ten hujus, 


ob die Mitglieder der Gemeinde = Schulden -Ausfchäfle 


in die Klaffe derjenigen. Beamten gehören, welche nach 
-der Circular: Verfügung vom 30. October v. $. *) von 
der Theilnahme an den Verkäufen von Eommunals 
Grundſtuͤcken ausgefchloffen find? 
toird der Könige. Negierung erwiedert, daß, da die franz 
zöfifche Geſetzgebung ein Inſtitut, wie die jegigen Schuls 
den- Ansfchüffe, gar nicht gefannt hat, nicht anzunehmen 
ift, daß das Verbot der Theilnahme am dem Veraͤußerun⸗ 


H Jahrgang 1824. Ates Heft, S. 982. 
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gen der Corinunal⸗Grundſtucke auf fie Anwendung finden 


koͤnnen. 
Auch tritt das Miniſterium des Innern der Anſicht 


22 


zunehmen, "daher Ste denn die Mitglieder am Ankaufe 


nicht Kindern mag. Indeſſen wird es zweckmäßig fein, in 
den. Fälfen, mo der Zufchlag einem oder mehreren Mits 
gliedern der, Ausſchuͤſſe ertheift werden fol, die Verbands 
lungen mit befonderer Gorgfalt zu prüfen, um zu vers 
hüten, daß ohne Noth und aus verwerflichen Nückfichten 
auf, den Privat-Vortheil der Betheiligten, zum Verkaufe 


von Communal/-Grundſtuͤcken geſchritten werde. 


Berlin, den 1 9. Februar 1825. Sr 
Miniſterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
Koͤ h ler. 


Abſchrift Hiervon. der Koͤnigl. Regierung zu Aachen 


chdesgl. zu Trier, Coiln und Düffeldorf) zur Nach—⸗ 


/ 


richt und Nachachtung. 
Berlin, den 19. Februar 1825, 


⸗ 84. | ö 
Reſeript des Könige. Minifteriums des Innern an bie 


Königl. Regierung zu Magdeburg, die fisfalifchen Uns 


terfuchungen gegen Communalz Beamte betreffend. 


E— 


er Koͤnigl. Negierung wird in Beſcheidung auf 
Ihre Anfrage vom 6ten d. M. eröffnet, daß die Beſtim⸗ 
mung der Allerhoͤchſten Kabinets⸗Ordre vom Zten. Auguſt 


v. I, betreffend die gegen Beamte einzuleitenden fiska— 


© 141 
liſche —— auf Communals Beamte Feine An⸗ 
wendung findet. 

Berlin, den 28. Januar 1825. 
Minifterium des Innern. Erfte' Abtheilung. 
Köhler. 


— 





85. 
Reſolution des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern an 
den vormaligen Magiſtrats-Kanzelliſten N. N. die nach⸗ 
er Bewilligung eines Wartegeldes betreffend. 


— 


Auf Ahr Gefuch in der aus dem goliel. Sinanzs 
DMinifterio hierher gelangten Eingabe vom 9Hten v. M. hs 
nen, als ehemaligen Südpreußifchen Magiftratd s Kanzlis 
fien, in Anwendung der AUllerhöchfien Kabinets-Ordre vom 
3. Juli 1818 ein Wartegeld zu bemwilligen, ift um fo wes 
niger einzugehen, als nur denjenigen. Beamten, welche 
früher ein Gehalt aus Staats» Kaffen bezogen, Feinesiwes 
ges aber den aus ftädtifchen Kaſſen befolder gemwefenen 
Offizianten ein Anſpruch an den Staat zuſtehet. Ob Sie 
einen dergleichen an die Stadt N. N., bei deren Magis 
firat Sie angeftellt gewefen, machen Eöunen, ift aus Ih⸗ 
ver Vorſtellung nicht zu erfehen, und da Gie fo lange 
Zeit bereits ein Bürgerliches Gefhäft betrieben haben, 
nicht vorauszuſetzen. 

Derlin, den 5. März 1825.- 
Miniſterium des Innern. nr —— 
Koͤhler. 


86. 
lane Kabinets⸗Ordre, die Beitragspflihtigfeit 
der Staatsdiener im Herzogthume, MWeftphalen zu 
den Kommunals Bebürfniffen betreffend, 





Aus den im Berichte des Staats⸗Miniſterii vom 


J t Dr 


142 
31. December vorigen Jahres angeführten Umſtaͤnden er, 
giebt ed fich, daß ed der Zwec der Großherzoglich Heffi- 
fchen Gefeggebung gemwefen ift, die früher den Staats 
Dienern zugeftandene Steuerfreiheit auch in Beziehung auf 
ihre Befoldungen aufzuheben. 

Da jedoch, was die Beſteuerung der Befoldungen bei 
Yufbringung der CommunalsBedärfniffe anlangt, die hiers 
bei zu beobachtende Modalität nach dem Gefege vom 17. 
Februar 1814 durch die $. 31. vorbehaltene befondere 
Verordnung hat feftgeftellt werden follen, diefe letztere aber 
nicht erfchienen if, fo ift in der früheren Geſetzgebung eine 
Luͤcke geblieben, welche, nach der im $. 13. des Geſetzes 
vom 11. Juli 1822 enthaltenen Vorfchrift, dergeftält ers 
gaͤnzt werden muß, mie ed den DVorfchriften diefes Ges 
feges am nächften Fommt.. | 
Ich beftimme daher, daß in allen benjgnigen Staͤd⸗ 
ten, in welchen die Großherzöglich Heſſiſche Geſetzgebung 
gültig iſt, nach Vorfehrift des Gefeged vom 14. Juli 1822 
dad. Amts-Einfommen der Beamten an Defoldung und - 
Emolumenten bei Aufbringung der Communals Bedürf- 
niffe, nur dann, wenn das Einfommen der übrigen Ein: 
wohner dad Object und der Maaßſtab der Communals 
Steuer ift, zur Beſteuerung gezogen, denn aber nur mit 
der Hälfte des Betrages in die Steuerrolle gebracht, auch 
in feinem Falle ein höherer Beitrag, ald die im'$. 3. bes 
fiimmten Prozente des wirklichen Gefammt. Einfommeng, 
son den Staats:Dienern gefordert werden fol. Auch _ 
find, wenn fonftige Zweifel vorkommen, welche nicht nach 
beftinmten Vorſchriften der dortigen Gefeggebüng erledigt 
werden koͤnnen, die Beftimmungen ded Gefeged dom 11. 
Juli 1832 zur Anwendung zu, bringen. Ä 

Der Beſchluß der Stadt Arnsberg, dad Deficit ih: 
res Communal: Etats durch eine, Elafificirte Einfommens 
Steuer zu decken, genehinige Ich, und überlaffe dem Mi⸗ 
nifterium des Innern, das Weitere zu verfügen: 

Berlin, den 6, Februar 1825: = 

| Friedrich Wilhelm; 


— e > 


1 
das Staais- Miniſterium. 


J 
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87. » 
Reſcript des 3 Königl Minifteriums des Innern an bie 


König, Regierung zu Arnsberg, diefelbe Angele: 
genheit —— | 


u 


Nachdem nunmehr des Königs Majefit über, bie 
zwiſchen den Minifterien der Juſtiz und, ded Innern, we⸗ 
gen der Beitragspflichtigkeit der Staatsdiener im Herzogs 
thum Weſtphalen zu den Communal»Laften flatt gefun- 
dene Meinungs Berfchiedenheit mittelft Allerhoͤchſter Ka⸗ 
binet3-Drdre vom 6ten d. M. zu entfcheiden geruhet has 
ben, fo wird folche der Königl. Regierung anliegend in 
Abſchrift zugefertige, um darnach das weiter Erforderliche 
zu beſorgen. 

Berlin, den 25. Februar 1825. 

Der Miniſter des Innern. 
v. Schuckmann. 


88. 
Reſolution des Koͤnigl. Miniſteriums des ee an 
die Herren Beamten des Königl. Lands und Stadtge 
richts zu N. N. und abfchriftlich an die Königl. Re 
gierung zu Erfurt, die Heranziehung ber erftern zu 
den Communal: Bebürfniffen. betreffend. 


— — 


Den Herren Beamten des Koͤnigl. Land- und Stadt: 
Gerichts zu N. N. wird auf die Eingabe vom 6ten d. 
M., worin Diefelben Sich darüber befcehweren, daß Sie 
zu der von dem dortigen Magiftrat unter der Benennung 
— „Deficit-Geld“ — ausgefchriebenen Abgabe heran: 
gezogen werden, bemerklich gemacht, daß, da in N. N. die 
Eommunal =» Bedürfniffe nicht durch eine directe Steuer 
vom Einfommen, fondern durch Zufchläge zur Klaſſen⸗ 
Steuer gedeckt werden, bier nicht das von Ihnen anges 


- 


- 


zogene Geſetz vom 11. Jult 1822, ſondern dad vom 30. 
Mai 1820 eintritt,. welches im $. 13. den ‚Communen 
geftattet,. ihre Bedürfniffe durch. Mahls und Schlacht, 
Steuer⸗ oder Klaffen: Steuer Zufchläge aufzubringen, obs 
ne irgend eine Klaſſe der fteuerpflichtigen Bewohner einer 
Commune von diefen Zufchlägen auszunehmen. Da’ nun 
eine Befreiung von einer allgemeinen. gefeglichen Laft nie - 
präfumirt wird,  bei- der Mahl» und Schlacht: Steuer 
auch nicht. ein nal möglich iſt, fo Tann fie weder. über, 
haupt, noch, inöbefondere bei dem Gurrogat der letzteren 
Steuer, der Klaſſen⸗Steuer, ſtatt finden. Nur in ſofern 
wuͤrden Sie Sich in gegenwaͤrtigem Falle auf das Geſetz 
vom 11. Juli 1822 beziehen koͤnnen, als der in dem $.3. 
deſſelben enthaltenen ganz allgemeinen Vorſchrift zuwider 
durch directe Beitraͤge aller Art mehr als die dort ange⸗ 
gebenen Prozente von Ihrem Dienſt⸗ Einkommen gefordert 
wuͤrden. 
Im Uebrigen haben Supplikanten in Beziehung auf 
die Theilnahme an der Verwaltung keinen groͤßeren oder 
geringeren Anſpruch, als alle andere ſteuerpflichtige Per— 


ſonen gleicher. Kathegorie. Finden Sie gegen dieſe Sich 


zuruͤckgeſetzt, ſo mögen Sie dieſes nur der Koͤnigl. Res 
gierung zu Erfurt nashweifen, und Sich überhaupt an 
folche mit Ihren- Vorfchlägen wenden, indem diefelbe Sie. 
hierauf nach Lage der Sade zu beſcheiden nicht Anſtand 
nehmen wird. a 4 
‚ Berlin, den 13.Januar 1925. 
Minigerium des Innern. — ae 
Köhler. 


Abſchrift hiervon der SH: Regierung zu Einst * 
Nachricht. — 
Berlin, den. 13. Jannar. 1825. 

Minifterium des Innern. Erſte Abtheilung, 
J — Koͤhler. 
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| 89. 
KRefeript des König. Minifteriums des Innern an den 
Magiftrat zu Berlin, die Nichtbefreiung der jüdifchen 
ReligiongsLehrer von dffentlichen und Kommunab 
Laſten betreffend. 


— 


Dem gi wird in Befcheidung auf die Anfrage 
vom gten d. M. etöffnet, dag von einer Befreiung der 
jüdifchen NeligionssLehrer vom öffentlichen und Commu⸗ 
nal⸗Laſten überall nicht die Rede fein kann, weil die Ju⸗ 
densGemeinen, welche nach dem allgemeinen Landrecht feis 
ne ausdrückich aufgenommenen Kirchengefellfchäften aus⸗ 
machen, fondern blos tolerirt werden, und eben deshalb 
nicht als priviligirte Corporationen zu betrachten find, Feine 
öffentliche, noch weniger aber — Be⸗ 
amte haben koͤnnen. 
Berlin, den 12. Januar 1825. 
Miniſterium des Innern. erde Abtheilung. 
Koͤhler. 





90. 
Reſcript der Koͤnigl. Miniſterien des Handels und bes 
Innern an die Koͤnigl. Regierung zu Danzig, die Ges 
winnung bes Bürgerrechts von Gemerbetreibenden 
betreffend. 


— 


Die anf dem Bollwerfe und auf Terra nova bet 
Elbing mohnenden Kahnſchiffer N. N. Haben fih darüber 
beſchwert, daß ihnen nur nach Gewinnung des dortigen 
Stadt? Bürgerrechtd geftattet fein fol, auch mit ledigen 
Gefäßen nah Elbing zu kommen, dafelbft auf Ladung zu 
warten oder folche zu fuchen, und bei der Gelegenheit die 
Verfügung: der Königl. Regierung an den Magiftrat vom 
28. Auguft vorigen Jahres im Abfchrift eingereicht, wor⸗ 
auf fegterer die feinige gründet. 

Annalen Heft I, 1825, | 


146 en | 
Mir müflen der Könige. Negierung bemerklich ma- 
ſchen, daß eine befiimmte ‚gefegliche Beſtimmung über den 
Gegenftand zwar nicht vorhanden, jedoch anzunehmen iſt, 
daß. nur folchen Gewerbtreibenden, die in der Städt ihr 
ren feften Wohnfis haben, zur Gewinnung des Bürger 
recht3 verpflichtet werden können, indem aus dem Gegen- 
theile folgen würde, daß auch fremde Kaufleute, welche 
eine Zeitlang fich in einer Stadt ihrer Handels » Gefchäfte 
halber aufhalten, Haufirer, welche ihr Gewerbe inners 
halb der durch dad HaufirsNeglement beſtimmten Gren- 
zen von Zeit zu Zeit in den Städten betreiben, und meh⸗ 
rere andere in gleichen Verhältniffen fich befindehde Per: 
fonen, die bisher. nirgends Bürger geworden find, zur Ges 
winnung des Bürgerrechts ‚angehalten: werden müßten. 

"Die erfigedachte Anficht wird auch durch den $. 17. 
der Städte» Ordnung begründet, wonach nur folchen Per- 
fonen, die in der Stade fih Häuslich niederlaf 
fen, oder ein Grundftüc REN) das Bürgerrecht nicht 
verfagt werden darf. 

Wir beauftragen daher die Königl. Negierung, die 
in Dede fiehende Verfügung zurücf zu nehmen, und den 
Magiftrat zu Elbing anzumeifen, die Bittfieler an der: 
Fortſetzung ihres Gewerbes in der bisherigen Art nicht zu 
hindern. 

Berlin, den 11. Februar — 

Miniſterium des Handels. Miniſterium des mern. 
| dv. Bülow. v. Shudfmann. 
91. RE 
Reſcript der König. Minifterien des —— * des 
Innern, an die Koͤnigl. Regierung zu Danzig i 
dieſelbe Angelegenpeit ‚betreffend, 


— —— 


Wenn die Koͤnigl. Regierung in Ihrem, das gahrn⸗ 
ſchiffer⸗ Gewerbe zu Elbing betreffenden Berichte vom 23. 
Februar d. J. eines eree a der gemein- 
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Schaftlichen Verfuͤgung ber unterzeichneten‘ Mintfterien dom 
sıten ejusdem und der befonderen des Handels⸗ Pinis 
ſteriums vom 18. Januar d, FÜ ogedenkt,, fo muß Ihr dar⸗ 
auf bemerflich gemacht. werden 7 daß ein ſoicher überal 
nicht flätt- findet. 
J In den Verhandlungen, welhe mit der Ichtgebntöten 
Verfügung fih endigten, verlangte die Kanfmannfchaft zu 
Elbing die Ausſchließung der auswaͤrtigen Schiffer von 
——— von Speditions⸗Geſchäften, — 
‚ „weil nach $. 6. und 12. des Statuts für die dortige 
. Raufmannfchaft nur Die Kaufleute zum Betriebe die⸗ 
fe8 Gewerbes berechtigt wären“ — 
wogegen in den Verhandlungen, "worin die — vau. 
gung erlaſſen wurde, der Magiſtrat von den fremden Kahn⸗ 
ſchiffern die Gewinnung des Buͤrgerrechtes forderte, 
„weil die Kahnſchifferei ein ſtaͤdtiſches Gewerbe ſei, und 
deshalb zu feiner Ausübung das ſtaͤdtiſche Bürgerrecht 
gewonnen werden muͤſſe.“ 

Beide Verfügungen behandeln alſo ganz verfchtebene 
Gegenftände; beiden liegen ganz verfchiedene Entſcheidungs⸗ 
Gründe unter, und nur die Königl. Regierung bat fie in, 
. einen zufälligen Zufammenhang gebracht, in welchem fie 
gar nicht fiehen‘ Ihre Verfügungen vom 28. Auguſt und 
23. September vorigen Jahres, welche durch die Miniftes 
rial⸗Vekfuͤgung vom 18. Januar d. 3. beftätigt worden 
find, behandeln nur den erftern Gegenftand, und haben 
mit dem letztern gar ‚nichts zu thun. 

Was nun die Frage betrifft: 

ob die Kahnfchiffer aus Terra nova das ſtaͤdtiſche She 

gerrecht geivinnen muͤſſen? 
um deren Entſcheidung es ſich hier einzig und allein hans 
delt, fo muß: deshalb nach $. ı. des Gefeges vom ten 
September 1811 und $. 23. der Städte: »Drdnung auf 
die frühere Berfaffung zurackgegangen werden. Es genuͤgt 
aber zu dem Ende keinesweges die Behauptung der Koͤ— 
nigl. Hegierung, daß das Kahnfchiffer- Gewerbe in Elbing 
zu denen gehöre, welche nur von Bürgern betrieben wers 
den koͤnnten; es hätte vielmehr — Ihr nachgewieſen 

| | z | 


werben: muͤſſen, daß in früherer Zeit jeder auswärtige Kahn⸗ 
ſchiffer ohne: Unterfihied, ob er mit oder ohne Ladung zur 
Stadt! gefommen ,. Eurze oder lange Zeit fich darin aufge 
Halten und große oder geringe Ladungen in Elbing aufs 
genommen habe, zur Gewinnung ded Bürgerrechtd vers 
pflichtet geweſen ſei. Mur erfi, wenn die ſer Nachweis 
gehoͤrig geführt wäre, wuͤrde die Koͤnigl. Regierung einen 
geſetzlichen Grund fuͤr Ihre Meinung. haben anführen 
koͤnnen. 

Wenn nach ghrer Seftfegung ‚Schiffer, weiche ohne 
Ladung zur Stadt gekommen find, daſelbſt nicht auf La⸗ 


dung warten, oder diefelbe fuchen dürfen, fo hätte zus. 


gleich auch erklärt. werden mäflen, ob es eine Ladung 
heißt, wenn ein Schiffer mit zweien Scheffeln Getreide zur 
Stadt. kontnt, oder ob dazu 10, Foo, oder 1000 Scheffel‘ 
gehoͤren; ob ein Schiffer wartet, menn er fich. eine 
Stunde: in der: Stadt aufhält, oder vb dies erft dann fo 
genannt werden kann, wenn er feinen Aufenthalt bis zu 
einem Tage, einer Woche, oder einem Monat verlängert; 
und endlich, ob ein. Schiffer Ladung fucht, wenn fie ihm 
„angeboten wird, oder ob er feldft danach fragen muß. 
Hiernach muß ed in Gemäßheit der von dem unter 
zeichneten Minifterien angenommenen Verwaltungs Marime, 
daß nur folche Gewerbetreibende, welche das ‚Gewerbe 
in den. Grenzen der Commune betreiben, und in der 
. Stadt ihren feften Wohnfig haben, zur Gewinnung des 
Buͤrgerrechts angehalten werden koͤnnen, 
bei der Verfügung vom sı. Februar dieſes Jahres ledig⸗ 
lich verbleiben. 
Berlin, den 6. Mai 1825. | 
Miniſterium des Dandels. "Deiniferinm des — 
——— — | v. Schurfmann. 


r' ; ige 
xche des —* Min haumsn des — fer ben 
Magiſtrat zu Berlin, die Nichtgewinnung des ge 

: Eee von gewerbetreibenden. Ehefrauen. anfäßiger 
ti: >. Bürger betreffen. an 
— — = erscH 

Die Meinung, welche der Magiſtrat Greene in ben 
Berichte vom gten.d. M. äußert, daß memlich die Ehefrau" 
eines Buͤrgers, welche ein eigenes Gewerbe betreibt, nicht‘ 
verpflichtet fei, für ihre Perfon das Bürgerrecht‘ zu ge 





innen, ift ganz richtig, und ‚danach zu verfahren. N 
| Berlin, den 25. Februar 1825. a e- i 
Miniſterium des Innern. er elle. 
a SUR Koͤhler. — * F 
93 | er u 


Refcript, bes Konigl Miniſteriums bes gonernea an ; den 
Magiftrat zu Berlin, die Ertheilung des Mi ef 
an Ausländer vor bem zuruͤckgelegten ‚24ften —— 
an betreffend. 303 8* 


— 1% na . ; 28. I j gentse ; .. 


Leber bie im Bericht‘ vom" roch WIM. —— 
Anfrage des Magiſtrats hierſelbſt: ob Auslaͤnder, pelche 
vor dem 24ſten Jahre majorenn werden, vor dieſer Zeit 
das hieſige Buͤrgerrecht gewinnen koͤnnen? iſt fruͤher ſchon 
durch ein Reſcript an die Regierung zu Potsdam vom 
26.Mai 1812 entfchieden worden, welches Demſelben ans 
liegend in Abfchrift (Anlage a.) aur Nachachtung mitges 
theilt wird, 

Berlin, den 11. Maͤrz 1825. | 

Miniſterium des Innern. Erfte Abtheilung. 

Köhler, 


# 
a, 


Der Nagelſchmidt : Meier N, N. zu Potsdam hat 


150° 
in einer an das Juſtiz⸗-Miniſterium remittirten Immediat⸗ 
Vorſtellung um -Majorennitäts- Erklärung feines ‚künftigen. 
Schwiegerfohnes, des aus Dannover gebürtigen Nagels 
ſchmidts⸗ Gefellen N. N.“ nad gefucht, Damit. Tegterer das 
Buͤrgerrecht erfangen, und alsdann die Ehe zwiſchen ihm 
und der Tochter des Nagelſchmidt-Meiſters N. vollzogen 
werden koͤnne. — 
Nach der auf Veranlaſſung des Koͤnigl. Juſtiz /Mi⸗ 
nifterlü bet dem Stadtgerichte zu Potsdam erfolgten Aus⸗ 
mittelung, hat der Nagelſchmidt-Geſelle N. das. 2 1fle Jahr 
bereits zurückgelegt, und alſo nach dem jetzt in Hannover 
geltenden Gefegen die Boltljäbrigkeit erlangt. L 
Das Koͤnigl. Juſtiz⸗ Miniſterium iſt der Meinung, daß 
derſelbe nicht in die Minderjaͤhrigkeit nach den dieſſeitigen 


Geſetzen zuruͤckfallen koͤnne, und alſo anzunehmen ſei, daß 


den Bedingungen der Städte-Drdnung, welche $. 19. bie 
Volljährigkeit zur Erwerbung des Bürgerrechtd fordert, 
Genüge gefchehen fei. | 

Diefer Meinung tritt das Allgemeine Polizei: Depars - 
tement bei, und das Alter ded N. if fonad fein Hin⸗ 
dernig den Wunſch defielden zu erfüllen, weshalb die Kö- 
nigl. Regierung hiemit autorifiret wird, den Magiftrat zu 
Ertheilung des Bürgerrechtd anzumweifen, wenn Feine an⸗ 
derweiten Gründe entgegen ſtehen. 

Berlin, den 26. Mai 1812. 


Koͤnigl. Geheime Staatsrath und Chef des Departements 
im Miniſterio des Innern fuͤr die Allgemeine Polizei. 
v. Schuckmann. 


An 
die Koͤnlgl. Reglerung 
zu Potsdam. 


| en 

Be j „4 
Refeript der Königl. Minifterten des Innern und der 
Finanzen, an die Königl. Regterung zu Breslau, die 
Remuneration der Schulgen in den Amtsdbrfern 
betreffend. 


In der Angelegenheit wegen Remuneration der Schul⸗ 
zen in den dortigen Amts⸗Doͤrfern, woruͤber die Koͤnigl. 
Regierung unterm 22. Juni v. J. berichtet hat, wird 


Dieſelbe zuvoͤrderſt aufmerkſam darauf gemacht, daß die. — 


von Ihr allegirte Kabinets-Ordre vom 16. April 1823 
bloß ruͤckſichtlich der Woyts⸗Aemter in dem Großherzog⸗ 
thume Poſen ergangen iſt, woraus alſo für die Verfaſ—⸗ 
fung der Provinz Schleſien feine Folgerung gezogen wer- 
den kann. Es fommt vielmehr dort, in Ermangelung von 
Provinzial. Gefegen, bloß auf, die- Beſtimmung des allges 
meinen Landrechtd an. Danach ift nun Th. II. Tit. 7. 
S. 46: seq. die Verbindlichkeit der Mitglieder einex Dorf⸗ 
gemeine auf einen dreijährigen Zeitraum nicht beſchraͤnkt. 
Auch ift daſelbſi $. 72. beftimmt, daß die Remuneration 
der Schulzen nach der Dbfervanz jedes Ortes beſtimmt 
werden ſolle. 

Daraus folgt, daß, wenn darüber in einem /ſpeziel⸗ 
len Orte Zweifel ‚obwalten, vor alleu in facto ausgemit⸗ 
telt werden muß, wie es fonft damit gehalten worden; iſt. 
Wo ſich daruͤber nichts ausmitteln laͤßt, insbeſondere bei 
neu entſtandenen Gemeinden, hat ſchon das vormalige 

General-Directorium angenommen, daß die Haͤlfte der 
nach Billigkeit zu arbitrirenden Remuneration +von- der 
Gemeinde, und die andere Hälfte von der Grundherrſchaft 
aufgebracht werden muͤſſe, und diefer Grundfag ift ganz 

angemeſſen, weil der Schulze theild Communal: Beamter, 
theils Gehülfe bei der dem Grundherrn obliegenden Polis 
jeis Gerichtöbarfeit if. 

Wenn übrigens auf einem Domainengute bis dahin 
die Remuneration ded Schulzen durch Befreiung von den 
auf feiner Stelle baftenden Robot⸗Dienſten geleiftet wors 


158 | 


den iſt: fo muß genau. ermittelt werden, ob und tie viel 
von ‚der bisherigen Nemuneration auf die Muͤhwaltung 
für die jegt megfallende Anfagung der Dienſte zu rechnen 
iſt, welchemnaͤchſt die Könige. Negierung eine bilfigmäßige 
Vergeltung in Antrag zu bringen hat. Im Allgemeinen 
fcheinen die von Ihr vorgefihlagenen Säge von 3 bis 6 
Thaler nicht zu hoch zu fein, jedoch muͤſſen Die unterzeichs 
neten Minifterien fich die Entfrhliegung ‚hierüber bis auf 
den diesfaͤlligen fpeziellen Bericht der Königl. Regierung 
vorbehalten. u; 
Berlin, den 18.März 1825. ne 
- Minifterium des Innern. Miniſterium der Finanzen, 
v. Schuckmann. v. Klewitz. 


— | 
Reſcript ber Koͤnigl. Minifterien des Innern und der 


Finanzen an die Königl, Regierung zu Tier, (und abs 


ſchriftlich an die übrigen Rheinifhen und Weftphälis 
fen Regierungen) die Feftfegung der Gebühren für 
die Fertigung der Auszüge aus den Grand» Steuers 
Ä Mutter-Rollen betreffend. 
Dem Antrage der Könige. Negierung, "in dem Bes 
richte vom 28ſten v. M, gemäß, wird hiermit feftgefeßt, 
daß. für die Fertigung der Auszüge aus den Grunds 
Steuers Mutter-Rolen, welche Behufs der Ermittelung 
des Werthes angefallener ſtempelpflichtiger Erbſchaften, 
Vermaͤchtniſſe x. von den Stempel ⸗Fiscaͤlen erfordert 
werden, den Bürgermeiftern eine Gebühr von Sechs Pfens 
nigen pro Artifel, wenn der Auszug nur bis zu 4. Urs. 
tifel enthält, und von zwei Pfennigen für jeden fernern Artis 
kel, entrichtet werden möge, wogegen bie Bürgermeifter 
dann auch das zu den Auszügen erforderliche Papier zu 
fielen Haben. u u 
Berlin, den 9. März 1825. —— 
Miniſtertum des Innern. Miniſterium der Finanzen, 
v. Schudmann. - v. Klewig. 


> R 
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Abſchrift Hiervon zur Nachricht und gleichmäßigen 
Beachtung. | | 
Berlin, den 9. Mär; 1825. “a 
. »Minifterium des Innern. Miniſterium der Finanzen, 
— v. Klemwiß. 
die Koͤnigl. Regiecung zu Münfter, Minden, 


Arnsberg‘, Düffeldorf, Chin, Coblenz 
| und Aachen. 





| e- 96. a 
Refeript der Königl. Minifterien bes Innern und bet 
‚Finanzen an die König. Regierung zu Arnsberg, bie , 
° Verwendung ber Holz, Straf, und Schaden 
— Erſatz⸗Gelder betreffend. 


— — — 


Die unterzeichneten Miniſterien eroͤffnen der Koͤnigl. 
Regierung auf den Bericht vom 25. November v. J. daß 
38 Ihres Antrages: den Communen im Herzogehum Wells 
phalen die benfelden Yon Forſtfreveln gebührenden Holz⸗ 
werths⸗ und Schaden-Erſatz-Gelder direct von den dor⸗ 
tigen Juſtiz-⸗Aemtern zur. Selbſterhebung uͤberweiſen zu 
laſſen, nicht bedurft haͤtte, da das Geſetz vom 7. Juni 
1821 $.29. Sie ſelbſt zu der beabſichtigten Einrichtung 
in den Stand feßt, und ed nach dem Schluſſe ihres 
Berichts nur Ihre Abfiche iſt, die Entfhädigungen und 
Geld» Strafen bei Holz⸗Diebſtaͤhlen den Eommunen 
direct überweifen zu laffen. | 

Berlin, den 4. Januar 1825. | Fr; 
Der Minifter des Innern. Der Minifter der Finanzen. 

v. Shudmann. v. Klemiß. 
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Allerhoͤchſte Kabinets⸗Ordre, die Rechts: Werhäleniffe ber. 
auf. Domainen und ‚andern‘ Privat⸗Grundſtuͤcken anges 

feffenen, mennonitiſchen Emphyteuten betseifen 


Den mennonitiſchen Familien, welche übte Beſttzun⸗ 
gen zwar zu emphyteutiſchen Rechten, aber mit der Ber 
fchränfung auf eine in’ den Kontracten befonderd ausges 
drückte Dauer inne haben, kann das Gefeß über die Re⸗ 
gulirung der gutsherrlichen und ‚bäuerlichen Verhaͤltniſſe 
vom 14. September 1811 und. deffen Declaration nicht 
dahin zu ſtatten kommen, daß ihnen das Eigenthum ver⸗ 

liehen werden kann, weil fie als Mennoniten, ſo lauge fie 
ſich der Militair/-Pflicht fuͤr ſich und ihre Nachkommen 


nicht unterwerfen, das Eigenthum eines Grundſtuͤcks nicht 


erwerben koͤnnen. Jedoch iſt es nicht Meine Abſicht, die 


* 


emphyteutiſchen Beſitzungen, welche entweder ſchon erle⸗ 


digt find, und nur unter ſtillſchweigender Perlängerung 


der, biöherigen Verträge von den Mennoniten benügt were 


den, oder nach und nach beim fallen, den Familien, in des 
ven Befige fie eine lange Neihe von Jahren geweſen ſind, 
ganz zu entziehen, ſie hierdurch heimathlos zu machen, und 
zur Auswanderung zu noͤthigen, vielmehr will Ich die Mo— 
dalitaͤten genehmigen, welche dad Staats-Miniſterium in 
dem Berichte vom 17ten v. M. dieſerhalb bei Mir in An⸗. 
trag gebracht hat, und darüber, fo weit von den Rechts— 
Derhältniffen der auf Domainen-Grundſtuͤcken angefeffe 


nen mennonitifchen Emphyteuten die Rede iſt Folgendes 


feſtſetzen; 


1) Ueberall, wo die feüßere Verträge ben Anſpruch der 
bisherigen Emphyteuten begruͤnden, die Verlaͤngerung 
des Vertrages unter den darin enthaltenen Bedins 
gungen vechtlich fördern zu koͤnnen, bat es. dabei 
fein Verbleiben, und die Provinzial» Behörden müfs 
fen angewiefen werden, die neuen Verträge mit ſol⸗ 
chen Emppptenten hiernach abzuſchließen. 
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2) Wo diefed der Fall nicht iſt, entweder weil die fruͤ⸗ 

heren Vertraͤge daruͤber nichts feſtſetzen, oder weil 

ſie dem bie herigen Emphyteuten zwar die Bewerbung 

am die Verlängerung geſtatten, ohne jedoch ihm eis 

nen, rechtlichen Anſpruch einzuraͤumen, will Ich eine 

| ‚swanzigiährige Verlängerung des emphyteutiſchen 

Vertrages mit den Maaßgaben bewilligen, daß: 

a. wo die Kontracte ganz abgelaufen ſind, eine ander⸗ 

weite Ueberlaſſung auf die Jahre vom 1. Januar 

8 unter den’. Bedingungen des lebter abse⸗ 

laufenen Kontracts erfolge; 

b. wo die Kontracte noch fortdauern, bei deren alls 

nmaͤhligem Ablaufe, eine Verlängerung bis zum 1. 
— Januar 1845 bewilligt werde, und 

c. wo die beſtehenden Vertraͤge noch uͤber den 1. 

‚=; + Januar 1845 hinaus ſich erſtrecken, es dabei ver⸗ 

‚ un. bleibe, ohne fuͤr jeht eine Beſtimmung darüber. zu; 

treffen. 

a diejerrigen Mennoniten betrifft, welche ihr Be⸗ 
ſitz⸗ und Nutzungs⸗Recht von einem Privat⸗Eigenthuͤmer, 
oder. einer Commune erhalten haben, fo’ verfieht es ſich 
zwar von feldft, daß die Ober⸗Eigenthuͤmer weder berech- 
tigt noch verpflichtet find, den emphyteutiſchen Mennonis 
ten das Eigenthum ihrer Grundflüce zu sbewilligen, und 
fich nach den Beftimmungen der Gefege über die gutäherrs - 
lich «bäuerlichen Negulirungen mit ihnen auszugleichen, ob 
fie aber in Erfedigungs» Fällen den emphpteutifchen Ders 
trag verlängern, oder in welcher ‚anderen. Art fie. mit ih⸗ 
nen ‚contrahiren wollen, muß der Privat s Hebereinkunfe 
überlaffen bleiben. Sie haben bervach das weiter Erfor⸗ 
derliche zu veranlaſſen. | 

— den 13. Februar 1895. 

*8 Friedrich Wilpelm, 


- die era ae — v. — * uckmann und 


* 


— 
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Circular⸗Reſcript der Koͤnigl. Mi niſterien des — und 
der Finanzen an die Koͤnigl. Regierungen zu Gumbinnen, 
Danzig, Marienwerder und Königsberg, ſo wie ah die 
Königl. Generals Kommiffionen zu Königsberg und Mas 
rienwerder, biefelbe Angelegenheit betreffend. 


— 


- Der Königl. Negterung wird. die in beglaubigter Abs 
ſchrift hier beikommende Allerhoͤchſte Kabinets⸗ Ordre som 
ı3ten d. M., 

‚die Rechts Verhältniffe der’auf Domairien und — 

Privat⸗ Grundſtuͤcken angeſeſſenen mennonitiſchen Ems 

phyteuten betreffend, 
zur Nachricht und Achtung und mit dem Auftrage zuge⸗ 
fertigt, in Gemäßheit der Allerhoͤchſten Beſtimmungen fos 
gleich das Weitere: zu verfügen, und den Inhalt derfelben 
durch "das Amtsblatt bekannt zu machen, damit darnach 
auch in. Betreff derjenigen mennonitifchen Beſitzungen, 
. welche nicht in den Domainen, fondern in Privat⸗ Gůtern 
fich befinden, verfahren wird. 

Uebrigens ift es nun die Sache der König: Regie⸗ 
rung, die Irregularitaͤt wieder auszugleichen, welche da⸗ 
durch in Ihrem Verwaltungs⸗Bezirke entſtanden it," daß 
Dieſelbe irrthuͤmlich den Mennoniten ein Eigenthums⸗ 
Recht an ihren Beſitzungen in Gefolge des Geſetzes vom 
14. September 1811 eingeraͤumt hat. Auf jeden Fall 
wird bei denjenigen Beſitzungen, welche ſich noch in erſter 
Hand befinden, oder welche titulo universali uͤbergegan⸗ 
gen ſind, die Sache ſich dadurch redreſſiren laſſen, daß 
auf den Grund der vorerwaͤhnten Kabinets⸗Ordre die ge⸗ 
ſchehene Anerkennung widerrufen und eventualiter der fis⸗ 
caliſche Stellvertreter beauftragt wird, gegen die anmaßli⸗ 
hen Eigenthümer zu Elagen, wenn fie nicht bono modo 
auf das Anerkenntniß verzichten. | 

zur Vermeidung aller Weiterungen mwird zu dem 
Ende auf die Eintragung einer Protefiation zu den Hp⸗ 


\ 
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potheken / Akten allenfalls gedacht ‚werden muͤſſen, welche 
durch die mehrerwaͤhnte Kabinets-Ordre ſehr wohl zu 


— ſtehet. 


Befinden ſich aber dergleichen Grundſtuͤcke bereits in 
dritter Hand, titulo singulari; fo hat die Koͤnigl. Res 
gierung dieſerhalb noch gutachtlich zu berichten, und da⸗ 
bei beſonders in Ueberlegung zu nehmen, ob die Wohl⸗ 
thaten, welche ſonſt rechtlich jedem Dritten Beſitzer zu⸗ 
ſtehen, auch hier auf den dritten mennonitifchen Beſitzer 
übergegangen fein koͤnnen, indem dieſe an und für ſich 
keine geſetzliche Befugniß zu der Acquiſition eines 
Eigenthums haben, denenſelben alſo auch der gute Glaube 
des Hypotheken-Buches .anfcheinend uͤberall nicht zu Stats 
ten kommen kann. 

Berlin, den 28. Februar 1825. 

—** des Innern. Miniſterium der Finanzen. 

v. Schuckmann. v. Klewig. 
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Refeript des Koͤnigl. Minifteriums des Innern an die 
Koͤnigl. Regierung zu Merſeburg, das Viehhalten der 
Haͤusler und Hausgenoſſen, ſo wie der Gaͤrtner 
und Hinterſaſſen betreffend. 


— 


Die in dem Berichte der Loͤnigl. Regierung vom 
ısten v. M. hinſichtlich des Viehhaltens der Häusler und 
Hausgenoſſen, imgleichen des Zugviehhaltens der Gaͤrtner 
und Hinterſaſſen aufgeſtellte Anſicht, daß Sie ‚bei der Eut⸗ 
ſcheidung von ſolchen Faͤllen, als darin erwaͤhnt worden, 


auf die in Bezug genommenen aͤlteren Saͤchſiſchen Geſetze 


keine Ruͤckſicht im Allgemeinen zu nehmen habe, iſt um 
ſo richtiger, als nach Einführung der Preußiſchen Geſetze 
jene allgemeinen Landes ⸗Ordnungen keine —— mehr 
a. koͤnnen. | 

Wenn daher nicht durch gültige Dorfs Ordnungen, | 
Nagel ‚oder andere zu Recht befländige Beſtimmungen das 
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Viehhalten der Haͤusler und Hansgenoffen "auf. dem: ande 
befchränft worden iſt; fo Fönnen auch diefelben nicht ver; 
hindert werden, fich das zu ihrer Subſiſtenz nothwendige 
Dieh anzufchaffen und zu haften, : Gollte es aber hiebei 
wirklich noch diesfälliger polizeilicher Maaßregeln bedür- 
fen; fo muͤſſen folche in Gemäßheit der gegenwärtigen. ges 
feglichen Berhäftniffe getroffen werden. 
Berlin, den 11. März 1825. 
Miniſterium des Innern. Erſte Abtheilung 
Koͤhler. 
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Reſcript des’ Koͤnigl. Miniſteriums des Anne. an die 

Koͤnigl. Regierung zu Coblenz, die Befreiung des Do- 

mainen: Grund» Eigenthums von den Beiträgen zu den 
| Communal⸗Schulden betreffend. 


— — 


Der Koͤnigl. Regierung wird auf den Bericht vom. 
26ſten v. M. erwiedert, daß das Miniſterium des Innern 
an dem Geſetze vom 7. März 1822 nichts aͤndern kann, 
nach dieſem es aber keinem Zweifel unterworfen iſt, daß 
jede Gemeinde ihre ganze Schuld tilgen muß, ohne, wenn 
fie deshalb Grund-Abgaben erhebt, die ehemaligen Do⸗ 
mainen in Hinſicht der vor der Veraͤußerung derſelben 
beſtandenen Schulden zu dergleichen Abgaben anziehen zu 
dürfen. Hierin liegt auch feine Ungerechtigkeit, da (gauz 
adgefehen von den durch die Franzoͤſiſche Negierung den 
Gemeinden zugeftändenen Vortheilen z. B. Befreiung von 
den Forderungen die der Staat an fie hatte, Niederfchlas 
- gung det ‚älteren Zinfen ꝛc.) nach Deutfcher Verfaſſung, 
mie fie in früherer Zeit dort beftand, die landesherrlichen 
Domainen überhaupt nicht den. Commünen. inforporirt 
waren, zur Zeit der: Entftehung der Älteren: Schulden: das 
her die Communen ohnehin nicht auf Beiträge. von. dies 
ſeti Grundſtuͤcken rechnen konnten, und. ſonach, wenn fie 
jetzt ſelbige dazu nicht anziehen“ koͤnnen, dadurch sin; der 
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Kegel fie fie‘ er ein damaum emergens, fordern Mir. 
ein lucrum tessans eintritt. ' 
Sollte fi aber auch der Fall in- der einen oder der 
anderen‘ Gemeinde anders ſtellen, ſo iſt doch deshalb an 
dem Gefege um⸗ fo weniger etwas zu aͤndern, als die 
Communen hicht gehindert werden, ihre Abgaben zu den- 
Schulden durch perfönliche Beiträge zu erheben, mit dies - 
- fen die Domainen »Befiger anzuziehen, und fomit den durch 
die Befreiung des vormaligen Domanials Grundelgenthürtg 
von Beiträgen:zu den. früheren Schulden ihnen entgange⸗ 
nen Vortheil ganz oder zum Theil zu erfegen, 
. Berlin, den 25. März 1825. 
Minifterium ded Innern. Erſte Abtheilung. 
— =: Köhler ‚ 
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Reſcript des Konigl Miniſteriums des — an die 
Koͤnigl. Regierung ju N. N., die Nichtertheifung von 
ea zur Auswanderung nach ber 

- Schweiz betreffend. 


— — 


Aus dem abſchriftlich anliegenden Schreiben des 
Könige. Minifterit der auswärtigen Angelegenheiten. vom 
18. d. M. hat das unterzeichnete Minifterinm mit: Bes 
‘ fremden erfehen, daß die Koͤnigl. Negierung einen von 
dem - Magiftrate zu N. N, am 16. November v. J. auss 
geferfigten Heimaths= Schein für den aus N. N. gebürtigen, 
‚gegenwärtig in der Schweiß ‚befindlichen Seiler N. N, 
am 24: November v. J. unter Ihrer Firma mit Ihrem 
Viſa verſehen hat. 

Mit Bezug auf das Circular⸗Reſcript vom 23. Juni 
1820°*) wird der Königl. Regierung diefes hierdurch ernft- 
lich verwiefen, und Sie zugleich beauftragt, dem’ Ober: 
Sürgermeifter zu N. N. die MOON bengietchen. — 


er? 4° 


Jahrgang 1820, —— Bee. RR 
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maths= Scheine bei. Vermeidung einer, namhaften Ord⸗ 
nungs⸗Straſe zu unterfagen. © | | | 
+, Berlin, den 21. Januar 1825. 0... — | 
MWiniſterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
— Koͤhler. 





— roa. ee 

Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern an den 

hieſigen Magiſtrat, die Niederlaſſung Wuͤrtembergiſcher 
Auswanderer im Inlande betreffend. 


Auf den mach dem Berichte des Magiſtrats vom aten 
d. M. und deſſen Beilage Seitens der Könige. Wuͤrtem⸗ 
bergſchen Behörden von dem Schneidergefellen N.N. aus 
Stuttgardt bei feiner vorhabenden Niederlaffung in hiefiger 
Stadt verlangten Neverd hat der Magiftrat, - nach dem 
Reſcripten vom 19. November 1824 und 17. Januar d, 
J. die Aufnahme des Tapeziererd N. N. aus Münden 
betreffend, gar Feine Nückficht zu nehmen, fondern, da 
nach den Umftänden anzunehmen ift, daß die Cartell⸗Con⸗ 
vention vom 31. März 1819 Fein Dinderniß in den Weg 
lege, dem N. N. die Niederlaffung Hiefelbft ohne Weiteres zu - 
geftatten. Uebrigens wird Demfelbeh annoch Abſchrift eis 
ned unterm 23. Juni 1821 von den Minifterien des In⸗ 
nern und der auswärtigen Ilngelegenheiten an die Regie— 
rung zu Coblenz erlaffenen Reſcripts (Anlage a.) über eis 
nen ähnlichen Fall nachrichtlich mitgetheilt. er 
* Berlin, den 16. Februar 1825. WE 
». Minifterium des. Innern. Erſte Abtheilung. 

| | Koͤhler. 


J a. „ep 

Das Verfahren, welches nach inhalt des von der 
Könige. Regierung unterm z4ften v. M, erſtatteten Bes 
richts, von der Würtembergifchen Negierung bei Ertheilung 
von Auswanderungs-Conſenſen an folche Würtembergifche 
Unterthanen, welche fih im Auslande- niederlafien wollen, 
in 
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in der Hinſicht beobachtet / wird, daß die Ausgewanderten 
zur Ausſtellung von Verzichtleiſtungs⸗Urkunden angehals 
ten werden, iſt bereits auf Veranlaſſung zweier im hieſi⸗ 
gen Regierungs⸗Bezirke vorgekommenen Faͤllen zu unſerer 
Kenntniß gelangt. 

Das mitunterzeichnete Miniſterium der auswaͤrtigen 
Angelegenheiten hat daraus zwar Veranlaſſung genom⸗ 
men, durch Vermittelung der Koͤuigl. Geſandſchaft zu 
Stuttgardt eine Aufhebung dieſes Verfahrens, welches 
allerdings die durch die Bundes-Akte ſtipulirte Alswan⸗ 
derungs⸗Freiheit einigermaßen erſchweret, zu bewirken; die 
diesfaͤllige Verwendung iſt jedoch um deswillen ohne Er⸗ 
folg geblieben, weil die in Rede ſtehenden Foͤrmlichkeiten 
durch die Wiürtembergifche Verfaffung ausdrücklich vorges 
fchrieben find. 

Was nun dad etwanige ſpezielle Intereſſe ſolcher 
Ausgewanderten betrifft, ſo muß unter den obwaltenden 
Umſtaͤnden deſſen Sicherſtellung ihnen lediglich ſelbſt uͤber⸗ 
laſſen bleiben, da fie überdies ja nicht den Verluſt ihfe, 
zuruͤckgelaſſenen Vermögens, fondern aller Wahrſcheinich⸗ 
keit nach hoͤchſtens nur deſſen Vorenthaltung auf Ein Jahr 
zu befuͤrchten haben, und dieſer Punkt, ſo wie verlangte 
Anerkennung der dortigen Jurisdictions⸗-Verhaͤltniſſe im 
Weſentlichen wohl dadurch am leichteſten zu reguliren ſein 
wird, daß der Eingewanderte einen feiner im Wuͤrtem⸗ 
bergifchen befindlichen Verwandten oder Bekannten zum 
Buͤrgen beftellt, um die binnen Yahresfrift dortfeitd gegen 
ihm etwa geltend gemacht werdenden Anfprüche zu ver 
treten. . 

Auch: der Punkt wegen des Nichtdienens gegen die 
Würtembergifche Negierung innerhalb Jahresfrift wird mit 
Ruͤckſicht auf bie beftehenden Bundes-Verhaͤltniſſe durch 
die eigene Vermittelung der betheiligten Perſonen leicht 
beſeitigt werden koͤnnen. 

Schließlich bemerken wir noch, daß den Angiehenden, 
wie bisher, weiter nichts, als die Unbeſcholtenheit und die 
Ernaͤhrungs⸗Faͤhigkeit zur Bedingung der Aufnahme zu 
machen, und mithin von jener Verfügung der Wuͤrtem⸗ 

Unmaten Heft I. 1825, ‚g 


.. 


J 
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bergiſchen Regierung im altgemẽeinen keine — zu 
nehmen iſt. 
Berlin, den 23. Juni 1821. 
Der Minifter der: auswärtigen Angelegenheiten. 
v. Bernſtorff. 
‚a Miniſter des Innern abweſend.) 


die Koͤnigl. "Regterum 
* zu Sodlen 
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Reſcript des Könige. Minifteriums des Innern an bie 
Königl. Regierung zu Magdeburg, die Niederlaffungen 
der Juden ‚aus den wieder erwörbenen Provinzen 

‚ betreffend. 


Der Königl. Regierung wird auf den Bericht vom 
ı8ten v. M, 
betreffend die Niederlaſſung des ifraelitifchen Handlungss 
Gehälfen N. N. in den diesfeitigen Staaten, 
zu erfeunen gegeben, daß wenn der N. N. während der 
Sabre 1811 bis 1816, mithin zur Zeit der Wiederbefiß- 
nahme des betreffenden Landestheileds Preufifcher Seits 
feinen gefeglichen Wohnfig zu Calbe a. M. gehabt bat, er 
nach den angenommenen Grundfäßeh als eim mit denje- 
nigen Mechten verfehbener Jude, welche im ehemaligen 
‚ Königreihe Weftphalen verfafiungsmäßig flatt gefunden 
haben, anzufehen und zu behandeln if. Dergleichen us 
den kann aber nicht verwehrt werden, innerhalb derjeni- 
gen. Landestheile, welche. von dem genannten ehemaligen _ 
Königreihe an die Krone Preußen zurückgefallen find, 
überalt ihren Wohnſitz aufzufchlagen, und fich felbftitändig 
zu etabliren. Ein Anderes ift durch das Mefeript vom 
- 1. October 1816 nicht. vorgefchrieben, und alfo auch fein 
Grund vorhanden, dem N. N. blos ven Aufenthalt als 
Handlungs» Gehülfen in N. N. nachzulaffen, ihm aber 
das felbfiftändige Etabliffement bis dahin zu verfagen, wo 


— 
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die kant hegerticn Verhaͤltniſſe der jüdifchen Bewohner 
der wiedereroberten Länder andermeit gefegtich werden feſt⸗ 
geftellt werden. 

Hiernach wird die. Koͤnigl. Regierung veranlaßt, dem 
Etabliſſement des N. N. in dem Staͤdtchen N. N. ſtatt 
zu geben, auch im Ähnlichen Fällen nach) dem angegebe⸗ 
nen Grundfage zu verfahren. 

— Die Veſcheidans des N. N, bleibt Ihr ſelbſt übern 
laffen. | 
Berlin, den 7. Maͤrz 1825. 
Minifterium des Innern. 2 Abtheilung. 
Koͤhler. 
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Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Snnern an bie 

Königl. Regierung zu Münfter, die Verheirathung in: 
laͤndiſcher Juden mit Ausländerinnen betreffend. 





Das ‚unterzeichnete Minifterium kann mit den An⸗ 
ſichten, welche die Koͤnigl. Regierung in dem Berichte vom 
ıoten diefed Monats, 

berreffend das Gefuch des Sfraeliten N. N. um Ge 
flattung der Verheirathung mit einer auslaͤndiſchen 
Juͤdin, 
entwickelt hat, unter mehreren Beziehungen nicht einver⸗ 
ſtanden ſein. 

Im Allgemeinen ermangelt es an aller geſetzlichen 
Befugniß, die juͤdiſchen Bewohner einer mit der Preußi⸗ 
ſchen Monarchie wieder vereinigten oder new binzugefoms 
menen Provinz in ihren durch die beftehende, von Gr. 
Könige. Majeftät bis auf weitere Anordnung beftätigten 
Berfaffung wohl hergebrachten echten zus befchränfen , fo- 
fern nicht ausnahmsweiſe gemwiffe Beſchraͤnkungen aus- 
drücklich vorgefchrieben find, die aber jeden Falles auch 
nicht vermöge ertenfiver Auslegung der darüber ertheilten 
Vorſchriften verfchärft werden dürfen. * Hieraus folgt, daß 


* 


16 
da, wo den einlaͤndiſchen Juden kraft der beſtehenden Ver⸗ 
faſſung geſtattet iſt, einen eigenen Hausſtand zu begruͤn⸗ 
den, und ſelbſtſtaͤndig erlaubte Gewerbe zu betreiben, ihrer 
Freiheit hierunter kein Zwang angethan werden kann. 
Eben ſo wenig ſind dergleichen Juden in Anſehung der 
Verheirathung zu beſchraͤnken. 

—Wecenn ſich der N. N. nun aber in dem Falle befin- 


j det, weder in der einen, noch im anderer Nückficht mehr 


al8 andere Einwohner jenes Tandestheiles einer Befchräns 
fung unterworfen werden zu koͤnnen, fo bleibt nur übrig, 
die Zuläßigfeit feiner Verheirathung mit einer Auslände: 


rin zu unterſuchen. 


Das Verbot der Verſtattung ausländifcher Juden, 
im Einlande ein Unterkommen als Dienſtboten zu ſuchen, 
iſt auf dieſen ganz verſchiedenartigen Fall auch nicht ein⸗ 
mal analogiſch anzuwenden. Ein beſonderes Verbot der 


Verheirathung einlaͤndiſcher Juden mit Auslaͤnderinnen 


exiſtiret nicht. Ein ſolches wuͤrde auch offenbar eine 


| nicht motivierte Härte involviren. Unter die Kathegorie 
der für jege noch unterfagten Einwanderung ausländifcher 


Juden laſſen die Fähe, wo jüdifche Unterthanen eheliche 
Verbindungen mit Ausländerinnen einzugehen beabfichtis 
gen, fich nicht füglich bringen. , Das unterzeichnete Minis 
fterium haͤlt alfo dafür, daß dergleichen Derbindungen in 


‚ alfen zu verfintten find, wo nicht befondere Grüns 


de, welche in den perfönlichen Verhältniffen der zur Hei⸗ 
rath ausgewählten Ausländerinnen beruhen, entgegen fies 
ben. Gründe diefer Art‘ hat die Könige. Regierung in 
Detreff der Verheirathung des N. N. mit ver N. N. 


‚aus Kurheffen nicht zur Anzeige gebracht, und Sie wird 


daher hiermit veranlaßt, diefe Verheirathung zuzugeben. 
Berlin, den 28.März 1825. 

WMWiniſterium des Innern. Erſte Abtheilung. 

j a Köhler. 
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vi. | 
ori ee Ro. 
A. 


Im Allgemeinen. 


RT 105. | F | 

Refeript des Königl. Minifteriums des Innern und: ber 
Polizei an die Königl. Regierung zu Stettin, die Stel⸗ 
lenbefegung bei der eyecutiven Polizei betreffend. 


u — —— 


Anden ich auf den Bericht der Roͤnigl. Regieruug 
vom zoften dv. T,. bei Nückgabe der. Beilagen. deffelden, 
genehinige, daß- die Stelle des Fürzlich verfiorbenen. dor- 
Aigen PolizeisSergeanten N. N. mit der damit verbun- 
denen etatömäßigen Befoldung, vom 'ıflen d. M. ab, dem 
- Seuerwerfer N. N. vorläufig auf drei Monate zur Probe, 
unter der Bedingung übertragen werde, daß feine etats— 
mäßige Anftellung von dem Benehmen während der drei 
monatlichen Probezeit abhängig bleibe, wobei übrigens bie 
- Befhaffung des Invaliden⸗ Verſorgungsſcheines als un⸗ 
zweifelhaft vorausgeſetzt wird, mache ich der Koͤnigl. Ne 
gierung bemerklich, daß der Grundfag, dergleichen Stels 
 Ien nur durch ganz Invalide zu befeßen, nirgends now ⸗ 
gefehrieben, vielmehr ald dem. Dienfte offenbar nachtheilig, 
durchaus unftattbaft ift. 

Berlin, den 7. Januar 1825. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Schuckmann. 


166, 


106, 


Refeript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei an die Koͤnigl. Regierung zu Magdeburg, die 
| Uniform ber Poligeie Bürgermeifter betreffend. 


— —— 


In Gemaͤßheit des angenommenen Grundſatzes und 
durch die Verfügung des Polizei-Miniſteriums vom 7ten 
Dftober 1814 Nr. IV., find die, in den Städten mit 
der, Polizeis Verwaltung . beauftragten Bürgermeifter bes 
fügt, die Uniform der Polizei: Infpektoren zu tragen, . 

indem der König. Negierung dies eröffnee wird, 
bemerfe ich, daß der Bürgermeifter N.N. zu Großen Salze, 
auf deffen Anfrage, heute demgemäß befchieden worden 
iſt, und daß Diefelde in vorfommend Faͤllen biernarh 
zu verfahren hat. 

Berlin, den 10. Januar 1825. 
Der Miniſter des Innern und der Polizei. 
v. — 


107. 
Liccular⸗ Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Janern 
an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen und abſchriftlich 
an das Koͤnigl. Polizei⸗Praͤſidium zu Berlin, die Ans 
ſtellung und Penfionirung der Gendarmen bes 
ereffend. 


— ek 


Da die Erfahrung der letzteren Fahre ergeben hat, 
daß eine nicht unbedeutende Anzahl der Gendarmen nicht 
lange nach ihrer Anftellung penfioniret, und dadurch der . 

Civil: Penfions = Fonds fehr belaftet worden ift, fo if, um 
die Möglichkeit zu gewinnen, die Gendarmen fernerhin 
nach den Beſtimmungen der Allerhoͤchſten Kabinetd- DOrdre 
von 2. April 1822 penfioniren zu Fönnen, von dem Koͤ⸗ 
nigl. Staats⸗Miniſterio als ——— nothwendig er⸗ 
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achtet worden, folhe Maaßregeln zu treffen, daß nicht als 
lein die Penfiontrung folcher Gendarmen, welche unbe 
fchadet des Alterhöchften Dienſtens noch länger in dem 
GendarmeriesKorps würden verbleiben fönnen, vermieden, 
fondern auch insbefondere die Fünftige Annahme folcher 
Individuen, die nach ihren phnfifchen Kräften nur kurze 
Zeit in der Gendarmerie würden dienen können, verhin⸗ 
dert werde, | 


Es iſt hiernach befchloffen worden, daß die Cibvil⸗ 
Behörden, gleichwie ed fchon bei dem Antrage auf Pens 
fionirung eines Gendarmen in Gemäßheit der Circular⸗ 
Verfügung des Minifterii des Innern vom 3. Auguſt 1822 
gefehieht, auch bei der Annahme und Beftätigung 
eines Gendarmen in der Art concurriren follen, daß fels 
bige von dem betreffenden Brigadier zur Ausftellung eines 
Atteſtes requirirt werden, worin von der Eivils Behörde 
pflichtmaͤßig befcheinige werden muß, ob der. Gendarme 


nach ihrer Weberzeugung und auf den Grund einer von 


dem Brigadier veranlaßten ärztlichen Unterfuchung, nach 
feinen phurfhen Krüften im Stande fei, noch eine gerans 
me Zeit im Korps Dienfte zu leiften. 

Dieſes Atteft wird von dem betreffenden Brigadier 
dem Berichte beigefügt, welchen verfelbe über das Betra⸗ 
gen eined Gendarmen während der fechömonatlichen Pros 
bezeit an den Chef ded Korps in Beziehung auf die de: 
ftätigung deſſelben zu erftatten hat. 

Die Könige. Regierungen werden beauftragt, Ihre 
Unters Behörden hiernach anzumeifen. 


Die Herren Brigadierd der Gendarmerie werden 
demgemäß Geitend des Herrn Chefd der Gendarmerie, 
Generals Fieutenantd von Brauchitfch mit Inſtruction 
verfehen werden. 

Berlin, den 4. Februar 1825. 


Minifterium des In nern. 
v. Schuckmann. 


168. | Gen — 
Abſchrift der Verfügung zur Nachricht und’ Achtung 
an das Koͤnigl. Polizei» Präfivtum zu Berlin. | 
Berlin, den 4.5ebruar 1825. 
| Minifterium des Innern. 
dv. Schuckmann. 





: 108. 

Citcular⸗Reſcript des Könige. Minifteriums des Innern 

and der Polizei an ſaͤmmtliche Königl. Regierungen 

- Causfchließlich derjenigen ‚zu - Potsdam) das bei Vers 

ſetzungen von Gendarmen zu beobachtende Ver⸗ 
| fahren betreffend. 


— — 


J Was die ꝛ⁊c. im Antrag gebrachte anderweitige Bes 
ſtimmung wegen des Bei Verſetzungen von Gendarmen 
nach ben Reſcripten vom 29. Mai und 16. Juni v. J. zu 
beobachtenden Verfahrens betrifft, ſo will ich die Koͤnigl. 
Regierung in Auſehung derjenigen Verſetzungen von ein⸗ 
zelnen Wachtmeiſtern und Gendarmen, welche in Folge 
neuer, von dem Chef der Gendarmerie verfuͤgter Anſtel⸗ 
lungen oder Beförderungen in Antrag kommen, von der 
vorgeſchriebenen Berichtserflattung ‚hierdurch entbinden und - 
Derfelden überlaffen, den diesfälligen Dorfchlägen des 
 Drigadierd der Gendarmerie ohne Weiteres Ihre Zuſtim⸗ 
mung zu ertheilen. Dagegen muß es in alfen Sälfen, 
wo aus andern Gründen eine mit Koſten verknüpfte Ver, 
fegung oder gar die Veränderung eines Stationsortes in 
Antrag koͤmmt, bei der vorgefchriebenen Berichtserſtattung 
verbleiben. 
Berlin, den 20. Februar 1825. 
Der Miniſter des Innern und der Polizei. 
| v. Schuckmann. 


Mn 
die Königl. Regieru . 
i ju —2 
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Abſchrift vorſtehender Verfügung an ſaͤmmtliche Abrige 


Königt. Megierungen (ausſchließlich derjenigen zu Potsdam) 


zur Nachricht und zum gleichmäßigen Verfahren. : 
Berlin, den 20. Februar, 1825. 

Der eng des — und der Polizei. 
— *. Schücknaum. 





— 


109. 
Reſcript der goͤnigl. Miniſterien des — und der 
"Finanzen an die Koͤnigl. Regierung. zu Stettin, bie 
Verwendung der Geldſtrafen in Injurien⸗Sachen | 
betreffend. . 


Der Koͤnigl. Regierung wird auf Ihren Bericht vom 
8. Januar c. über die Frage: R 
ob Geld» Strafen, welche von Untergerichten in Iniu⸗ 
rien⸗Sachen erkannt werden, dem Gerichtsherrn oder 
dem Fiscus gebuͤhren? 
zu erkennen gegeben: daß bie Meinung des dortigen Koͤ⸗ 
nigl. Oberlandes= Gerichts, wonach die von eingm Unter 
gerichte im fiscalifchen Verfahren erfannten Geld-Stras 
fen, nicht deshalb, weil fie im. ſolcher Unterfuchung feſt⸗ 
gefegt worden, fondern nur in fo mweit dem Fiseus gebuͤh⸗ 
ten, als fie in den Gefegen als fiscafifche Strafen aus, 
drücklich bezeichnet find, nicht allein durch die in dem ab⸗ 
fchriftfich eingereichten Schreiben vom ı5. November %. 
J. (Anl. a.) dafür angeführten Gründe, fondern haupts 
fächlich durch den $. — *) der Criminal⸗Ordnung wohl 
begründet wird, 


5 85. 576. (d. Er. D.) wegen der Geldſtraſen wird hlermit fol- 
gendes feflgefent: 
1) Geldſtrafen von fünf Thalern oder darunter ſind Fruͤchte 
der. bloßen Civil⸗Gerichtsbarkeit; 
2) Groͤßere Strafen find Früchte der Kriminal ⸗ Gerichtsbar- 
keit, und gebuͤhren dem Gerichtsherrn, wenn fie In beit 
Geſetzen nicht als fisfallfche, zu Koͤnigl. Kaſſen oder zu 


. 
= x 
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Die Koͤnigl. Regierung wird daher angewieſen, nach 
der .allegirten gefeglichen: Vorſchrift in dem vorliegenden 
— fo wie in: allen ‚tünfligen ähnlichen en zu ver 
fahren. 
Berlin, den 15. Maͤrz — 
Miniſterium des Innern. Miniſterium der — 
v. Schuckmann. v. ———— 


a. 


| Daß Lands und Stadt» Gericht zu N.N. hat in 
dem mit feinen Anlagen urfchriftlich beigehenden Berichte 
vom zten d. M. darüber unfere Belehrung erbeten, 
ob Geldftrafen, welche von Untergerichten in Injurien⸗ 
Sachen erfanıt worden, dem. Gerichtöheren, oder dem 
Fiscus gebühren? 
wozu die Beilagen. des Berichts Anlaß gegeben haben. 
Eine Königl. ꝛc. Regierung ift danach) der Meinung, 
daß dergleichen Geldfirafen dem Fiscus zuftehen, weil Sie 
foiche für fiscalifche anfieht: Dieſe Anficht wird jedoch 
sicht allein durch die Vorſchriften des Allgemeinen Lands 
rechts Theil 2, Tit. 17. $$. 119. 121. 122. und 126, 
fondern auch durch die darauf bezäglichen, authentifchen 
Veſtimmungen des Koͤnigl. Juſtiz⸗Miniſterii vom 4, Juni 
1804. 
Neues Archiv, Band 3, Seite 486. 
vom 14. Februar 1815 und 26. October 1818 zu 2. 
v. Kamptz Jahrbücher Band 5, Seite ı5 und 
| Band ı2, Seite 298 
unzweifelhaft widerlegt. Denn danach gebühren alfe Geld⸗ 
Strafen, auf welche Untergerichte, ſei es im Wege der 
Injutien⸗Klagen, oder der fiscaliſchen Unterſuchungen, zu 
erkennen befugt ſind, dem Inhaber der Getichtsbarkeit, 


Armen» Fonds ausdruͤcklich befiimmt find, oder durch 
rechtsgältige Obſervanz und befondere Verordnungen ein 
anderes hergebracht ifi; 

3) alle bei einem Landes + Zufliz- Kolegio erkannte oder dif- 
tirte Prozeß⸗ umd in Progeffen vorkommende Ordnungs⸗ 
firafen, gebühren ohne Unterſchied des Betrages defien 
-Salariens Kaffee 
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in ben Städten alfo den Communen, ober Kaͤmmereien, 
es waͤre denn, daß ſolche in den Geſetzen ausdrücklich als 
fiscaliſche genannt, oder zu einem beſonderen Fonds ge⸗ 
wieſen worden, wie dies z. B. in erſterer Beziehung im 
F. 1260. Titel 20 und in letzterer Beziehung, im $. 122. 
Titel 17 Theil 2 bed allgemeinen Landrecht3 geſchehen iſt. 

Es iſt alſo nicht richtig, wenn Eine Koͤnigl. ıc. Re⸗ 
gierung dafuͤr haͤlt, daß eine jede von einem Untergerichte 
im fiscaliſchen Verfahren erkannte Geldſtrafe blos deshalb 
dem Fiscus gebuͤhre, ſondern nur die gebuͤhret ihm, wel⸗ 
che in den Geſetzen ausdrücklich eine fiscaliſche genannt, 
oder ihm fonft, wie 5.2. um F. 121. des Kriminal-Rechts, 
vorbehalten worden iſt. 

Wir koͤnnen uns daher mit den von Einer Koͤnigl. ꝛc. 
Regierung an das Land» und —— erlaſſenen Ver⸗ 
fügungen vom 17ten und 22flen v. M. nicht einverſtan⸗ 
den erklären, und haben daflelbe darnach heute beſchieden. 

Stettin, den 15. November 1824. 

— Preuß. Ober⸗Landesgericht von Pommern. 
wi. iD Open | 


Eine Köniel. sc. Regierung N =. 
| Erfie Abthellung | 
bier 


.- 


110, 


Reſcript der Koͤnigl. Miniſterien des Handels, ſo wie 

des Innern und der Polizei an die Koͤnigl. Regierung 

zu Coblenz, die Verwendung der Strafgelder bei Maaß— 
„und Gewichts-Kontrapentionen betreffend. 


— 


Auf den Bericht der Könige. Regierung vom ıflen 
d. M., die Verwendung der Strafgelber bei Magß⸗ und 
Gewichts⸗Kontraventionen betreffend, machen wir Dieſelbe 
darauf aufmerkſam, daß die hier in Rede ſtehenden Straf⸗ 
gelder nichts anders als Polizei⸗Strafen find, und es daz 


* 


1512 Pa 
En — 


Peru 22) 


Berlin, den 29. tn 1845. 

¶Diniternum des Handels. " Minitertum des — 
A v. Buͤlow. — und der Polizei. 

1 Schuckmann. 





| ‚ Ordnunge Polizei. 


111. 


Reſctipe des Königl.-Minifteriums des Innern und der 
Aa an ben Knie Landrath und Oberbuͤrgermeiſter 
au Magdeburg, die Einraͤumung einer Theater: 
Loge. für — betreffend. 

Auf Ihre Anfrage in dem Bericht vom 5ten d. M. 
eroͤffne ich Ihnen: daß Sie allerdings als Polizei⸗-Diri⸗ 
gent darauf Anſpruch haben, fuͤr Sich und Ihren Stell⸗ 
vertreter eine, zur polizeilichen Aufſicht geeignete Loge im 


Theater ohne weitere Entſchaͤdigung eingeraͤnmt zu erhalten. 


Berlin, den 10. Januar 1825. 
Der Minifter des Innern und der Polizel. 
v. as uckmann. 





112. 

Cirular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern 

und der Polizei an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen und 

an dag Polizei⸗Praͤſidium zu Berlin, die Konfiskation 

| ber in den Leihbibliorhefen als ’anftößig an | 
menen Schriften betreffend. 


‚Auf die Anfrage vom ıgten d. M. wegen bed wei⸗ 
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tern Verfahrens in Anfehung der in den Leihbibliotheken 
durch die DrtösPolizeis Behörden, in Grmäßheit, der Cirs 
ceulars Verfügung vom 9.Auguft v. J., ald anſtoͤßig weg⸗ 


genommenen Schriften, wird der Königl. Regierung hier⸗ 


durch eroͤffnet, daß die wirkliche Confiskation nur bei den⸗ 
jenigen dieſer Schriften eintreten kann, welche ſeit der 
Bekanntmachung der Circular⸗Verfuͤgung vom 1. October 
1819 ohne Genehmigung der Polizeis Behörde angefchafft 
und ausgegeben find, die übrigen dagegen den Eigenthüs 
mern mit der ausdruͤcklichen Bedingung zurückgegeben wer⸗ 
den Fönnen, biefelben in ihren Katalogen zu ftreichen, und 
- bei Vermeidung unfehlbarer Konfiskation u. weiter auds 
zuleihen. i 
Berlin, den 29. März 1825. 

Der Minifter des Innern und der Polizet. 

ain v. SRARNENN. 
die Königl. Reglerung 
z | zu Potsdam: 
- Abfchrife Hiervon ſaͤmmtlichen Könige. Negierungen 
‚und dem Polizei= Präfidium in Berlin zur Nachachtung. 
Berlin, den 29. März 1825. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 

v. Schuckmann. 





113. | 
Reſcript des Konigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei an das Koͤnigl. Ober⸗Praͤſidium der Provinz 
Brandenburg, den Anſatz der Buͤcher⸗Preiſe in den 
Katalogen betreffend. 





Auf Veranlaffung einer Vorftellung des biefigen Buch⸗ 
haͤndlers N.N. vom gten d. M., den Anfag der Bücher- 
Preiſe betreffend, eröffne ich dem Königl. Ober; Präfidio 
der Provinz Brandenburg, nach Nückfprache mit ded Kö- 
nigl. Geheimen Staats» Minifiers, Herrn Grafen von Lottum 
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Excellenz, daß es den Buchhaͤndlern unbedenklich zu geſtat⸗ 
tem iſt, m ihren Ratalogen die Bücher» Preife neben den 
Silbergrofhen auch nach Älterer Einrichtung den 
Thaler zu 24 Ögr. mit anzufegen, und ich veranlaffe dem⸗ 
nach Daſſelbe, hiernach das Weitere ſchleunigſt zu ver⸗ 
aͤnlaſſen. 
Berlin, den 29. Maͤrz 1825. 
Der Miniſter des Innern und der Polizei. 
v. —— 
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Circular⸗ Reſcript der Koͤnigl. Weinſſteuen des Handels 
fo wie des Innern und der Polizei an ſaͤmmtliche Kö: 
nigl, Regierungen, die Aufftellung der Refultate der 
Wollmärfte nach Zentnern und Pfunden betreffend, 


— — 


Die Koͤnigl. Regierung wird hierdurch aufgefordert, 
die Magiſtraͤte in den Städten des dortigen Verwaltungs; 
Bezirks anzumeifen, in ihren amtlichen, den Charakter 
Öffentlicher Verhandlungen tragenden Mittheilungen über 
‚ die Reſultate der Wollmärkte, die Berechnung nach Steis 
‚nen, mit Berüdfichtigung des $..23. der Anweifung zur 
Verfertigung der Probe: Manße und Gewichte vom 16. 
Mai 31816 gänzlich zu vermeiden, und folche nach Pfun 
den und Zentnern: anzulegen. 
Berlin, den 30. März 1825. 
Der Minifter des Handels: Der Minifter des Innern 
v. Buͤlow. und der Polizei. 
v. Schuckmann. 


Br 

“iss, 

Reſcript der abrigl. Miniſterien des Handels, ſo wie 

des Innern und der Polizei, an das Koͤnigl. Polizeis 

Praͤſi dium in Berlin, dieſelbe Angelegenheit be 
treffend, | 


— — 


Es ſind ſaͤmmtliche Regierungen heute aufgefordert 
worden, die Magiſtraͤte anzuweiſen: in ihren amtlichen, 
den Charakter oͤffentlicher Verhandlungen tragenden Mit-⸗ 
theilungen uͤber die Reſultate der Wollmaͤrkte, die Berech⸗ 
nung nah Steinen mit Beruͤckſichtigung des $.23. der 
Anweifung zur Verfertigung der Probes Maaße und Ges 
wichte vom 16. Mai 1816 gänzlich zu vermeiden, und 
foiche nach Pfunden und Zentnern anzulegen. 

\ Dem Königl. Polizei: Präfidiun wird died zur gleich, 

mäßigen Beachtung hiermit befannt, zugleich aber bemerf: 
Sich, gemacht, daß der hiefige Wollmarft der einzige im 
Sande ift, worin die Rathswaage ald. öffentliche Waage 
das Gewicht noch nach Steinen und nicht dem angezoge⸗ 
nen $. jener Anmweifung gemäß, nach Zentnern und Pfun: 
den conflatirt. 

Durch DBefolgung der gefeglichen Vorſchrift wird ſich 
auch das amtliche Reſultat vorſchriftsmaͤßig ſtellen. 

Uebrigens bleibt es Käufern und Verkaͤufern unbe 
nommen, unter fich die Reſultate der Verwiegung durch 
fünftel Zentner auf Steine zu redueiren, und als ſolche 
zu verfinnlichen. 

Berlin, den 30. März 1825. 

Der Minifter des Handeld. Der Minifter des Innern 
v. Buͤlow. und der Polizei. 
v. Shudfmann. 


— 


a76 


irö. a | e = 

Allerhoͤchſte Kabinets⸗Ordre, das polizelliche Verfahren 

gegen liederliche Weibsperſonen in den Rheinpro⸗ 
= vinzen betreffend. u 


| 


Auf Ihren gemeinfchaftlichen Bericht vom 29. De 
cember v. 3. beſtimme Ich, daß im allen Städten der 


- Mheinprovinzen die Polizeis Behörden von, Ihnen, dem 


Polizeis Minifter, autorifirt merden follen, gegen bie in 
Öffentlicher Unzucht betröffenen. oder derfelben nachgehen: 
den Weibsperfonen nach den, in den Altern Provinzen bes 
ſtehenden Vorfchriften zu verfahren, und dieſelben mit Ge 
fängnißs oder Zwangsarbeit von acht Tagen bis vier 
nach das Weitere zu verfügen. 

Berlin, den 15. Januar 1825. Ä 

| Sriedsih Wilhelm: 


Wochen polizeilich befiraft werden ſollen. Sie haben hiers 


r' An Bu . 
"die Staats — Frbv. Altenſtein 
MM n. 


v. Schuckman 


117. F 


Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern 


und der Polizei an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Rheiniſche Re⸗ 
gierungen, dieſelbe Angelegenheit betreffend. | 


Des Königs Majeftät Haben mittelſt einer unterm 
ısten d. Med. an des Herren Staats: Minifterd Freiherrn 
von Altenftein Excellenz und an mich erlaffenen Aller 
höchften Kabinets-Ordre zu beflimmen geruhet, daß in 
fämmtlichen Städten der Nhein= Provinzen die Polizeis 
Behörden gegen die in Öffentlicher Unzucht betroffenen oder 
derfelben nachgehenden Weibsperfonen nach den in den Äls 
teren Provinzen beftehenden Vorfchriften verfahren, und 
die gedarhten Perfonen mit Gefängnißs oder Zwangs⸗Ar⸗ 

| beit 


⸗⸗ * 
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beit von Acht Tagen bis Viet Wochen poltzellich beſtraft 


werden ſollen. 

Die Koͤnigl. Regierung wird daher hiermit angewie⸗ 
ſen, in Gemaͤßheit dieſer Allerhoͤchſten Beſtimmung das 
Noͤthige in Ihrem Bezirk anzuordnen und inſonderheit zu 
verfuͤgen, daß in jeder Stadt deſſelben die adminiſtrative 
Polizei⸗Behoͤrde dieſem Gegenſtande ihre beſondere Auf 
merkſamkeit zu widmen, gegen die in oͤffentlicher Unzucht 
betroffenen oder derſelben nachgehenden Weibsperſonen 
nach den, in den Älteren Provinzen beſtehenden, und nd 
mentlich den im Allg. Landrecht Th, II, Tit. 20. $.1023, 
und in den folgenden $$. enthaltenen Vorfchriften zu ver⸗ 
fahren, jene Perſonen von Verwaltungs: Polizei wegen 
aufgreifen zu Jaffen, und mit Gefängniß, oder Zwangs⸗ 
Arbeit von Acht Tagen bis Vier Wochen zu befirafen habe, 

Es verſteht ſich hiernach von .felbft, daß dieſer Ge- 

anſtand überhaupt und inſonderheit die Arretirung, Uns 
terfuchung und Beftrafung überall nicht vor die correctio⸗ 
nelle, fondern , lediglich vor die adminiftrative Polizei ge 
hört. Jedoch hat legtere, dabei nach den für polizeiliche 
Eontraventiond Sachen in den Älteren Provinzen beſtehen⸗ 
den Dorfchriften zu verfahren, mithin auch dem verur⸗ 
theilten Perfonen zu eröffnen, daß ihnen von dem, gegen 
fie ergangenen Straf-Mefolus der Recurs am die höhere 
Behörde frei ſtehe. 

Berlin, den 20. Januar 1825. 
Des Minifter des Innern und der Polizet, 
v. Schuckmann. 
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Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei an die Koͤnigl. Regierung zu Coͤlln, die⸗ 
ſelbe Angelegenheit betreffend. 


— —— 


Der Koͤnigl. Regierung wird auf den Bericht vom 
12ten v. M., worin Dieſelbe in Abſicht der Are 
> Annalen Heft I. 1825. MM. 


geu des Keferipts ‚vom 2oflen Januar d. I. wegen bed 

StrafsVerfahrend gegen die im öffentlicher Anzucht bes 

troffenen oder derfelben nachgehenden Weibsperfonen in 

den Nhein- Provinzen, einige Bedenken zus Entfeheidung 
vorgetragen hat, Folgendes eröffnet: 

ad 1) komme e8 bei der Frage, am welchen Orten das 

gedachte Strafderfahren anzuwenden fei? garnicht 

"darauf am, ob folche nach Franzoͤſiſchen Gefegen 

Städte genannt werden, oder nicht, indem es fich 

on felbft verſteht, daß Diejenigen - Orte, welche 

— vor der -franzöfifchen Herrſchaft zu den Städten 

gehoͤrten, aber während derſelben nicht dazu ge⸗ 

rechnet wurden, unter der Preußifchen Regierung 

wieder als Städte zu betrachten find. Indeſſen 

genügt es, daß das in Rede ſtehende Straf Ver⸗ 

fahren in dem Bezirke der Koͤnigl. Regierung nach 

dem Vorſchlage derſelben nur in den Stoͤdten 

Edle, Deutz, Bonn und Muͤhlheim in Anwendung 

7 gebracht werde, 

ad 2) Tritt alferdingd an die Stelle der in dem’$.-1023. 

'git. 20. Th. H. des Ag. Landrechts feſtgeſetzten 

Strafe, die durch das neue Gefeg verordnete 

Strafe ein. | ir 

Da in -dem dortigen - Negierungs=- Bezirk noch 

feine Arbeitöhäufer beftehen, fo muß die Ausfuͤh— 

rung der, in dem ’$. 1024. enthaltenen Beſtim⸗ 

- mung einffweilen noch ausgeſetzt bleiben, indeffen 

leidet ed feinen Zweifel, daß incorrigible feile 

MWeibsperfonen, wenn fie, der fehon einmal erlit- 

tenen Strafe ungeachtet, ihr Gewerbe und lieder: 

liches Leben fortfegen, wiederholt in Strafe ger 

mmommen werden. Eönnen. Ä 

ad: 3) Der $. 1025. Tit. 20. Th. II. des Allg. Lands 

rechts kann allerdings -in- dem dortigen Negierungss 

Bezirf nicht angewendet werden, zumal die An- 

wendung ded F. 1024. zur Zeit noch auszuſetzen 


}' ift. 
‘ad 4) Verfteht es ſich von ſelbſt, dag die, in dem $. 
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1026. enthaltene Beltimmung unter Subſtitui⸗ 
zung des, durch das neue Geſetz fefigefegten Strafs 
| maaßes in Ausführung gebracht werden fand. 
ad 5) Wird genehmigt, daß in Anfehung der Form des 
Verfahrens die Preuß. Kriminal: Ordnung zur 
Richtſchnur genommen werde, jedoch ift bei die- 
ſem Verfahren die eidliche Vernehmung der Zens 

gen möglichft zu ‚vermeiden. 

Die Königl. Regierung hat nach diefen näheren Bes 
fimmungen nunmehr wegen der Ausführung der in dem 
. Mefeript vom 20. Januar d. J. in Beziehung auf das in 
Rede flehende Straf-DVBerfahren, enthaltenen Vorfchriften 
das Nöthige zu verfügen. 

Berlin, den 6. März 1825. 

Der Miniſter des Innern und der Polizei. 
| v. Schuckmann. 
Y.u 8 zug 

aus dem Allgm. Preuß. Landrecht Th. 2. Tit. 20. 

$. 1023. MWeibsperfonen, die von der Hurerei ein Gewerbe 
maden, ohne fich) ausdrücklich unter die befon 
dere Aufjiche der Polizei zu begeben, follen aufs‘ 
gegriffen und zu dreimonatlicher Zuchthausärbeit 
verurtheilt werden. | 
$. 1024. Nach audgeftandener Strafe find fie in Arbeits, 
bäufer abzuliefern, und vdafelbft fo lange zu vers 
währen, bis fie zu einem ehrlichen Unterfommen 
Luft und Gelegenheit erhalten. 

$.1025. Doch follen Perfonen, welche fonft die $. 1023. 
und 1024. beftimmte Strafe verwirft haben, mit 
feldiger verfchont werden, wenn fie ihre Schwanz 
gerfchaft gehörig anzeigen, und fich Bei ihrer 

Niederfunft vorſchriftsmaͤßig verhalten. 
— 1026. Ale nicht in Hurenhäufern Iebende Perſonen, 
| welche wiflen, daß fie mit einer venerifchen Krank⸗ 
beit behaftet find, aber dennoch fich mit andern 
fleifchlich vermifchen und — damit anſtecken, 
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haben eine, dreimonatliche N! ober Zucht⸗ 
isn verwirkt. 


5. 
119. 
— des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei an die Koͤnigl. Regierung zu Trier, bies 
felbe Angelegenheit betreffend. 


— 


Ich habe aus dem Berichte der — — 

vom ı6ten v. Mts. und deſſen Beilagen erſehen, daß 
Dieſelbe noͤthig geſunden, wegen der von mir, unterm 
20. Januar d. J. auf den Grund einer Allerhoͤchſten Ras 
binet3-Drdre vom 1sten deflelben Med. in Betreff der 
Beſtrafung der in öffentlicher Unzucht ‚betroffenen, oder ders 
feiben nachgehenden. Weibsperfonen erlaffenen. Verfügung 
mit dem Bräfidenten und dem Ober: Procurator des dor: 
tigen "Landgerichtd in Communication zu treten, und daß 
diefe die. Gerichte noch zur Einfchreitung in folchen Straf: 
fällen verpflichtet halten. 

Da in der obgedachten Allerhoͤchſten Kabinets , Ordre 
lediglich don dem gegen liederliche Weibsperfonen ſtatt fins 
denden Strafverfahren die Rede iſt; fo ergiebt fih von 
- felbft, daß der von dem Präfidenten und dem Ober, Pro- 
eurator des dortigen Landgerichts angeführte Art. 333. 
und die folgenden ded Strafgefeßbuches überall nicht hie⸗ 
ber gehören, und ganz unberührt bleiben. 

Der übrige Inhalt des Schreibens des Landgerichts⸗ 
Praͤſidenten und des Ober⸗Procurators vom ten v. Mts. 
hat mir fehr auffallend fein müffen.. Denn der Einwand, 
daß dem Landgericht die in Neve ftehende Allerhoͤchſte Bes 
flimmung nicht durch dad Königl. Zuftiz- Minifterium bes 
Fannt gemacht worden fei, erledigt fic) auf das vonftäns 
digſte dadurch, daß die Allerhoͤchſte KabinetdsDrdre vom 
15. Januar d. %. in die Gefeß- Sammlung aufgenommen, 
und durch diefelbe in vim legis promulgirt worden, die 
Gerichtshoͤfe aber ein für allemal angetviefen find, den, in 
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- der Gefeß: Sammlung enthaltenen. Vozichriften, unerwart⸗ 
lich weitere Verfügungen, ſchuldige Folge zu leiften. Ganz 
unbegreiflich ift ed, wie darüber, ob die gedachte Aller⸗ 
höchfte Kabinet3-Drdre die darin erwähnte Strafgewalt 
der adminiftrativen oder der fogenannten gerichtlichen Pos . 
lizei beigelegt babe, auch nur der entferntefte Zweifel hat 
auffommen innen. Schon der Umftand, daß die mehr« 
erwähnte Allerhoͤchſte Verfügung überall nicht an das Ks 
nigl. Juſtiz⸗Miniſterium, ſondern an das Koͤnigl. Mini⸗ 
ſterium der Geiſtlichen⸗ Unterrichts- und Medizinal⸗Ange⸗ 
legenheiten, und an das Miniſterium des Innern und der 
Polizei erlaſſen worden, haͤtte jeden Zweifel daruͤber be⸗ 
ſeitigen muͤſſen, daß Se. Majeſtaͤt dieſe Strafgewalt der 
adminiftrativen Polizei übertragen. haben, Noch mehr ers 
giebt fich dies ober aus dem unverfenndbaren Inhalt der 
Allerhoͤchſten Kabinets⸗Ordre, indem: 

1) hiernach die, in den aͤlteren Provinzen in Beziehung 
auf das Strafverfahren beſtehenden Vorſchriften auch 
zur Norm fuͤr die Rheinprovinzen dienen ſollen, nach 
denſelben aber die Strafgewalt zu den Mustiontinen 
der admigiftrativen, Polizei gehört. | 

2) Unter dem Ausdruck: „Polizei» Behörden“ keineswe⸗ 
ges die correctionellen Gerichtshöfe, fondern die ad⸗ 
miniftrativen Polizeis Behörden verfianden find, und 
endlich: 

3) Se. Moajeftät befohlen haben, daß diefe Behörden 

„von dem Polizei-Minifter“ zu dem. in Dede 

ſtehenden Verfahren autorifirt werden follten, welches 
nicht allein hinreichend bemweift, welcher Gattung det 
Polizei diefe Attribution beigelegt worden, ſondern 
auch, daß die Competenz der gerichtlichen Polizeis 
Behörden, bevor fie von dem Polizeis Minifter jene 
Antorifation erhalten, die ihnen nicht ertheilt wor⸗ 
den, und nicht hat ertheilt werden koͤnnen, uͤberall nicht 
begruͤndet und vorhanden iſt. 
Da der Bericht, auf welchen Se. Majeſtaͤt die mehr⸗ 
RN angeführte Beftimmung erlaflen. Haben, von Dem 
et des Innern und der Polizei, in Gemeiufchaft 


mit dem Diinifterium der Geiftlichens, Unterrichtss und _ 
Medizinal- Angelegenheiten, erflattet worden iſt; fo wird 
der Königl. Regierung zu allem. Ueberfluffe eroͤffnet; daß 
darin lediglich von der adminiftrariven Polizei Die Nede 
geweſen ift, und hat fein fönnen. DREI 
Die Koͤnigl. Regierung hat übrigens, da die Aus⸗ 
führung der von Gr. Majeftät erlaffenen Befehle nicht 
durch unbegründete Weiterungen verzögert werden darf, 
nunmehr ungefäumt in Gemäßheit der Alferhöchften Ka⸗ 
binets⸗Ordre vom 15. Januar d. 5. und. meiner durch. 
dieſelbe veranlaßten Verfügung vom. zoften deffelben Mts. 
zu verfahren, und hiernach die Polizeis Behörden Ihres 
Bezirks zu infiruiren. | . rt 
Berlin, den 7. April 1825. | 
Der Minifter ded Innern und der Polizei, 
| md Schuckmann. 
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Circular⸗Reſcript des Könige. Minifteriums des Innern 
und der Polizei an fämmtliche Koͤnigl. Rheiniſche Re⸗ 
gierungen, biefelbe Angelegenheit betreffend, | 


Gleichzeitig mit der in DVerfolg der Allerhoͤchſten Ka⸗ 
Sinetd-Drdre vom 135. Januar d. J., wodurch, daß von 
dem Polizeis Behörden in den Rhein, Provinzen gegen: die in 
Öffentlicher Unzucht betroffenen oder derfelden nachgehenden 
Weiböperfonen nach den in den Älteren Provinzen beſte⸗ 
henden Vorfchriften verfahren, und die gedachten Perfo- 
nen. mit Gefängniß= oder Zwangsarbeit von 8 Tagen bi 
4Wochen polijzeilich beftraft werden follen, anbefohlen wor⸗ 
den, unterm 2oſten deffelben Mes. an die Könige. Regie⸗ 
rung zu Coͤlln und die übrigen dortigen Regierungen er⸗ 
laffenen Verfügung, ift das Königl, Ober »Präfidium zu 
Coblenz beauftragt worden, dahin gemeffene DVeranftaltung 
zu treffen, daß das Inſtitut zu Brauweiler zur Aufnahme 
der. Öffentlichen Dirnen eingerichtet und etiwanigen daraus 
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beforglichen Mißbräuchen begegnet werde, damit dieſelben 
von eimer Fiederlichen, mit öffentlicher Beleidigung der 
Sitten und Schamhaftigfeit verbundenen Lebensart ents. 
wöhnt, mit Arbeit zweckmäßig befchäftige und daſelbſt, bis 
fie zu einem ehrlichen Umnterfommen- Luft und Gelegenheit 
erhalten, beauffichtige werden koͤnnen. Won dem Ober⸗ 
Praͤſidium ift num gegenwärtig angezeigt worden, daß 
nach einem: von der Direction der: Arbeits-Anſtalt zu 
Hraumeiler erfiatteten Berichte, dieſe Anftalt ganz dazu- 
‚geeignet fi, um Perſonen diefer Art. darin aufzunehmen, 
wie denn auch fehon die dazu nöthigen Einrichtungen- hers 
geſtellt, und bereitd 50 Lagerftellen dafür disponibel waͤ⸗ 
ren. Zugleich hat daſſelbe dabei bemerkt, daß die Negies 
rungen zu Coblenz, Duͤſſeldorf und Aachen mit der Zweck⸗ 
mäßigfeit diefer Maaßregel völlig einverfianden ſich erklärt . 
hätten, auch das Fandarmenhaus in Trier ebenfalls nach 
feiner jeßigen Einrichtung dergleichen Weibsperfonen zur 
Eorrection aufzunehmen im Stande fich befinde. 
Sp wie nun hierdurch das von der Königl. Negies 
rung in dem Berichte vom ı2. Februar d. J. hinſi chtlich 
der Anwendung des in den älteren Provinzen nah Maaß⸗ 
gabe der im $. 1024. Tit. 20. Theil 2. des Allgemeinen 
Landrechts enthaltenen Vorſchrift beftehenden Verfahren, 
erhobene Bedenken völlig erledigt worden, und daher nun⸗ 
mehr nichts entgegen fteht, daß die nach der hieranf er, 
laffenen Berfügung vom 6. März d. J. ad. 2. einſtwei⸗ 
len ausgeſetzte diesfaͤllige Beſtimmung in Wirkſamkeit trete, 
ſo wird die Koͤnigl. Regierung hierdurch angewieſen, in 
allen dazu geeigneten Fällen die unterm zo. Januar c. 
auf den Grund des Allerhoͤchſten Befehls erlaffene Ver: 
fügung guch in der Beziehung in Ausführung zu bringen, 
daß dergleichen Perfonen nach ausgeſtandener polizeilicher 
Beſtrafung in das Arbeitshaus zu Brauweiler abgeliefert, 
und dafeldft nach den Umftänden verwahrt und behandelt 
werden. 
Um jedoch jeder Winkühr der unteren Polizei: Behoͤr⸗ 
den vorzubeugen, wird dabei beſtimmt, daß das auf die 
weitere zur Correction dienende Detention Bezug habende 
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Meſolut jedesmal von der Könige. Reglerung vorher ges 
prüfe und’ beftätigt werden fol, wonach Diefelbe daher die 
Behörden weiter zu inftruiren hat. Dabei fann es ins 
deſſen Eeine Schwierigkeiten finden, Weibsperfonen diefer 
Gattung, gleich nachdem fie durch ein Strafs Nefolut der 
adminiftrativen Polizeis Behörde zu Gefängnißs oder Arc 
. beitds Strafe verurtheilt find; in die Arbeits» Anfalt trans» 
portiren, und diefelben darin die ihnen zuerfannte Gefängs 
nißftrafe oder Zwangsarbeit abbüßen zu laſſen, eben fo, 
wie ſolches in den gewöhnlichen Arreſthaͤuſern geſchehen 
ſein wuͤrde. | 
Derlin, den 30, April 1825. 
‚Der Diinifier des Innern und der Pollzei. 
. Schacman n. 


J An 
die Koͤnigl. Rute, 


Abſchrift Hiervon den Königl. Regierungen zu Aachen, 
‚Düffeldorf, Coblenz und Trier zur Nachricht und Nach 
achtung, den beiden letztern Negierungen mit ber Bemers 
fung, daß dieſes ebenfalls auf das Korreftionshaus zu . 
. Tpier Anwendung finde. 
Derlin, den 30. April 1825. 

Der Minifter des Innern und der Polizei, 

v. Schuckmann. 


| ce 
Paß⸗ und Bremden, Polizei, 


e 121, | 

Refeript des Königl. Minifteriums des Innern und ber 

Polizei an die Königl, Regierung zu Stettin, bie Paßs 

Ertheilungen an Seefahrer und andere, in's Aus 
land reifende Perfonen betreffend, 


Der Könige, Negierung wird in Verfolg des auf 
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N r 
Ihren Berichte vom 18. November dv. J. wegen ber Eons 
currenz der dortigen Commandahtur bei Ertheilung von 
Seepäffen ünterm 22ſten v. Mes. erlaffenen vorläufigen 
Beſcheids Hierdurch eröffnet; daß der Herr Kriegs: Minis 
fer fich gegenwärtig damit. einverftanden erklärt hat: 
daß bie bis jege in Stettin und auch in- Swinemünde 
beftandene Einrichtung, wornach die Militair; Behörde die 
Paͤſſe der in’s Ausland reifenden Seefahrer vifirt, als 
in. der gegenwärtigen Gefeggebung nicht mehr begrüns 
det, aufgehoben und bei den Pag: Ertheilungen für die 
: Seefahrer, wie bei denen für andere in's Ausland 
Deifende nur nach den Beflimmungen der gemeinfrhafts 
lichen Verfügung der Minifterien der Finanzen, ded In⸗ 
nern und des Krieged vom 15. Oktober 1816 (Anlage 
a.) ‚derfahren werde. 

Dem gemäß wird. num von dem Herrn Kriegs⸗ Mir 
nifter. dad Noͤthige an die Militair » Behörden erlaffen 
werden. 

Nach der Aeußerung des Herrn Kriegs⸗Miniſters 
hat jedoch das Koͤnigl. General⸗Kommando des zweiten 
Armee⸗Korps, deſſen Bericht über dieſen Gegenſtand er⸗ 
fordert worden, darauf angetragen: | 

daß den mit der Ertheilung von. Pällen beauftragten 
Locals Behörden die genaue Beobachtung ded $. 2. der 
vorgedachten Minifterials Verfügung von Neuem zur 
Pflicht gemacht, und den Landrächen eine befondere 
Aufmerkſamkeit anf die, vor erfüllter Dienſtpflicht in's 
Andland- reifenden Individuen empfohlen, auch ſaͤmmt⸗ 
lichen Polizei Behörden, vorzüglich aber denen, welche 
ſich an Grenz⸗Orten befinden, aufgegeben werde, Rei⸗ 
ſepaͤſſe in's Ausfand nur: an folche Individuen vor dem 
— 2oſten jahre zu ertheilen, welche mit einer Erfaubnif 
"des Landraths verfehen wären. 

Das gedachte Königl. Generals Kommando begründet 
diefen Antrag vorzüglich dadurch, daß ſich aus dem drit⸗ 
ten Sandwehr: Brigades Bezirk eine fo große Anzahl dienfts 
pflichtiger Leute im Auslande befinde, und bei der Iegten 
Erſatzgeſtellung afein aus dew Stralſunder Regierungoͤ⸗ 
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Bezirk 1300 Einſtellungspflichtige ſich nicht geſtellt haͤtten, 
auch die Erfahrung zeige, daß die Erlaubniß, ‚vor erfuͤllter 
Dienftpflicht in's Ausland zu reifen, häufig eine gänzliche 
- Entziehung zur Folge haben, wodurch das Erfaßgefchäft 
bedeutend erfchwert werde. . 4 
Da der Antrag. des Könige. General, Kommandos, 
der ſchon durch. den $. 2. dersCireulars Verfügung vom 
15.Dftober 1816 getroffenen allgemeinen Seftfegung, ent: 
ſpricht; fo finde ich im Einverſtaͤndniß mit des: Herrn 
Kriegs: Minifterd Ercellenz: Fein. Bedenken, darauf einzuge- 
hen, und. die Königl. hierdurch anzumeifen, darnach zu 
verfahren, und dem gemaͤß ſowohl bie gandräthe, als. die 
von Ihr mit der Ertheilung. von Päffen zu Reiſen in's 
- Ausland beauftragten Polizeis Behörden zu infiruiren. 
In ähnlicher Art ift heute am die Megierungen zu 
Coͤslin und Stralfund verfügt worden. = 
Berlin, den 19. März 1825. - | 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
| v. Shudmans. 


a. * 
Den Geſetzen, welche den Grund zu der nenen Mi⸗ 
litair-Verfaſſung des Preußiſchen Staats enthalten, g⸗ 
maͤß, muͤſſen auch bei der eingefuͤhrten allgemeinen per⸗ 
ſoͤnlichen Militait-Pflichtigkeit diejenigen Einſchraͤnkungen, 
welche fruͤher aus der Kanton ⸗-Verfaſſung entſprangen, 
aufgehoben, oder ermaͤßigt werden. 3 
Dem zu Folge wird angeordnet: 
— $. 1. | 
Aufenthalts⸗ und Wohnfigveränderungen innerhalb 
der Provinzen des Preußiſchen Staats ſind nicht be⸗ 
ſchraͤnkt .· | Be 
. Alte’ Unterthanen, welche ihre Militair-Pflichtigkeit 
durch dem resp, eins oder ‚dreijährigen Dienft bei dem 
ſtehenden Heere erfuͤllt haben, oder welche noch nicht das 
2oſte Jahr, als dns geſetzliche Alter der Militairpflichtig⸗ 
keit, erreicht haben, ſtehen in dieſer Hinſicht in keiner Ver⸗ 
bindung mit den Militair⸗ Behörden. Nur die Admini⸗ 
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ſtrations⸗ Behörde, von welcher alle folche Veränderungen 
reffortiren, intereffirt wegen - der vollftändigen Erhaltung 
der Armee, fo wie der Landwehr und des Landflurms das 
bei, daß durch dergleichen Wohnfigveränderungen feine nach⸗ 
theiligen Mißverhältniffe zwifchen den Provinzen unter ſich 
entſtehen. 

Die‘ zu den Landwehren und zum Landſturm ver⸗ 
zeichneten und nach Regimentern eingetheilten Untertha⸗— 
nen, ſind ebenfalls in der oben bemerkten Hinſicht keiner 
Genehmigung einer militairiſchen Behoͤrde unterworfen; 
jedoch muͤſſen die Landwehrmaͤnner zur Aufrechthaltung 
der: uͤberſichtlichen Ordnung der ihnen zumächft vorgeſetz⸗ 
ten - Landwehr - Militair = Behörde Nachricht von der ſtatt 
findenden Veraͤnderung geben. Solche Unterfhanen allein, 
‚ welche wirklich zum flehenden Heere gehören, alfo auch 
die Kriegs⸗-Reſerven, bedürfen zu dergleichen Veränderuns 
gen der ausdruͤcklichen Genehmigungen der ne 
hörden. 


6. 
—— welche ſich außerhalb 
der Preußiſchen Staaten erſtrecken, wohin —— 

Schifffarth uud 
Handwerker⸗Wanderungen 
gehoͤren, ſind zwar uͤberall, wo die Befoͤrderung des all⸗ 
gemeinen Wohlſtandes und der Induſtrie es erfordert, 
moͤglichſt zu erleichtern; ſie ſind aber, des anderweiten 
militairiſchen Intereſſes wegen, befondern Einfchränfungen 
unterworfen. 
Die Päffe zw zeitigem Aufenthalte im Auslande wer, 
den von den Adminiftrationd-Behörden gegeben, und zwar: 
1) allen Perfonen unter dem, zoften Fahre. in folcher 
Art, daß dem Staate die Erfüllung der Eünftig ein« 
tretenden Militair  Pflichtigkeit vorbehalten,. und in 
Faͤllen, wo eine abfichtliche Entziehung diefer Ders 
pflihtung mahrfcheintich ift, durch vollſtaͤndige Sis 
cherheitsgewaͤhrung für die Ruͤckkehr geſichert wird; 
2) allen PBerfonen vom 20ſten bis nad; zurückgelegten 
: 25ften Fahre nur in den befonderen Fällen; 
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a) wenn fie ihrer Militairverpflichtung: ſchon vollſtaͤn⸗ 
big durch resp. drei, oder, fofern fie: freiwillig: 
nach der gefeglichen Beſtimmung fich eingeftellt ha⸗ 
ben, durch einjährigen Dienft bei den Fahnen ger: 
nügt haben, oder | 
b) wenn fie wegen Förperlicher Gebrechen durch Mi⸗ 
‚ Titaie » Behörden Eompetenter Art zum Dienft_ gänzs 
lich, oder zur Zeit unfähig anerfannt worden; 
3) allen Perfonen nach zurückgelegtem 2sften Jahre, füs 
fern ſie nachweiſen koͤnnen, daß fie die vorſchrifts⸗ 
mäßige Dienftteiftung bei den Fahnen erfüllt haben, 
oder durch die competente Behörde für unfähig zum: 
Dienft anerkannt, oder die bei den Aushebungen zum 
Dienft aus gefeglihen Gründen, welche ihre Zurücks 
laſſung motivirt Haben, niemals eingefordert worden 
find. | j “ 


| $. 2. 

Ä Diefe Vorfehriften haben fämmtliche Adminiſtrations⸗ 
Behörden, namentlich die Könige, Negierungen, bei Ges 
fuchen um zeitweife Betretungen des Auslandes neben den 
ſonſtigen aus der Bürgerlichen Verwaltung entfpringenden 
Ruͤckſichten zu beobachten. 

Derlin, den 15. Oktober 1816. | 
Miniſterium der Finanzen. Minifterium des Innern, . 





v. Buͤlo w. v. Schuckmann. 
Kriegs⸗Miniſterium. | 
v. Doyen — 
122. 


Refeript des König. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an die Königl. Regierungen zu Chelin und 
Stralfund, diefelbe Angelegenheit betreffend, 
Die Negierung zu Stettin hat darauf angetragen, 
daß die, aus der ehemaligen Canton - Verfaffung dort noch 
befteheude Einrichtung, wonach die Paͤſſe der von dort in’& 
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Ausland reifenden Seefahrer der Commandantur zur Prüs 
-fung vorgelegt werden müffen, aufgehoben werde, da dieſe 
‚Einrichtung weder mit den neueren Militair « Öefegen, noch 
mit den Über die Ertheilung von Päffen beſtehenden Vor⸗ 
fehriften vereinbar fei, und. zur Belaͤſtigung der Seefah⸗ 
rer gereiche. 


„» 


Ich Habe wegen jenes Antrages den Herrn Kriegs⸗ 
Minifter um eine Aeußerung erfucht, worauf Ge, Excel: 


fen; nach erfordertem Bericht des Königl. General Koms 
mandos des zweiten: Armee- Korps fi) damit einverfian- 
den erklärt bat, | 
daß ıc. (wie in dem vorſtehenden Reſcripte an die Kö- 
nigl. Regierung zu Stettin.) | 
In ähnlicher Art ift heute an die Degierung zu 
Stettin verfügt worden. 
- Berlin, den 19. März 1825. 
- Der Minifter des Innern und der Polizek. 
v, Schuckmann. 





. 123. Ä 
Reſcript des Königl. Minifteriums ‚des Innern und der 

Polizei an die_Königl. Regierung zu Magbeburg, _bie 
Paͤſſe und Wanderbücher ausländifcher Handwerkes ; 
& Geſellen betreffend. - | 


— 


Der Koͤnigl. Regierung wird auf dem Bericht vom 
‚18. December v. J., die Eingangs: Päffe ausländifcher 
Handwerks-Geſellen betreffend, eröffnet: daß den ausläns 


difchen Handwerks-Geſellen der Eingang in die Koͤnigl. 


. Staaten auf Paͤſſe auswaͤrtiger Locak: Behörden, nicht zu 

geſtatten, ſondern nur entweder auf Paͤſſe auswaͤrtiger 
Provinzial⸗ oder. Staats⸗Behoͤrden, oder auf Wanders 
bücher zu erlauben. iſt, und daß fie daher, wenn feiner 
der beiden zuleßt ‚gedachten Zälle eintritt, eined neuen 
Degierungds oder. Minifterial» Paffes bedürfen, 


! 
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Hiernach hat bie Koͤnigl. — zu verfahren, 
und die Königl. Regierung in Potsdam davon Zu Pa 
richtigen. | 
Berlin, den 8. Januar 1825, — 
Der Miniſter des Innern und ber Polizei. 
u SHRERNEN 





124. 


Refeript des. Koͤnigl. Minifteriums des Innern und der 


Polizei an die Königl. Regierung. zu Breslau, die Gul- 
tigfeit Ungarifcher Wanderbücher betreffend. 





Der Koͤnigl. Regierung wird auf den Bericht vom 
Z3ten v. M. das Reiſen der Handwerks-Geſellen auf Wan⸗ 
derbuͤcher betreffend, bei Ruͤckſendung des eingereichten 
Wanderbuches des Kupferſchmidt-Geſellen N. N., eroͤffnet, 
daß die, wegen Gültigfeit fremder, in voͤlliger Ordnung 
befindlicher, Wanderbücher erlaffenen Beſtimmungen auch 
auf die folchergeftalt eingerichteten Ungarifchen Wander: 
bücher anzuwenden find. 

Die erwaͤhnte Einführung der Wanderbücher in ben 
Koͤnigl. Staaten ift bereitd zur Sprache gefommen, hat 
aber mehrere Anftände gefunden, deren DBefeitigung jedoch 
bald zu hoffen ſteht. 

Berlin, den 9. Mir ı 1825. _ 

Der Minifter des Innern und der, Polizei. 
v. Schuͤckmaun. 


125. 

Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern 
und der Polizei an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, 
die Ertheilung und Viſirung der Paͤſſe fuͤr Han⸗ 
dels⸗Juden ıc. Detreijenb. 


Da die Verbreitung falfcher Münzen gewöhnlich durch 
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Handels⸗Juden bewirkt wird, und daher bei denſelben in 
Anſehung der Ertheilung und Viſirung der Paͤſſe mit moͤg⸗ 
lichſter Vorſicht zu verfahren iſt, fo wird der Koͤnigl. Ne 
'gierung hierdurch aufgetragen, den Polizei= Behörden Ih— 
res Bezirks die genauefte Aufmerkfamfeit auf folche Rei⸗— 
fende zu empfehlen, und fie infonderheit anjumeifen, Letz⸗ 
teren nur bei notoriſcher oder hinreichend nachgemiefener 
Unverdächtigkeit Päffe zu Reiſen im Inlande zu ertheilen, 
und die von ihnen zur Viſirung probucirten Päfe nur 
alddann, wenn felbige den Taßgefegen gemäß ertheilt, 
und fonft in Ordnung find, mit den Viſa zu verfehen, 
auch die von ihnen etwa in Antrag gebrachte Abändes 
rung der Neiferoute blos in dringenden Faͤllen und bei 
der Weberzeugung der völligen Unverdächtigfeit des Paß— 
inhabers nachzugeben, in Feinem Fall aber durch das Viſa 
den in dem Paß angegebenen Beſtimmungsort der Neife 
zu verändern. 

Das Polizei: Minifferium hat mit Misſ fallen bemerkt, 
daß die Polizei» Tehörden, vorzüglich aber die Magiſtraͤte 
in der. Berwaltung der Paß: Polizei und infonderheit bei 
der Vifirung der Paͤſſe hin und wieder fehr nachläffig vers 
fahren, und dadurch nicht fegitimirten, von den noͤthigen 
Subfiftenzmitteln entblößten Perfonen den Eingang in das 
Land und das Herumſtreifen in demfelben erleichtern. Die 
Köhigl. Regierung bat daher jenen Behörden überhaupt 
eine firenge DBefolgung der Paßgefege zur Pflicht zu mas» 
chen, und auf diefelben mit-Ernft und — zu halten. 

Berlin, den 15. Februar 1825. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. DIAS 
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b | 126. 
Ciecular⸗Reſcript des. Koͤnigl. Miniſteriums des — 


und der Polizei an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen und 


abfchriftlih an das Königl. Polizei» Prafidium zu Ber: 
lin, die, Ertheilung der Päffe zu Reifen nach 
Frankreich betreffend. Wer 


— — 


Nachdem die Verhaͤltniſſe, welche die Beſtimmungen 
der Circular⸗Verordnung vom 20. März 1823 wegen Er⸗ 
ttheilung der Paͤſſe zu Reiſen nach Frankreich nothwendig 

machten, gegenwaͤrtig aufgehoͤrt haben, ſo wird der Koͤ⸗ 
nigl. Regierung auf den Grund vorgaͤngiger Ruͤckfrage bei 
dein Koͤnigl. Miniſterio der auswaͤrtigen Angelegenheiten 
‚hierdurch eröffnet, daß nunmehr im Allgemeinen auch für 
die Paßertheilungen nach Frahkreich, das bis zum Erlaß 
jener Lircular, Verfügung beobachtete vorfchriftsmäßtge 
Derfahren wieder eintreten Fan. In Anfehung der Päffe 
für Studenten behält e8 jedoch Bei den dieferhalb den bes‘ 
treffenden Behörden gegebenen befonderen ee fein 
Bewenden. 
Berlin, den 13. Maͤrz 1825. 
Der * des Innern und der Polizei. 
v. ——— n. 





127. 

Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Janern 

und der Polizei an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen und 

an das Koͤnigl. Polizei-Praͤſidium zu Berlin, die Ers 
theilung von Reifepäffen nach Spanien betreffend. 





Da im Koͤnigreich Spanien die Verhaͤltniſſe nicht 
mehr beſtehen, welche die Verfuͤgung vom 20. April 1823, 
wegen Ertheilung von Reiſepaͤſſen nach Griechenland, Spa⸗ 
nien und Frankreich, in Bien diefelbe Spanien ans 

langt, 
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fangt, veranlaßten; fo. wird die befagte Berfägung vom 
20, Ypril 1823, in Beziehung auf Spanien, hiemit nun⸗ 
mehr aufgehoben, und die Königl. Regierung angewieſen, 
nach den früher beſtandenen Vorſchriften in dieſer Ange⸗ 
legenheit wieder zu verfahren. 
Berlin, den 13. Mär; 1825. 
Der Mini üſter des Innern und der Polizei. 
v. — 
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Refeript des Koͤnigl. Minifteriums bes Innern und der 
Polizei an die Koͤnigl. Regierung zu Breslau, bie Dep 
theilung der bei den Jandräthlichen Aemtern vorfoms 

menden Paßs Ausfertigungs- Gebühren betreffend. 





Der Koͤnigl. Regierung wird auf den unterm 23ffen 
v. Mts. in Betreff der Bertheilung der bei den Landraths⸗ 
Hemtern vorfommenden Daß» Ausfertigungs : Gebühren ers 
fiatteten Bericht hierdurch eröffnet, daß es bei der in dem 
Defeript vom 19. November v. 5. *) enthaltenen Beſtim⸗ 
mung, - wonach ein Theil diefer Gebühren zu Nemuneratios 
nen für die Kreisfchreiber verwendet werden kann, fein 
Verdleiben behalten muß. 

Die- Kreisfchreiber- find zwar in der Kegel feine 
Staatsdiener, fondern blos Buͤreau-Beamte, welche aus 
den den Landräthen zu diefem Behuf ausgefegten ‚etatds 
mäßigen Axis remunerirt werden. 

Indeſſen hat das, obgedachte Nefeript fie auch auds 
drücklich als ſolche charakterifirt, und ift das Minifteriunm 
der Meinung, daß fie felbit in der bezeichneten Eigenfchaft . 
von der Theilnahme an den aus den Paß-Ausfertigungs⸗ 
Gebühren zu bewilligenden Gratififationen ; nicht auszu⸗ 
ſchließen, fondern vielmehr dabei, wenn fie: ihre Pichten. 
gut erfüllen, vorzugsweife zu. ‚berückfichtigen — om 


” Jahrgang 1824, aa ©: 1129. 
Annalen Heft I. 1325, 
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Der nach der Aeußerung der Koͤnigl. Regierung zu 
beſorgende und allerdings nicht zu geſtattende Mißbrauch, 
das eigennuͤtzige Landraͤthe ihre Privatſchreiber aus den 
gedachten Gebuͤhren zu reichlich bedenken, wird mittelſt der, 
uͤber die Verwendung der letzteren von der Koͤnigl. Re— 
gierung zu führenden Kontrolle verhuͤtet werden koͤnnen. 
| Bon den in den Iandrärhlichen Etats zur Beftreitung 
der Kanzlei’ Ausgaben ausgefegten Summen fönnen die 
Landraͤthe übrigens für fich nichts erſparen, weil deren 
Verwendung zu dem beftimmten Zwerfe rechnungsmaͤßig 

juſtifizirt werden muß. 

| Auf den Antrag der Koͤnigl. Negierung wird Abri- 
gens nachgegeben, daß diefelbe über die Verwendung der 
in Rede ftehenden Gebühren die Vorſchlaͤge der Landräthe 
zur. Genehmigung erfordern, und daß, wenn die mit der 
Polizei: Verwaltung bei den Landraths-Aemtern befchäf: 
tigten Subalternen ihres fehlechten Dienftibenehmens wegen 
nicht auf Prämien und Nemunerationen Anfpruch machen 
fönnen, diefe Gebühren alsdann zur Negierungd Haupt 
eingezogen werden. 

Berlin, den 5. Februar 1825. 
Der Miniſter des Innern und der Polizei. 
v. Schuckmann. 





129. 


Yubiifandum der Königl. Regierung zu Marienwerber, 
den Aufenthalt in der Refivenz: Stadt Berlin 
betreffend. 


— — 


Obgleich durch die Verordnung vom 22. Auguſt 1822 
— Amtsblatt pro 1822 Nro. 36. — es ausdruͤcklich bes 
kannt gemacht iſt, daß der bleibende Aufenthalt in Ber⸗ 
fin Niemanden geſtattet wird, der ſich über die Mittel zu 
feinem Unterhalt nicht genügend auszumeifen vermag, ſo 
finden fih aus den Provinzen doch noch häufig im der 
Nefidenz: Stadt Leute ein, die nur dorthin Fommen, um 


einen Unterhalt erft zu fuchen, moraus, da Bei der Ueber⸗ 
fuͤllung folche Menfchen nicht alle einen regelmäßigen Ers 
werd finden fönnen, Mißverhältniffe entſtehen, weiche in 
‚ morälifcher und polizeilicher Hinſicht nicht zu dulden find, 
Ina Gefolge Allerhoͤchſter Beſtimmung wird daher 
Jedermann gewarnt, ſich nicht aufs Ungewiſſe und ohne 
einen beſtimmten Unterhalt nach Berlin zu begeben, und 
hat derjenige, welcher dieſe Warnung nicht beachtet, die 
Zuruͤckweiſung und eventualiter Transportirung in feine 
Heimath zu gemwärtigen. i 
' Den Polizei» Behörden: wird es dagegen nachdruͤcklich 
eingeſchaͤrft, keinen geſchaͤfts- oder mittelloſen Perſonen 
Paͤſſe zur Reiſe nach Berlin zu ertheilen. 

Marienwerder, den 9. Maͤrz 1825. 

Koͤnigl. Preuß. Regierung. 


f 





D. | 
Sicherheits s Polizei. 
| | 130. a 
Refeript bes Könige. Miniſteriums des Innern an die 
König. Regierung zu Arnsberg, die Behandlung und 
Bekoͤſtigung der Unterfüchungss Gefangenen be⸗ 
— treffend. 


i 
— 


Mit Bezug auf dasjenige, was der Koͤnigl. Negies 
„tung in der Verfügung vom 3. December vorigen Jahres 
binfichtlih Ihrer Bedenken gegen die von dem Herrn 
Ober: Präfidenten von Vincke empfohlene Einrichtung, 
wegen der Verpflegungs-Koſten für die Kriminal⸗ und 
Polizei-Gefangenen gefagt, und deshalb angeordnet wors 
den ift, wird Ihr aus Veranlaffung eined von dem Herrn 
Juſtiz-Miniſter hieher mitgerheilten, dieſen Gegenſtand 
betreffenden Berichtes des dortigen Hofgerichts ferner 
eroͤffnet, daß die Behandlung und Beröfigung der Unter⸗ 
| | Pr 


6 


ſuchungs ⸗Gefangenen na den in dem Generals Platie 


vom ‘16. Septemmber 1804 aufgeſtellten Grundfägen ein⸗ 


zurichten, darüber aber in Feinem Falle hinaus zu gehen 
AR. ":Unbeigens Sehäft es mit Ruͤckſicht auf die gegenwaͤr⸗ 


tig ſtatt findenden niedrigen Preiſe der Lebensmittel ” bei 
dem vorgefchriebenen Marimum des Werpflegungs - Sages 
fein Verbleiben, und kann folches nur dann überfchrittem . 
mwerdin; wenn eine Nachweifung der Preife- zeigen folfte, 
daß damit: nicht auszureichen fei. | 
Berlin, den 11. Mätz 1825. Ka 

in. Minifterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
— | - Köhler 


ALTE — — — 


9P 131. 
Publitendum bei Konigl. Regierung zu Potsdam, bie 
Aufnahme der PolizeinÖsfangenen betreffend. 


Wir haben, auf den Grund einer Verfügung der Koͤnigl. 
Minifterien des Innern und der Polizei vom 7. Juli 1815 im 
Amtsblatt von 1815 Nr, 375 befanntgemarht, daß die auf dem 
Landerangehaltenen Vagabonden von den Gutsobrigkeiten 
und: Dorfſchulzen an die naͤchſte ſtaͤdtiſche oder landraͤth⸗ 
liche Behoͤrde abgeliefert werden ſollten, indem dem Man⸗ 
gel an Polizei⸗Gefaͤngniſſen auf dem Lande dadurch abs 
geholfen werden koͤnne, daß verdächtige Perfonen am bie 
Polizei Behörde der nächften Studt übermwiefen werden. 
Diefe mehrmals und zuletzt in unferer Tirenlar = Verfiigung 
an die Derrn Landräthe-vom 1. Juli 1823 erneuerte Bes - 
fimmung ift jegt von dem Könige. Hohen -Minifterium des 
Innern und der Polizei dahin declarirt worden, daß in 


der: Regel jedes Dominium fir Anftalten zum Verwahr⸗ 


ſam der PoligeisGefangenen ans feinem Sprengel felbft 
forgen müffe, wozu auch die Gerichts- Gefängniffe derfelben 
Dbrigkeit: mit benutzt werden Fönnten, und daß ein Dos 
minium, welches nicht im Beſitz folcher Anſtalten fei, oder 


fie nicht anlegen wolle, ſich wegen Anfnabine: feiner Poli⸗ 


* 


zei⸗Gefangenen mit einer benachbarten Stadt oder einem 


andern Dominium im Wege des Vertrases affoziiren můͤſſe. 
Den landraͤthlichen Behörden bleibt zwar unbenommen. 
in einzelnen Faͤllen in’ einer Stadt. einen, Poinei⸗ Gefange⸗ 


nen unterzubringen, welcher eigentlich einer benachbärten 


4 


ländlichen Obrigkeit angehört, alsdann fol aber die Stadt 
von dem Dominium, für deffen Rechnung fie den Gefans 
genen ‚übernommen, eine vollftändige Bergütigung. her bieds 
fähigen Koften erhalten. Nach dieſen Beftinmungen . 


| zirks kuͤnſtig zu verfahren. 


ben dig Kreis⸗ und Orts⸗ —— ir PB 


Potsdam, den 13. Februar 1825. 
Koͤnigl. Senn —— Ku ateiuie 





132. 
Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des — er sh 
Polizei an die Koͤnigl. Regierung. zu Erfurt, den * 
port und big Unterbringung aufgegriffener Bagazız 
. ꝛc. —— tm a di 
a nuß 


— a 


Die in dem, wegen der. "Weiterbeförderung des mit 
Transport dort angekommenen Schloſſergeſellen N. N. ers 
ſtatteten Berichte vom 19. December v. J. angefuͤhrten 
Gruͤnde, ſind durch den Bericht der Koͤnigl. Regierung zu 


Stettin vom 29. September y. J. hinlaͤnglich widerlegt. 
Es muß daher bei dem Reſcripte vom 15. October v. I 


verbleiben, und Fünftig fein Transport eher eingefeiset 
werden, als bis die Behörde, wohin der Transport des 
vichtet werden ſoll, ſich damit einverftanden erklärt‘ bat, 
oder deren Widerfpruch durch Anweiſung der vorgefegten 


Inſtanz beſeitigt iſt. 


In Ermangelung eines Landarmenhauſes die⸗ 
jenigen, denen die Freiheit nicht geſtattet werden Ant A 
die gemößnlichen Sefängniffe untergebracht ———— 
Berlin, den 7. Januar 1825. 
Der r Mwiget des Innern und der Poliget. 
v. —— 


ante Nazi ae, | . 
Reſeript des Königl. Miniſteriums des Innern an die 
Königl; Regierung zu Merfeburg, die Zurücweifung der 
dem Preußifchen Staate nicht angehörigen Unters 


s 


thanen betreffend, Ä 


— — 


Der N. N., in Betreff deſſen Unterbringung die Koͤ⸗ 
nigl. Regierung unterm ten diefes berichtet hat, gehet 
den Preußiſchen Staat nicht an. Zuvörderft iſt nicht 
nnachgewiefen, daß er je im Preußifchen Mititair gedient 
habe. Wenn died aber auch der Fall geweſen fein follte: 


a 


fo hat er doch dadurch, daß er den Ahfchied genommen, 


und mehrere jahre einer fremden Macht gedient hat, feis 
nen UnterthanensDBerband zum Preußifchen Staate längft 
aufgegeben. "Der N. N, ift daher, da er nicht nachweis 
fen kaͤnn, wie er fich in dem Preußiſchen Staate ernäh> 
ren werde, anzumeifen, "denfelben zu verfaffen, und muß 
die Könige. Regierung Ihre Grenz» Behörden inftruiren, 
ihn, wenn er zurückgefcehoben wird, nicht wieder anzuneh; 
men, fondern fogleich zurückzufenden. ! 
„.. Berlin, den 25. Februar 1825. 

Miniſterium des Innern. Erfte Abtheilung, 
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Reſcript bes Koͤnigl. Minifteriums des Innern und der 


Polizei an die Koͤnigl. Regierung zu Merfeburg, die - 


- Aufbeingung der Koften für aufgegriffene Vaga⸗ 
eng: bonden betreffend. RD: 


— — 


Die Koͤnigl. Regierung wird auf den unterm 17ten 
v. Mts., wegen der Koften für aufgegriffene Vagabonden 
erſtatteten auderweitigen Bericht zuvoͤrderſt darauf auf⸗ 
merkſam gemacht, daß in den, dieſe Koſten betreffenden 
Reſcripten vom 2. Juli und 28. October v. J. und in den 


. 


ı® 


Berichten, auf welche ſolche erlaffen worden, von dem eher 
mals weftphälifchen Landestheilen Ihres. Bezirks. überat 
nicht, fondern nur. von den ehemals fächfifchen Landess 
theilen die Rede iſt. | — | y 

In diefen. muß aber die im. allgemeinen beftehende 
Kegel gelten, daß der, melcher. mit der Kriminal⸗ und 
Polizei: Zurisdiction. beliehen ift, auch die dieſen Berech⸗ 
tigungen entſprechenden Laſten, wohin namentlich die Laſt 
der Bewachung und der Ernaͤhrung der Gefangenen und 
die Koſten ihres Transports gehoͤren, zu uͤbernehmen hat. 
Es kommt nun darauf an, ob in dem dortigen Regie⸗ 
rungs⸗Bezirk durch Particular⸗Geſetze eine Ausnahme von 
dieſer allgemeinen Regel begruͤndet wird. Die Koͤnigl. 
Regierung hat Sich deshalb auf das Koͤnigl. Saͤchſiſche 
Mandat wegen Errichtung der neuen Land-Arbeitshaͤuſer 
bezogen, ohne dabei das Datum dieſes Geſetzes zu bes 
merken; wahrſcheinlich hat Diefelbe indeflen das Mandat. 
vom 9. Juni 1803 darunter gemeint. Aus Legterem und 
namentlich aus den $$. 8. 9. und 13. deſſelben ift aber 
eine folhe Ausnahme nicht abzuleiten. 

In dem $. 13. iſt nur von den Koften der Aufgreis 
fung und ded Transports der in dad Arbeitshaus zu Cols 
dig abzuliefernden Vagabonden umd in dem $. 18. nur 
von den Koften, welche durch die aus diefem Arbeitähaufe 
über die Gränze zu transportirenden Vagabonden verans 
laßt werden, die Rede. Mer 

‘ Da nun Coldig bei dem Koͤnigreiche Sachfen geblies 
ben ift; fo kann aus diesfeitigen Orten dorthin Fein Trands 
port mehr erfolgen, mithin auch der Fall diefer fpeziellen 
Ausnahme gar nicht eintreten. Ob es bei dem, in Anfes 
hung des Arbeitshaufes zu Zeig beftehenden Sozietaͤts⸗ 
Verbande aus politiſchen Ruͤckſichten rathſam iſt, wegen 
der nach und aus dieſer Anſtalt zu transportirenden Va⸗ 
gabonden und Bettler, dort eine aͤhnliche Verfaſſung ein⸗ 
suführen? if eine Frage, die, wenn fie zur Sprache kom⸗ 
mern ſollte, mit Hinficht auf die bei diefer Anftalt zum 
Grunde liegende Verfaſſung, und die ihr zu Gebote fie 
henden Fonds befonders zw erwägen fein würde, Allein 
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das, was rackſichtlich des anrbeitchaufes in Eolditz geſetz⸗ 
lich "gevefen ‚ kann nicht ohne Weiteres auf das Arbeitss 
haus in Zeig: angewendet werden, am wenigſten iſt aber 
eine Beſtimmung, die bloß für einzelne Faͤlle polizeilicher 
Koften, nenilich im Betreff der Koften des Transports in 
das Arbeitshaus und der Koſten des Transports aus 
demſelben über die Gränge etlaſſen wor, auf andere 
Gäle auszudehnen. 

Hiernach muß mithin in der Regel uni bis auf Wei⸗ | 
teres ‘der Inhaber der Poltzeis Gerichtsbarkeit für bie | in 
3 ftehenden Koſten verhaftet bleiben. 

‚Berlin, den 18: Februar 1925. 

Der Minifter bed Innern und der Polizei, 
| v. ————— 





135. 
Refetipt der Königt. Minifterien des Innern und der 
Polizei, ſo wie der auswaͤrtigen Angelegenheiten, an die 
Koͤnigl. Regierung zu Merſeburg, die Erſtattung der Trans⸗ 
port⸗ und Berpflegungs-Koften in Beziehung auf, die 
swiſchen Preußen und Sachfen beftehende Kons 
vention betreffend. 


2 
—— — zu 


Auf den Bericht der Koͤnigl. Regierung vom 28. 
Jult v. J. iſt bei dem Koͤnigl. Saͤchſiſchen Hofe darauf 
angetragen worden, daß als Nachtrag zu dem $. 14. der 
im Jahre 1820 zwifchen Preußen und. Sachfen in Betreff 
der Uebernahme der Dagabonden und Ausgemiefenen ab: 
sefehloffenen Convention wegen gegenfeitiger Erftattung der 
Transports und Verpflegungs-Koſten, noch ein hefonderes 
Abkommen getroffen werde. 

Nach der (sub lit, a.) abfehriftfich anliegenden, von 

der Königl. Gefandfchaft zu Dresden «ingefandten Note, 
iſt indeffen der gedachte Hof der Meinung, daß die Ers 
fattung jener Koften im dem F. 14, der Convention vom 
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Yahra 7820 : für. diejenigen“ Faͤlle, in welcher die Auswei⸗ 


ſung auf Requifition. des zur Annahme verpflichteten Staats 
erfolge, ‚vorbehalten: fei, und .ed demnach des “ Antrag 
gebrachten Abkommens nicht bedürfen: werde, ;: ng 


"Die: Könige. Negierung hat daher: in: den vorgebacn | 


ten Sällen nach diefer Anſicht zu verfahren, Bonn 
Berlin, den 5: Januar 1825. is udn 
Miniſterium des Innern Miniſterium der — 
und der Polizei. Angelegenheiten. 
» — "77 u. Bernſtorff. 


uUeber die von Einer x. *eonigi Preuß. Geſandſchaft 
unterm 22. September d. J. geſchehenle Eröffnung, wegen 
einer nachtraͤglichen Uebereinkunft in Bezug auf den F. 14. 
der, wegen Uebernahme der Vaganten zwiſchen Sachſen 


und Preußen im Jahre 1820 abgeſchloſſenen Convention 


iſt bei den diesſeitigen Behoͤrden, Erörterung angeſtelt wor⸗ 
den, woraus ſich folgendes ergeben hat. 

In der Regel iſt jede Behörde, welche eine’ öndere, um 
desmwillen, weil Dadurch ihr Intereffe befördert wird, die durch 


die. Nequifition auflaufenden Koſten zu ‚tragen, verbunden. 


Da fih nun annehmen läßt, daß in Fällen, wo die Anslies 


ferung eines Bagabonden auf Nequifition des zu deffen Annah⸗ 


me; verpflichteten Staats erfolgt, dieſem Legteren. an der. 


Auslieferung defielben gelegen fei,. und „dadurch deſſen In⸗ 


tereffe befördert werde,.fo ift es dem voraufgeftellten ‚ als 
gemeinen und allgemein anerfannten Grundfage angemef 


ſen, daß in ſolchen Fälfen der requirirende- Staat die Kos 


fien, welche durch den Transport und die Verpflegung der 
auszuliefernden Vagabonden ertwachfen, dem hierzu requis 
rirten "Staate erſtatte. Von biefem Grundfage, in Des 


ziehbung anf das Verhaͤltniß zwifchen der. Königl. Preuß, ' 
und König. Sächfifchen Negterung und auf die wegen. 


Auslieferung der Vaganten erfolgenden Nequifitionen eine, 
Ausnahme zu beftiimmen, feheint fein Grund vorhanden zu 
fein; auch wird ed, wenn ed bei der allgemeinen Regel 
verbfeibt, einer Erläuterung des angezogenen $. 14. nicht 


dedurfen, indem darin ſchon feſtgeſetzt iſt, daß iq den Se 


? 


, 
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len, da. die Auiöwefung deg Bagabondei nicht auf Re 
quiſition des zur Annahme. verpflichteten Staats: gefchieht, 
Eeine Anforderung für den Transport und die Verpflegung 
der Vagabonden an den übernehmenden. Staat gemacht 
werden Fönne, woraus die Vorſchrift für: den — 
gen Fall von ſelbſt erfolgt ꝛc. 
— den 20. December 1824. F 
von Rinne 


136: 


Uebereinfunft mit der Fürftlich- — * Ko 
, ‚gierung zu Rudolſtadt, die gegenfeitige _. i 
* ‚ ber, — Bl | — 


Um die Hioderniſe, weiche für die ——— Aus⸗ 

übung der Sicherheits » Polizei”in dem Königl. Preuß. Kreife 
Ziegenrüc, Erfurter’ Negierungs: Bezirks, und den Fürftt. 
Schwarzburg-Rudolſtaͤdtiſchen Aemtern Leutenberg und 
Könis bei der eigenthümlichen Lage diefer Landestheile, im 
foweit deren Gränzen einander berühren, bisher dadurch 
entftanden find, daß die betreffenden Beamten ohne bes 
fondere Erlaubniß der einfchlagenden Behörden einen Vers 
brecher nicht in das benachbarte Gebiet verfolgen können, 
zu befeitigen, iſt zwifchen der Koͤnigl. Preuß. Regierung 
zu Erfurt und der Fürftl. Schmwarzburgifchen Regierung 
zu Nudolftadt folgende Uebereinkunft verabredet und bes 
ſchloſſen worden. 


$. 

Den Königl. Preuß. — den Fuͤrſtl. Schwarzburg⸗ 
Rudolſtaͤdtſchen Militair⸗ und Civil-Beamten, welche mit. 
Ausuͤbung der Sicherheits-Polizei beauftragt ſind, wird 
von den beiderſeitigen Regierungen die Befugniß einges 
räumt, ohne vorgängige fpezielle Nequifition der betreffens 
den Behörden. einen Derbrecher. in das angränzende Ges 
biet zu verfolgen, und denfelben in DBetretungsfalle zu 
verhaften, wobei diefen Beamten von dem Behörden alfer 
Vorſchub geleiftet werden fol. 
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Der Verbrecher darf jedoch nur an die Behörde des⸗ 
jenigen Orts, in welchem deffen Verhaftung erfolgt if, zur 
weitern Verfügung abgeliefert — E 


Diefe Uebereinfunft if, ri fhon im Einsanee ges 
dacht mworden, für den Erfurter Negierungs- Bezirk auf 
den Ziegenrücker Kreis und für das Fuͤrſtenthum Schwarz⸗ 
burg-Rudolſtadt auf die Aemter König‘ und keutenberg 
beſchraͤnkt. 

Urkundlich iſt dieſe Uebereinkunft doppelt ausgefertigt, 
von beiden Theilen beſiegelt und unterſchrieben, und hier⸗ 
naͤchſt gegenſeitig ausgewechſelt worden. 

Erfurt, den 21. Jan, 1825. Rudolſtadt, den 11. Febr. 1825. 
(L.S.) Koͤnigl. Preuß, Res * C. 8.) Fuͤrſtl. Schwarzb. Re⸗ 
gierung. * gierung. 
Gebel. Ditmar. von Beulwitz. 





| 137. 
Mefeript des Königl. Minifteriums des Innern, an bie 
Königl, Regierung zu Breslau, die Entlaffung bes 

Ä tinirter — — betreffend. 


Die in dem Berichte der Koͤnigl. Regierung vom 
rıten d. M. erwähnte Vorſchrift des $. 571. der Kris 
minal⸗Ordnung über die Entlaffung derjenigen Sträffinge, 
welche auf den Grund des gegen fie ergangenen Urtheils 
bis zur erfolgten Befferung in den Correctionds ıc. Uns 
ftalten detinire werden müffen, ift durch die Allerhoͤchſte 
Kabinets⸗Ordre vom 4. December v. J. (Nr, 4.) in der 
Art abgeaͤndert worden, daß in den daſelbſt bezeichneten 
Faͤllen die Vorſteher der Straf⸗Anſtalten die zu erſtatten⸗ 
den Berichte fernerhin nicht weiter an das Koͤnigl. Juſtiz⸗ 
Miniſterium zu richten, ſondern bei der vorgeſetzten Re⸗ 
gierung die noͤthigen Antraͤge zu machen angewieſen ſind. 

Die in dem vorliegenden Berichte dieſerhalb entwik⸗ 


* 


— 
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felte Anſicht erfcheint mithin allerdings dahin gerechtfer; 
tigt, daß. die Könige. Regierung auf dergleichen Ihr Fünfs 
tig zugehende Anzeigen, wenn von der Direction des Straf 
Inſtituts auf Entlaffung eines über: die -Strafzeit hinaus 
detinirten Sträflingd angetragen wird, folche fofort ohne 
weitere. Anfrage anzuordnen, . auch fonft nach den Umſtaͤn⸗ 
den zu verfuͤgen vollkommen ‚berechtigt fei, ‚diejenigen Fälle 
andgenommen, wo wegen einer über zwei Fahre hinaus⸗ 
gehenden, Detention die Berichtserſtattung nach den biedr 


* fähigen Vorfchriften erforderlich ift. 


In dieſem ‚Sinne iſt˖ Daher auch die der. Direction 


des Eorrectionshaufes zu Schweidnig unterm 2affen vo⸗ 


rigen Monats von bier. ne ‚ergangene Serfügung zu ver⸗ 
ſtehen. - 
Berlin, den 18. Februar 1825. 
Miniſterium des Innern. en Abtheilung. 
Suter F Koͤhler. 





138. 
Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern an die 
Königt, Regierung zu Breslau, die Bewilligung von 
Prämien für endete Brandſtiftungen betreffend. 


— 


Die Koͤnigl. Regierung erhält die mittelft ‚Berichts 


vom zöften v. M. eingereichten Unterfuchungs: Akten. wi⸗ 


der die Brandflifterin N. N. in einem Bande hiebei zu— 
rück, Nur für folche Bemühungen, welche zur, Entdek⸗ 
kung bis dahin verborgen gebliebener Brandflifter anges 
wendes, und auf. Anzeigen, die dem unterfuchenden Gerich- 
te zur Ueberführung des Ihäterd mitgetheilt worden ſind, 
ift die Prämie auögefegt, deren in dam vorliegenden, Bes 


richte Erwähnung gefchiehet. Sie kann daher. wicht im 


den Fällen ftatt finden, wenn fofort nach dem vorgefalle⸗ 
nen Brand» Schaden ein dringender Verdacht ‚gegen: eine 
Perſon ſich erhebet, diefe Deshalb unverzüglich zur Haft 


gebracht wird, und dann dei der Vernehmung der yeruͤb⸗ 
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ten That geftändig iff, wenn auch dieſes Geſtaͤndniß erſt 
auf die bei der Vernehmung gemachte Aufforderung er⸗ 
folgt ſein ſollte. 

Sn dem gegenwärtigen Falle hat aber, wie die Vers 
handlung ‚Blatt 3. der Akten ergiebt, der Kreis, Secres 
tair N. N. keinesweges die Brandftiftung der ı. N.N. 
entdeckt, oder zur Ueberfuͤhrung derfelben beigetragen, uud. 
‚ eben fo wenig‘ gehet aus der Anzeige Blatt ı hervor, daß 
der PolizetrDiftriftdsKRommiffarius N. 'N;, deshalb bes 
fondere und wirffame Bemühungen angewendet habe. Nur 
affein auf den Kreiss Boten N. N. kann einige Ruͤckſicht 
gensinmen werden, da’ anf deffen "Aufforderung die Vers 
haftete das freiwillige Geftändnig zuerſt geleiftet hat. - Ju 
nn Hinſicht wird dem N. N. eine Gratification voun 

ausgeſetzt, welche die Koͤnigl. Regierung ihm qus 
dent Fondszu 'pofigeifichen Zwecken bei Nrer Haupt⸗ 
Kaffe auszahlen zw laſſen hierdurch ermächtiget rd. 
| Verlin, den 12. Februar, 1825. 12 
„per Miniſter des Junernn. 4 
2 —— 





| - 139. | 
Gireylar: ‚Keferip des Königl. Juſtiz⸗ Miniſteriums an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Juſtiz-⸗Behoͤrden, das Verfahren 
ruͤckſi— ichtlich der aufgefundenen Leichname der 
— D———— Sribfmmbeor betreffend. 


** Fr N ‚ N Par R 
1240 nn, N 


ag: Könige Najefii Haben in der Allerhöchſen Ka⸗ 
binets/Ordre vom 4ten d. M., welche durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zur allgemeinen Kenneniß gebracht‘ werden 
wird, zu beſtimmen geruhet, daß die in dem F. 156. der 
Krimldal⸗Ordnung vorgeſchriebene Obduktion der Leichna⸗ 
me der Selbſtmoͤrder kuͤnftig nicht mehr. erforderlich ſein 
‚fol, wenn der Selbſinord erwieſen iſt, oder aus ben Uns 
rähden Elar erhellet. 

Dieſe Feſtfetzung veranlaßt den Juſtiz⸗ Minifter, de 
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Berichte darauf aufmerkſam zu machen‘, daß ihre bisherige 
Konkurrenz in allen folchen Fällen unverändert bleibt, und 

nur die Zuziehung der Ärztlichen Sachverftändigen in ber 
angegebenen Vorausfegung ausgefchloffen wird. Ob diefe 
vorhanden. iſt, laͤßt fich aus der erfien, Mittheilung won 
dem betreffenden Ereigniffe gewöhnfich ‚entnehmen, fo, daß 
in der Regel die Mitnahine der Kunfiverftändigen unnoͤ⸗ 
thig iſt. 

Sobald: nun der Richter an Ort und Stelle durch 
Vernehmung von Zeugen den. Selbſtmord feſtſtellt, oder 
aber durch Umftände aus dem Leben des Todten, durch 
die Lage ded Orts, wo die That begangen ift, durch eine 

- etwa zurückgelaffene Erklärung über fein Vorhaben, dur 

, den Nachweis einer irre geleiteten Gemuͤthsſtimmung und 
“ durch andere, mehr oder minder. erhebliche Andenzungen 
die Ueberjeugung. erhält, daß die Schuld eines. Dritten 
auch nicht einmal vermuthet werden kann, fo genügt: es 
an einer vollftändigen Verhandlung über den Befund und 
die vorgefommenen Ermittelungen, und nur erfi dann wer⸗ 
ders die, Kunftverfiändigen herbeigerufen, wenn ‚der Vers 
dacht eines Derbrechend begründet oder zum wenigſten 
nicht ganz entfernt wird. 

| Daß hiebei mit Umficht und Sorgfalt verfahren wer⸗ 
den muß, darf kaum erinnert werden. 

Bei dieſer Veranlaſſung will der Chef der Juſtiz auch 
einen Irrthum berichtigen, in welchem ſich einige Gerichte 
befinden, wenn fie vorausſetzen, daß die durch den $. 156. 
der Kriminal=Drdnung vorgefchriebene äußere Befichtigung. 
der Leichname von Perfonen, die durch einen Zufall oder 
durch eine Begebenheit, bei welcher die Schuld eines Drit- 
ten nicht zum Grunde liegt, ihr. Leben verloren haben, 
durch einen Arzt - oder Chirurgus vorgenommen werden⸗ 
muͤſſe. 

Dies verlangt das Geſetz keinesweges, wie die sg 
152 und 153. eben daſelbſt über allen Zweifel erheben; 

08 ift vielmehr. hinreichend, wenn der Dichter den Leich« 
nam in Augenfchein nimmt, und über feine Wahrnehmuns 
gen om Körper verhandelt, ſo da weder bei der Bahr, 


% 
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fcheintichfeit für ein zufaͤlliges Ereigniß ein Kunſtverſtaͤndi⸗ 
ger mitgenommen, noch bei der nachherigen Gewißheit über 
den eingetretenen Zufall berbeigerufen werden darf. 

« Das Königl. Dber » Landesgericht bat fich bienach 
nicht nur felbft zu ‚achten, fondern demgemäß auch die 
untergeordneten Gerichte mit Anmweifung zu verfeben. 

—— den 8. December 1824. 
Der Juſtiz⸗Miniſter 
v. Kircheiſen. 





Polizei gegen Ungluͤcksfaͤlle. 


140. 
Reſcridt des Koͤnigl. Miniſteriums des — an die 
Koͤnigl. Regierung zu Gumbinnen, die Verſicherungen 
bei der ſtaͤdtiſchen Feuer» Sozietät betreffend. 





Wenn der Königl. Regierung in der Verfügung vom 
2. September 1823, auf melde Sie in dem Berichte 
vom gten v. M. Sich beziehet, gefagt worden ift, daß nah 
dem Inhalte des ſtaͤdtiſchen Feuer» Sozietäts,Neglements 
vom 25. Juli 1723. den zum Beitritt verpflichteten Grunds 
-befigern die Befugniß nicht freitig gemacht werden koͤn⸗ 
ne, bei der Affefuranznahme den Werth felbſt zu be⸗ 
ſtimmen, womit fie der Sozietät beizutreten geſonnen find, 
und zwar nur unter der Defchränfung, daß dabei ‚der 
wahre zeitgemäße Werth nicht überfchritten werde;, fo 
liegt darin ſchon von felbft das Anerfenntniß ihrer Ber 
rechtigung, denjenigen Theil ihre Vermögens, welcher 
durch die Affecnration bei der Städte: Feuer : Sozietät noch 
nicht betroffen worden ift, bei einem anderen Inſtitute 
innerhalb der fonft gefeslichen Beftimmungen und unter 
Beobachtung der vorgefchriebenen polizeilichen Maafregeln 
zu verfichern, und ſolchergeſtalt gegen Befchädigungen durch 
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Feuer fiher zu ſtellen. Ganz unbedenklich iſt es daher 
auch, daß. die Koͤnigl. Regierung hienach im vorkommen⸗ 
den Faͤllen verfahre, und mithin auch die: in dem vorlie⸗ 
genden Berichte erwähnte. Angelegenheit der Grumdbefiger 
in der Stade N. N. demgemäß entſcheide. Dagegen Fang 
auf Ihren Vorſchlag, den Beitritt: zur Städte - Feuer, 


Sozietät überhauft von dem freien Willen der Intereſ⸗ 


ſenten abhängig zu machen, als gegen das noch beftehens 
de Geſetz Taufend, zur Zeit nicht eingegangen werden, 
Berlin, den 19. März 1825. 
Minifterium des Innern. Erſte — 
a / Kö bien 





141. 
Refeript des Könige. Minifteriums des Innern an bag 
Koͤnigl. Polizei⸗Praͤſidium zu Berlin, das Firniffochen 
innerhalb ber Stadt und in Gebaͤuden betreffend. 





Die Koͤnigl. Ober⸗Bau⸗ Depniation bat auf Erfus 
chen des Koͤnigl. Polizei-Praͤſidii, über die Zuläßigfeit des 
bisher verbotenen Firnißfochens innerhalb der Stadt und 
in’ Gebäuden dasjenige Gutachten abgegeben, welches dem 
Koͤnigl. Polizei: Bräfidio in. dem abfchriftlich beigefügten 
Schreiben vom sten d. Monats (Anlage a.) zur weiteren 
Beranfaffung überfandt wird. Danach nun erfcheint es 


allerdings nothiwendig darauf zu halten, daß die Berei⸗ 


sung des Maler» Firniffies in Gebäuden innerhalb der 


Stadt nur unter Beobachtung der von dem Stadt, Baus, 


rath N.N. angegebenen Vorſchrifts-Maaßregeln erfolge, 
womit jedoch auch noch die Empfehlung einer von Sachs 
verftändigen votzufchlagenden angemefenen Schuß » Vors 


richtung zur Gicherung der damit befchäftigten Menfchen- 


zu verbinden if. Uebrigens ſteht zwar nichts entgegen, 


die Gewerbetreibenden 'diefer Art auf die von der Königl. - 


Dber- Bau Deputation bemerkte nicht gefährliche Bereits 
tungs s Methode aufmerffam zu machen, ‚die Modififation 
des 
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des früheren allgemeinen Verbots brauche aber dadurch 
nicht erft aufgehalten zu werden. | 
Berlin, den 25. Februar 1835. 
-Minifterimm des Innern. Erſte Abtheilung. 
Köhler, 


Das hieſtge Poltzei ⸗ Präfdium hat uns in dem ab⸗ 
ſchriftlich gehorſamſt beigefügten Schreiben vom éten v. 
M. (Ant, b.) um Abgabe eines Gutachtens über die Zus 
laͤßigkeit des bisher verbotenen Firnißfochens innerhalb 
der Stadt und in Gebäuden erfucht. 

Der allgemeinen Vorſchrift gemäß beehren wir. ung, 
bied Gutachten Ew. Ercellenz gehorfamft vorzulegen. 

Wir. Halten dafür, daß die Bereitung des. Malern 
Sirniffes in Gebäuden innerhalb der Stade bei den 
von dem Stadt-Bauratd N.N, unter 1. bid 4. ange 
gebenen Vorſichts-Maaßregeln nicht wefentlich keuerge⸗ 
fäprlich ift, und zur Dermeidung Iäftiger Gewerbs⸗Be⸗ 
fhränfung wohl nachzugeben fein dürfte, daß. aber doch 
die mit der Bereitung befchäftigten Menfchen bei einer zus 
fälligen Entzündung des Firniffes um fo eher Schaden Ieis 


den koͤnnen, ald nach 1.und2. der Raum feft verfchloffen iſt. 


Deshalb möchte ed rathſam fein, vor Aufhebung des 


Verbots durch DVerfuche ermitteln zu laſſen, ob die in ber 


„Anweiſung, ohne — des Feuers Leindt, Firnig 
zu bereiten.“ von Kuͤg 


angegebene Methode, nach — Salz: Säure dem Oehle 


hinzugeſetzt wird, vortheilhaft iſt. In dieſem Falle koͤnnte 
vielleicht ohne allen Nachtheil fuͤr den Gewerbebetrieb das 


Verbot, Firniß uͤber Feuer zu bereiten, aufrecht erhalten 


werden. | 
Berlin, den 5. Februar 1825. 
Königi. Ober» Bau: Deputation. | 
Eytelwein. Rothe. Cochius. Schinkel. 
een Bauer Matthias, 


des Köni 1 " wirtfichen Bebelmen Staats» 
und Innern Miniiters, Herrn 
von Salem ann Exrsellen;. 
Unnalen Heft I. 1825, 
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Nach den Vorfchriften der Feuerordnung vom 31. 
März 1727 ift das Firnißkochen zur Nachtzeit und nach 
einer. Verordnung vom 2. October 1801 ſolches in der 
Stadt überhaupt: unterfagt, durch eine fpätere Verord⸗ 
‚nung vom 23. October 1801 iſt dagegen feffgefegt, daß 
das Firnißkochen zwar in der Stadt, jedoch nur auf ges . 
räumigen Höfen, welche nicht von Gebäuden: eingefchlofg 
fen find, und wo der Geruh den Nachbarn: niche Iäftig 
wird, oder auf brandfreien offenen Plaͤtzen geſtattet wer⸗ 
| den fol, 

Hiernach ift das Firnißfochen in Gebäuden in der 
Stadt verboten, dennoch aber bisher: von hiefigen Einwohs 
nern der größte Theil des Malerfirniſſes in. denfelben zus. 
bereitet worden, und nur der viel dicker gekochte foges 
nannte Buchdrucker-Firniß und Lack wird: außerhalb der 
GStadt,. oder auf offenen, freien und von feinen Gebäuden _ 

eingefchloffenen Höfen fabricirt. 
Die Uebertretung ded allgemeinen Verbots haben: die 
Eontravenienten damit zu entfchuldigen verfucht, daß bei 
zweckmaͤßigen Vorrichtungen die Zubereitung des Malers 
firniffes in Gebäuden Feine Fenerd- Gefahr herbeiführe, und 
es fomit ohne zureichenden: Grund. ihren: Gewerböbetrieb 
beſchraͤnken würde, wenn, der vor Gefahr‘ ſichernden Bobs 
richtungen ungeachtet, das Kochen des Malerfirniffed dem . 
vorerwähnten allgemeinen Verbote, unterworfen bleiben ſollte. 
Mach dem deshalb erforderten Gutachten: des. Stadts 
Bauraths N. N. ift auch nur die Zubereitung des Buchk 
drucker » Firniffes und Lackes fo feuergefaͤhrlich, daß in 
Betreffi derfelben die Verbote aus den. oben erwähnten 
Berordnungen vom Jahre 1801 unbedingt und unbedenks 
lich aufrecht erhalten werden müffen, die DBereitung des 
Maler» Firniffes aber in Gebäuden in. der, Stadt als ge⸗ 
fahrlos und ſicher anzunehmen, wenn 
1) die Heitzung des einzumauernden Siedekeſſels in ei⸗ 
nem von dem Keſſelraume ganz getrennten Vorgelege 
geſchieht, und der Raum, worin der Siedekeſſel ſteht, 
uͤberwoͤlbt wird; 
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2) alle zu dem Keſſel⸗Raume führende Thuͤren von 
Eiſenblech angefertigt, und fofern Fenſter Darin bes 
findlich, vor diefen äußere Fenfterladen von Eifens 

“ Blech angebracht werden; 

3) in dem überwölbten Kaume zum Firnißkochen außer 
dem Oehle im Keſſel kein fenerfangender Gegenſtand, 
wohl aber ein eiſerner Kaſten mit Sand vorhanden 
iſt; und | 

H daß Firnißkochen nur bei Tage und in Eleinen Quan⸗ 
titaͤten von etwa 10 Quart geſchieht. 

Bei der Wichtigkeit des Gegenſtandes, und da nicht 
zu verfennen ift, daß die unbedingte Unterſagung der, Zus 
bereitung des Maler⸗-Firniſſes in Gebäuden in der Stade 
‚Gewerbs » Befchränkungen ‚herbeiführen, die zu, vermeiden 
nothwendig find, wenn anderweitig die Gefahrlofigkeit ges 
fihert werden kann, fo findet ſich die unterzeichnete Bes 
börde veranlaßt, Eine Könige. Hochlöbliche Ober s Baus 
Deputation hierdurch ganz. ergebenft zu erfuchen, Ihr 
Gutachten darüber abgeben, nnd folches hieher mittheilen 
zu wollen: 

ob unter den obigen Bedingungen ad 1— 4. das Ko⸗ 

chen des Maler: Firniffes in Gebäuden in der Stadt als 

gefahrlos anzunehmen, oder ob und wiefern eventualiter 

die erwähnte Zubereitung als nicht fenergefährlich zu 

betrachten und in Gebäuden in ‚der Stadt nachzuge⸗ 
ben iſt. 

Berlin, den 6. — 1825. | 

J » Eſebeck. 


Eine Känle T. ochlöbliche Ober⸗ 
al Deputarlom 





are 
42. 
—* des Shnigt Minifteriums des — an die 
Kbnigl. — zu Poſen, die Feſtſetzung der 
ee arg beiseffend.. 


— 


— Rehlernug wird unter heũckgebe der 
mittelſt Bericht vom 18ten v. M. eingereichten belegten 
Liquidation von den im verfloſſenen Jahre gezahlten Wolfs⸗ 
Praͤmien hiermit eroͤffnet, daß, in ſofern dieſe Praͤmien 
nach dem beſtehenden Tarif bewilligt worden, es der be⸗ 
ſondern Genehmigung des unterzeichneten Minifterii nicht 
' bedarf, fondern die Prüfung und Feftfegung derſelben der 
Koͤnigl. Regierung Selbſt uͤberlaſſen wird. J 
*3 Berlin, den 5. Februar 1825. 

+ Minifkerinm ded Innern. nn ehe. 
, BR ASEITEN Koͤhler. 


eigene 
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Reſcript des Konigl. Miniſteriums des Innern und; ber 
Polizei an die Königl. Regierung zu Aachen, betreffend 
das Verbot, zur Vertilgung des Ungeziefers bei 

Schaafen, - Arfenif anzuwenden. 





SH mil, anf den Bericht der Königl. Regierung 
vom sten d. M., den Gebrauch des Arfenif3 beim Was 
fhen der Schaafe betreffend, unter dem darin vorgetrage⸗ 
nen Umftänden, genehmigen: daß Diefelbe das beabfichtigte 
und im Entwurf beigefügte diesfällige polizeiliche Verbot 
eriaffe, und in Ihrem Amtsblatte zur Kenntniß der Bes 
hörden und des Publifums im dortigen Negierungd- Bes 
zirfe bringe, wozu die Koͤnigl. Regierung demnarh Hiermit 
autorifirt wird. | 

Berlin, den 23. März 1825. 

Der Dinifer des Innern und der Polizei. 
v Shufmanm. 


Si - 
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Publikandum ber Königl. Regierung zu Aachen, dieſelbe 
Angelegenheit betreffend. 


—— 4 


Es ift hin und wieder uͤblich, daß man zur Vertil⸗ 
gung des Ungezieferd bei den Schaafen, ſolche mit einer 
Aufidfung von Arfenif waͤſcht. Diefed Verfahren ift ſehr 
gefährlich, und kann, befonderd dann, wenn die giftige 
Sauce, mach davon gemachten Gebrauche, an offenem 
Drägen, in Bäche, Waffer- Ninnen ꝛc. ausgefchättet wird, 
für Menfchen und Tiere die ‚traurigften Folgen herbei⸗ 
führen. Bei der unverfennbaren Gemeinfpädlichkeit dies 
ſes Verfahrens finden wir, und veranlaßt, auf den Grund 
einer Autorifation des Koͤnigl. Minifteriums des Inner 
und der Polizei vom 23.März d. J., den Eingefeffenen des 
‚biefigen Regierungs⸗-Bezirks, den Gebrauch des Arſeniks 
Beim Waſchen und Schmieren der Schaafe, zur Vertilgung 
des Ungezieferd, hiermit gänzlich zu unterfagen, wes Ei 
des zugleich an fämmtliche Apotheker hiemit dad Verbot 
ergeht, zu dem vorgedachten Behuf, feinen Arſenik zu der 
Faufen. — Eontraventionen gegen dieſe Verordnung wer⸗ 
den mit 5 bis 20 Rthlr. Strafe den Umſtaͤnden nach ge⸗ 
ahndet werden, und haben’ die, Polizei» Behörden’ auf die 
Anfrechthaktung derfelben zu wachen. ee et 

Aachen, den 8. April 1825. N 

Könige, Preuß. Regierung. Erſte Abtheilung 





Ä F. | 
. Armen» Polizei. 


148. ee 
. Refeript bes Könige. Minifteriums des Innern an die 
Königl. Regierung zu Stralfund, die Verpflegungs⸗ und 
Beerdigungs⸗Koſten erkrankter und hiernächft vers 
ſtorbener Armen betreffend, * 


Bei den don der Koͤnigl. Regierung, mittelſt Be⸗ 
richts vom Sten vorigen Monats · angezeigten Umſtaͤnden 
werden für dieſesmal, jedoch. circa congequentiam, die 
Koſten für die Verpflegung der N, N. uud fuͤr die ders 
ſelben verabreichten Arzeneimittel hiermit. definitive bewil⸗ 
ligt, und wird die Könige. Negierung hierdurch antorifiet, 
dieſe nebſt 1 Rthl. an Beerdigungs⸗Koſten aus dem auf 
‚Ihrem, Etat zur Dispoſition des Miniſterii des Innern 
ſtehenden Wohithätigkeitd: Fonds zu entnehmen, —* 
Was insbeſondere die Beerdigungs⸗Koſten betrifft: 
fo kann jeder Arme mit 1 Rthlr. — unter die Erde ges 
bracht ‚werden. Alte übrige, bei einem Begräbniffe verur⸗ 
ſachte Koften gehen über das Nothwendige hinaus, wofuͤr 
fein, Öffentlicher Armen» Fonds anftommen darf, Es iſt 
baher demjenigen oder denjenigen, welche in diefem Falie 
die mehreren Ausgaben gemacht haben, zu uͤberlaſſen, 
contra quemeunque im Wege. Nechtend, wenn fie fich ges 
trauen damit durchzufommen, Erftattung zu fordern. 

Auch muß der Landrath N. N. angemwiefen werden, 
in Fünftigen Fällen die Verpflegung eines Armen 'niche 
allein wohlfeiler bewerkſtelligen zu laſſen, fondern auch fos 
fort. ded armen Kranken Wohnorte, oder dem, der zur 
Ernährung deffelden verpflichtet iſt, von. dem Erfranfen 
Machricht zu geben, und demfelben die eigene Verpflegung 
und Abholung, fofern folche thunlich if, zu überlaffen. 

Berlin, den 4.Mär; 1825. 

| Der Minifter des Innern. | 
v. Schuckmann. 
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Reſeript des Könige. Minifteriums bes Innern an die 
Königl, Regierung zu Arnsberg, die Verpflegung 

2... erfranfter Reifenden betreffend, \ 





Das Mefeript vom 26. Juli 1821 *), welches die 
Koͤnigl. Negierung in Ihrem Berichte vom 2ofien v. M. 
über die Verbindlichkeit der Gemeinden zur Verpflegung 
erfranfter Neifender allegirt Hat, iſt anf das: franzoͤſiſche 
Gefeg vom 24ften Vendemiaire II. gegründet, . Dana - 
wird aber keinesweges eine Biheinifche Eommune von eis 
ner Commune, in welcher died Gefe nicht gilt, einen Ers 
fag für ‚einen verpflegten Kranken fordern: fönnen. Die 
von der Königl. Regierung voraudgefegte Ungleichheit iſt 
alfo nicht vorhanden, und bedarf. ed daher der nachgeſuch⸗ 
ten Deklaration nicht. " 

Berlin, den 2. März 1825. re: 
Minifterinm des Innern. Erfte Abtheilung. 
Köhler 0° 





147 . J 
Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern an den 
Magiſtrat zu Anclam, die Verpflegung einwandern⸗ 
der kranker Handwerksgeſellen betreffend. 


Dem Magiſtrat zu Anciam wird auf Seine gegen 
die Wiedereinfuͤhrung der Vorſchrift des allgemeinen Land⸗ 
rechts Th. II. Tit. 8. $. 354 **) wegen Verpflegung eins 


*) Jahrg. 1821, Ates Heft, ©. 920, — 

(Yu. L. R.) 8. 353. die Kur und Verpflegung eines eins 

gewanderten und Frank gewordenen Gefellen, er ſtehe bereits 

in Arbeit, oder nicht, muß, wert er felbft unvermoͤgend iſt, 

aus der Geſellenlade, und in deren Ermangelung aus der 
BGewoerks⸗ Kaſſe beſtritten werden. Ne 

6, 354. Iſt diefe nicht hinreichend, fo muß die Armen⸗ 


—4 
ins: — > 
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wandernder kranker Handwerks⸗Geſellen eingelegte Vors 
ſtellung yom roten d. M. eroͤffnet, daß der- Entwurf zu 
einem neuen Geſetze fuͤr die Armenpflege zur Berathung 
> vorliegt, deſſen Erſcheinen der Magiſtrat abwarten muß. 
Immittelſt aber Fönnen die Städte bei der Gegen 
feitigfeie des aus dem allgemeinen Landrechte entnommes 
nen "Grundfages ‘ nicht für praͤgravirt geachtet‘ werden. 
Wohl aber tritt der Vortheil ein, daß den gewoͤhnlichen 
übertriebenen Liquidationen und einer Menge von Gtreis 
tigkeiten and Schreibereien, ‚die Die Erftattung der Koften 
erfordert, durch die in Rede ſtehende Vorſchrift des all⸗ 
gemeinen Landrechts vorgebeugt wird, Ä 
Berlin, den 20. Februar 1825. 
Miniſterium des Innern. Erſte Abtheilung, 
De | Köhlen : 





| 148. . 
Reſcript des Koͤnigl. Juſtiz-Miniſteriums an das Kd⸗ 
nigl. Ober⸗Landesgericht zu Naumburg, die Koſten der 
Beerdigung aufgefundener Leichname betreffend. 
(Conf. Jahrg. 1824, Ates Heft, ©. 1149.) 


— 


Von den Miniſtern des Innern und der Juſtiz iſt 
kuͤrzlich der Grundſatz angenommen worden, daß die Kos 
ſten der Beerdigung aufgefundener Leichname, deren der 
$. 606. der Kriminal-Ordnung erwähnt, wenn ſolche nicht 
aus dem Vermögen des Todtgefundenen entnommen ters 
den fünnen, in Ermangelung abweichender Provinzial Be⸗ 
flimmungen, nicht dem Kriminal- Fonds, fondern derjenigen 


« Kaffe des Orts, und bei deren Unzulänglichkelt, die Stadts 
oder Kaͤmmerei-Kaſſe zutreten. 
$. 355. Der Magiftrat muß alfo bei eigener Vertretung - 
dafür forgen, dag ein krank gewordener unvermögender Ges 
felle nicht hülflos gelaſſen, oder vor erfolgter hinlänglichen 
Wiederherſtellung fortgefchafte werde: .. . Ä 


817 


Armens Kaffe zur Laſt fallen, and welcher die Verpflegung 
des DVerfiorbenen, wenn er am Leben geblieben wäre, und 

der öffentlichen Unterflägung bedurfte Hätte, zw beftreiten . 
geweſen wäre. - Hierdurch wird die an den Kriminals Ges 
nat des Könige: Dber»Landesgerichts unterm. 14. Juli pr. 
dieſes Gegenfiandes wegen erlaffene und in die von Kamp tz⸗ 
Shen Jahrbücher Bd. 22. S. 115 aufgenommene Verfüs 
e- modificire, und es ift daher die Verfügung wegen 

erichtigung folcher Beerdigungs⸗ Koften in den vorkom⸗ 
menden Fällen der, Regierung zu überlaffen. 

Berlin, den 7. Januar 1925. 
Der Juftiz- Minifter 
von Kirgeifen 





| G. 
Gewerbe; Polizei. 


149. 
Kefeript des Königl. Minifteriums des Innern an ben 
Magiſtrat zu Berlin, die Abſchaffung der Neujahres 
Gratulationen von Seiten der Gefellen und Lehr 
burſchen vieler zen betreffend. 


Ich finde Fein Bedenken, den von bem — 
hierſelbſt unterm 4ten d. M. gemachten Antrag wegen 
Abſtellung des bei den Geſellen und Lehrburſchen vieler 
Gewerfe, eingeführten Gebrauchs der Neujahrs = Gratulas 
tionen zu genehmigen, und überlaffe dem Magiftrate, vers _ 
möge der Ihm zuftehenden Aufſicht über Die Gewerks⸗ 
Sachen, nah Ruͤckſprache und in Vereinigung mit dem 
Polizei⸗Praͤſidio das zur Ausführung Leſorderliche zu ver⸗ 
fuͤgen. 

— den 15. Januar 1925. 

Der — des — 
= Schuckmann. 





SB, 


150. . 
Kefeript ber aKonigl Miniſterien des. PAPER (6 wie 
des Innern und der Polizei an die Königl. Regieruns 
gen zu Breslau, Liegnig und Oppeln, den Nichtgebrauch 
des Kaiſerl. Defterreichifcehen Wappens: auf den 
Schildpapieren des Rauchtabafs betreffend. 

Seitens des Kaiſerlich Defterreichifchen: Hofes iſt dars 
über Beichwerde geführt worden, :daß-die Tabak, Fabrif 


. unter der Firma N. N. zu Dirfchberg und eine andere 
zu Wiefenthal, fih des Kaiferlichen doppelten Adlers auf 





+ den Schildpapieren ihres Rauchtabaks bedienen ‚ um das 


durch die Unterthanen des benachbarten. Defterreichifchen 
Staates über den. Urfprung des Fabrikats zu täufchen. 
Wir nehmen davon Veranlaſſung, die Königt. Re⸗ 
gierung hiermit zu beauftragen, ‚, den diesſeitigen Untertha⸗ 
nen durch eine, in Ihr Amtsblatt aufzunehmende Bes 
fanntmachung den Gebrauch des Kaiferlich —— 
Wappens ein fuͤr allemal zu unterſagen. * 

Bextlin, den 2. Maͤrz 1825. | | | 
Minifterinm des Handels.  Minifterium bes Innern 
v. Buͤlo w. | und der Polizei. 

Ä v. Schuckmann. 


15 
Reſeiped des Koͤnigl. Miniſteriums des Same an die 
Koͤnigl. Regierung zu Breslau, die Zmanggs Ber 
| er ber Schornſteinfeger betreffend. 


| 


| rufe den Brit der Känigt Resierung vom gten 
dieſes Monats, 

die Zwangs s Bezirke der Schornfleinfeger betreffend, 
wird Derſelben zu erkennen gegeben, daß in dem Edikte 
vom TI Mai 1765. 8. 23. die Zwangsr Kehrs Bezirke 


| > | 
n ich angeordnet find. Dieſe Gefeßeds Stelle feßt nur 
feft, daß den Haus⸗Beſitzern nicht ferner die Selbftreinis 
gung der Schornfteine, überlaffen fein, nnd daß fie ſich 
daher überhaupt eines qualifizirten, Schornſteinfegers be⸗ 
dienen follen, nicht aber ift darin vorgefchrieben, daß fie 
an ein beſtimmtes Individuum gebannt fein follen. 


Das fragliche Geſetz kommt alſo ganz mit der Be⸗ 
ſtimmung des dieſſeitigen Reſcripts vom 26. November 
1822 *) überein. 


Hieruach fett es der Verfügung ber Königl. Regie⸗ | 
rung an einem gefeglichen Sundamente), und Sie erfcheint 
nicht befugt, die Gutebefiger des Schweidnitzer Kreiſes zu 
verpflichten, ſich eines von Ihr! beſtimmten Schornſteinfe⸗ 
gers zu bedienen; denſelben muß vielmehr uͤberlaſſen blei⸗ 
ben, ein ſonſtiges qualifizirtes Subjekt zur en ih⸗ 
rer Schornſteine anzunehmen. 
Uebrigens bleibt hiernach die Frage, 
ob bei Beſtimmung eines Zwangs⸗Kehr⸗Bezirks die 
Ruͤckſicht, ob der anzuſetzende Meiſter im Stande ſei, 
den Bezirk gehörig zu reſpiziren, oder vielmehr die Ruͤck⸗ 

Nſicht, ob er davon ſein voͤlliges Auskommen habe, praͤ⸗ 
valiren muͤſſe? 


als irrelevant bei Seite liegen. Indeſſen will das unter⸗ 
zeichnete Miniſterium doch aus Veranlaſſung der diesfaͤlli⸗ 
gen Aeußerung der Koͤnigl. Regierung hierbei bemerken, 
daß auch kein Nachtheil davon abzuſehen ſein duͤrfte, wenn 

’ ein Schornſteinfeger aus dem Betriebe ſeines Gewerbes 
nur einen Theil ſeines Unterhaltes entnimmt, und ſich den 
ſonſt noch erforderlichen Theil aus einem Nebengewerbe 
verſchafft, welches nur nicht ſeine oͤftere Entfernung von 
— Wohnorte noͤthig macht. 


Die. Könige. Regierung hat hiernach der Veſchwerde 
der Guts⸗Beſitzer abzuhelfen, uͤbrigens die im Reſcripte 
vom 26, — 1822 enthaltenen poltzeilichen Vor⸗ 


* 4823); iſtes Heft, S 12 
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Schriften zu Beachten, und, nie Nm gendgt worden, bie 
| nen 14 Tagen: anzuzeigen. | 
„ Berlin, den 18. Sebruar 1825. | 
Minifterium des Sunern. m Arbeit. 
— Koͤhler. 





152. 
Circular⸗Reſcript der Königl. Minifterien des — 
‚und bes Innern an die Koͤnigl. Regierungen zu Potss 
dam, Frankfurt, ‚Stettin, Coͤslin, Breslau, Liegnitz, 
Dppeln, Danzig, Marienmwerder und Magdeburg, die 
Entfhädigung der Müller für den, durch die Aufhebung 
das Mahlzwanges erlittenen Verluſt betreffend. 


Die Entfehädigung der Müller für den durch bie 
Aufhebung des Mahlzwangs erlittenen Verluſt, ift bisher 
nach dem dieferhalb ergangenen Beftimmungen für die Vers 
gangenheit durch Staats» Schuldfcheine nach dem 
Eours:Werthe, für die Zukunft aber durch Kapitas 
lifirung des den Mültern zuerfannten jährlichen Ausfalls 
nach dem Sage von 4 Prozent in Staats: Schuidſcheiuen 
nach dem Nennwerthe gewaͤhret worden. 


Die Koͤnigl. Haupt⸗Verwaltung der Staats, Schuß. 
den beabfichtigt indeſſen, die gedachte Entfchädigung von 
jest ab, fowohl für die Vergangenheit, als für die Zukunft, 
in baarem Gelbe zu gewähren, Hat jedoch dagegen 
Hinſichts der legteren eine Kapitalifirung nach dem Sage 
von 5 Prozent in Antrag gebracht. 

Daß die: Befriedigung der Müller für die Bergans 
genheit nach Maaßgabe des fefigeftellten jährlichen Ents 
ſchaͤdigungs⸗Quanti, nicht weiter in Staatsfchuldfcheinen, 
fondern in baarem Gelde erfolge, kann nach der Natur 
der Sache nicht das mindefte Bedenken erregen. u 

Was die Gewährung der Entfehädigung für die Zus 
Funft anlangt, fo beſtimmt der $. 4. der Verordnung vom 


Ä a2 
15. September 1818, daß die ald Entfchädigung ausge⸗ 
mittelte Nente mie fünf vom Hundert zu Kapital ges 
rechnet, und fo ausgezahlt werden koͤnne. Da bei dem 
Erlaffe jener Vorſchrift eine Auszahlung in baarem 
Gelde vorandgefegt worden, die Auszahlung jedoch nach 
der früheren Einrichtung nur in Staats» Schuldfcheinen 
zuläßig war, fo fprach fich das von Sr. Majeftät dem 
Könige Aterhöchft genehmigte Gutachten des Koͤnigl. Staats⸗ 
Raths vom 8. Februar 1821 über diefen Punfe dahin aus: 

„daß, wenn die Auszahlung in Staats⸗Schuld—⸗ 

„ſcheinen gefchehe, die Rente mit vier vom Hundert 
zzu Kapital angefchlagen werden muͤſſe.“ 

- Hierauf gründete fi die Beflimmung zu 5, uns 
ſeres Circular⸗Reſcripts vom 15. Juni 1821. 

Wenn nun die Koͤnigl. Haupt-Verwaltung der 
Staats: Schulden die Entſchaͤdigung der Muͤller für die 
Zukunft durch Kapitalifirung der jährlichen Nente nach 
dem GSaße von fünf Prozent in baarem Gelde auss 
zahfen will, fo Fann ſich auch in Anfehung dieſes Punks 
tes nichts zu erinnern finden, da die erwähnte Auszah⸗ 
fung fowohl der VBorfchrift des $. 4. der Verordnung vom 
15. September 1818, als dem von Gr. Majeftät dem 
Könige genehmigten Gutachten ded Königl. Staats: Nahe 
vom 8. Februar. 1821 völlig entfpricht. 

Die Königl. Regierung wird daher angemiefen, vorn 
jegt ab ihre Nefolute dahin zu faffen, daß die vom ıflen 
November 1810 ab zu gewährende jährliche Nente für die 
Vergangenheit in baarem Gelde und fiir die Zufunft eben, 
falls in baarem Gelde, jedoch durch Kapital» Entfchädigung 
nach dem Sage von fünf vom Hundert zu vergiten fei. 

Diefe Feftfegung findet auch auf die Domanial-Müls 
fer Anwendung, Hinſichts deren ed inzmwifchen bei der 
durch unfere Eircnlar » Verfügung vom 1. — 1821 
angeordneten Clauſel: 

„in ſoweit die Entſchaͤdigung nicht durch si Ä 
„mit rücktändigen, oder fortlaufenden Domanial⸗Abga⸗ 
„ben gewährt werden koͤnne,“ : 
fein Bewenden behält, 
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Der aonigl. Haupt⸗ Verwaltung der Staatsr Sau⸗ 
den iſt uͤbrigens uͤberlaſſen worden, die Koͤnigl. Regierung 

wegen der Form detr kuͤnftig aufzuſtellenden und bei ihr 
einzureichenden Entſchaͤrigungs⸗ Liquidationen beſonders zu 

inſtruiren. eye 

Berlin, den 16. Mär; 1825. _ 
Miniſterium des Handels — des Innern. 
v. Buͤlo w. v. Schuckmann. 





153. | | 
Reſcript ber Königl. Miniſterien des Handels, ſo wie 
des Innern und der Polizei, an die Koͤnigl. Regierung 
zu Coͤslin, den’ Gewerbebetrieb der Bäder und Schlaͤch⸗ 
ter in der Umgegend ihres Wohnorto betreffend. 


— —— 


Die Köniät, Megierung hat in dem Berichte vom 
28ſten v. Mts. angefragt: 

ob Bäder und Schlächter ihre Waaren in einer mahle 
‚und .fchlachtftenerpflichtigen Stadt, wenn diefelbe zur 

Umgegend ihres Wohnorts gehöre, auch außer den Wos 

chenmärften ohne Gewerbefchein verkaufen dürfen, wie, 
died in dem unterm 4. December v. J. an die Degies 
rung zu Oppeln erlaffenen und der Koͤnigl. Regierung 
zum gleichmäßigen Verfahren in Abfchrift zugefertigten 

Reſcript in Anfehung der Müller anerkannt fei, oder 

ob bei jenem Verkauf ein Unterfchied gemacht werden 
muͤſſe, ob derfelbe in einer folchen- mahl⸗ und ſchlacht⸗ 

ſteuerpflichtigen Stadt, oder in den anderen Ortſchaften 
der Umgegesd ſtatt finde? 

Die Kreiss Behörden haben, mie der König. Regie⸗ 
rung auf vorſtehende Anfrage eroͤffnet wird, das Recht, 
‚in jedem Falle zu beſtimmen, was zu der Umgegend des 
Gewerbetreibenden zu vechnen iſt, in welcher er. ohne Ges 
werbefchein haufiren darf; ein jus quassitum aus dem 
Gefeg, innerhalb eines gewiſſen Umfanges zu haufiren, 
hat dagegen Niemand, und die Grundfäge des obgedach⸗ 
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ten. Reſcripta koͤnnen daher den Kreis Behörden unbedenk⸗ 
lich als Anleitung für das dienen, was fie ald Umgegend 
anzufehen: haben. . Aber am ſich würde der Begriff der 
Umgegend des Wohnorts offenbar zu fehr ausgedehnt wer: 
den, wenn eine accifebare Stadt mit ihrem Ban 
Bezirk zu der Umgegend eined außerhalb derfelben lie: 
genden Dorfes gerechnet werden follte. 

- Mebrigens: bezieht fich; die, in dem Reſcript vom 4. 
Derember v. J. sub. Nr. 2. enthaltene Befchränfung als 
lerdings, wie auch aus dem Inhalte deſſelben deutlich her⸗ 
vorgeht, Lediglich anf die mahl⸗ und ſchlachtſteuerpflichti⸗ 
gen Städte, indem bei diefer Befchränfung nur von. Bäf- 
fern, Schlähhtern und Mehlhändlern die Rede ift, die aus 
Ber der: halben: Bannımeile einer mahl» und fchlachtftener- 
pflichtigen: Stadt wohnen, und ihre Waaren in folche 
Städte.einbringen., Der Zweck, das Abgaben = ntereife 
fo viel. als möglich mit dem der. wohlfeilen. Verforgung 
der: Städte zu verbinden, macht die Befchränfung noͤthig; 
auch’ liegt fein Widerfpruch darin, wenn ein nicht accifes 
barer Flecken, nicht aber eine bedeutende accifebare Stadt 
nebft' der Bannmeile, zur Umgegend eines Dorfes gerech⸗ 
net wird. | 
— Berlin, den 25. gebraar 1825. 
MWiniſterium des Handels. Miniſterium des: Innern 
v. Buͤlo w. und der Polizei. 
= v. Schuckmann. 





| 154» 
— der Koͤnigl. Regierung zu — den 
Fleiſch⸗Verkauf betreffend. 





J if wahrgenommen, dag Fleiſch von — 
Viehe durch Auswaͤrtige auf hieſigen Markt zum Verkaufe 
gebracht worden. Um dieſen Uebelſtand fuͤr die Folge 
abzuſtellen, und das Publikum vor dem nachtheiligen Ges 
nuſſe einer ungeſunden Fleiſchnahrung zu ſichern, wird in 
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Bezug auf die — vom 9. März 1821, miq⸗ 
hiermit in Erinnerung gebracht wird, nachtraͤglich verordnet: 
1) Es liegt jeder Drtds Polizeis Behörde: ‚gefeglich ob, 
auf die Befchaffenheit. gefunder Nahrungsmittel zu 

‚ wachen, und. daher auch vorzüglich Sorge zu tragen, 
daß nur gefundes und zum Genuſſe taugliches Fleiſch 
ſeil geboten werde. 

2) Alles -Fleifh, - mas von. ben ſtaͤdtiſchen ‚und: Sands 
Schlaͤchtern in Städten zum DBerfauf geftellt wird, 
muß öffentlich in. den Scharren, oder. Fleiſchbaͤnken 

- in den Häufern. und auf dem Markte feil geboten 
werden, damit. ed von der Drtd- Polizei: Behörde jes 
derzeit befichtigt werden Fan. ° Das: Hineititragen 

des Fleiſches in Privat: Häufer ohne Beftellung, alfo 
dad Haufiren mit Fleifh wird hiermit wiederholt 
‚überall bei der verordneten Strafe verboten. 

o 3» Die Schlächter und Fleiſchhaͤndler vom Lande find 

verpflichtet, das zu fchlachtende Vieh zwei. zuverläßi« 
gen und Fundigen Orts, Eingefeffenen, welche hierzu 
von den Orts: Polizei» Behörden zu beftimmen find, 
vor dem. Schlachten zur Unterfuchung. vorzuführen, 
welche demnächft auch beim Schlachten fi) von der 
gefunden, Befchaffenheit des Fleiſches überzeugen und 
atteftiren muͤſſen, daß das Vieh gefund befunden 
worden. 

4) Ale Schlächter und Sleifhhändfer, welche ſich die⸗ 
ſer Anordnung entziehen, machen ſich eigennuͤtziger 
Betruͤgerei verdaͤchtig, und verfallen nach gehoͤriger 
Unterſuchung gleich denen, welche der Geſundheit 
nachtheilige Lebensmittel wiſſentlich verkaufen, nach 
dem Allgemeinen Landrecht Th. 2. Tit. 20. $. 722. 

und 724. ‚bewandten Umftänden nach, in eine nachs 
druͤckliche Geld» oder Leibesftrafe, gehen auch des 
Rechts zu dem von ihnen gemißbraugpten Gewerbe 
auf immer verluftig. 

Münfter, den 4. März 1825. 
Könige. Regierung. 
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er 155. | 
Referipe der Könige. Miniſterien des Handels, fo wie 
des Innern und der Polizei, an die Koͤnigl. Regierung 

zu Sranffurt, den Detailhandel mit Bier und 
| Branntewein betreffend. 


— — 


Der Koͤnigl. Regierung wird anf bie Aufrage vom 
25ſten v. Mts. uͤber die Anwendbarkeit des $. 14. Nr. 1. 
des Hauſir⸗Regulativs auf den Bierverkauf, bierdurch zug 
Nefolution erteilt, daß den Landbewohnern der Details 
handel fo wenig mit Branntwein als mit Bier auf den 
Wochenmärften aus polizeilichen Gründen zu geſtatten iſt, 
ſondern derſelbe nur von den am Orte conceſſionirten 
Schaͤnkern, oder den Fabrikanten der Getraͤnke ſelbſt, be⸗ 
trieben werden darf. 
Berlin, den 14. Maͤrz 1825. | 

Minifterium des Handels, Minifterium des Innern 

- Er v Blow , und der Polizei. 
vd. Schuckmaun. 





156. 
Refeript der Königl, Minifterien des Handels, fo wie 
bes Innern und der Polizei, an bie Königl, Regierung 
su Oumbinnen, das Verfahren bei Kontraventionen 
gegen die Maaß-⸗ und Gewichts⸗Ordnung bes 
treffend. 

Auf den Bericht der Koͤnigl. Regierung vom 23ſten 
December v. J., betreffend das Verfahren bei Kontraven— 
tionen gegen die Maaß⸗- und Gewichts: Ordnung vom 
16. März 1816 wird Derfelben: 
ad 1. zum Befcheide ertheilt, daß es ‚in Bezug auf die 

von den örtlichen Polizei Behörden feftgefegten Straf⸗ 


Beſtimmungen bei den allgemeinen gefeglichen Vor⸗ 
Annalen Heft I, 1825. P 


fchriften des F. 247. des Anhangs zur’ Prozeß: 
Ordnung, wonach nicht nur dagegen auf die Ent- 
ſcheidung der Koͤnigl. Regierung, in hoͤherer In⸗ 
ſtanz auf die Entſcheidung der betreffenden Minis 
ſterien provocirt, fondern auch, wenn die Strafe den 
Betrag von 5 Rthl. überfteigt, auf ‚gerichtliche Un: 
terfuchung angetragen werden fann,. allerdings fein 
Bewenden behalten muß. Db aber die Feftfeßung - 
der Strafe in der Form eined Decretd, oder eines 
Reſoluts erfolge, ift völlig gleichgültig; 

ad, 2, conflirt nicht, ‚worauf die Königl, Regierung. die, 
Vorausſetzung, daß die Magiſtraͤte und Landraͤthe 
nur bis zu 10 Rthl. Polizei-Strafe feſtzuſetzen 
berechtigt ſind, gruͤndet. Die Circular⸗Ver⸗ 
fuͤgung der unterzeichneten Miniſterien vom 1. Au⸗ 
guſt 1822 wegen der Competenz der Orts-Po—⸗ 
lizei-Behoͤrden zur Feſtſetzung der Polizei⸗Stra⸗ 
„fen, die letzteren moͤgen wegen Kontraventio⸗ 
nen gegen allgemeine, oder Orts⸗-Polizei⸗Verord⸗ 
nungen zu erkennen fein, enthält Feine Befchrän 
fung in Betreff des Straf-Maaßes, vielmehr ift 
durch eine fpätere an die Negierung zu Oppeln er. 
laſſene gemeinfchaftliche' Verfügung ſpeziell feftgefegt 

‚,, worden, daß es in folhen Faͤllen auf. die Döhe der 

Strafe nicht weiter anfommen, und diefe Beftim: 
mung ift- auch auf den Verwaltungs-Bezirk der 
RKoͤnigl. Regierung anzuwenden. 

Was ad 3. den Antrag-auf Erlaß einer gefeglichen Bes 
fimmung wegen der Feftftelfung eines Praͤcluſiv⸗ 
Termins zur Berufung auf riehterfiche Unterfuchung 
und Entfcheidung betrifft, fo wird die Könige. Re 
gierung deshalb auf den. $. 45. der Verordnung . 

vom 26. December 1818 vermwiefen; 

ad. 4. in Betreff der Verwendung des Gtraf-Betrags 
wird bemerkt, daß der Grund der desfallfigen Be, 
flimmung der ift, daß die Aichaͤmter anf. Koften der 

 . , Eommunen erhalten werden, und da bier ſtets Zu=- 
ſchuͤſſe erforderlich find, ſo iſt es nicht anders als 


billig, den, der die Laften trägt, auch die Vortheile 
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genießen zu laſſen. Hiernach und nach der allges 


. meinen Lage der Sache hat die Commune in allen 


ad s. 


Fällen, wo eine Kontravention: in einer Stadt ent, 
deckt wird, gleichniel durch wen, jederzeit Anfpruch 
anf die halbe Strafe. Gleichermaßen fönnen auch 
den Dominien, fobald- fie" mit der Civil s Gerichtd, 
barkeit beliehen find, die Straf» Antheile nicht vors 
euthalten werden, wenn die Strafen auch nicht 
von ihnen, fondern unmittelbar von den Landräthen 
feftgefeßt: worden find. Gegen das Berfahren der 
Königl. Regierung, wegen der, aus den’ Königl. 


Domainen aufgekommenen Strafgelder, findet ſich 


nichts zu erinnern. | 
wird die, von der Koͤnigl. Negierung in der Bes’ 
fanntmachung vom 6. September v. J. in Betreff 


‚ ber Stempelung alter und nener Fluͤſſigkeits-Ge⸗ 


fäße ertheilte Anweiſung hierdurch genehmigt, und 


die unterzeichneten Meinifterien find mit Derfelben, 


aus den, von Ihr angeführten Gründen darüber 
einverflanden, daß die, von dem Magiftrate zu Tilfit 
gegen die angezeigten Individuen, feftgefegten Kons 
traventiond- Strafen zu a megfallen müffen, und 
daß die Strafen zu b und ruͤckſichtlich aller ders 
jenigen Gefäße, welche bereitd vor Einführung der 
neuen Maaß- und Gewichts-Ordnung verfertigt, . 
und aus den Werkftätten der Böttcher den Händen 
des Publikums übergeben worden, ebenfalls unzus 
läßig find. Dagegen kann dad Verfahren ded Mas 
giftratd, wonach die angehaltenen Gefäße dem Ai⸗ 


chungs-Amte überwiefen worden find, nicht für 


unangemeffen erachtet werden. Hiernach hat die 
Königl. Negierung die Straf: Decrete des Magtr - 
firatd aufzuheben, und das Aichungs = Amt für die 
gehabte Muͤhwaltung nach Ihrem Vorſchlage zu 
remuneriren. 

In Anſehung aber der t inftig im Marktver⸗ 


kehr vorkommenden Kontraventionen gegen die des 
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ſtimmungen in: der- Bekanntmachung dom 6. Sep⸗ 


an * tember v. J. iſt für die Provinz Litthauen genehs 


migt ‚worden, daß Gefäße, welche Gutsbefiger oder 


= - Domainens Beamte durch ihre Leute machen laffen, - 
4. eben fo betrachtet werden follen, als: ob -fie von eis 
nem Böttcher (im engern Sinne), angefertigt wor⸗ 


den wären. Wer. ein. Gefäß machen kann, iſt ein 


‚Böttcher, und es kann weder: im der Abſicht des 


Gefeged noch in der Sache ſelbſt liegen, darunter | 
Jedigiich einen, das Böttcher Handwerk für 


— ſeine Rechnung treibenden Mann zu verſtehn. 


Uebrigens ſoll in Litthauen der Name des Gutes 


oder Amtes auf dergleichen Faͤſſer eingebrannt wer⸗ 


den. Die Anordnung, wonach die Koͤnigl. Negies 
rung vorläufig die Inhaber, welche Gefäße, die den 


Quart-⸗Inhalt entweder gar nicht eingegraben ers 


halten, oder wo folcher doch nicht durch Einbrens 


„ung bed vorgefchriebenen Stempeld beglaubigt wor⸗ 
den, zu Markte, ober fonft in den Handels⸗-Ver⸗ 


fehr bringen, zur Erlegung von ı Rthlr. Strafe pro 


‚Faß. für verpflichtet erklärt, wird hierdurch. geneh- 
migt. Denn das Geſetz fegt voraus, daß die Bötts 


eher. bei dem Verkauf der von ihnen verfertigten 


‚Gefäße durch die Polizei controlfire werden, und es 


>. hat daher die StrafsBeftimmung für die Käufer 


folcher Gefäße. zwar mit Recht außer Acht gelaffen, 
hieraus folgt aber nicht, daß die Käufer nicht folls 


‚sen für die Kontraventionen, mit DBorbehalt des 
Regreſſes an den Böttcher, in Anſpruch genommen 


werden koͤnnen. Die am Schluffe des vorliegenden 


Berichts in Antrag gebrachte Declaration wird von 


den unterzeichneten Minifterien nicht für. nothwen⸗ 
dig erachtet. er 
Berlin, den 21. Februar 18925.” - 


Miniſterium des Handels. Miniſterium des Innern 


Gr. v. Bilom und der Polizei. 
J v. Schuckmann. 


—T — e re w— — 


157. 
Circular⸗Reſcript der Koͤnigl. Miniferien bes —— 
ſo wie des Innern und der Polizei an ſaͤmmtliche Kd⸗ 
nigl. Regierungen und an das Polizei⸗-Praͤſidium zu- 
Berlin, die Ausdehnung der Gemwerbefcheine auf meh⸗ 
rere Regierungs⸗Bezirke beweffend. 


— — — 


Die Gewerbtreibenden, welche nach 8.9. des Hauſtr⸗ 
Regulativs vom 28. April v. J. auf den gutachtlichen Be⸗ 
richt der Polizei⸗Behoͤrde ihres Wohnorts den Gewerb⸗ 
ſchein von einer Koͤnigl. Regierung erhalten haben, befin⸗ 
den fih, wie die Erfahrung ergiebt, fehr häufig in dem 
Falle wünfchen zu. müffen, daß: die Befugniß daraus noch: 
auf einen andern, oder mehrere Negierungs s Bezirke aus⸗ 
gedehnt werde. Für einen folhen Fall ift $. 21. des qu. 
Regulativs zwar verocdnet, daß jede. betreffende Regie⸗ 
rung die Erlaubniß dazu unter. dem Gemwerbfchein vers: 
merken müfje, aber. der mit ‚diefer Procedur nothwendig 
verbundene Aufenthalt ift für viele Klaffen Gewerbtreiben⸗ 
‘der, welche oft nur ihrentwegen nach- dem Giße der Nies 
gierungen mehrere Meilen weit reifen, und alsdann dort 
‚nicht felten geraume Zeit fill liegen müflen, fo unverhaͤlt⸗ 
nißmaͤßig drückend, daß die unterzeichneten Minifterien die, 
Anträge auf Ausdehnung der Gewerbfcheine auf mehrere 
Negierungs » Departements nicht fämmtlich ablehnen, und - 
die Gemwerbtreibenden damit an die einzelnen Regierungen 
vermweifen Eönnen.: Mit der Bewilligung eines folchen Anz 
trages, ift bisher fehr viek Schreiberei dadurch verbunden 
gewefen, daß jede Negierung, auf deren Bezirk die Aus—⸗ 
dehnung verfügt worden, davon benachrichtige if. Um 
diefe laͤſtigen und koſtbaren Communifationen zu vermeis 
den, und nichts deſto weniger ihren Zweck vollſtaͤndig zu 
erreichen, nemlich eine jede Negierung wiſſen zw laffen, wel⸗ 
he Individuen im ihrem Bezirke auf nicht von ihr aus⸗ 
gefertigte oder ausgedehnte Gemwerbfeheine ein Gemer, 
be umberziebend betreiben dürfen, it befchloffen worden, 
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in denjenigen Fällen, wo ein Inlaͤnder die Ausdehnung 
ſeines Gewerbſcheins auf mehrere Negierungs » Departes 
ments bier nachfuche, und friftige Gründe vorhanden find, 
ihn damit nicht an jede einzelne Negierung zu verweilen, 
diefe Ausdehnung : entweder: mittelft. Umfchlaged um den 
Gegwerbſchein, „oder durch eine der betreffenden Regierun⸗ 
gen in Bezug auf die zu allegirende minifterielle Verfuͤ⸗ 
gung in beiden Zählen aber dergeftalt zu veranlaffen, daß 
der Inhaber des Gewerbſcheins, durch eine auf der Ruͤck⸗ 
feite des Gemwerbfcheind aufzunehmende Eurze Bemerkung, 
ausdrücklich angemiefen ‘wird, beim Eintritt in eins der 
in dem Gewerbſchein namentlich benannten Regierungs⸗ 
Departements der nächften ftädtifchen Polizei Behörde den, 
Gewerbſchein zu produciren, damit dieſe die Ausdehnung 
deffelben auf den Negierungss Bezirk der vorgefegten Re⸗ 
gierung fofort melden, und daß dies gefchehen, auf dem 
Gewerbſcheine Eurz bemerken Eönne, | 
Der Königl. Regierung *) wird diefes hierdurch nach⸗ 
zichtlich bekannt gemacht, um die Polizeis Behörden auf 
den fämmtlichen Grenzen Ihres Departements demgemäß 
in Kenntniß zu fegen, und mit Anweifung zu verfehen. 
‚Berlin, den 23.März 1825. 
Minifterium des Handels. Minifterium des Innern 
Gr. v. Bülow und der Polizei. 
J v. Schuckmann. 


| 1 
Publifandum der Könige. Regierung zu Coblenz, den 
Gewerbebetrieb im Umherziehen betreffend. 


— 


Der $.6.de8 Negulativs über den Gewerbsbetrieb 
im Umberziehen befiimmt, daß die Regierungen feſt⸗ 
fegen follen, welche von den ein ſtehendes Gewerbe, trei- 


-..») Dem Königl. Polizei-Praͤſidio hieſelbſt wird diefes hierdurch 
zur Nachricht, und um die hiefige Gewerbes Steuer = Deputas 
tion davon in Kenntnig zu fehen, bekannt gemacht. 


! .\ on gt 
benden Perfonen: im Falle find, mach Landedgebrauch nis 
beſtellte Arbeit in der Umgegend zu fuchen, indem fie für 
dieſes Gefhäft Feines befondern Haufir, Gewerbefcheing, 
fondern- blos einer polizeilichen Legitimation bedürfen. 

Wir fegen daher hierüber Folgendes feft: 
1) Die Eingangs gedachten Gewerbe find im — 
nen folgende: 
Glaſer, 
Schornſteinfeger, 
Strohdecker, EIEOITER: Dagdedet, 
Korbmacher, 
Siebmacher, | u 
Scheerenfchleifer, 
Keſſelflicker, Zinngießer, Blechner, 
Schweineſchneider. | 
3) Die vorftehend genannten Gewerbe bedürfen, wenn 
fie außerdem ein ftehended Gewerbe in ihrem Wohn⸗ 
fige haben, zum. Betriebe defielben in. der Umgegend 
feines befondern Gemerbefcheins für fich, ihre Gefel- 
len und Lehrlinge, fondern nur einer polizeilichen Les 
gitimation. 

Hierdurch wird jedoch in dem Stenerverhältniffe 
folcher Perfonen an ihrem Wohnorte felbft und hin⸗ 
fichtlich ihres ftehenden Gewerbes nichts ‚geändert. 

3) Zum Difteifte dieſes Betriebs wird (ald Umgegend) 
in der Regel der Umfang einer Bürgermeifterei ans - 
genommen. Liegt der Wohnort ded Handwerkers an 
der Grenze der Bürgermeifterei, fo kann diefer Ums 

kreis auch auf eine andere . Dürgermeifterei ausge⸗ 

dehnt werden. Vorſtehende Beſtimmungen ändern 

jedoch nichts in den fefigeftelten Revieren der Schorn⸗ 
ſteinfeger. 

4) Die polizeiliche Legitimation beſteht in der Beſchei⸗ 
nigung des Buͤrgermeiſters auf Stempelpapier: 

a. daß der Inhaber an ſeinem Wohnorte etablirt, 

b. ein rechtlicher Mann, und 
6. autoriſirt fei, in dem (zu bezeichnenden) Umkreiſe 

unbeſtellte Arbeit umherziehend zu ſüchen. 


Start einer beſondern Befcheinigung kann auch 
ein gewöhnlicher Paß ind Innere gegeben werden, 
nur muß das Vorfiehende darauf enthalten fein. | 
. Die Bürgermeifter find autorifirt, diefe Beſcheini⸗ 
gungen zu ertheilen oder zu verweigern, vorbehaltlich 
des Recurſes an den Landrath und die Regierung. 

5 Die Behörden werden angewieſen, ſich ſtreng an den 
Sinn des Geſetzes ſelbſt zu halten. Dieſes aber ſetzt 
ausdruͤcklich feſt, daß ein ſolches Umherziehen auf 

unbeſtellte Arbeit nur ſolchen Leuten ohne Ger - 

Wwerbeſchein geftattet werde, welche an ihrem Wohns 
fige ein. feſtes Gewerbe haben, folglich nicht ein eis 
gentliched Haufirgewerbe treiben. Wenn daber z.B. 
ein Scheerenfchleifer, Keflelflicker, Zinngießer ıc. fort: 
während und im ganzen Kreife oder Degierungd: Bes 
zirfe umberzieht, fo iſt er feinesweges im alle der " 
Befreiung. vom Haufirs Gewerbefcheine. 

Eben fo wenig können Leute darunter begriffen 
werden, die ihre Waaren oder -Sabrikate fertig feil 
Bieten, wie z. B. folche, die mit Zinnwaaren, Blech⸗ 
waaren, Körben und Sieben haufiren, oder folche, 
die Materialien herumziehend einkaufen, wie 3. B. 
Lumpenſammler. | 

Coblenz, den 23. December 1824. 

Koͤnigl. Regierung. 
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Reſcript der Koͤnigl. Miniſterien an die Koͤnigl. Regie⸗ 
rungen zu Liegnitz und Poſen, die Gewerbeſteuer der 
Obſtpaͤchter und Obſthaͤndler betreffend. 


Die Antraͤge der Koͤnigl. Regierung in dem Berichte 
dom 12. October v. J. wegen der Gewerbeſteuer der Obſt⸗ 
haͤndler, erledigen ſich von ſelbſt, wenn von der Anſicht 
ausgegangen wird, daß die, von dem Obſtpaͤchter gewon⸗ 
nenen Fruͤchte, als ſelbſt gewonnene und nicht als auf—⸗ 


* 
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gefaufte zu Betrachten find. Diefe Anfiche iſt um fo fol- 


gerichtiger, als nicht anzunehmen ift, daß der $. 4. ded 


Megulativd vom 28. April v. J. unter feld "gewonnenen 


Producten nur folche verftehe, die auf dem eigenen Grund 


und Boden des Verkäufers gewachfen find, weil fonft auch die 


Pächter ganzer Landgüter, von der, in diefem $. bezeichs 


neten Art ded Verkaufs, mit ihren Erzeugniffen ausge⸗ 


fchloffen fein würden. - Wenn daher auch nach $. 6. des 
Gewerbe: Steuer, Öefeßed vom 30. Mai 1820 als Viktu⸗ 


alienhändfer zu befteuern iſt, wer das Obſt eines Gartens 
zum Gemwerböbetrieb pachtet, und wer gewerbsweiſe Vieh 
von erfauften Futter unterhält, um mit der Milch zu 
handeln, fo bleiben. doch in diefem Falle die Mitch, in je 
nem das Obſt felbfigewonnene Producte, es mag nun 
bei der Obfipachtung ein wahres Pachtgefcehäft, oder .ein 
gewagtes Gefchäft zum Grunde liegen, wie es in dem 
Ang. Land» Recht Th. 1. Tit. 11. $. 582. seq. näher be- 
zeichnet wird. 
| Hiernach dürften die Obſtpaͤchter ihren Gewinnſt 


— 
* 


nach F. 4. des Regulativs vom 28. Aptil v. J. feil⸗ 


bieten, ohne einen Gewerbeſchein zu loͤſen, indem ſie nur 
als Haͤndler zu beſteuern ſind. 
Berlin, den 4. Januar 1825. 
Miniſterium des Miniſterium des Innern Minifterium der 
Handels. und der Polizei. Finanzen. 
Gr. v. Buͤlow. v. Schuckmann. v. Klewitz. 


An 
die Königl. — 


Abſchrift an ei Koͤnigl. Regierung zu Poſen zur 
Nachricht, in Bezug auf die darnach modificirte Verfuͤ⸗ 
gung der mitunterzeichneten Minifterien bes Handels und 
der Finanzen, vom 30. Januar v. J. 

Berlin, den 4. Januar 1825. 

Miniſterium des Minifterium des Innern Miniſterium der 
Handels. und der Polizei. Finanzen. 
Gr. v. Buͤlow. v. Schuckmann. d. Klewitz. 
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160. | 
SircularsRefeript ber Koͤnigl. Miniſterien an ſaͤmmtliche 
Koͤnigl. Regierungen (ausſchließlich derjenigen zu Liegs 
nig.und Pofen) und an -den Magiftrat in Berlin, 
diefelbe Angelegenheit betreffend. 


Der Rönigt. Regierung wird zur Nachricht und Bes 
achtung hierdurch befannt gemacht, daß Obfipächter zwar 
‚gewerbeftenerpflichtig find, ihren Gewinnft nach $. 4: des 
Haufir- Negulativs aber feilbieten dürfen, ohne einen Ges 
werbeſchein zu Iöfen, indem die von ihnen gewonnenen 

Fruͤchte nicht als aufgefaufte,  fondern nur als ſelbſt ges 
mwonnene betrachtet werden Fünnen., 

ı Berlin, den 4. Sfanuar 1825. 
Minifterinm des Minifterium des Innern Minifterium der 
re Handeld. und ter Polizei, Finanzen. 
Gr. v. Bilom v. Shudmann v. Klewiß. 


161. 

Kefeript der Königl. Miniſterien des Handels, des In⸗ 
nern und der Polizei, fo wie der Finanzen, an die Koͤ⸗ 
nigl. Regierung zu Arnsberg, die Gewerbefteuerpflich- 

tigfeit der mit Mufterfarten reifenden, oder Waaren⸗ 

Beftellungen fuchenden Kaufleute betreffend, 


Der Königl. Negierung gereicht, auf die Anfrage vom - 
7. December v. ., betreffend die, Gemwerbefteuerpflichtigkeit 
- der mit: Mufterfarten reifenden, oder - Waarenbeftellungen 
fachenden Kaufleute, Hierdurch zum Befcheide, daß alle 
diejenigen, welche Waarenbeftellungen ſuchen, fie mögen 
dies nun für eigne oder für Rechnung eines fiehenden 
Handlungshaufes thun, fie mögen ausfchließlich zu Dies 
fem Gefchäfte beſtimmt fein, oder nur bisweilen dazu ges 
braucht werden, als Hanfiver betrachtet, und der Hauſir⸗ 
Gewerbefteuer unterworfen werden muͤſſen. 
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Bon diefer allgemeinen Kegel ift F. 5. bed Regula⸗ 
tivs, welches, wie fich von feldft verfteht, jeßt allgemeine 
und alleinige Verwaltungs Norm unter Befeitigung aller. 
früher ergangenen adminiftrativen Beſtimmungen über den 
Daufirs Dandel ift, nur eine Ausnahme für diejenigen 
Inlaͤnder gemacht, welche im Umherziehen Materialien zu 
ihrer eigenen Fabrikation auffaufen. - 

Berlin, den 7. Januar 1825. 
Minifterium des Minifterium des Innern Miniſterium der 
Handels. .. " und der Polizei. Finanzen. 
Gr. v. Buuͤlow. v9, Schuckmanu. v. Klemwig. 





162. 
Refetipt der Koͤnigl. Minifterien an die Koͤnigl. Regie⸗ 
rung zu Erfurt, die* Gemwerbefchein-Löfung von Seiten - 
benachbarter Ausländer Behufs des Auffaufs. der ber 
noͤthigten Gewerbe⸗Betriebs⸗Materialien , betreffend. 


— e “ » 


| Die unterzeichneten Minifterien- Eönnen den Antrag 
der Koͤnigl. Regierung vom 30. October v. J., 
den benachbarten Ausländern zu geftatten, die zum eis 
genen Gewerbö » Betrieb benöthigten Materialien im 
dortigen Negierungs Bezirke gemwerbfcheinfrei aufzukau⸗ 
fen, diefelben alfo ——— den Inlaͤndern gleich zu 
ſtellen, 
als der ausdruͤcklichen Vorſchrift des Hauſir⸗ Regulativs 
vom 28. April v. J. entgegen, nicht genehmigen, und ſich 
durch die in dem vorliegenden Berichte enthaltene allge⸗ 
meine Darſtellung der eigenthuͤmlichen Verhaͤltniſſe des 
dortigen Regierungs-Bezirks nicht veranlaßt finden, bei 
des Koͤnigs Majeſtaͤt eine Abaͤnderung des Geſetzes in 
Antrag zu bringen. 
Berlin, den 21. Maͤrz 1825. 
Miniſterium des ‚Minifterium des — Niniſterium der 
rHandeisiit "den Polizei. Finanzen. 
v. Bül sw. v. Sichuckmann. v. Klewitz. 
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163. | 
| —— der Koͤnigl. Miniſterien des Handels, bes Ins Ä 
nern und ber Polizei, fo wie ber Finanzen, an die Kds 
nigl. Regierung zu, Düffeldorf, den Hauſirhandel 
mit Burger Decken betreffend. 


Se von der Koͤnigl. Regierung In Ihrem Berichte 
vom 26. October v. J. angeführten Umftände reichen nicht 
hin, den: Burger Deckenfabritanten den Haufirhandel mit: - 

felbft verfertigten Decken gegen die deutliche Beitlimmung 


des Haufir-Negulativd $. 14. No; 5. anderweit zu ge 


ſtatten, und dadurch Exemplificationen herbeizufuͤhren, bei 
welchen ‚die Aufrechterhaltung der allgemeinen geſetzlichen 
DBorfehrift Bald zur Ausnahme werden würde. Daß fich 
aber ein den Burger Fabrifanten ertheiltes Haufir: Mo- 
nopol gar nicht rechtfertigen laſſen, und den übrigen das 
brifanten in: den Negierungd= Bezirken Aachen und Cöln 
. zur gerechten Beſchwerde gereichen würde, davon wird Die 
Koͤnigl. Regierung fich felbft eben fo gut überzeugen, als 
daß auch die Burger Fabrifanten bei gutem Willen ihre 
Derken fiehenden Detailhaͤndlern füglich sum Verkauf werz. 
den übertragen Fönnen. | 
| Berlin, den 4. Januar 1825. 

Miniſterium des Minifterinm des Innern Miniſterium der 
| Handels. - und der Polizei, Sinanzen., 
Gr.v. Buͤlow. v. Schumann vd. Klewitz. 





164. 
Reſeript der Koͤnigl. Miniſterien an die Koͤnigl. Regie⸗ 
rung zu Duͤſſeldorf, den Handel mit RB 
Iengarn betreffend. | 


Da im $. 14. No, 5. des Negulativs vom a8, April | 
v. J. Garn überhaupt unter den Eehenſinden genannt 


237 


ift, mit welchen im Umherziehen gehandelt werben darf, fo 
wird die Königl. Regierung auf den ‘Bericht vom 18. Ja⸗ 
nuar d. J. ermächtigt, auch den Baummollenfpinnern, Ge 
mwerbefcheine zum Handel mit Baummollengarn zu er 
theilen. | 

Berlin, den ı7. März 1825. *5 
Miniſterium des — des. Miniſterium der 

Handels. Innern. Finanzen. 

v. Buͤlow. v. Schuckmann. v. Klewitz. 





165. | 
Reſcript der Könige. Minifterien des Innern und ber 
Polizei, fo wie der Finanzen an die Königl. Regierung . 
zu ae: die Beſtrafung bes unbefugten Haus 
ads betreffend. 


—— — 


Da der Handelsmann N. N., welchen die Koͤnigl. 
Regierung wegen unbefugten Hauſirhandels mit Schnitt⸗ 
waaren durch das Reſolut vom 13. November v. J. nes 
ben der Confiscation der bei ihm vorgefundenen Handels⸗ 
Artikel zur Erlegung einer außerordentlichen Strafe von 
Fuͤnf Thalern und zur Tragung der Koſten verurtheilt hat, 
in: Potsdam anſaͤßig iſt, fo iſt es Fein gewerbſteuerpflichti⸗ 
ges Hauſiren, wenn er in dem Polizei-Bezirk von Pots⸗ 
dam feine Waaren zum Verkauf umberträgt, oder umbers 
ſchickt. Es ift, vielmehr nur ein polizeiliches Vergehen, 
wenn er entweder folhe Waaren zum Verkauf umbers 
trägt, mit denen ein Handel im Umberziehen nicht ſtatt 
finden darf, oder wenn er ungerufen fich in die Häufer 
begiebt, Wenn alfo auch beides dem N. N, nach den, 
von der Königl, Negierung mit dem Bericht vom often 
v. Mits, eingereichten Akten Schuld gegeben worden, fo 
kann doch nicht auf Confiscation der bei ihm vorges 
fundenen Waaren, fondern nur auf eine Polizei-Strafe 
erkannt werden, gegen welche der Necurs an das Minis 
ſterium des Innern und ber Polizei ſtatt finder. 


Die Könige. Regierung bat daher dem N. N. die 

in Befchlag genommenen Waaren twieder zurückgeben zu 
laſſen; dagegen behält es bei der ihm auferlegten Strafe 
von Fünf Thalern fein Bewenden. 

Die Koͤnigl. Negierung bat den N. N. hiernach auf 
fein unterm 14. December ©. J. bei dem unterzeichneten 
Finanz» Minifterio eingereichte8 Gefuch zu beſcheiden. | 

Berlin, den 22. Sebruar 1825. | 
Der Minifter des Intern und der Der Finon»Dinifen 

Polizei, Klewig. 
v. Schuckmann. 


166. 
a; | | 
-  Refeript der Königl. Minifterien an den Magiftrat zu 
Berlin, - die Unterfuchung und Entfcheidung bortiger 
vo ir Kontraventionen betreffend. 





Wir koͤnnen die Gründe, aus welchen der Magiftrat 
in dem Berichte vom 4. Januar c. auf Modification ‚der 
Anordnung vom 23. December v. J. wegen ‚der von feis 
ner GewerbesSteuers Depntation zu veranlaffenden Un— 

‚terfuhung ꝛ⁊c. fammtlicher Kontraventignen gegen das. 

HaufirzNegulativ vom 28. April v. J. antraͤgt, nicht für 
‚ erheblich achten, da auch in den wirklichen Steuer⸗Kon⸗ 
traventionen mo die Ggmwerbes Steuer-Deputation die 
. Straf Nefolute abfaßt, der Magiftrat feinen Antheil am 
- den eingehenden Strafen hat, die polizeilichen: Kontravens 
tionen der Hauſirer in Berlin auch nicht fo zahlreich find, 
um dem Perfonal ver ne bes 
fonders befchwerlich zu fallen. 

Indeffen wollen wir dem Magiftrate die * Ihm 
gewuͤnſchte Erleichterung feiner. Gewerbe» Steuer: Deputas 
tion in dem Maaße zugeftehen, daß die Unterfuchung ıc. 
bei Kontraventionen bloß gegen die $$. 29. und 30. des 
Regulativs vom 28. April v. J. dem hHiefigen Polizeis 
Praͤſidium und nur bei allen übrigen Hauſir⸗Kontraven⸗ 
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tionen der Gewerbeftener + Depntation verbleißen folfen. 
Danach hat der Magiftrat alfo Legtere zu infirniren, und 
ift auch das Polizei - vr dium demgemaͤß angewieſen 
worden. 
Berlin, den 7. März ER 

Minifterium des Miniſterium a Innern Minifterium der 

Handels. und der Polizei. Finanzen. 
Gr. v. Buͤlow. v. Schuckmann. v. Klewitz. 





167. | 
Reſcript der Könige. Minifterien an das Königl. Polis 
zei- Prafidium zu Berlin, diefelbe Angelegenheit 
| betreffend. 


— 


Dem Koͤnigl. Polizei Präfidbium wird in Verfoig der 
Verfügung vom 23. December v. J. hierdurch zur Nach⸗ 
richt und Achtung bekannt gemacht, daß nach dem An⸗ 
trage des hiefigen Magiftratd, zur Erleichterung feiner 
Gewerbe, Steuer: Deputation, die Unterfuchung und Ente 
ſcheidung ‚bei Kontraventionen blos gegen die $S.29. und 
30. de8 Hanfir-Negulativd vom 28. April\v. J. dem Koͤ⸗ 
nigl. Polizei» Präfivio übertragen werden ſollen. 

Berlin, den 7. Maͤrz 1825. 

Miniſterium des Miniſterium des Innern Min iſterium der 
Handels. und der Polizei. Finanzen. 
Gr. v. Bilom v. Shudmann. v. Klewitz. 


168. 
Reſcript der Koͤnigl. Miniſterien des Handels, ſo wie 
des Innern und der Polizei, an die Koͤnigl. Regierung 
zu Magdeburg, den Jahrmarkt-⸗Beſuch in den alten 
Provinzen von Seiten der Juden aus dem Groß— 
herzogthume Pofen betreffend. 





‚ Dem Antrage der Königl, Degierung in dem Berichte 


—E | 
vom ıgten ©. M. auf ein Derbot des’ Befuches der 
Märkte in dem bortigen Bezirke durch Juden aus dem 
Großherzogthume Pofen, kann aus den, in dem Nefcripte 
vom 24.Juli 1821 *) entwicelten Gründen nicht ſtatt 
gegeben werden, und es bleibt Sache der Orts-Polizei⸗ 
Behörden, durch gehörige Aufmerkſamkeit, welche die Koͤ⸗ 
nigl. Regierung erforderlichen Falls beſonders zur Pflicht 
machen wird, etwanige Mißbräuche Seitens der zu den 
Jahrmaͤrkten kommenden Pofenfchen Juden zu verhuͤten. 
DHerlin, den ı1. März 1825. 
Der Minifter des Handeld, Der Minifter des Innern 
v. Buͤlow. and der Polijzei. 
| v. Schuckmann. 





Baus Polizei, 
; 169. 


Reſcript der Könige. Minifterien des Handels, fo mie 

bes Innern und der Polizei, an ben Magiftrat zu Ber⸗ 

lin, und abfchriftlich zur Nachricht an das dortige Pos 
lizei⸗Praͤſidium, die Polizeis Strafen für Baus 


Pfufchereien betreffend. 


—— 


Der biefige Magiftrat hat in dem abfchriftlich anlies 
genden Bericht auf die Beftimmung angetragen: daß für 
die pfufchenden Gefellen der Bauhandwerfer eine Polizeis 
Strafe beftimmt, werden möge. 

Da auf den unbefugten Betrieb folcher Gewerbe, 
welche den Nachweis einer befonderen Qualification erfors 
dern, die Gemwerbefteuer: Strafen nicht anwendbar find, 
fobald das Gewerbe in einem.nicht ſteuerpflichti— 
gen Umfange betrieben worden; fo ift die Feſtſetzung ei⸗ 

ner 


*) Jahrg. 1821, 3tes Heft, ©, 588. 


re 
ner Vwethei⸗Serafe fuͤr dergleichen blos polizeiliche Ge⸗ 
werbs⸗Kontraventionen allerdings Beduͤrfniß. 
Das Koͤnigl. Polizei: Präfidiunm wird daher mit Be⸗ 
zug auf die Beſtimmung des F. 11. der Regierungs⸗In⸗ 
ſtruction vom 23. October 1817 und in Gemaͤßheit der, 
wegen biefes "Gegenftandes ſchon früher in dem Koͤnigl. 
Staats: Minifterio ſtatt Hefundenen Verhandlungen biers 
durch autorifirt, fir die in Rede ſtehenden Kontraventiongds 
Fälle eine PolizeisStrafe von Ein bis Fünf Thalern, oder 
eine verhältnigmäßige Gefängnißftrafe zu comminiren und: 
eventualiter feftzufegen. 
Berlin, den 14. Maͤrz 1825. 
Minjfterium des Handels. Miniſterium des — 
v. Buͤlow. und der Polizei. - 
= v. Schuckmann. 





170. 
Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Coͤlln, die zu 
| unternehmenden Bauten betreffend. 


Haͤufiger Wahrnehmungen zufolge wird auch in un⸗ 
form ‚Negierungds Bezirk die bei Neu Bauten und Haupt⸗ 
Anftandfegungen gleichwohl hoͤchſt wichtige Nückficht auf 
die günftige Bauzeit, fo wie die Beobachtung !der Zwi⸗ 
fchenräume vernachläßigt, die man für zweckmaͤßige Neis 
henfolge verfchiedener Bauarbeiten eintreten laſſen fol. 
So werden neue maſſive und Fachwände gleich nach der 
rohen Arbeit mit Mörtel beworfen und bepugt, dad Maus 
ern, Plieftern und ähnliche Arbeiten. bis in den GSpäts 
berbft fortgefegt, das Belegen der Fußböden für die Wins 
termonate aufgefchoben, und folche mit Webereilung vol 
lendete Gebäude gleich bezogen. Hieraus entfpringen für 

die Gebäude die übeln Folgen, daß die Mauern nie völs 
lig austrocknen, die Gemäcer, wenn nicht für immer, 
doch auf lange Zeit feucht bleiben, Hierdurch das Holz⸗ 
werf: früher verfault, Salpeterfraß und Schwamm ſich er⸗ 
Annalen Heft I. 1825. D 
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zeugt, befonders in den Erdgefchoffen folcher Gebäude, des 
ren Fußboden nicht wenigftend zwei Fuß hoch über dem 
Boden aufgeführte werden, eintretende Kälte den Bewurf 
abblättern, die Bedielung, wenn auch mit trockenen Bret- 
‘ term verfertige, dennoch in der wärmeren Jahreszeit fich 
zufammenzieht und Nacharbeit erfordert u. f. w. 

Den Bewohnern erwächfi aber ‚außer dem fehr fchäd- 
lichen Einfluffe auf die Gefundheit, ein zerftörendes Eins 
wirken auf Mobilien, Hausgeräth, und Leinen. 

Es mögen einzelne Fälle eine fo gedrängte Zeitfolge 
der Konftruftion erfordern und entfcehuldigen; da fie aber 
für die, bei weitem größere Zahl nicht zu rechtfertigen ift, 
fo finden wir und veranlaßt, rückfichtlich der Schul: und 
- andern Öffentlichen Bauten, fo wie der Haupt» nftands 
fegungen an vorhandenen Gebäuden ‚der Art, an die bes 
treffenden Ban» Beamten, bei perfönlicher Verantwortlich⸗ 
feit, folgende Beſtimmungen als allgemeine Regel hiemit 
zu erlaſſen: 

1) fuͤr neue Schul-Dienftgebäude und Haupt⸗Juſtand⸗ 
ſetzungen der erwaͤhnten Art muͤſſen, wenn das Ge— 
baͤude im laufenden Jahr bewohnt werden ſoll, im 
Vorwinter die Vorbereitungen ſo getroffen werden, 

daß die Ausführung ſelbſt im Fruͤhjahte und uns 

unterbrochen bis zur Vollendung Ende Dftoberg, 
Statt finden Fann. 
--Diefer Zweck ift durch einen ——— , techni⸗ 
ſchen Operationsplan zu erreichen, wenn nach fruͤh⸗ 
zeitig abgeſchloſſenem Verdinge 
a. der Zimmermann 
im Winter den Holzbau verbindet und die Bes | 
dielungsbretter zubereitet, 
b. der Maurer | 
für Materialien forgt und die nöthigen: Arbeiten 
befpricht, um die eintretende Jahreszeit zur Aus—⸗ 
führung zu benugen. 
“ der Zifchler, Schiöffer, Glaſer einander in bie 
Hände arbeiten, und 
A die Kontrafte dafür zeitig genug .abgefeploffen werben. 


y 
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2) Der Termin eines. im Oktober vollendeten. Gebaͤu⸗ 
des muß jedoch angemeffen verlängert iverden, wenn 
während der Bauzeit häufig naffe und ungünftige 
Witterung eingetreten wäre. J 

Die Herren Landraͤthe und Ortsvorſtaͤnde haben, in 
fo weit es fie betrifft, auf Befolgung vorftehender Beſtim⸗ 
mungen ein wachſames Auge zu richten. Zu: 

Gleichzeitig empfehlen wir deren Beachtung den Pris 
daten, fowohl in fanitäts» als baupolizeilicher Hinſicht. 

Coͤlln, den 9. Februar 1825. 
Koͤnigl. Regierung. 





| von. | 
Medizinat : Wefen 


171. | | 
Publifandum des Königl. Miniſteriums der-Geiftlichen,, 
Unterrichtss und Medizinals Angelegenheiten, die Erticys 
tung eines Medizinal-Köllegiums für die Provinz 
Brandenburg betreffend. | 


— r e — 


Nach F. 6. der Dienſt-Inſtruktion für die Medizis 
nal, Kollfegien vom 23. Dftober 1817., verfah bisher die 
wiffenfchaftliche Deputation für das Medizinal- Werfen, die 
Stelle des MedizinalsKollegit der Provinz Brandenburg. 

Se. Majeftät der Köntg Haben jedoch anjego zu ger 
nebmigen geruht, daß für diefe Provinz hiefeldft ein bes 
fonderes Medizinal- Kollegium errichtet werden fol; dem 
zu Folge wird diefe Behörde vom 1. April d. % ab, in 
Wirffamfeit treten. | | 
= Indem“ das unterzeichnete Minifterinin diefe OAller⸗ 
hoͤchſte Beſtimmung Hiermit zur allgemeinen Kenntniß 
bringe, werden zugleich alle diejenigen Medisinal:Derfos 
nen, welche ſich nicht, den höhern Staatds Prüfungen vor 
der. hierzu, beſonders niedergeſetzten Kon) ſondern 


[1 
Ne 


244 | 
nur den, verfaffunigsmäßig von den Medizinal⸗Kollegien zu 


’ 


derrichtenden Prüfungen unterwerfen wollen, angewieſen, 


fi von nun an, bei den Regierungen zu Potsdam oder 


Srankfurt, oder bei dem hiefigen Polizei» Präftvio, Behufs 
der Zulaflung zum Eramen zu melden ; je nachdem fie fich 
im dem Bezirke einer der genannten Regierungen oder hier 
am Drte niederzulaffen beabfihtigen. Seitens. diefer Bes 
hoͤrden wird aledann das Weitere veranlaßt werden. 


Berlin, den 5. Maͤrz 1825. — 
Miniſterium der Geiſtlichen, Unterrichts, und Medizinals 
Angelegenheiten. 


v. Altenſtein. | 


— — — — 


| 172 — 
Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums der Geiſt⸗ 
lichen⸗, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen und Medizinal⸗Kolle⸗ 
gien, fo mie an das Königl. Polizei» Präfidium zu 
Berlin, das Verfahren bei Prüfung der Medizinals 
Perfonen betreffend. _ | 


— 


ESEs ift wiederholt der Fall vorgekommen, daß die von 
dem einen Medizinal⸗Kollegio fuͤr unfaͤhig erachteten Kan⸗ 


didaten ſich ſofort bei den Behoͤrden einer andern Pro⸗ 


vinz zur Pruͤfung melden. Dies giebt dem Miniſterio 
' Beranlaffung über das Verfahren bei der Zulaſſung zu den, 
verfaffungsmäßig von den Medizinals Kollegien vorzuneh⸗ 
menden Pruͤfungen der Medizinal⸗Perſonen, im Allgemei⸗ 
nen Folgendes zw bemerken. 
Da die Medizinal⸗Kollegien nach der ihnen ertheil⸗ | 
een Inſtruction eine wiflenfchaftlich - und technifch «rathges 
bende Behörde fein, und feine Verwaltung haben follen,, 
fo liegt die Beurtheilung außer ihrem Gefchäfts » Kreife, 
06 die Medizinals Perfonen,. welche fi den verordneten 
Prüfungen ‚unterwerfen wollen, den Anforderungen genügt 


haben, von denen die befiehenden Verordnungen ihre Zus 


— 


J .. 8 
laſſung zur Pruͤfung abhängig: machen. Diefe Behörden 
haben daher nur ſolche Perfonen zu präfen, welche ihnen 
zu dem Ende von den Üegierungen vder ausnahmsweiſe 
vom Minifterio zugewiefen werden; follten. fich. Kandida⸗ 
ten bei den Medizinats Kollegien unmittelbar zu Prüfyns 
gen melden, fo find fie daher zuvoͤrderſt an die Negies 
zung, in deren Departement diefelben ſich zu etabliren 
mwünfchen, oder zur Zeit aufhalten, zu verweiſen, oder die 
einfommenden Prüfungs sGefuche ‚find br. m. an die bes 
treffende Regierung abzugeben. Den Megierungen aber 
liegt ed ob, die von den Kandidaten mit dem Curriculo 
vitae einzureichenden Zeugniffe genau zu prüfen, und ſich 
daraus von ihrem Alter, ihrer fchulmwiffenfchaftlichen Vils 
dung, fittlihen Führung, von ihrer Lehr-⸗, Servir⸗ und 
Dienftzeit, auch ihrem genoffenen Unterrichte auf den ver- 
ſchiedenen chirurgifchen, geburtshälflichen und pharmacenz. 
tifhen Anfalten gehörig zu überzeugen, SFr. fofern, die 
Zeugniffe mangelhaft fein, oder fih darin Dunkelheiten 
befinden follten, muͤſſen die Kandidaten zuvoͤrderſt ange⸗ 
tiefen ‚werden, ſolche zu vervollſtaͤndigen und reſpective 
aufzuklaͤren. Auch ſind ſie zu verpflichten, mit den Driginale 
Zeugniffen, welche als Belag. des gleichfalls in duplo eins 
zureichenden Curriculi vitae dienen/ eine richtige Abſchrift 
derſelben einzureichen. Das Curriculum vitae muß die 
Verſicherung des Kandidaten an Eides Staat, daß er ſich 
zu. der jetzt von ihm vachgeſuchten Pruͤfung hisher mach 
bei feiner andern Koͤnigl. Behörde gemeldet habe, oder die 
durch eine gleiche Verſicherung beſtaͤrkte Erzaͤhlung von 
dem Erfolge der fruͤhern Meldung enthalten, und von dem 
Kandidaten eigenhändig ges und unterſchrieben ſein. Dat 
der Kandidat ſich wegen derſelhen Prüfung ſchon fruͤher 
bei eier andern Behörde gemeldet, fa’hat: die Regierung über 
das erneuerte Gefuh an das Mipifterium zu berichten. 
Nur dans erſt, wenn diefen Erforderniffen überall genuͤgt 
worden, ift das Medizinal: Kollegium von der Regierung 
um Veranlaffung der Prüfung zu erfuchen, und wird es 
zu diefem Zweck genügen, wenn die Prüfungs:Gefuche mit. 
ihren fämmtlichen Beilagen, zur Vermeidung unnöthiger 
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Schreiberet mittelſt Signatur neſchriftuch den Moedilnal⸗ 
Kolleglen uͤberſendet werden. Die letztern haben demnaͤchſt 
nach beendigter Prüfung die ſaͤmmtlichen Prufungs⸗-Ver⸗ 
handlungen, welche zugleich das beſtimmt ausgeſprochene 
Urtheil des Medizinal⸗Kollegii über die Qualification des 
Kandidaten, und falls es deſſen Zuruͤckweiſung fuͤr noth⸗ 
wendig haͤlt, auch die gutachtliche Bemerkung, nach welcher 
Friſt der Kandidat zu einer abermaligen Pruͤfung zugelaſ⸗ 
ſen werden koͤnne, enthalten muͤſſen, mit dem ihnen zuge⸗ 
kommenen Geſuche des Kandidaten, und deſſen Beilagen 
urſchriftlich dem Miniſterio mittelſt Berichts einzureichen, 
and das Erforderliche in Antrag zu bringen. Die Aus⸗ 
fertiguitig befonderer Dualifications «Zeugniffe, welche den 
Kandidaten unnöchige Koſten verurfachen, und, mie die 
Erfahrung gezeigt hat, zu Mißbräuchen und. Irrungen um 
for leichter Veranlaſſung geben, als die Polizei Behörden 
nicht uͤberall gehörig beruͤckſtchtigen, daß nur die Approbation 
die Befugniß zur Praxis gewährt, wird hiermit ausdrücklich 
anterfagt. Das Minifterium wird alddann ‘die betreffende 
Regierung von Dem: Ausfalle der Pruͤfung noͤthigenfalls 
unter Beifuͤgung der Approbation‘ zur weiteren Beſchei⸗ 
dung des Examinirten in Kenntniß ſetzen. Das Duplicat 
des Lebensläufe und die Abſchriften der betreffenden Zeug⸗ 
niſſe gehen nebſt den Prüfungs Verhandlungen zu den bei 
dem Miniſterio anzulegenden Perfonals Akten, wodurch zu⸗ 
geich Tea werden wird, daß der Kandidat ſich nicht 
fruher auderweit⸗ un Pruͤfung melde, und im Aebertre⸗ 
ctungsfalle⸗ zur Befraͤſung gezogen, auch zu einer wieder⸗ 
Bolten: Prũfung Rachen ‚der — — Be ans 
gehalten iberde. himinı. - 
OBERE, den 26, Ri) a Er 
Diniferium der gewn⸗ ————— md: —* 
——— ———— 
BR RD. Kae Ze Y Aicenſtein. 
gun Er tr 3 
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Cireular Refeript bes Koͤnigl. Miniſteriums der Seife 
lichen, Unterrichts». und Medizinals Angelegenheiten an _ 
ſaͤmmtliche König. Regierungen, die Bereidigung ber 

MedizinalsPerfonen vor Aushändigung der. für fie 

ausgefertigten Approbation betreffend. - 
| Diejenigen Medizinals Perfonen, welche Son dem Kös 
nigl. Medizinal⸗Kollegio der Provinz geprüft, und hier⸗ 
naͤchſt von der Königl. Regierung bei dem Miniſterio zur 
Ertheilung der Approbation in Vorfchlag gebracht werden, 
erhalten legtere unter Dinweifing auf den von ihnen ans 
noch zu leiftenden Eid. In vorkommenden Fällen: wird 
daher zu ihrer vollftändigen Legitimation außer der Ap- 
yrobation auch noch der Ausweis über die wirllich er⸗ 
folgte Eides⸗Leiſtung ‚erfordert. 

Zur Vermeidung von etwanigen kuͤnftigen Weitlaͤuf⸗ 
tigkeiten Hat. daher die Koͤnigl. Regierung nach dem Eins 
gang der Approbation zunächft die: Vereidigung des ber _ 
treffenden Individui zu verfügen, und fodann auf ben 
Grund des ihr einzureichenden Vereidigungs-Protokolls 
das Noͤthige hinter der Approbation” zu vermerken. hier . 

anf aber erft Iegtere an den Behabgtin — zu 
laſſen. | 
Berlin, den 19. Februar 1825. 
Vetan der Geiſtlichen⸗, Unterrichts⸗ und meduinal 
| UAngelegenpeiten. | 4 

v. Alten fein. 


. 5 
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174. 
Meferipe der Könige. Minifterien ber Geiftlichens, Uns 
terrichts ⸗ und Medizinals Angelegenheiten ſo wie ber 
Juſtiz, an die Könige. Regierung zu Düffeldorf, die 
Entſchaͤdigung der Medizinals Beamten für die Befor- 
| gung gerichtlich, mediziniſcher Geſchaͤfte betreffend. 


Der Königl. Negierung wird auf den Bericht: vom _ 
26. März v. J. betreffend die Beſchwerden der Sreiss 
Chirurgen, N. N. zu N, N, über verweigerte Erſtattung 
der von ihnen liquidirten Neifes Koften, zu erkennen geges 
ben, daß bei der Entfcheidung diefer Angelegenheit noch 
"ein Geſichtspunkt zur Erwägung kommt, welcher nicht un. 
erhebtich if. Die Kreis: Medizinal- Beamten find als 
folche nur Polizei-Offizianten, und die Qualität ald ges 
richtliche Aerzte und Wundärzte iſt hiervon verfchieden. 
Berner find die vorkommenden gerichtlichen Gefchäfte Feine 
Dffiziels Arbeiten der Kreis: Medizinals Beamten, und da 
Überdied ald Negel angenommen wird, daß die betreffen- 
den Privats Derfonen die Koften bezahlen müffen, fo uns 
terliegen . die hierbei vorkommenden Auslagen der Medizis 
. nal» Beamten nicht den Beſtimmungen ded Diäten Negus 
lativs vom 28. Februar 1816, fondern denen der Medis 
zinaleTare vom 21. uni 1815 (ven Kamp Saprbücher 


-Bd,IX, Seite sı, und Bd. XIV. ©. 68). 


Uebrigens findet das unterzeichnete Minifterium der 
Geifttichen x. Angelegenheiten nichts dagegen zu erinnern, 
daß in denjenigen Fällen, wo ed ohne Unbilligkeit gegen 
den Einzelnen ausführbar ift, der Wundarzt mit dem ges - 
richtlichen Arzte zufammen reife, und befondere Liquidatios 
nen des Erfteren nach dem durch die Medizinal» Tare pors 
gefchriebenen Sägen, nicht geflattet werden. 

Was dagegen die Befchiverde ded Kreis - Chirurgus 
N. N, wegen Verweigerung ‚der Gebühren für die an ſei⸗ 
nem Wohnorte abgehaltenen gerichtlichen Termine betrifft, - 
fo wird die Koͤnigl. Negiernng auf die Vorſchrift des in 
die von KRamppfchen Annalen aufgenommenen an das 


9 
Konigl. Dber » Pandesgericht zu Halberſtadt erlaffenen, und 
ihr am 14: März v. 9. 'mitgetheilten Reſcriptes des mit; 
unterzeichneten Minifteriumd der Juſtiz vom sten ejusd, 
‚ m, et a. aufmerffam- gemacht. 

Die Beſcheidung der Bittſteller wird der Königl. Mes 
gierung hiernach überlaffen, zu welchem Ende die Eingabe 
des N. N. mit ihren Anlagen hierneben wieder. beigefügt 
wird, 

Berlin, den 12. Januar 1828. _ | 
Minifterium der Geifllichens, Unters Miniſterium der — 
richts⸗ und Medizinal⸗Ange⸗ v. Kircheiſen. 
legenheiten. 
v. Altenſtein. 





175. 
Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums ber Geifts 
lichen⸗, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗-Angelegenheiten an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, den Verkauf von Me⸗ 
dizinal⸗ Büchern durch die dafür beſtehende Minis 
ſterial⸗Kaſſe betreffend, | 


— 


Der Könige. Degierung wird — befannt ges 
macht, daß die Sendungen der Medizinal- Bücher, fo wie 
die Eorrefpondenz der Medizinat: Bücher: Kaffe des Mi⸗ 
nifteriumd und die an diefelbe einzufendenden Gelder vom 
> jegt an nicht weiter unter portofreier Rubrik mit der Pop 
befördert werden können. Die Mebdizinal; Bücher werden 
ſonach unfranfirt von hier abgefandt werden, und wird 
der Königl. Regierung überlaffen, für den Fall, daß fie 
ſich hierbei einer anderen Gelegenheit ald der Poft bedies 
nen will, dad Nöthige jedesmal bei Erbittung der betref- 
fenden Bücher in Vorſchlag zu. bringen. Die an die ges 
dachte Kaffe einzufendenden. Gelder hat die Könige. Res 
gierung. dagegen portofrei abzufchicken. Unter diefen Um— 
‚ftänden wird ed nothivendig, bei dem Verkauf der Medis 
jinals Bücher deren bisherigen Preis nm einey geringen 
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Betrag zu erhöhen, daher die Koͤnigl. Regierung autori⸗ 
firt wird, diesfalls das Weitere zu veranlaſſen und resp. 
feſtzuſetzen. 

Die gratis zu vertheilenden Druckſachen wird das 
Miniſterium uͤbrigens, wie es ſich von ſelbſt ih uns 
ter berrfchaftlicher Rubrit abgehen laſſen. — 
| Berlin, den 9. Januar 1825. F 
| Minifterinm der Geiftlichen, Unterrichts s und Medlinal⸗ 
Angelegenheiten. 8 

v. Altenfein, ’ 


| 176. 
Circular⸗Reſcript des Königl. Miniſterinms der Geiſs— 
lichen- Unterrichts- und Medizinal⸗-Angelegenheiten an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen und an dag Polizei⸗ 
Praͤſidium zu Berlin, die Beſtrafung der Medizi⸗ 
nal⸗Pfuſchereien betreffend. 


— — — 


Der Koͤnigl. Regierung wird in der Anlage (a.) Abs 
ſchrift einer an das Ober-Landesgericht zu Inſterburg ers 
laſſenen Verfügung des Könige. Juſtiz-Miniſterii vom 
2bſten v. M., :detreffend die Grundfäge bei Beſtrafung der 
Medizinal⸗Pfuſchereien, zur. Kenntnißnahmes und. mit dem 
Bemerken mitgetheilt, daß: die Aufnahme diefer. Verfügung 
in die von Kampgfihen Jahrbuͤcher * bereits veran⸗ 
laßt worden iſt. 

‚Berlin, den 8. Februar 1825. 

Minifterinm der Geiftlichen:, Unterrichtös und —— 
— 
v. Altenſtein. 


Der von dem Rönigt. ER ROHDE unter dem 
13. Juli v. J. erfiattete Bericht, betreffend die Grundfäge 
bei Beftrafung der Medizinal» Pfufchereien, und die Eins 
ficht der damit eingegangenen, „mit der Verfügung vom 
37. September p. zurückgefendeten Akten, haben, zu. fols 


ss 


genden Bemerkungen Beranlaffung gegeben, welche dem 
Koflegium zur Berückfihtigung in Eünftigen Fälfen bier- 
durch nachträglich mitgetheilt werden. Um ben $. 702. 
Tit. 20. Th. 2. des allgemeinen Landrechts zur Anwen⸗ 
dung zu bringen, nimmt das Königl. Oder: Landeögericht 
an, daß die Ausübung der Pfufcherei dreimal im Fahre 


gefchehen fein müfe, weil erſt alddann behauptet werden | 


fönne, daß ‘mit der unerlaubten Kur ein Gewerbe ges 
trieben werde. Diefe Anficht laͤßt fich nicht rechtfertigen. 
Das Treiben eines Gewerbes muß ſchon durch einen ein⸗ 
zigen Fall ald vorhanden angenommen werden, fobald nur 
aus den Umftänden erhellet, daß der Angefchuldigte bereit 
gewefen ift, einem. Jeden auf fein Verlangen Dienfte ger 
gen Bezahlung zu leiften, und daß die Belohnung gefor- 
dert ‘oder in: Empfang genommen tworden, um auf diefe 
Meife den Lebensunterhalt. zu gewinnen. 


Auf den im $. 266. Tit. zo. Th. ı. des alfgemeinen 


Landrechts in einer ganz andern Beziehung und: zu einem 
ganz andern Zwecke aufgeftellten Begriff jeines Gewerbes, 


fann bei der Beurtheilung der Frage, ob ein im Straf⸗ 


recht verpöntes:Gewerbe, und namentlich das unerlaubte 
Geperde der. Kur der Wunden und innerlichen Krankheis 
te, getrieben worden, nicht zurückgegangen merben; Es 
Fönnten fonft; wider die Abficht des Gefeges, . dergleichen 
Dfüfcher Jahrelang ihr ſchaͤdliches Gewerbe —— wenn 
ſolches nur nicht dreimal im Jahre geſchiehet. 
| Zn den . Januar 1825. 
Der Juſtiz⸗Miniſter 
U . Kircheiſen. 


das N Pe Pandesgeriht 
von Litthauen 
zu Inſterburg. 


— 
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Gtientar sRefeist bes König. Miniftertums der Geift⸗ 
lichen⸗ Unterrichts und Medizinal⸗Angelegenheiten an 
ſaͤmmtliche Königl. Regierungen und an das Poligeis 
Praͤſidium zu Berlin, die Benugung der Hebammen 
von Seiten der Geburtshelfer betreffend. | 

Es find Faͤlle vorgefommen, daß fi Gehurtshelfer 
zu den bei und nach der Entbindung vorkommenden Vers 
richtungen nicht ber conceffionirten Hebamme, fondern eis 
wer fogenannten Wickelfrau bedient haben. 

Ein folches DBerfahren ift jedoch in doppelter Bezies 
bung nachtheilig. Theils ift, wenn das Kind nicht Ges 
fahr laufen fol, deſſen fachverftändige Behandlung uners 
laͤßlich, wozu indeß dergleichen Wickelfrauen die nöthigen 
Kenntniffe nicht zuzutranen find, fo wie denn auch. bie. 
Deaufjichtigung des Geburtshelfers, als eines vorzugs⸗ 
weiſe wiſſenſchaftlich gebildeten Sachverftändigen, hierbei 
nicht die erforderliche Gewähr leiſtet; theils geftattet das 
. Schaamgefüht den Entbundenen nicht in allen Faͤllen das 
nöthige unumfchränfte Vertrauen gegen den Geburtäßels 
fer, und in diefer Hinſicht kann die Gegenwart einer ges 
hoͤrig unterrichteten und geprüften Hebamme dur die Zus 
ziehung einen Wickelfrau nicht erfegt werben. 

Unter dieſen Umftänden und um zugleich. den Heb⸗ 
ammen ihren nothdärftigen Erwerb nicht zu fehmälern, ift 
ed unerläßiich, daß ſich die Geburtöhelfer zu den, ihnen 
anvertranten Entbindungen der betreffenden Hebamme, als 
Gehülfin, nicht aber einer fogenannten, Wickelfrau bedies 
nen; die Zuziehung der Legteren nach der Entbindung iſt 
vielmehr nur den Hebammen felbft zu geftatten, welche 
öfters durch die nothwendige gleichzeitige Beforgung meh 
rerer Schwangern oder Wöchnerinnen oder durch andere 
zufällige Umftände fich veranlaßt finden koͤnnen, die Bei⸗ 
hilfe einer folchen Frau in Anfpruch zu nehmen. - 

Die Könige, Regierung hat diefe Beſtimmung zur 
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alfgemeinen Kenntniß zu bringen, und uͤber deren punes⸗ 
liche Befolgung zu wachen. 

Berlin, den 17. Januar 1825. 
Miniſterium der Geiftlichens, Unterrichts- und Medizinal⸗ 
Angelegenheiten. 
er v. Altenſtein. 
die Königl. Regterung — 
Abſchrift der vorſtehenden Verfuͤgung zur Nachachtung. 
Berlin, den 17. Januar 1825. 
Niniſterium der Geiſtlichen-,, Unterrichts, und Medizinal⸗ 
ar 
d. Altenſtein. 





178. 

Circular⸗Reſeript des Koͤnigl. — der Geiſt⸗ 

lichen», Unterrichtss und Medizinal⸗Angelegenheiten an 

fämmtliche Königl. Regierungen und abfchriftlich an das 

Koͤnigl. Polizei⸗Praͤſidium zu- Berlin, die Servir⸗Zeit 
der Apotheker ;Sehülfen betreffend. 


— — 


Durch $. 20. des Titels J. der — Apotheker⸗ 
Ordnung vom 11. Oktober 1801 iſt verordnet worden, daß 
ein: jeder Apotheker-Gehuͤlfe, um zur Prüfung als Apo⸗ 
thefer. zugelaffen zu werden, eine Gervir=Zeit von Fünf 
Fahren nachweifen foll; zugleich iſt geftattet worden, hie⸗ 
von Ein oder hoͤchſtens zwei Jahre zu erfaffen, wenn der 
Eraminand anf einer Univerfität die Vorleſungen über 
Chemie, Pharmarie, Botanik m. f. mw. gehört bat, und 
“gute. Zeugniffe der Lehrer beibringt, 

Um nun den bierunter biß jeßt obwaltenden Zwei⸗ 
feln zu begegnen, wird hierdurch beſtimmt, daß jeder Ges 
huͤlfe, welcher. auf eine ſolche Begünftigung Anfpruch mas 
chen will, fich über den fleißigen Beſuch der Univerfitätss 
Borlefungen über Pharmarie, Pharmacologie, Chemie, - 
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Botanik und hof, und zwar in zweien Semeftern aus; 


F weiſen muß, indem der Beſuch dieſer fuͤnf Kollegien im 


Laufe eines einzigen Halbjahrs nicht ausreichend: iſt. Nicht 
minder muß das betreffende Individuum ſich dem Univer⸗ 
ſitaͤts-Studio ausſchließend widmen, und kann darauf, 
wenn ein Gehuͤlfe während der Servir-Zeit zugleich Kol 
legia hoͤrt, keine Ruͤckſicht genommen werden. 

Die Koͤnigl. Regierung hat dieſe Verfuͤgung durch 
ihr Amtsẽblatt zur Öffentlichen Kenntniß zu bringen, 
| Berlin, den 7. Februar 1825. 
Minifterium der Geiftlichen-, Unterrichtds und Medizinal: 
| Ungelegenpeiten. 

v. Altenſtein. 


179. | 

Yublifandum der Königl. Regierung zu Cöslin, ben De: 

bie der Arznei Waaren durch Materialiften und 
Droguiften betreffend. 


— 


Die über den unbefugten Arznei: Handel der Mate 
rialiften bei und neuerdings eihgegangenen Befchwerden, 
veranlaffen ung, die von der ehemaligen Königl. Negierung 
von Pommern ih dem zZten Stüce ihres Amtsblatted uns 
term 9. Januar 1815 befannt gemachte Verordnung vom 
19. Januar 1802,, nach welcher die Materialiſten und 
Droguiften ſich bei dem Debit von Arznei: Waaren richten 
ſollen, nebft den dazu gehörigen Arznet-Verzeichniffen nachs 
fiehend wiederhofentlich zur Öffentlichen Kenntniß zu bringen, 
und wird den Herren Fandrächen fo wie den Magifträten hies 
. mit zur Pflicht gemacht, auf die firenge Befolgung der vors 
gedachten Verordnung genau zu. halten, und Kontraventios 
nen um fo mehr zu beftrafen, da durch Nichtbeachtung 
diefer Verordnung häufig die Apothefer in ihrem Gewerbe 
beeinträchtigt find ,,: und überhaupt zu vielen Mediziual⸗ 
Pfuſchereien Veranlaſſung gegeben wird. m): 

Coͤslin, den März 1825: Ta lm. 
Könige. Preuß. Regierung. 


— 
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In Gefolge der Bekanntmachung vom 17. Detember 
a. pr. folgt bier das in No. 2. ded Amtsblatts angefüns 
digte Reglement, nach welchem fich die Materialiften und 
Droguiften bei dem ‚Debite der Arznei-Waaren richten fol: 
fen, und wird denfelden ad No. 3. zu c. betreffend den 
Debit ded Arſeniks und deffen verſchiedenen Fabrikate die 
Verordnung des Koͤnigl. Miniſterii des Innern vom 30. 
April 1812. Amtsblatt No. 14: ©. 151. seq., wonach 
ihnen ſolcher im Allgemeinen bei 20 Rthl. Strafe für je— 
den Kontraventionsfall verboten iſt, und ad 2. der gedach⸗ 
ten Verordnung, ihnen die Erlaubniß, den Arfenif zu des 
bitiren, auf vorhergegangene Nachfuchung bei der Koͤnigl. 
Regierung, in fofern fie fih dazu qualifiziven, nur ertheilt 
werden ſoll, in Erinnerung gebracht. 

Stettin, den 9. Januar 1815. 

Polizei Deputation der Königl. Preuß. Regierung von 
Pommern. 

Wir Friedrih Wilhelm von Gottes Gnaden, 
König von Preußen ıc. x. Thun fund und fügen hiermit 
zu wiffen. Die Erfahrung bat gelehrt, daß die in dem 
Medizinal: Edift vom 27. September 1725. pag. 55. in 
Anfehung des cumulativen und privativen Verkaufs der 
Arznei-Waaren zwiichen den Apothekern und Materialiften 
gegebenen VBorfchriften, zur Vermeidung aller Kollifionen 


nicht hinreichend find. 


Um daher die Befugniffe der Apotheker und Materias 
liften genauer zu beſtimmen, und letztere einer zweckdienli⸗ 
chen Medizinals und Polizei-Aufſicht zu unterwerfen, bas 


‚ ben Wir einige Modalitäten der bisherigen Berordnungen 


nöthig gefunden, nach welchen Wir, wie Wir Uns folches - 
in .Unferer revidirten Apothefer= Ordnung vom 11. October 
v. J. vorbehalten haben, „hiermit die Grenzen zwifchen beis 
den, die Debitirung der Medizinal- Waaren betreffend, fols 
gendergeftalt feftfegen: 

. 1) Einen jeden recipirten Materialiften und Drogue⸗ 
vie» Händler ſteht unter nachfolgender Einfhränfung frei, 
cumulative mit den Apothekern zu handeln: _ 

a) mit — ſowohl einheimiſchen als auslandiſchen 


% 
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— rad Was: welche oals Handels ⸗ Ariitel 
gegenwaͤrtig im Gebrauch ſind, oder kuͤnftig in Ge⸗ 
brauch kommen koͤnnen, 
b) mit allen Fabrik⸗ und Huͤtten⸗Produkten, folglich 
auch mit denjenigen, die zum Arznei⸗Gebrauch dienen. 
2) Es duͤrfen aber die Materialiſten und Droguiſten 
nur allein die, in anliegender Tabelle sub A. angezeigten 
Artikel, da folche, neben ihrer Anwendung zur Medizin, 
auch zum öfonomifchen und technifchen Gebrauche bienen, 
fowohl en gros als en derail verkaufen. 

3) Sämmtliche übrige rohe Arzneimittel, welche in fol- 
cher Gabel nicht aufgeführt find‘, follen fie nur en gros 
und zwar nicht unter Einem Pfunde nach dem in jeder 
Provinz eingeführten Gewicht verkaufen. Ausgenommen 


ſind davon 


a) die sub E. benannten Artikel, als von welchen ihnen 
der Verkauf bis zum halben Pfunde, ſo wie | 
b) die sub C bemerften, davon ihnen der Verkauf in noch 
fleineren Quantitäten bi zu einer Unze herab, nach⸗ 
gegeben wird. ü 
c) Dahingegen follen fie weißen Arfentk nicht unter Zehn 
Pfund, Naufchgeld, Operment und Bleizucker nicht 
unter Zwei Pfund verkaufen dürfen. | 
4) In Anfehung der Aufbewahrung und Derabfolgung 
ber Giftwaaren find die Materialiften denfelden Medizinal⸗ 
Gefegen unterworfen, als die Apotheker, und müffen fie 
dem, was dieſerhalb in der Anweifung für fämmtliche 
Apotheker und Materialiften vom 10. December 1800 
verordnet worden, genau nachleben. 
5) Alle andere Medicamenta chemica und Praeparata, 


fie mögen in Unferee Pharmacopöe enthalten fein oder 


nicht, dürfen die Materialiften nicht führen, und aller Han⸗ 
del damit fowohl en gros als en detail wird ihnen unters ' 
fagt. Sie dürfen alfo auch nicht Maufepilfen, noch andere 
zur Toͤdtung des Ungezieferd gewöhnliche Praeparata, und , 
eben fo wenig rohe Arznei» Waaren, womit der Handel 
ihnen freiſteht, pulveriſirt verkaufen. | 
. 6) 
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5) Die Waarenlager derjenigen Materialifien und Dros 
guerie- Händler, welche rohe Medizinal-Waaren und Gifte 
führen, ſollen bei Gelegenheit der Apotheken: Bifitationen 
von dem Phyſikus des Orts, oder wer fonft dazu beaufs 
tragt wird, unter Zuziehung eine Deputati e gremio des 
Magiftratd, ſowohl in Hinfiche auf die Güte der Arzneis 
Waaren, deren Debit ihnen in vorftehender Art erlaubt 
ift, als vornemlich auch auf die forgfältige Aufbewahrung 
und vorfichtige Debitirung der Gifte mit revidirt werden, 
wohei fie die Diäten der Vifitatoren, jedoch nur für einen 
Tag, ed fei denn, daß ihre Unordnung mehrere Viſi ta⸗ 
tions⸗ Zeit erfordern ſollte, bezahlen muͤſſen, 

7) Wenn dieſer deutlichen Vorſchrift ungeachtet, zwi⸗ 
ſchen einem Apotheker und Droguiſten oder Materialiſten 
an einem Ort uͤber Eingriff in die Gerechtſame des einen 
oder andern Streit entſtehet, fo gebuͤhret zwar die Unters 
fuchung darüber Unferer Medizinal: Behörde; in-fofern aber 
der Streit nicht in Güte beigelegt werden kann, muß das 
fompetente Mebdizinals Kollegium mit der Krieges⸗ und 
DomainensKammer der Provinz darüber zuvor Ruͤckſpra⸗ 
che halten, und wenn diefe Behörden ſich wicht ſollten ein⸗ 
verſtehen koͤnnen, ift jede davon der ihr vorgefegten Be 
börde Anzeige zu thun verbunden, damit Unfer General: 
Directorium und Unfer Medizinal: Departement dad Ers 
forderliche gemeinschaftlich entſcheiden und feſtſetzen koͤnnen. 
Dagegen verbleibet 

8) wenn uͤber die Beobachtung der Vorſchrift No. 4. 
et 6. dem Materialiſten oder Droguiſten etwas zur Laſt 
faͤllt, die Cognition Unſerer Medizinal-Behoͤrde, doch ſoll 
dieſe der. ꝛc. Kammer der Provinz davon Nachricht geben, 
damit‘ diefelbe der auf Sachkenntniß gegründeten Entfcheis 
dung der Medizinals Behoͤrde den gehoͤrigen Nachdruck 
geben kann. 

9) Wenn ein Droguiſt oder Materialiſt gegen dies 
Geſetz No. 1. 2. 3. und 5. gehandelt hat, ſo hat derſelbe 
5 Thaler bis 20 Thaler Strafe zur Armen s Kaffe des Orts, 
worin er etablirt ift, verwuͤrkt. Indem Wir nrr: erwars 
ten , Daß durch dieſe Verordnung alle Be Irrungen 

dinnalen Heft L, 1825. — 
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zwiſchen den Apothekern einer und den Materialiften und 
Droguiften. anderer Seitd, für die Zukunft werde vorge⸗ 
beugt werden; fo befehlen Wir auch Unſern Krieged, und. 
Domainens Kammern und Steuerräthen, imgleichen Uns 
ferm DbersCollegio Medico et Sanitatis, ſo wie den 
 Provinzials Medizinals Behörden, auf die genaue Befols 
gung dieſes Neglements ernfilich zw halten, und Die Kon⸗ 
sravenienten zu ihrer gefeglichen Schuldigfeit anzumeifen. 
Gegeben Berlin, den 19. Januar 1802. ! 
Auf Seiner König. Majeftät allergnädigften Spezial: 
| i | ; . Befehl. En, 
6,95, Schulenburg. v. Heinitz. v. Voß. v. Struenſee. 
—W v. Schroͤtter. 
* Ir WU 
Berzeichniß der MedizinalsWaaren, welche die 
Materialiftien fowohl en gros als en de- 
—trail verfaufen dürfen 


Alumen crudum, Cera eitrina, 


‘ 


“;,romamım,, Cerussa, incl. Schieferweis, 
Antimonium vrudum,»..  ° Cinnamomum, * 
Asphaltum, © Cineres clavellati, 

Baccae: Juniperi, Cinnabaris 

-3 £Lauri, 22. Coccionella, 

“=: Myrtillorum siec. Colla piscium, —, 

-  Bezetta, Colophonium, :. 
Bismuthum, .  .- -  ..:..’Cornu Cervi raspatum, 
Bolus alba, .. Cortex Aurantiorum, . 
re  Armenma,: : ‚Cortex Citri, 
ns: rubra, .. . - » Granatorum, 
Boras,, 'Costus albus, A 
Braunftein, ; - Crocus, 

Cacao, Cubebae, 
Cardamomum, Flor. Carthami, 
Caricae, Cassiae, 
Caryophylli, Fe! - Viridis aeris, 
Cassia, cinnamomea, Folia Lauri, 


Cera alba, Fructus Aurant, 'recentes, 


/ J 


FructusAurant.immat,sicc,, 
- Üerasor, sicc., 
- Citri recentes, 
7. Cynosbati sicc., 
Gallae turcicae, 
Glacies Mariae, \ 
Grana Chermes, 
Gummi arabicum, 
=: Benzoes, 


- Copal, 
- Laccae i in baculis, 
- granis, 


- Mastichis, 
- Olibani, 
- Sandaracae, 
- Sanguinis dracon, 
- Tiragacanthae, 
Herba Arthemesiae, 
= Basilici, 
"-  Equiseti’major, 
minor, 
- Majoranae, 
-:. Origan, cretic,, 


=. Salviae, 

-. Saturegae, 

- „Thymi, 
Lapis Haemates, 

- Pumicis, 


Lignum Campechense, 

- Santalum rubr., 
‚Lithargyrum, 
Maces, 
Mel album, 

- commune, 
Minimum, 
Nitrum, ı WETLTHE ; 
Auces ————— a 30 


tabulis, . 
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Oleum Lini, 
- Nucum, 
- Olivarum, 
- . "Papaveris, 
 - Therebinthinae, - 
Ossa Sepiae, 
Piper album, f 
-hispanic, ° 2* 
- longum, | 
- 'nigrum, 
Pix alba, N 
u nigra, - — 
Radix Alkannae,  * 
- Curcumae, 
Galangae, 
Rubiae tincton 
Zedvariae, 
-. Zingiberis, 


Resina elastica, 


- » Pini, 
Sal ammoniacum, 
Sapo hispanic,, 

-  venetus, 
Semen Ammonmi, 

- Anisi stellat,,; 
vulgar, 
- Carmwi, - 
- Coriondri, - 
- Cumini, 


- Erucae, 

- Foeniculi, 

- Lini, 

- Psyllii, 

- Sinapi, 
Sevum, | 
' Soda hispan, . 

en en 
Buceinum ar 


2 


26a 


Suoeus Citri, i.l to Vitriolum'-commune,  : ' 
Sulphur Citrinum, - ' - Vitriolum Cupri, 
Tartarus crudus, Vanille, 
Terebirith. commun, : . Virideaeris; 
venet. 0° Zineum, 
B. | 


Verzeichniß der Medizinal-Waaren, wovon die fi 
Materialiften nicht unter einem. halben 
Pfunde verfaufen Dürfen. 


"Acidum Salis, Oleum Ricini, 

Aqua fortis, Oleum Vitrioli,- 
 Bal$am peruv, % Opium, 

Castoreum, ; Opobalsamum, 

Mercurius praecip, ruber, Radix Ipecacuanhae, - 
0, „Virus, Sal Succin, 05 

Oleum de Cedro, | 

. C, ng 9 5 


Verzeichniß der Medizinal-Waaren, wovon die 
Materialiſten nicht unter Einer Unze ver 
kaufen dürfen. | 


Ambra grys, oOleum ess.Macis, J 
Balsam de Mecea, : _. =... =: Menthae piperit,, 
Moschus, , - - - NucumMoschat, 
Oleum ess. Cajaputi, - - - Origan Cretic, 


» = = Caryophyllor, = expr. Nucistae, 
* * Cinnamomi, 


— — — 


TSF ZUM, una 
Publikandum der Könige. Regierung zu Breslau, die 
Aufnahme von Kranfen in die Charite Kranfens 

| Anftalt zu. Berlin betreffend, 


Wenn gleich durch die Öffentlichen Blätter zu wieder⸗ 


aß 


aus der Provinz, — Willens find, ſich in dem Cha 
rite⸗Krankenhauſe zu Berlin heilen zu laſſen, ſich nicht 
eher nach Berlin begeben und zur Aufnahme in gedachte 
Anſtalt melden dürfen, als bis das Koͤnigl. Polizei⸗Praͤ⸗ 
ſidium in Berlin ſolche genehmigt hat, und die diesfällige 
Beyachrichtiguns dem Kranken in ſeinem Wohnort einge⸗ 
haͤndigt iſt, fo wird dennoch fortgeſetzt dagegen gehandelt. 
Die Magiſtraͤte und Poligei: Behörden geben: ſogar biswei⸗ 
len den Kranken Attefte des Inhalts, daß der Inhaber 
deffelben fich nach Berlin begeben wolle, um die Aufnahme 
in die Charité nachzufuhen, und öfters Fommen diefe 

Kranken in einem Zuftande dort an, wucher ihre — 

unmoͤglich macht. 

Dadurch entſteht nun nicht felten ueberfuͤlung und» 
es tweigern ſich auch die Communen wohl gar, die‘ Ver⸗ 
pflegungs⸗Koſten für ihre in die Anftalt sefandten Ram; 
fen zu berichtigen. 

Daß Auswärtige in die Charite ‚nicht Hinentgeldfih 
aufgenommen werden dürfen, iſt wiederholentlich befannt: 
gemacht worden, und ed kann daher auf ein Geſuch um 
unentgeldliche Aufnahme nicht Nückficht genommen werben. 

Es werden in Folge deffen die Orts-Polizei⸗Behoͤr⸗ 
den, Magifiräte und Iandräthlichen Aemter angewieſen, 
nicht eher Paͤſſe oder Attefie Behufs der Meife nach. Ber- 
- Hin, um: die Kur in der Charite nachzufuchen, zu ertheis 
len, bis nicht zuvoͤrderſt eine Benachrichtigung des gedach⸗ | 
ten Präfivii vorgezeigt wird, baf ‚die Aufnahme des Krans 
ken in die Charité erfolgen Fann. Werden ohne Beachs 
tung diefer Vorfchrift, Reiſepaͤſſe oder Attefte ertheilt, fo 
find die ertheilenden Behörden, welche diefer Anordnung 
entgegen handelten, verpflichtet, die Koften, welche durch 
nicht .mehr zu vermeidende Aufnahme an Kranken: — 


er entſtehen, zu tragen. 


Breslau, den 15. Mätz 1825. 
| Loͤnisl. Preuß. Regieruns. 





miete Sasın. ——— 


* ..181. 
Givenlars Kefeript des Königt. Kriegs: Minifers Sein, 
v. Hake, Ereellenz, an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regieruns- 
gen, die neue Organifation des Königl, Kriege 
Miniſteriums berufen. ed 


— 


* 
RR : 
ZRETEITLEN 23, 
- ’ 


. . F 
— — 31 


DB —* Mojeſaͤt haben mittelſt Auerhoͤchfen 
Kabinets⸗Befehls vom 31. Auguſt v. J. zu genehmigen 
geruht, daß dem. Kriegs-Miniſterium die Organiſation des 
Jahres 1809 wiedergegeben werde. Daſſelbe wird dem 
zu: Folge außer dem Mintſterial-Buͤreau beſtehen, aus 
A. Einem Allgemeinen Kriegds Departement, und 
B. Einem Militair  Deconomie Departement. | 
Das Allgemeine Kriegs⸗Departement bilden unter einem 
Direktor folgende Abtheilungen: 
'#, für die Armee⸗ Ungelegenpeiten, 
37, für die Artillerie und 
u, für die. Ingenieur: Angelegenheiten. — 
— gehoͤrt dazu, jedoch unmittelbar unter dem Rüge 
‚Minifter, 5 
3 Abtheilung- für die perfönfichen Angelegenheiten mit“ 
der Geheimen Kriegs: Kanzlei. 
Das Militair- Dekönomie» Departement bilden: 
cı Abtheilung für das Etats- und Kaffen- Wefen, 
1 Abtheilung für die Natural: «Verpflegung, die Reiſe⸗ 
und Vorſpann⸗ Angelegenheiten, | 
a Abtheilung für: die’ Bekleidung ; die Geld » Equipage 
und das Train, Wefen, | 
1 Abtheilung für das GServis; und Militair s Kranfens 
Werfen. 
Außerdem gehört dazu, jedoch unmittelbar unter dem 
Kriegs» Minifter. 
1 Abtheilung für das Invaliden-Weſen, und 
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2’ Abtheilung für’ die Militair⸗Wittwen⸗ Kaſſen⸗ Ange⸗ 
legenheiten und für das Garniſon⸗Schulweſen. 
Berlin, den 16 Februar 1825: 
Der Kriegs : Minifter 
v. Hake. 


182. 
Allerhoͤchſte Kabinets⸗Ordre, betreffend bie Einſtellung 
der Leute zu militairiſchen Dienſtleiſtungen, welche ſich 
der Seibſtverſtuͤmmelung ſchuldig oder verdaͤchtig 
gemacht haben. 





Ich bin mit den in Ihrem Berichte vom 22ſten ©. 
M. enthaltenen Vorfchlägen, wegen Einftelung der Leute 
zu militairiſchen Dienftleiftungen, welche fich der Selbſt⸗ 
Berftämmelung fehuldig oder verdächtig gemacht haben, 
volffommen einverftanden, und genehinige den Inhalt des 
eingereichten Entwurfs wegen Ausführung diefer Maaßregel. 

Berlin, den 3. November 1824. | 

Sriedrih Willhelm. 


: An i 
die Stants> Minifter v. Schuckmann 
und v. Hafe.' 


Entwurf 2 

Es find bei’ den Aushebungen zum Erfaß fürd ſte⸗ 
hende ‚Heer, ſchon Fälle vorgekommen, wo Leute, welche 
nach der gefeglichen Neihefolge Die Aushebung getroffen 
haben würde, nicht dazu beſtimmt ‘werden fonnten‘; weil 
fie durch irgend eine Selbſtbeſchaͤdigung mehr oder weniger 
dienftunbrauchbar getvorden find, und Dagegen andere Dienfts 
pflichtige, die fonft die Neihe nicht getroffen haben würde, 
ſtatt ihrer ausgehoben und zum Erfaß des ‚Heired einge 

fielle werden mußten. = 
In ſo weit die Befchädigungen fotcher Leute geheilt 
werden Können, find fie ſchon bisher in Militair : Lazarethe 
oder anderweitige Kranfenanflalten aufgenommen, und 


nach erfolgter Heilung ‚zur Erfüllung. der. ihnen obliegen⸗ 
den Dienfipflicht angehalten worden, wobei es auch für 
die Folge verbleibt. In Fällen jedoch, wo die Felddienſt⸗ 
brauchbarkeit der Befchädigten nicht wieder hergeflellt wers 


den, oder der Natur der Sache nach, wie z. B. bei ab⸗ 


gehauenen Fingern, oder Ähnlichen Selbſt-Verſtuͤmmelun⸗ 
gen, gar nicht wieder eintreten kann, find Maaßregeln er: 
- forderlich, damit. dergleichen. Leute fich dadurch nicht etwa 


ihrer Dienftverpflichtung, zum Nachtheil ihrer Mitbürger, | 


gänzlich entziehen koͤnnen. 
Dem zu Folge wird hiermit feſtgeſetzt, daß felbige, 


ihrer Verſtuͤmmelung ungedchtet, dennoch ausgehoben und 


zur Ableiftung ihrer Militairdienftpflicht und zwar in nachs 
fiehender Weife angehalten werden follen. 

1) Diejenigen Dienftpflichtigen der. beim, jährlichen Er⸗ 
faßgefchäft zur Aushebung kommenden Altersklaſſe, 
welche durch Verſtuͤmmelung aller Art, zum Militair⸗ 
dienſt ganz oder theilweiſe unbrauchbar geworden, 

jedoch noch arbeitsfaͤhig find, und ſich nicht genügend 
darüber ausweifen, daß ihre Verſtuͤmmelung nur zus 
fällig und ohne eigenes Verſchulden  entfianden iſt, 
werden ald Handlanger für den Artilferies und For⸗ 
tififationsdienft ausgehoben, und Iöfen in vdiefem 


Verhaͤltniß ihre ———— zum Dienſt im ſtehen⸗ | 


den Deere ab. 

3) Die Beurtheilung, ob. die Verſtuͤmmelung eines 
Dienſtpflichtigen als zufällig, und. ohne feine Schuld 
entftanden, anzunehmen ift, verbleibt den Erſatz⸗Be⸗ 


hörden, In erfter Inſtanz urtheilen hierüber, nah 


eingezogener Erfundigung bei den Lokale Behörden, 
die Kreiss und im zweiter Inſtanz die Departementd« 
Erfag -Kommiffionen. In Fällen getheilter Meinung 
oder bei höhern Dres eingehenden Reklamationen ents 
ſcheiden das GeneralsKommando der Provinz und 
das Ober⸗Praͤſidium derſelben gemeinfchaftlih im 
dritter Inſtanz darüber, und wo diefe fich nicht zu 
pereinigen. yermöchten, wird an die Minifterien des 
Sun und des Krieges berichtet. 
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3) Die Anhebung geſchieht gleich, Keim Erſatz⸗Geſchaͤft, 
und die Ausgehobenen werden von dem Generals 

Kommando ihrer Provinz in diejenigen Garnifonen 
vertheilt, wo fie, nach desfalls hierüber. ſchon zuvor 
mit den Inſpekteuren der Artillerie und des Inge— 
nieur: Korps genommener Rückfprache, am Rüti: 
fien befchäftige werden koͤnnen. 

4) Sie werden den Nrtilferie » Rompagnien ober in den» 
jenigen Seflungen, wo Pionier: Abtheilungen flatios _ 

nirt find, diefen leßteren beigegeben, und dann nach 

—Gelegenheit und Umſtaͤnden, welchen Truppen fie 

—aauch attaſchirt fein mögen, zu allen in den Artilleries 

Depots und bei der Fortififation vorkommenden Hands 

‚arbeiten, auch ald Handlanger beim Gefchüg moͤg⸗ 

Sicht benutzt. Ihre Verpflegung umd Bekleidung iſt 

reſpektive die der Artilſeriſten und Pioniere, jedoch wird 

Ahnen zur Verrichtung der Arbeiten, noch beſondere 

‚Arbeitskleidung gegeben, und die Tragezeit, der einzels 

nen Stücke mit Rücklicht hierauf naher beſtimmt wers 
den, wogegen es für fie der Parade-Montirung und 
der ſaͤmmtlichen Armaturftüce nebft Zubehör nicht 
bedarf, 

59 An Tagen, wo keine Arbeiten zu verrichten ſind, 
werden dieſe Leute im Marſchiren und militairiſchen 
Evolutionen, auch, je nachdem es ihre koͤrperliche Be⸗ 
ſchaffenheit geſtattet, im Gebrauch des Gewehres und 
beim Geſchuͤtz geuͤbt, damit ſie bei ihrer Entlaſſung, 

nich Maaßgabe vorhandener Dienſtbrauchbarkeit noch 

fuͤr das zweite Aufgebot der kandwehr benutzt wer⸗ 
den koͤnnen. | 

—* Die Entlaſſung dieſer Leute kann nicht eher, als 
nach vollſtaͤndig beendigten drei Dienſtjahren erfolgen, 
und geſchieht dann zur weitern Dispoſition der Er⸗ 
ſatz⸗ Kommiſſionen. Sie behalten nach Maaßgabe 
ihrer Dienftrauglichfeit die Verpflichtung zur Lands 

wehr oder zur möglichften Benugung als Trainfoldaten, 
7) Die den Ausgehobenen während ijrer Dienflzeit zus 
zutheilenden Arbeiten, ſind ſowohl hei der Fortifika⸗ 


/ 
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tion wie- bei der Artillerie mit Ruͤckſicht darauf an⸗ 
zuordnen und feſtzuſtellen, daß der Werth dieſer Ar⸗ 
beiten die Verpflegungskoſten ſo viel als möglich decke, 
hd“ mithin die Unterhaltung diefer Felite in: der’ Regel 

BAR feine ertraordinaire Ausgabe veranlaffe. : 

re die: Zeik, daß fie beim Geflungdbai’ oder in 
den Artilferie ⸗ Depots befchäftigt werden, übernehmen 
die resp. Fonds die pro Tag zu berechnenden Ko: 
ften ihrer Verpflegung. 

9» Vorſtehende Beſtimmungen finden uͤbrigens, wie dies 
auch ſchon aus der Feſtſetzung ad 1. hervorgeht, auf 
Individuen, welche ſich über die Zufälligkeit 
ihrer Dienftunbrauchbarfeit genügend ausweiſen, nirs 
gends Anwendung und gegen Diejenigen Dienftpflich- 

ten‘, welche der vorfäglichen Selbſt-Verſtuͤmme⸗ 
lung für uberführt zu halten find, kommen Außer 
dem, mie fich von felbft verfteht, die hierüber vorhan⸗ 
denen gefeglichen Strafbeflimmungen zur Anwendung. 


Circular⸗Reſcript des Königl. Minifteriums des Innern 
an fammeliche Königl. Regierungen, dieſelbe Anger 
Ä legenheit betreffend. | 


Die in einigen Provinzen der Monarchie aberhand 
nehmenden Selbſt⸗ Verſtuͤmmelungen militairpflichtiger In⸗ 
dividuen, und die Nothwendigkeit, Maaßregeln dagegen zu 
treffen, haben den Minifterien des Innern und des Kries 
ges Deranlaffung gegeben, darüber an des Könige Mas 
jefrät zu? berichten und Allerhoͤchſt Denenſelben Vorfchläge 
einzureichen, wie den Selbff- Verftünmelungen militair⸗ 

pflichtiger Leute moͤglichſt geftenert werden koͤnnte. = 

Seine Majeftät haben hierauf mittelft Allerhoͤchſter 
Kabinets- Drdre vom 3. November v. J. das in diefer Ans 
gelegenheit von den Mintſerien dorgelegte Regulativ zu 
genehmigen sm Ä 


Die Königl. Regierung erhaͤlt hierneben fomohl Ab: 
ſchrift der, Allerhoͤchſten Kabinets-Ordre als des Regulatibs. 
Die Koͤnigl. General: Kommandos ſind Seitens ‚des 
Koͤnigl. Krieges» Minifterii wegen der Ausführung diefer 
- Beltimmungen Behufd der Inſtruirung der Landwehr, Bris 
— — mit: Anweiſung verſehen ‚worden. 
Die Roͤnigl. Megierungshat übrigens die ergangene- 
Seflfegungen durch Ihr Amtsblatt zu publiziren. | 
! Berlin, der 12, Februar 1825. 
F Miniſterium des Innern. 
v. Schuckmann. 


! 


b ‘ 
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Pabtiondun der Koͤnigl. Regierung zu — die 

Militair⸗ Verpflichtung der Theologie⸗ und ne 
amts-Kandidaten betreffend. 





- "Nach einer von dem Koͤnigl. Miniſterium des In⸗ 
nern im Einverſtaͤndniſſe mit dem Koͤnigl. Krieges, Minis 
ſterium unterm ı8ten v. M. erlaſſenen Verfügung, iſt in 
Folge der nach der Bekanntmachung vom 23. Auguſt 1822 
(Amtsblatt 1822. Nr. 174), wegen der Militair-Ver⸗ 
pflihtung der Iheologie= und Schulamt: Kandidaten ges 
troffenen eflfegungen, nachgegeben worden, daß in befons 
derd dringenden einzelnen Fällen ein im erften Aufgebote 
der Landwehr dienender Schullehrer dem zweiten: Aufgebot 
übermiefen werden kann, wozu indeß die ausdrückliche Ges 
nehmigung des betreffenden fommandirenden Deren Gene 
rals jedesmal erforderlich ift, dem jedoch auch freifteht, 
feine diesfaͤllige Befugniß dem in Bezug Fommenden: Dis: 
viſtons/ und Landivehs. Brigade» Kommandeur zu Äberlafien. 

Wir: bringen. diefes in Gefolge eines Erlaffes des 
Königl. Ober, Präfidii. der Provinz Brandenburg vom 26, 
v. M. hiermit zur öffentlichen Kenntniß. 

MPotsdam, den 9. April 1825. | F 
Koͤnigl. Preuß. Regierung. Erſte Abtheilung. 
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Auahdahſe Rabinets- Ordre, den Verluſt des — 
u ober bes National-Militairs | bes 
| treffend. 2 
of Berfolg Meiner Ordre vom — d. mM, durch 
welche Ich feſtgeſetzt habe, daß dieſenigen Landwehr-Ba⸗ 
taillons, denen Ich die Tragung von Czakots erlaubt habe, 
auf denſelben, außer dem Landwehrkreuze; auch das Na⸗ 
tional⸗Militair⸗Abzeichen tragen ſollen, beſtimme Sch hier⸗ 
durch noch: daß bei allen Vergehungen, welche den Ver⸗ 
luft des Landwehrbreuzes nach fich ziehen, die Gerichte fünfs 
tig nicht bloß auf defien Verluft, fondern allgemein „auf 
den Verluſt des Landwehrfreußges oder des 
| National» Mititair-Abzeichens“ zu erkennen haben. 
— Bei Bollziehung der’ Straferfenntniffe aber wird den 
verurtheilten Landwehrmännern, bei denjenigen Bataillong, 
welche Mügen tragen, das Landmwehrfrenz, und bei denjes 
nigen. Bataillons, welche Czakots tragen , nur das Natios 
- nal: Militairs Abzeichen, wie bei den Linien » Negimentern, 
abgenommen, und im fegtern Fall das Landwehrkreuz beis 
behalten. 
Ah trage Ihnen auf, diefe Beſtimmung refp. den 
Gerichten und der Armee befannt zu machen. 
Berlin, den 27. December 1824. . 
Friedrich Wilhelm, 


An 
di⸗ u enaliit hakits ien 


* 
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186. 
Ai des Könige. Miniftertums bes’ Innern an bie | 
Koͤnigl. Regierung zu Stettin, die Befreiung der Milis 
tairSpeife-Anftalten. von ber a 
Steuer betreffend. 
Nachdem über die Anfragen der Königl. Kegierung 
in Berichte vom 30, December. vorigen -Jahred, 


I 

in Betreff des ben Militalr⸗Speiſe. Anſtalten ans den Kaͤm⸗ 

- mereisKaffen zuruͤckzuzahlenden Kommunal⸗Schlachtſteuer⸗ 

Aufſchlages, 
mit dem Roͤnigl. Krieges: Minifterium communicirt worden iſt, 
ſo wird Derſelben nunmehr in Beſcheidung darauf und im Ein⸗ 
verſtaͤndniſſe des gedachten Koͤnigl. Miniſterii eroͤffnet, daß un⸗ 
ter den in der Allerhoͤchſten Kabinets-Ordre vom 12. Auguſt 
. vorigen Jahres ‚gedachten eigenen Speife-AUnftalten des Mili- 
tairs, an welche die Kommunal > Steuer für dad darin conſu⸗ 
mirte Fleiſch zurück erſtattet werden foll, die beſonders beftehen: 
‚den: Dffizier-Speife-Anflalten nicht gemeint worden _ 
„find, indem e8 nie die Abficht geweſen, jene Bewilligung auf.die 
‚ Speife: Unftalten ber Offiziere auszudehnen, fondern nur 


die Speiſe⸗Anſtalten der Soldaten, welche in der Verfügung 


vom 28. October v. J. näher bezeichnet find, an der gedachten 
Vergänftigung Theil zu nehmen haben. 

Was ferner den Zeitpunkt betrifft, von welchem ab die j 
Zurücerflattung der Kommunal: Steuer eintreten foll; fo 
‚ wird die Königl. Regierung auf die Beſtimmung des HF. 4. 
der Verordnung vom 28. März 1811 (Gefeg- Sammlung 
Pag. 165) vermwiefen, und gereicht Derfelben zur Nachricht, 
daß das König. Krieges: Minifterium- auf eine demfelben 

anderweit vorgefommene Anfrage dahin verfügt hat, daß 
dii bezuͤgliche Beſtimmung mit dem Anfange des gtenTa- 
ges, nachdem fie durch das Amtsblatt der betreffenden 

Regierung bekannt ‚gemacht worden, ald in Kraft getreten 
‚anzufehen, und erft von diefem Zeitpunfte ab die Zuruͤck⸗ 

zahlung der Kommunal-Steuer zu leiſten fei, | 

WUebrigens bat daß Königl. Krieges: Minifterium aus 
‚dem vorliegenden Falle Veranlaffung genommen, dem Koͤ⸗ 
nigl. General: Kommando des aten Armee: — hiernach 
das Noͤthige mitzutheilen. | 

Berlin, den 7.Sebruar 1825. — 
| Miniferium des Innern, Erſte Abtheilung. 
EEE Dr Köhler, 
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an" Dur» RE HE BE EEE Ye; Sr SE 
Refeript des Könige. Minifteriume des Innern’ an die 
Koͤnigl. Regierung zu Coͤlln, diefelbe Angelegenheit 
| | 7 betreffend. Um ni 
Der Könige. Regierung wird auf Ihre Anfrage vom 
25. Januard. %,, | “ rasen 
ob die Speife, Anftalten der Militair-Straf, Sectiöten 
auf die: Zurückerftattung der Kommunal-Stener für das 
darin confumirte Fleiſch Anſpruch machen können? 
nach gefchehener Kommunication und im Einverſtaͤndniſſe mit 
dem König, Kriegs: Minifterio zum Befcheide eroͤffnet/ daß die. 
Speife-Anftalten der Militair-Straf-Sectionen allerdings auf 
‚jene Begänftigung Anfpruch Haben, weil felbige ebenfalls Mili⸗ 
tair⸗Speiſe⸗Anſtalten find, und unter Aufficht der Truppen⸗ 
theile, denen diefe Straf-Sectionen beigegeben find, ſtehen. 
Berlin, den 6.März 1825. oe 
Minifterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
| Ä Köhler - = 
R | f 188. ine 
Circular⸗Reſcript des Könige. Kriegs: Minifteriumg an 
ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, die. Rechnungslegung 
über die, aus Militairz Fonds zu leiftenden Zaht 
‚lungen betreffend. - a: 





Die Königl. Ober Rechnungs Kammer verlangt zur Vers 
meidung der, bisher beider Nechnungsfegung der General, Mi: 
"Titair= Kaffe durch Verausgebung von Zahlungen von einem 
Nechnungsjahreaufdas andere, entftandenen Srregularitäten: 

daß kuͤnftig alle, aus Militair Fonds zu feiftenden Zahlungen 
ſtets auf das promptefte refp. liquidirt, angewieſen und ges 
zahlt werden, Damit die Ausgaben eines jeden Jahres in der 
betreffenden Rechnung für daffelbe Jahr erfcheinen fönnen, 
und ausnahmsweiſe hoͤchſtens nur Ausgaben für das ‚4te 
Quartal zum Theil noch inder Nechnungdes folgenden Jah 
res zu übernehmen bleiben, wenn deren Berichtigung im lau⸗ 
‚fenden Jahre unausführbar fein follte, 


i | ayı 


‚Da hiergegen nichts zu erinnern, und folches vielmehr den 
neueren, über die Rechnungslegung ertheilten Allerhoͤchſten 


Vorfchriften ganz angemeffen ift, fo fordere ich die König. Res 


gierung auf, fünftig darauf zu fehen und zu wirken, daß alfe 
Militair: Ausgaben möglichft prompt liquidirt und fo angewie⸗ 
fen werden, daß folche noch in derjenigen Jahres: Rechnung im: 
Ausgabe fommen, für welches die Verpflichtung zur Zah⸗ 
fung entſtanden iſt. | | 
te den 23. Februar 182 5. 
Der Krieges: Minıfter 
v. Hake. 


189. 

Circular⸗Reſcript des Königl. Juſtiz⸗ Minifteriums an 
fämmtliche Königl. Suftiz Behörden, den Militair= Ge; 
richtsftand der MilitairsPerfonen in Kriminal: und 
Snjuriens Sachen betreffend. 





Da hin und wieder über die Beftimmung der Ufferhöchften 
Kabinets-Drvre vom 19. Juli 1809, wegen Aufhebung der 
Militair⸗Jurisdiction, 

wonach der Militairgerichtsſtand in Angelegenheiten der 

Kriminal⸗Jurisdiction und in Injurienſachen, rückfichtlich 

aller in Dienft befindlichen Offiziere, Unteroffiziere und Sols 

daten, deögleichen wirklicher Militairperfonen, 
die nicht Dffiziere, Unteroffiziere und Sol— 
daten find, beibehalten werden MU, 
Zweifel entfianden find: fo wird nach vorgängiger Ruͤck⸗ 
fprache mit dem Herrn Kriegs: Minifter und dem Königl. 
General-Auditoriat, dem Königl. Ober:andesgericht eröff- 
net, daß außer den Offizieren, Unteroffizieren und Soldaten, 
folgende Militairperfonen den Militairgerichtäftand in Krimis 
nalz.und. Snjurienfachen beibehalten haben; 
1) die Militair Aerzte, namentlich die General-Staabe-Nerite, 
| die Beamten des Medizinal-Staabes der Armee, 
“ die General: Divifions > Aerzte, 

die Öonvernementd> und Garnifon» Stande » Aerzte, 

die Kegimentd> und Bataillon» Aerzte, 

die Eskadrons⸗ und Kompagnie-Chirurgen, 
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die Beamten. und Zöglinge des mebizinifch- chirurgiſchen 
Friedrich Wilhelms Inſtituts, | 
die Militaiv- Eleven der Thierarzneifchule; 
2) die noch vorhandenen Megiments:Quartiermeifter; © 
3) die Auditeure und die bei den Militairgerichren Ange 
ftellten Actuarien; — 
4) die Militair-Prediger und die Militair-Kuͤſte 
5) die Mitglieder und Beamten der Militair-Intendantu— 
ren, die Militair » Decondmie: Beamten in den Feftungen, 
nämlich die in demfelben befindlichen Beamten der Bes 
Heidungd:Depots, der Proviant- und Fourage-Aemter, 
fo wie die Gatnifon-Verwaltungss und Lazaretl-Dffizians 
ten in den Feftungen. — In den offenen Städten aber 
haben alle diefe obengenannten Beamten den Militair 
gerichtöftand nicht: | | 
6) die zu den Militair-Anftalten in den Feftungen gehörte 
gen Beamten, ald: 
die Kortifications-Baufchreiber, 
die Materialienfchreiber, und: | 
die Ober- und Unter Yuffeher bei den Staats, Stus 
ben⸗ und Baugefangenen, 
die Beamten und Wächter der -Militair- Strafaitftalten 
in den offenen Städten aber ſtehen nur dann unter 
der Militairgerichtöbarkeit, wenn fie dazu kommandirte 
wirkliche Militairperfonen find; . 
7) die bei den Regimentern angeftellten Stallmeifter, Bes 
reiter, Kurfchmiede, Mufifmeifter und Hautboiften ; | 
8) die für das Militair arbeitenden Handwerker, als: 
Buͤchſenmacher, Büchfenfchäfter, Sattler, Riemer ꝛe. 
in fofern fie bei einer Truppenabtheilung dergeftalt aus— 
fchlieglid) angenommen worden, daß fie derfelben ſowohl 
ins Feld, ald auch beim GarnifonsWechfel folgen müffen. 
Es find alfo hiervon ausgefchloffen und ftehen unter den Civil⸗ 
gerichten diejenigen Handwerker, welche Bürger der Garni⸗ 
fonftadt find, und die Arbeiten fürdas Militair nur als einen 
Theil ihres bürgerlichen Gewerbes übernommen haben. 
Zur Zeit des Krieges ftehen dagegen alle Berfonen, welche 
der Armee folgen müffen, und auch Weiber und Marfetender, _ 
Die fi) im Gefolge der Armee befinden, unter dem MilitairsKris 
‚minalgerichtöftande, und es fängt diefer mit dem Zeitpunfteam, 
wenn der Truppentheil, zu welchem vorgedachte Perfonen 
gehören, auf.den Kriegsfuß gefest ift. | 
Berlin, den 28, Januar 1825. | 
Der Juſtiz⸗Miniſter 
v. Kircheiſen. 
u — 3wek 
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Zweiter Abfhnit. 
Staatswiſſenſchaft. 
J. 

Auswaͤrtige 
Geſetzgebung. 


' I 
Großherzoglich Heſſiſche Verordnung, das Bauweſen 
und die Ausuͤbung der Bau⸗ » Polizei in der Reſi⸗ 
| benz Darmſtadt betreffend. 


Bdenis von Gottes Gnaden Großherzog von 
Heſſen und bei Rhein xXx. ıc. 

Wir finden Uns gnaͤdigſt bewogen, Über das Bau⸗ 
weſen und die Ausuͤbung der Bau⸗Polizei in Unſerer Re⸗ 
ſidenz Darmſtadt hiermit Folgendes zu verordnen: 

J. Allgemeine Vorſchriften über die in der Refidenz 
Darmfindt ausjuübende Bau-Polizei. 
§. 1. 

Der Ober⸗-Bau⸗Direction liegt ed ob, die Anlage 
der Neuſtadt, fo wie diefelbe fich ermweitert, zu entwerfen, 
und, nach von Und ertheilter Genehmigung, darauf zu 
feben, daß der beftimmte Plan befolgt werde, Die Riſſe 

Annalen Heft I. 1825. S 
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über die’ erfte — der ganzen Hofraithen. und uͤber 
die Erbauung der Vordergebaͤude, ſo wie uͤber die gleichzeitig 
mit dieſen oder früher zu erbauenden Seiten: und Hinter— 
Gebände, find daher bei der Ober: Bau: Direction , zur 
Genehmigung einzureichen, welche, gleichzeitig mit Erthei- 
lung derfelben, die hieſi ge Polizei⸗ Deputation idee be; 
nachrichtigt. 

Die Dber- Bau: Direction hat bei der Genehmigung 
auch dasjenige zu beruͤckſichtigen, was die Sicherheit ge⸗ 
gen Feuersgefahr betrifft. Sobald die Erbauung des 
- Borderhaufes vollendet iſt, tritt die Wirkſamkeit der Bo: 
lizei-Deputation ein, welche jedoch, wenn Veränderungen 
hinſichtlich des Aeußeren der Gebäude vorgenommen wer⸗ 
den wollen, als wozu ihre Einwilligung jedesmal erforder⸗ 
lich if, desfalls mit der Ober-VBau⸗-Direction ſich zu bes 
nehmen hat. 

Wenn nach Erbauung des’ Vorderhauſes noch Sei⸗ 
ten= und. Hinter-Gebaͤude erbaut oder abgeändert werden 
folfen, fo ift die Genehmigung dazu ebenfallß bei der Pos 
lizeisDeputation nachzufuchen, die dann wieder, in fofern 
diefe Gebäude von der Straße aus ins Auge fallen, mit 
der Dber: Bau: Direction: fich zu benehmen hat. _ | 

Werden neben einem bereits beſtehenden Vorderge— 
bäude die bisher freien, am der Straße liegenden Hof: 
oder Garten: Pläße derſelben Hofraithe bebaut, fo gelten 
hierfür dieſelben Beſtimmungen, wie bei Veraͤnderungen 
der Vordergebaͤude. 

- Unter der Neuſtadt wird — Theil der Stadt 
verſtanden, welcher weſtlich von dem Schloßgraben, dem 
Paradeplatz, dem alten Marktplatz, der Kirchſtraße, der 
Beſſunger Straße und dem alten Beſſunger Weg liegt; 
die eben genannten Straßen und Plaͤtze/ ſelbſt werden je⸗ 
doch nicht als zur Neuſtadt sebörig betrachtet. 

$. 


Hinfichtlich des as in den Umgebungen der: 
Stadt bleibt es, ſo weit daffelbe nicht mit im $. 1. be 
griffen ift und zur Neuſtadt gehört, bei der bisherigen 
Dbfervanz, nach welcher die Polizeis Deputation über die 
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nen zu erbanienden Wohntıngen imit ber Ober: Ban Dis 
rection vor Ertheilung der Genehmigung communicirt. - 
Diejenigen, welche dafelbft bauen wollen, haben fich 
desfalls an die Polizei: Deputation- zu. wenden 


— 8. 3. — 
Auf gleiche Weiſe, wie bei dem Bauweſen in den 
Umgebungen der Stadt, tritt die Wirkſamkeit der Polizeis 
Deputation und der Dber Bau: Direction in folgenden 
Straßen und Plägen ein. In der großen Arheiliger und 
. Dieburger Straße, dem Birngarten, den Haͤuſern, welche 
öfttich und ſuͤdlich das Schloß begränzen,. dem Markt, der 
‚Kirch > und Beflunger Straße und fovann in der Verlaͤn⸗ 
‚ gerung der letzteren vor dem jeßigen Beſſunger Thor unter 
dem Namen des alten Beſſunger Wegd. 
Diejenigen Perfonen, welche in erwähnten Straßen 
und Plaͤtzen eine DVeränderumg ihrer Gebäude vornehmen, 
haben die desfalffigen Riſſe ebenfalls unmittelbar. Bei der 
Polizei: Depufation zur Genehmigung einzureichen. | 


"Die polizeiliche Aufſicht über die Wiferfeitängen und 
Brunnen geht, fo tweit fie bisher mit von der Ober-Bau⸗ 
Direction beforgt worden iſt, ganz auf die Polizei-Depns 
tation über. | i wa 

7, Die Unterhaltung desjenigen Theils der bereits vors 
handenen Öffentlichen Wafferfeitungen -und Brunnen, des 
ren Ynterhaltungsfoften aus der Stants- Kaffe zu beſtrei⸗ 
ten find, wird von der Ober⸗Bau⸗Direction fernerhin 
felbfithätig befbrgt. Dagegen wird die Entfcheidung dar⸗ 
über, ob neue Leitungen und Brunnen anzulegen find, fo 
wie die. Kontrolle über die gehörige Erfüllung der. dem 
ftädeifchen Aerarium desfalls aufliegenden Verdindlichkeit, 
der PolizeisDeputation uͤbertraggaaanan. | 
Ueber die Stellung der öffentlichen Brunnen, "die 
Fuͤhrung neuer Leitungen und die Anlegung von Reſer⸗ 
voirs und Abzugs: Kanälen in der Neuſtadt oder den im 
den, $$. 2. und 3. genannten Straßen und Plägen, hat 
die Polizei -Depntation mit der Ober: Bau Direction ſich 
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vorher gu behchmen, und die deelatuſisen. Rife derſelben 
zum Gutachten mitzutheilen. 


$. 
Die Schlichtung. alfer u jeder Bauftreitigkeiten 9% 
hört an das hiefige Stadtgericht, ohne Nückfiht auf den 
Stand und das gewöhnliche Forum des Beklagten. 


u. Befondere ———— das Dan in der. 


$, 6. 

Die Auffuͤhrung neuer Gebaͤude oder bie Abaͤnderung 
der ſchon vorhandenen darf nur nach vorheriger Genehmi⸗ 
gung vorgenommen werden, bei einer Strafe von 10 bis 
50 fl. für den Bauherrn oder den für denſelben aufge: 
“ tretenen Entreprenneur, und von 5 bis 30 fl, für die das 
bei concurrirenden Maurer und Zimmer Meifter, vorbes 
Haltlih der zu machenden Abänderung des verordnungss 
widrig aufgeführten Gebäudes, | 

Die Strafe wird entweder von der Dber- Bau: Dis 
tection oder der Polizei: Deputation ansgefprochen, je nachs 
dem einer diefer Behörden die Entfcheidung über das vers 
ordnungswidrig aufgeführte Bauweſen nad $. 1. 2. und 
3. zuſteht. 


g. 
Die Umfangsmauern der vr zu erbauenden Vorder, 
Seitens und Hinter» Gebäude, mit Ausnahme der im Hof 
zu errichtenden einftöcfigen Nebengebäude, welche feine 
Feuerungen enthalten, muͤſſen ganz maſſiv ohne Be 
aufgefuͤhrt werden. 


$. 

Alle aufzuführende Gebäude verfchiedener Eigenthäs 
mer, welche unmittelbar an einander floßen, find durch 
Brandmauern zu trennen. Dieſelben müfen, wenn fie 
von Backſteinen find, wenigſtens einen und einen halben 
Stein, und von Bruchfteinen ao Zoll unter dem Dach 
ſtark fein. i 

Oeffnungen, Wandfchränfe oder Schornfteine in den⸗ 
ſelben anzubringen, iſt nicht erlaubt. 


* — 
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$. 

Tritt der dau ein, dagi der Nachbar an eine 63* 
ſtehende Brandmauer des Vorderhauſes bauen will, fü 
darf er keine Holzwand dagegen ſetzen, ſondern iſt 
bunden, die Haͤlfte der Koſten der Brandmauer, ſo weit 
dieſelbe ſeine Gebaͤude begraͤnzt, zu bezahlen, wobei nicht 
der Preis der Erbauung, ſondern der dermalige, noͤthigen 
Falls durch Taxation zu beſtimmende Werth angenommen 
wird, wogegen es ihm frei ſteht, auch von ſeiner Seite 
die Zeichen des Eigenthums, die ſogenannten Mabloͤcher, 
anzubringen. | 

$. 10. 

Die Hälfte des Grundes und Bodens der Brands 
maner, welche mit diefer zugleich an den zuletzt bauenden 
Nachbar als Eigenthum uͤbergeben wird, iſt von dieſen 
ebenfalls nach der Abſchaͤtzung zu vergüten. 

$. II. 

Will der eine Nachbar hoͤher bauen, als % * 
beſtehende Brandmauer iſt, ſo darf er dieſelbe erhoͤhen, 
vorausgeſetzt, daß nach dem Gutachten der mit dem Bau⸗ 
weſen der Reſidenz beauftragten Techniker dieſes zulaͤßig 
A Die Koſten bat, er jedoch fo lange allein zu tragen, 
als der andere Nachbar fein Haus nicht ebenfalls erhöhet. 

Will der eine Nachbar fein Haus nach dem Hof zu 
erweitern, .fo muß er, falls nicht durch eine gütliche Les 
bereinfunft mit dem anderen Nachbar. etivad anderes bes 
ſtimmt wird, die Fortfegung der Brandmaner ganz auf 
feinen Grund und Boden fegen. 

. $. 12 

| Da bie Gebäude, welche unmittelbar an der Gränze 
fiehen, Brandmauern erhalten muͤſſen, ſo folgt von ſelbſt, 
daß in der Regel keine gegen die Graͤnze abhängige Dach⸗ 
flächen geftattet werden Finnen. Wuͤnſcht jemand, mit 
Bewilligung feined Nachbars, ſo weit der Plag des letzte⸗ 
zen noch unbebaut ift, fein VWordergebäude des heſſeren Ans 
febend wegen mit einem nach der Gränze hin abgeflachten 
Dach zu verfehen, fo kann eine ſolche Einrichtung nur 
als interimiftifch geftattet werden, und die Mauer muß, 


* 
» 


y 
a78 | 
wenn der. Nachbar anbauen will, jedenfalls auf gemein, = 

ſchaftliche Koften bis zu Höhe des Dachgiebels geführt, 


und nach dem vorigen $. als gemeinfchaftliche Brand» 


mauer behandelt werden. Wenn Seitens oder Hinter: 
Gebäude, welche unmittelbar auf der Gränze fiehen, mit 
ausdrücklicher Bewilligung des Nachbars, nach deffen Seite 
hin ein abhängiges Dach erhalten, und diefer legtere in 
ber Folge anbauen will, fo ift er, im Fall nicht durch 
Uebereinkunft die bereit ftehende Mauer zur Brandmaner 
gemacht wird, verbunden, auf eigene Koflen eine ganze 
Brandmauer gegen den fchon fiehenden Ban zu feßen. 
EEE —13. 

Da, wo Einfaſſungsmauern an’ der Straße aufge⸗ 
fuͤhrt werden, muͤſſen dieſelben, es moͤgen Staketen auf 
fie geſetzt werden oder nicht, mit Deckplatten verfeben fein, 
welche gegen die Straße wenigſtens 3 Zoll vortreten. 

— .. Zr $. - 14. | 

Werden an einer Facade verticale Riſalite gemarht; 

fo muß das Riſalit in die Straßen: Linie gefegt werden, 
ber Übrige Theil des Hauſes aber zurücktreten, 


’ 9.15. , 8 
Alle vor der Mauerflaͤche vortretende horizontale 
Theile, wie z. B. Gurtgefimfe ; Verdachungen der Fenfter 
and Thuͤren, Genfterbänfe, Balcons u, f. w. muͤſſen von 
Stein fein und Waffernafen erhalten. 24* 


8. 16. 

Der Sockel der Gebaͤude darf nicht von geſtellten 

Steinplatten fein. Die Sockel von gelegten Quaderfleis 

nen oder die gemauerten Sockel müffen oberhalb einen 
Waflerfall, und, wenn fie mehr als 2 Zoll vortreten, ein 

Gefimfe mit Waffernafe erhalten. . 7 


u 5 5 | 
Jedes Haus: fol in den erflen drei Jahren, mach, 
dem es unter Dach gebracht iſt, getuͤncht und angeftrichen, 
werden, widrigenfalls es fich "der Eigenthuͤmer gefallen 
Jaffen muß, daß diefe Arbeit auf feine Koften angeordnet 
wird, Hiervon find nur diejenigen Seiten⸗ und Hinters - 
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Gebaͤude ausgenommen, welche von der Straße aus nicht 


geſehen werden koͤnnen. 


$. 18. | 
Werden zwei oder mehrere — ſo — daß 
Diefefben außerhalb nur als ein Haus erfcheinen follen, fo 
fängt der Termin von drei Jahren, innerhalb deſſen die 
Tunchung geſchehen muß, von der Zeit an, wo das letzte 


dieſer Haͤufer unter Dach gebracht iſt. 


"Die Auffiche darüber, daß die wegen bed Tanchens 
der Haͤuſer gegebenen Vorſchriften befolgt werden, ſteht 
der Polizei⸗ Deputation zu. 

9. 19. 

J Verſchiedene Haͤuſer, welche in ihrem Aeußeren ein 
ſymmetriſches Ganze vorſtellen, muͤſſen auch mit einerlei 
Farbe angeſtrichen werden. Bei nicht erfolgender Verein⸗ 
barung der Beſitzer ſolcher Haͤuſer hat die Ober⸗ Bau⸗ 
Direction die Farbe zu beſtimmen. 

Die weiße Farbe wird fuͤr die Be zum Anſtrich 
der Haͤuſer ganz unterſagt. 

ww 20: 

Der Mörtel zum äußeren Verputz darf feinen Zufag 
von Leimen erhalten, bei einer Polizei Strafe von 10bis 
zo“fl. für den Tuͤncher, nach Verhaͤltniß der Groͤße des 
Hauſes. | 

gar 


"Alle Facaden an der Straße müffen mit Dachrinnen 
und bis an den Boden gehenden MWafferröhren verfehen 
werden. 


g§. 
Vor allen in der Heufladt erbaut werdenden Häus 
fer müffen anf dem Geitenpflafter, fo weit die Hofraithe 
derfelben geht, alfo auch mir Einfchluß der Thorwege, 
Platten von Sandfteinen gelegt werden. 

Diefe Platten dürfen nicht unter 4 Zoll dick fein, 
und müfjen quer über den Fußweg reichen, fo daß Feine 
Zuge parallel mit der Nichtung deffelben kommt. .Die 
Hreite diefer mit Sandfleinen zu belegenden Fußwege wird. 
für! die Rheins, Neckar-⸗, Artilleries, Huͤgel⸗ und Sand⸗ 


29a 

Straße, fo: wie-für alle Fußwege an freien Plaͤtzen und 
die beiden vom dem Ludwigsplaß nach, dem, er | 
Beflunger Thor ziehenden Straßen, auf wenigftend 46 301, 
für; die Baur, Walde und, ‚Sränz = Straße,, fo wie für alte 
übrige Straßen von nicht wecar — bar [us we⸗ 
nigftend 23 Bo beimmnte . | 


Wenn vor denjenigen Häufern der Reufladt, wo no 
feine Platten liegen, das Mebenpflafter fo: fehadhaft- wird, 
daß daſſelbe umgelegt werden - muß, worüber Die, Polizeis 
Deputation erfennen wird, fo find ebenfalls vor. denſelben 
die URN Pen # Segen. 


l 


* Die Hvaͤuſerbeſther. * auf — Seitenpflafier Platten 
liegen, haben. ‚auch die, Verbindlichkeit, diefelben zu unters 
haften, und zwar dergeflalt, daß Feine Vertiefungen ‚in, dem 
Matten Statt, finden, in, denen fih Das. Rerena⸗ 
ſammeln kann. — 

8. 25 

Die Kandeln oder Ninnfteine auf dem Seitenpfiafer 
dürfen nicht über; 2 Zoll vertieft ſein. Ohne befondere 
Erlaubniß der Pollzei⸗Deputation duͤrfen keine Bruͤcken 
uͤber die Floͤſſer gelegt werden, deren Laͤnge in keinem 
Fall 200 Zoll uͤberſchreiten darf. Dieſelben můſſen ſo 
eingerichtet werden, daß die Deckel leicht aufgehoben wer⸗ 

den koͤnnen, um die Reinigung, ſo wie den ran⸗ des 
Waſſers bei ſtarkem Regenwetter, zu erleichtern. 
. 30 
Wenn die Häuferbefiger den in den vorhergehenden 
drei SS. enthaltenen Vorfchriften nicht auf. desfalls erhal⸗ 
tene Erinnerung entfprechen, fo muͤſſen fie es fich gefallen 
laffen, daß die Arbeit .ducch Anordnung der — 
putation auf ihre Koſten gemacht wird. 
$. 27. 

Vortreppen, die an den Brit; welche auf- die 
Straße gehen, angebracht werden, dürfen an den Plägen 
und in der Rheins und Neckar Straße nicht über 60 Zoll 
und in. allen andern Straßen der —— nicht , über 


2Bı 


20 Zoll, mit Einfhluß des Dambpnbt an ben Grafen, 
Hortreten. 
F§. 28. 

Was im vorigen $. über dad Vortreten der Treppen 
in. die Straße beſtimmt ift, gilt auch für die frei ſtehenden 
Säulen, im Fall ſolche vor den Haͤuſern angebracht werden. 

$. 29. 

Die an den Haͤuſern befeſtigten Kaſten zur Ausſtel⸗ 
lung von Waaren duͤrfen nur nach vorgaͤngig erhaltener 
Erlaubniß der Poligeis Behörde angebracht werden. 

$. 30. J 

Fuͤr vortretende Geſtelle zu Blumentoͤpfen gilt das 
Gleiche. Werden dieſelben auf die Fenſterbaͤnke geſteilt, 
ſo muͤſſen ſie durch eine eiſerne Stange gegen das Vereb⸗ 
m gefhägt werden. 


$. 

Daß. bisher übliche Uushängen des Fleiſches an den 
Laͤden der Metzger wird ganz verboten. Wollen dieſelben 
ihre Waaren ausſtellen, ſo muß es hinter verſchloſſenen 
a gefcheben. 


$. 

Im Innern der Gebäude if hauptſaͤchlich die Anlag⸗ 
der Feuerungen und Schornſteine zu beruͤckſichtigen. Die 
new, aufzufuͤhrenden Schornſteine muͤſſen mit liegenden 
Steinen oder Kamin⸗Steinen gemauert, und wenigſtens 
18 Zoll im Lichten nach jeder Seite weit ſein. Bis unter 
dad Dach muͤſſen fie mit Leimen, anſtatt mit Kalkmoͤrtel, 
gemanert werden. Da, two fie zwifchen Balkenlagen und 
Riegelwaͤnden durchgehen, müffen fie auch von außen wohl 
befiochen und das Gebaͤlk fo weit ausgewechfelt werden, 
daß- die, Kamins. oder Bad» Steine ihrer ganzen Breite 
nach vor das Holz zu liegen Eommen. Das Schleifen 
der Kamine unter einem Fleineren Winkel als 45° iſt 
ebenfalls unterfagt. Sollte in befonderen Fällen eine flärs 
kere Schleifung nöthig fein, fo ift desfalls fpezielle Erlaub⸗ 
niß einzuholen. Die Thüren der Vorkamine müffen, wenn 
fie new gemacht werden, entweder ganz von Eifen oder 
wenigfiens inwendig mit Blech beſchlagen fein, | 


. P ER $. 33. . * 
Gegrabene Brunnen muͤſſen wenigſtens 40 Zoll von 
der nachbarlichen Mauer entfernt ſein, wenn nicht die 
Nachbarn es vorziehen, einen gemeinſchaftlichen Brunnen, 
welcher auf der Graͤnze angelegt, und mit einem Pum⸗ 
penſtock und zwei — und Schwengeln verſehen 
wird, zu machen. | 


$. 34. 

Albtrittsgruben muͤſſen bei jeder neuen Anlage, Ver⸗ 
aͤnderung oder Reparatur 36 Zoll von der Graͤnzmauer 
des Nachbars, ohne Ruͤckſicht des Eigenthums dieſer letzte⸗ 
ren, entfernt gehalten, und der Raum zwiſchen der Graͤnz⸗ 
mauer und den Abtrittsgruben von der Tiefe in der Erde 
an, welche die Mauer hat, bis zur Oberfläche mit Lett audge- 
ſtampft werden. Der Ablauf der Brunnen, Dachrinnen oder 
Goffenfteine darf nur dann in die Abtritte geleitet werden, 
wenn diefelben wenigſtens 20 Fuß von der Gränze entfernt 
find. Die Deffnung der Grube muß jederzeit ganz gefchlof- 
fen: fein. Wenn demungeachtet, die aus den Abtritten Foms 
mende Feuchtigkeit in das Terrain des Nachbard durch- 
dringt, ſo if die Abſtellung des Uebels auf Koften des 
Eigenthũmers zu bewirken. | 


$. 335. | 
Die uebertretung der in den $$.29. bis 34. BAER 
nen Vorſchriften zieht, außer der zu machenden Abändes - 
rung, eine Polizei⸗Strafe von 10 fl. nad) ſich. 
366 | 
Gartenhäufer koͤnnen, wenn fie von allen Seiten frei 
fteben, den Holz aufgefuͤhrt — | 


$. 

Die gif; welche bei I ober Dieeetien oder 
der Polizei Deputation zur Genehmigung übergeben wer⸗ 
den, brauchen nur in reinen Umriffen gezeichnet zu fein, 
und muͤſſen doppelt eingereicht werden. Die Hauptmaaße 
find in diefelben einzufchreiben. 

Sie muͤſſen beftehen: 

aus einem Situations-Riß, welher namentlich den 

Umfang des Bauplatzes, die etwa darauf ſtehenden 


J 


* 
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Gebäude, ſo wie Richtung und Breite der. den Platz bes 
graͤnzenden ‚Strafen, die angränzenden ass der _ 
Nachbarn nebft deren Befchreibung enthält, 
b) aus einem Grundriß der verfchiedenen Stockwetke, 
c) aus einem Durchſchnitt, 
d) aus einem Aufriß und 
e) aus den Profilen der Verdachungen und fonftigen ho⸗ 
tigontalen Geſimſe. a: 


Bei den Zeichnungen über: vorzunehmende Veraͤnderun⸗ 
gen ſchon beſtehender Gebaͤude muß jedesmal dem Entwurf 
der Veraͤnderung auch eine Zeichnung, welche den Zuſtand 

vor derſelben angiebt, — — | 


Jeder Grundriß, Aufriß ıc. wird auf ein befonberes 
Blatt gezeichnet, .eö fei denn, daß die Zeichnung mehrerer 


Gegenftände auf einem Blatt Staͤtt finden fann, melhes 


die Groͤße eines halben Bogens Schreibpapier nicht überfteigt. 


ca ee jeder Zeichnung muß ihre Erklärung era 
ein. 


$. 40. 
* Der Maaßſtab der Zeichnungen wird kolgendermaßen 
eſtimmt: 
a) fuͤr — —— Is der natürlichen Gröge 
‚oder 1301 = 50 
: b) fer — —3 — und Duͤrchſchnitte is ober 
oll 
ec) für die Profile der Verdachungen und Gefimfe die 
— — ſ ſ 


8. 

Der Eoncipient der Zichnungen iſt anter derſelben je⸗ | 
desmal zu bemerfen. 

Der Bauherr oder der für denfelben aufgefretene. En— 
freprenneur ift für die Nichfigfeit der Zeichnungen und der 
angegebenen Maaße verantwortlich. 

Die Genehmigung der Ober⸗Bau⸗Direction oder der 
oligeir Deputation wird nur nnter der Vorausſetzung ber 
elben ertheilt, und ift auch nur in fo weit von Wirkung. 


Urkundlich Unferer arNLanD gen Unterfchrift und des 
beigedruckten Staaisſiegels. 


Darmſtadt, den 10.Februar 18265. 
¶. S.) Ludewig. 
J | dv. Grolman. 
— —— 


. II. | ass | 
Staatswiſſenſchaftliche Literatur. 





Circular⸗Reſcript des Könige. Minifteriums ber Geifk 
lichens, Unterrichts? und Medizinals Angelegenheiten, an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen und Könfiftorien, die 

Verbreitung der Bedfedorfffchen Jahrbücher. des 

Preuß. Bolfsz Schulwefens betreffend. 





| De Geheime Ober : Regierungs: Rath Dr. Beckedorff be 
abfichtigt vom April d. J. ab unter dem Titel: Jahrbücher des 
Preuß. Dolls: Schul:Wefens eine Zeitfchrift herauszugeben, wel: 
che zum Zwecke hat, eine fortlaufende Chronik des Preuß. 
Volks⸗Schul-Weſens zu liefern, die Grundſaͤtze, nach welchen 
daffelbe geleitet wird, zu entwickeln, über Gegenftände, die für 
den Volksſchullehrer von praktiſchem Intereſſe find, Auffäge 
einfihtsvoller und jachfundiger Männer aufjunehmen, und end: 
lich eine gedrängte Ueberſicht über die Literatur des Molke: 
Schul:Wefens zu liefern. '- Um diefes gemeinnüßige und beis 
fallswerthe Unternehmen zu befördern, hat das Winifterium dem 
Herrn ıc. Bededorff geflattet, alle diejenigen Anordnungen 
und Verfuͤgungen des Minifteri, welche ſich auf das Molke: 
Schul⸗Weſen im Allgemeinen beziehen, fo wie diejenigen In den 
Berichten der Königl. Behörden oder der Vorfteher von Un: 
terrichts-Anftalten enthaltenen Nachrichten und Notizen, welche 
für das Volks-⸗Schul⸗Weſen von Antereffe find, mittelft der von ihm 
berausjugebenden Sahrbücer zur öffentlichen Kenntnig zu brin⸗ 
n. Da ber’ im obigen angedeutete Zweck diefer Jahrbücher, 
Über deren Plan und Einrichtung die in hundert Eremplaren 
(Anl. a.) beigefehloffene Ankündigung das Nähere ergiebt, ohne 
die mitwirfende Hülfe der König: Provinzial: Behörden nicht 
vollftändig erreicht werden kann: fo weifet das Miniſterium die 
Königl. Regierung an, den Herrn ic. Bededorff mit denje⸗ 
- nigen Notizen und Nachrichten, welche für, fein Unternehmen 
von Intereſſe fein koͤnnen, von freien Stüden oder auf fein 
desfallfiges Anfuchen zu verfehen, und ibm durch Einfendung 
recht 
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recht vieler brauchbarer Materialien die Herausgabe und Förtfegung 
dieſer Zeitſchrift zu erleichtern, und den inneren Gehalt derfelben zu 
erhöhen. Ferner einpfiehlt das Minifterlum der Königt. Regierung 
fich die Verbreitung diefer Jahrbücher durch Ankündigungen in den 
Amtsblättern und durch befonderg Eirculare an die Superintendens 
ten und geiftlichen Obern, an die Schul⸗Inſpectoren, Landräthe und 
Masifträte, wodurch felbigezur Sammlung von Gubfcribenten ver- 
anlaßt werden, auf alle zweddienliche Weife angelegen fein zu laſſen. 
Denjenigen Behörden, welche durh Sammlung von Gubferibenten 
das Unternehmen befördern, beabfichtigt-Herr ic. Becke dorfffei: 
ner Erklärung gemäß, das zehnte Eremplar von der ganzen durch ihre 
Bemühung beftellten Anzahl frei zu geben, und ihnen zu überlaffen, 
ob fie den Vortheil diefer Frei Exemplare den einzelnen Sammlern, 
die neun Subferibenten zuſammen gebracht Haben, zumenden, oder . 
über alle zu Gunften ärmerer Schullehrer oder Schullehrer-Vereine 
verfügen wollen, Zugleich wünfcht Herr. Bededorff, dag in 
‚ Jeder Behoͤrde ein zuverläffiger Subaltern-Offiziant mit dem Ver: 
trieb der niehrgedachten Zeitſchrift und den darauf bezuglichen Ges 
ſchaͤften beauftragt:werden möge, wofhr erdemfelben eine Kemune: 
sation von 8 pro Cent der baaren Einnahme zuzufichern bereit if. 
Das Miniftertum erwartet von der Königl. Regierung, daß 
fie der obigen Anmeifung und Empfehlung um fo bereitmwilliger 
entfprechen wird, je weſentlicher der Mugen iſt, welcher fich für 
das DVolfs- Schulmefen in den Königl. Staaten von der beab- 
ſichtigten Zeitfäprift des Herrn ıc. Becke dor ff mit Grund hoffen 
läßt, und je ficherer die Perfönlichkeit des Herausgebers eine wär- 
dige Ausführung feineg Unternehmens verbärgt. | 
Derlin, den 2.$ebruar 1825. 
Miniſterium der Geiftlihen:, Unterrichts: und Medfzinat- 
> | Angelegenheiten. | 
: v. Altenfein. 


2 36 a. 
— Jahrbuͤcher 
me de | | 
Preußiſchen Volks⸗Schul-Weſens. 
Herausgegeben “A, 
je von ' \ 
| Dr. Ludolph Bededorff, 
. Königl. Preuß. Geh. Ober- Regierungs-Rathe auch 
vortragendem Rathe im Minifterio der Geiſtlichen⸗ und 
7 Unterrichts» Angelegenheiten. 


Die unter diefem Titel vom April 1825 ab erfcheinende Zeitfchrift 
bat zum Zwecke: | 
Annalen Heft I. 1825. T 
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I. eine fortlaufende Chronik. des Preußiſchen Volks-Schulweſens 

uu liefern. Sie wird in diefer Beziehung entbalten: . 

41. Mittbeilung aler Anordnungen und Verfügungen, die auf 
das VBolfs- Schulwefen im Allgemeinen Bezug. baben, vor— 
‚bereitet durch eine Zufammenftellung der wichtigſten ‚dabir 
gehörigen älteren noch gültigen Geſetze und Verordnungen 
Auch Provinzial Einrichtungen und Verfügungen follen nicht 
en bleiben, fobald folcye irgend von allgemeinercm 

ntetefle jind; nn 
"2. genaue Nachrichten von der Anzahl und dem Zuftande der 
Stadt> und Land- Schulen in allen Provinzen, alfo von der 
Gründung neuer oder der befferen Ausftattumng ſchon vorhan— 
dener Schulen und Lehrer» Stellen; von verbeſſerten Lehre 
Plänen, von der zunehmenden Frequenz der Schulen, vom 
dem Einfommen der Lebrer in den einzelnen Randestheileir 
und deſſen allmähliger Werbeflerung, von Regulirungen des - 
Sculgeldes und der Schulbeiträge, von der Schulzucht und 
deren Mittelm ze. 2c. ganz beſonders aber vom der Beſchaffen⸗ 
beit und den Fortfchritten oder Veränderungen des Schule 
Wefens der größeren Städte, wobei den Frei=, Armen- und 
Ermwerb- auch den Abend , und Sonntag- Schulen eine. ber - 
fondere Ruͤckſicht gewidmet werden ſoll; —— — 

3. vollſtaͤndige Rechenſchaft über den Zuſtand und die Wirkſam— 
keit der Anſtalten zur Vorbereitung und Ausbildung kuͤnftiger 
oder zur Nacbüffe fchon angeftellter Schullebrer, alfo über 
die größeren und Eleineren Seminarien umd deren Hülfs« 
Anfialten, diefe mögen Öffentliche oder Privat- Nntternehmun- 
gen fein, uͤber die f. 9. Lehr-Curſe für die fchom angeftell- 
ten Schullebrer, welche entweder in den Seminarien felbft 

. oder don den Provinzial. Schul-Näthen oder von einzelnen 
Geiſtlichen gehalten werden, über die Rebrer-Conferenzen und 
Lefe» Gefellichaften, Schullebrer- Vereine und vergl. mehr. 
Alles gefchöpft aus den amtlichen Berichten der Vorfieher 
folcher Anſtalten oder der beauflichtigenden Behörden; 

4. mannichfaltige Notizen, enthaltend, was von Seiten der Com— 
munen, Magifträte, Patronen und Behörden, oder auch von 
einzelnen Geiftlichen und Privat - Perfonen in Beziehung auf 
das Bolfs-Schul Weſen und deflen innere oder aͤußere Ver— 
vollkommnung geleiftet oder verfucht wird. Hierher gehören 
auch die Nachrichten von Privar-Erziehungs- und Schui An— 
falten, fo wie vom Vermaͤchtniſſen, Stiftungen, Gefchenfen 
und a mehr zum Beften des Schul-Wefens; und endlich _ 

5. ausführliche Nachrichten über den Zuftand der Waifenbäufer 
und der Taubfiummen- und Blinden Unterrichts - Anftalten 
in der Monarchie; } 

I. in einer Reihe von Abhandlungen, die den Herausgeber zum 
Verfaſſer haben werden, die Grundfähe zu entwiceln, nach denen 
das Volks Schulweſen im Preußifchen geleitet wird; 

III. 59* aufzunehmen uͤber Gegenſtaͤnde, die fuͤr den Volks— 
Schullehrer von praktiſchem Intereffe find. In dieſer Bezlehung 
iſt dem Herausgeber der Beiſtand fehr einfichtsvoller und fachfuns 
diger Männer, namentlich von mebreren Herren Schulräthen aus 
den Provinzial- Bebhdrden und von Vorftebern umd Sinfvectoren 
der Seminarien bereits zugefagt worden, deren einer endlich gü- 
tig übernommen bat.- 


! 
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av: eine gedraͤngte und fortlaufende Ueberſichtuͤber bie Literatur 
des Bolls Schul-Mefeng zu liefern. 

Das Unternehmen erfrewet ſich der befonderen. Begtnftigung 
Eines Hoben Miniſterii der Geiſtlichen und Unterrichts Angelegen⸗ 
beiten, und die amtliche Stellung des Herausgebers ſetzt denſelben 
in den Stand, möglichit ‚richtige und vollftändige Angaben zu Tiefern. 
Derfelbe‘ datf daher hoffen, einem nüßlichen und der allgemeinen 
Theilnahme nicht unwerthen Unternehmen fich unterzogen zu haben. 


Die Zeitfchrift wird im einzelnen Heften, jedes von etwa ſechs 
Bogen ericheinen. Umſtaͤnde und.die Theilnahme, welche das Inter» 
nehmen findet, werden beſtimmen, wie oft ein ſolches Heft wird aus— 
gegeben werden fünnen! Im gimmiatten Falle ſoll monatlich: Eines 
ericheimen:! Auch der Preis wird ſich nach der Abnahme und den 
Beguͤnſtigungen, die vielleicht erlangt werden, richten muͤſſen, doch 
oll im keinem Falle das Heft den Subſeribenten mehr wie 74 Ser. 
oder 6IHr. koiten. ‚Hoffentlich aber wird der Herausgeber im Stande 
9* dieſen Preis noch zu ermaͤßigen. Vorausbezahlung findet nicht 

att. 





— 
Hierin ER Bine: | A wie ann - 
di j ö ’ iu + 2 os unn — 7* 


Eircular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums der: Geift: 
lichen⸗ Unterrichts⸗ und — enheiten an 
ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, bie —— der 
Menzelſchen Geſchichte upferer Zeit, ſeit dem Tode 
Friedrichs des Zweiten betreffend. .. 





Die Buchhändler Dunder und Humblot bier, ‚haben 
als Fortfegung der in ihrem Verlage erſchienenen Be der: 
Woltmannfhen Weltgefhichte ein Werk unter dem Titel: 
Geſchichte unferer Zeit-feitdem Tode Friedrichs 
bes Zweiten von CarbiAdolf Menzel, angekündigt, 
deſſen erfier Theil bereits im vorigen jahre die Preſſe verlafs 
‚ fen hat. Die fchwierige Aufgabe ,. welche der Verfaffer In die 
ſem Werfe: zu löfen ſucht, beſteht darin, den jüngften Bildungs⸗ 
Prozeß der Europäifchen Völker in feinen Hauptmomenten dar- 
üftelleh, um einem Theile der Zeitgenoffen zum Verſtaͤndniſſe 

ber dieElemente und Ideen zu. helfen, aus denen fich die 
Außere Geftalt der Gegenwart geformt, und ihr «inneres Leben 
entwickelt hat. In Ruͤckſicht auf den gediegenen Inhalt des 
erſten Theils dieſes Werks und auf die muſterhafte in demſel— 
ben herrſchende Darſtellung beauftragt das Miniſterium die 
Koͤnigl. Regierung, dieſes Werk durch das Regierungs⸗Amts⸗ 
blatt Öffentlich zu empfehlen, und auf das ſchnellere Bekannt⸗ 
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werden «und einen. — verbreiteten Abſatz deſte ben Fräf: 
tioft hinzuwirken. 
| Detlinz den 25. — 1825. 
Priniffriurm der "Seiftlichen:, Unterrichts: und Debijinat ) 
ae ande Ä 
v. Atenfel ee 





9 * .. | 
| 3. 
Chilat feige” des —D —— der Ser 
lichen, Unterrichts; und Medizinalz Angelegenheiten an 
fämmeliche Königl. Regierungen und Konfifforien, den 
Debit der deutſchen Geſchichte von 8 oblrauf 2 
betreffend. 


nn 


Der —— und Schul:Rath Dr, Kohlrauſch 
beabfichtigt eine fechfte Auflage der beiden erften Theile feiner 
deutfchen Geſchichte zu veranftalten, und in derfelben diejenigen 
Stellen feines Werks, deren tadelnswerther Inhalt das Mink 
fterium. zu den desfallfigen "Verfügungen vom 15. Auguft und 
43. September v. J. beftinmte, entweder ganz torgzulaffen; 
oder auf eine. ungemeffene Weiſe genügend und vollftändig--ab: 
zuändern. Unter dieſen Uniftänden - und. da ‚die: Fürzlich er— 
fchienene fünfte Auflage des dritten Theils diefeg Werks Feine 
anftößigen Stellen enthält, fieht fih das Minifterium veran- 
laßt, das unbedingte in den Verfügungen vom 13. Auguft und 
13: September v. %. ausgefprochene Verbot der deutfchen Ser 
fhichte von Kohlrauſch in fo weit aufzuheben, daß daffelbe 
‚auf die zu erwartende fechfte: Auflage der. beiden erften Theile, 
und auf die fünfte: Auflage des dritten Theils des mehrgedach- 
ten Werks nicht weiter in Anwendung gebracht werden folls 

Die Königl. Regierung (das Koͤnigl. Konfiftorium) hat hier⸗ 
nach das weiter ‚Erforderliche. zu verfügen, und ergiebt fich 
übrigens von felbft, daß in diefer Aufhebung des unbedingten 
Verbots eine Empfehlung obgedachter en überall — 
enthalten iſt. 

Berlin, den 25. Februar 1825. 

Miniſterium der Geiſtlichen-⸗, Unterrichtss und Medizinal⸗ 

Angelegenheiten. 
v. Altenftein. 


— — 


a nnalen 
preußifhen j 
innert Staats— Verwaltung 


Herausgegeben 
| * 
K. A. von Kampiz, 


Konigl. wirklichem Geheimen Rathe und Director sc. x 


Neunter Band. a 1825 
Zweites Heft. April bis Juni; | 





Berlin, 1825. 


Er der Expedition der Annalen, beim Hofrath Shmist, 
im ac BERNER des LEN und der, Polizei. 
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Erfter Abſchnitt. 
Einheimiſche 


Sefengebung 


Allgemeine Verwaltungs⸗Sachen. 

e POT ERRE YA E 7 Eu — 
Circular⸗Reſeript der Könige. Minifterien des Innern 
und der Finanzen, an fämmtliche. Königl. Regierungen, 

die Anfprüche auf Verforgung im Civildienſte nach 
neunjährigem. Militairdienfte —— 


— — 


Mas chtlich der von dem Königl, Kriegs, Diinifterio zur 
Entfcheidung gebrachten Frage: 
ob der von Sr. Wajeftät dem Könige in den Allerhoͤch⸗ 
ſten Kabinets » Befehlen vom 7. Auguſt 1820. und 
- 20, Januar 1822. ben Unteroffizieren der Armee nach 
einer neunjaͤhrigen Dienftzeit verlichenen Anſpruch auf 
Canzelliſten-, Unter Calculator» und. Grenz » Auffehers 
Stellen auch auf Regiments- oder: Bataillons-Tam— 
bours und Bataillonds Horniften, fo wie auf Esqua— 
drons⸗ und Kompagnie: Chirurgen nuszudehnen fei? 
ift durch einen unterm 4ten v. M. abgefaßten Befchlug 
des Koͤnigl. Geheimen a fefigefegt worden: 
Aunaten Heft II, 1825. 





290 | | 

„daß, in derfelben rt, wie ſolches fchon auf Allerhöch- 
fien Befehl den Trompetern der refpectiven Truppen⸗ 

theile zugeſtanden worden, auch den Negiments- und, 
Bataillons⸗Tambours und den DBataillond » Horniften, 
nach neunjähriger Dienftzeit, dieſelben Anftellungs - Ans 
fprüche, wie den in dem obigen Kabinets⸗Ordres ges 
dachten Unteroffizieren, einzuräumen, ‚Telbige dagegen 
den Kompagnies und Edquadrond- Chirurgen nicht zu⸗ 
zugeftehen ſeien“ — - | | 

Die Koͤnigl. Regierung wird von diefem Befchluffe, 

zur Beachtung Deffelben im vorkommenden: Fällen,  hier- 

durch in Kenntniß gefest. er 
Berlin, den 10. Juni 1825. 

Miniſterium des Innern, Minifterium der. Finanzen. 
v. Shudmann. v. Klemiß. 





Ä 2. 
Circular⸗Reſcript des Königl. Finanz» Minifteriums an 
faͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen und Provinzial⸗Steuer⸗ 
Directoren, die Innebehaltung ‚eines monatlichen Bes 
trages der für neu angeſtellte Beamte bewilligten Ge⸗ 
haͤlter und aller Gehalts⸗Zulagen betreffend. 


| 


Weber die, durch Afterhöchfte Kabinets s Ordre vom 
- gr. Auguft v. J. angeordnete Snnebehaltung eined monats 
lichen Betrages der für ‚new angeftellte Beamte bewilligten 

Gehälter und aller Gehalts⸗Zulagen findet fich das Fi⸗ 
nanz⸗Miniſterium nach vorgängiger Berathung und Bes 
ſchluͤßnahme über den Gegenftand im Könige. Staats⸗Mi⸗ 
niſterid veranlaßt, der Könige. Regierung (dem Provinz 
zial = Steuer : Director) in Verfolg des Eirculard vom 12. 
- November vorigen Jahres *) folgende nähere Beſtimmun⸗ 
gen mitzutheilen: . | 

ı) Der Behörde, von welcher die Anftelung des Ber 


») Jahrg. 1824. Atet Heft, S. 967. 


\ 
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amten. (ohne Näckficht auf die Höhe deffen Gehalts) 
ausgehet, bleibe uͤberlaſſen, Ddiefen ein für ‚allemal 
zu leiftenden Abzug nach billigem Ermeffen. auf mebs 
rere monatliche oder vierteljährige Terminal - Zahluns 
gen: zu ‚vertheilen, mobel jedoch nach Möglichkeit 
dahin zu ſehen ift, daß dieſe Terminals Zahlungen 
die Dauer des Mechnungs, Jahres, im welchem bie 
. Anftefung erfolgt iſt, nicht uͤberſchreiten. 


* Auch bei ſolchen Anſtellungen, die zwar in eine 
etatsmaͤßige Dienſtſtelle, aber nur auf Probezeit mit 
dem Gehalte der Stelle erfolgen, muß der Abzug 
ſofort, und ohne den Ablauf der Probezeit abzuwar⸗ 

ten, angeordnet werden, dagegen find dem Angeſtell⸗ 
ten, wenn er nach Ablauf jenes Termins wieder ent⸗ 
faffen wird, die biß dahin ſchon —— Zahlun⸗ 

gen zu erſtatten. 


3) Die dauernden Procent-Ubzüge, welche nes jener 
ein für alfemal Statt findenden Innebehaltung zum 
Penſions⸗Fonds geleiftet- werden müflen, können eins 
feuchtender Weife erft von dem Zeitpunfte an eins 
treten, wo der Angeftellte in ben Genuß des Dienfts 


einkommens tritt; mithin duͤrfen die Abzuͤge erſt 


nach Verlauf des Monats anfangen, Für welchen 
bereits das ganze Gehalt zum Penfions Fonds fließt; 
auch auf ‚gleiche Weife ift es bei. eintretenden Ges 
halts. Erhöhungen zu halten. 


4) Bei Anftellungen von Militair - Perſonen im Civil⸗ 
Dienſte darf‘ nicht der ganze Betrag des ihnen in 
diefer Anftellung zu Theil werdenden Gehalts, fon= 
dern nur der Ueberſchuß des letzteren gegen ihr: früs 
heres militairifches Dienſt⸗ ⸗Einkommen den Abzug 
beſtimmen, welchen ſie zu erleiden haben; und iſt 
hierbei die: von dem Herrn Kriegs⸗Miniſter mitge⸗ 
theilte, hier: im Abſchrift beigefügte Ueberſicht (Lir.a.) 
ber Beträge ded Dienft- Einkommens für die einzel: 
nen Militairs Grade zum. Grunde zu legen. 

Il 2 


ag2 


Hiernach hat atfo die Könige. Regierung (der Pros 


vinzial⸗Steuer⸗Director) zu verfahren. 
arg den 21. April 1825, - 
Ä ‚Sinanzı Miniſterium. 


1— — 
2. Big Ve s er fi ht 


v. Kiemig. 


| von dem jährlichen Einkommen für die verfchledenen Grade im 


Militair vom Kapltain abwaͤrts. 


— — 53 oder Rittmeiſter ıfler Klaffe. Ä 


E a).beim, ıftlen Sarde-Regiment zu Fuß 
DD bei alleh übrigen Infanterie» Negimen: 
tern, Jäger. und Schüßen + Abtheilungen 
der Gardes und Linien: Truppen, auch 

der geſammten Infanterie⸗Landwehr | 

5 bei dem Kegiment Garde du Corps 
un 4) bei- allen übrigen Kavallerie, Negimetts 
ns Seh der Garde und: Linie, wie auch bei 
der Artillerie and-dem Ingenieur⸗Korps 


*. —** oder Rittmeiſter zter 
Klafſe. 

a) beim ıflen Garde: Regiment zu Fuß 

B) bei der übrigen Infanterie ꝛc. . 

0) beim Regiment Garde du Corps 

qh bei der übrigen Kavallerie, Artifferie ic. 


III. Premier-Lieutenants ıfterKlaffe, 
a) beim ıflen Garde-Regiment zu Fuß 
bhy) bei der’ übrigen Infanterie c. . 
c) beim ‚Regiment, Garde du Corps 
dhy bei der übrigen Kavallerie ꝛc. . 


IV. Premier⸗Lieutenants 2ter Klaſſe 
and Seconde⸗-Lieutenants. 
a) beim iſten Garde-Regiment zu Fuß 

b) bei dem übrigen Infanterie ꝛc.. 

c) beim Regiment Garde du Corps 
d) bei der übrigen Kavallerie c., . 


1700Kthlr. 


1300 Rthlr. 
1800 Rthlr. 


1400 Rthlr. 


1100 Rthle. 
700 Rthlr. 
1200 Rthlr. 
800 Rthlr. 


600 Rthlr. 
350 Rthlr. 


650 Rthlr. 


400 Rthlr. 


soo Rthlr. 
250 Rthlr. 
550 Rthlr. 
300 Rthlr. 





| 295. 
V. Seldwebel und Wachtmeiſter. — 
a) beim ıften Gardes Regiment u Fuß J— 

(Feldwebel) 250 fithir. 
b) beim Garde⸗Jaͤger⸗Bataillon (Geldiwebel) 200 Kthlr. 
c) bei der übrigen Infanterie ꝛc. (Feldwebel) 150Rthlr. 
d) bei dem’ Megiment Garde du Corps 


(Wachtmeifter) . 250 Kthtr. 
e) bei der uͤbrigen Kavallerie * as 
meifter) 200 Rthlr. 


NB, Eben fo ein Oberſeuerwerker 2o0o0 Rthlr. 


VL Sergeanten, Unteroffiztere al. 
ler Waffen, auch Feuerwerker 
bei der Urtillerie, Regiments 
tambonurs, Staabshautboiſt und: 
StaabdsTrompetr . — 150 Rthlr. 


VII Korporale, Gemeine und Spiel 


leute aller Waffen .  . 100Kthlr. 
* * 3 


Circular⸗Reſcript der Koͤnigl. Miniſterien des — 

und der Finanzen, an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen 

und 'abfchriftlih an das Königl. PolizeisPräftdium zu 

Berlin, die Gnaden- Gehälter und Wartegelder der in 

' Staats» oder Kommunal: Dienften angeftellten oder 
J Den Invaliden ——— 


— 


Due einen Beſchluß des Königt Geheimen Staats, 
-  Minifterii vom ten v. M. find rückfichelich der von dem 
Koͤnigl. Krieges: Minifterio zur Sprache ‚gebrachten auge 
legendeit, 
wegen ded Fortgenuffes von Gnaden » Gehältern und 
Wartegeldern Seitens folcher Invaliden vom Feldwebel 
und Wachtmeifter ab, welche ein dauerndes oder vor— 
übergehendes dienftliches Einkommen erlangen, 
‚in Beziehung auf die diesfaͤllige Allerhoͤchſte Kabinets⸗ 
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Kabinets sDidre dom 7. October 1826. nachſtehende Grund⸗ 
“füge feſtgeſtellt worden: 

1) Invaltden vom Feldwebel und Wachtmeiſter ab, wel⸗ 
che eine Civil⸗Stelle im Staats⸗ oder Konmnunap 
Dienfte definitiv, interimiſtiſch, verſuchsweiſe, oder auf 
Kündigung erhalten, verkieren ihre Militair-Wartes 
geld oder Gnaden «Gehalt, fobald ihr Einkommen aus 

der Stelle den doppelten Betrag dieſes Wartegeldes | 
oder Gnaden⸗Gehalts erreicht. Ä | 

Es iſt dabei ganz gleich, ob das Einkommen uns 
ter dem Namen von. Gehalt, Tantieme, oder. Re⸗ 
muneration u. ſ. w. gewährt wird, fo fern es nur 
aus Königl. oder Kommunal: Kaffen wenigſtens mo 
natlich erfolgt; jedoch bleiben bei Berechnung des 
Einfoinmend alle Diejenigen Ausgaben außer Anſatz, 
welche etwa für nothwendige Dienft- Bedürfnüfe aus 
der Stelle beftritten werden muͤſſen. 

2) Ganz daſſelbe finder Anwendung, wenn der Invali⸗ 
de, ohne in eine Stelle zu treten, blos voruͤbergehend 
beſchaͤftigt wird, und fuͤr ſeine Arbeiten eine beſtimmte 
monatlich zahlbare Verguͤtigung erhaͤlt, welche den 
doppelten Betrag ſeines Militair-Wartegeldes oder 
Gnaden⸗Gehalts erreicht, oder uͤberſteigt. 

3) Dagegen bleibt der Invalide im unverkuͤrzten Ges 
nuffe feines Milttair « Wartegelded oder Gnaden : Ge 
haltes, wenn er nur um Lohn arbeitet, und nach 
Arbeits-Stuͤcken oder nach ale Tagen und 
Stunden bezahlt wird. 

Der Koͤnigl. Regierung wird von dieſen Beſtimmun⸗ 
gen Mittheilung gemacht, um darnach auch Ihrerſeits in 
vorkommenden Faͤllen zu verfahren. 

Berlin, den 10. Juni 1825. 

Miniſterium des Innern. Miniferium t der Finanzen. 

v. Schuckmann. v. Klewitz. 
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4. | | 
Circular⸗Reſeript des König. Miniſteriums der Geifklis 
chen, Unterrichts und, Mebdizinal- Angelegenheiten an 
ſaͤmmtliche Königl. Regierungen und Konfiftorien, den 
‚ terminus a quo bei Penfionss Anträgen be 
treffend. = 


In der abfchriftlichen Anlage (Lit. a.) wird der Koͤ⸗ 
nig!. Regierung (1c.) dasjenige zur Kenntnißnahme und 
Nachachtung mitgerheilt, was Seine Majeftät der König 
wegen. ded Termini a quo bei. Penfiond - Anträgen mit- 
telſt Allerhoͤchſter Kahinets⸗ Ordre vom 2oſten März zu 
beftimmen geruht haben. | 

Berlin, den 1. Mai 1825. 

Minifterium der Geiftlichen-, Unterrichtös und Mebizinal- 
Angelegenheiten. 
Geiſtliche- und Unterrichts: Abtheilung. 
Ricolovius -v. Kampp. 


a. 
Ertract 


Ich will bei diefer DVeranlaffung zugleich beſtimmen, 
daß bei Penfionds Anträgen darauf gerückfichtige werde, 
daß der zu penfionirende Beamte ein Vierteljahr vor Ein: 
tritt feiner Penſion davon benachrichtigt fei, um feine 
häusliche Einrichtung danach treffen zu fönnen, und Ih⸗ 
nen überlaffen, von diefer Meiner Beftimmung dem Staats; 
Minifterium Mittheilung zu ‚machen. 

Berlin, den 20. März 1825. 
Friedrich Wilhelm. 


An 
den Staats- und Finanz- Minifier 
v. Klewitz. 


7 
5- 
Reſcript der Koͤnigl Miniſterien der Geiſtlichen⸗, Un⸗ 
terrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten fo wie des. 
Innern und der Polizei, an die Koͤnigl. Regierung zu 
Merſeburg, die Befreiung der, aͤrztliche Praxis treiben⸗ 
den Medizinals Beamten von den Beitraͤgen zum 
ent ionss Fonds betreffend. 


— — 


Der Koͤnigl. Regierung wird auf re — vom 
31. December v. J. hierdurch zu erkennen gegeben, daß 
die von Ihr erwähnten Medizinal-Beamten, der Medizi⸗ 
nal-Rath N. N. als Hebammen-Lehrer, der Medizinal⸗ 
Rath N. N. als Bade⸗Arzt und der Dr. N. N. als 
Arzt der Straf: Anftale zu N. N,, ſaͤmmtlich von Bei: 
srägen zum Penfions Fonds frei zu. faffen find, da fie ne⸗ 
ben ihren Functionen ärztliche Praxis treiben, mithin nicht 
in dem Verhaͤltniſſe eines. Staats, Diener ftehen, dem 
neben feinem Amte Fein Gewerbe geftattet if. Die Kö: 
nigl. Regierung hat diefe Beamten hiervon, jedoch mit 
dem ausdrücklichen Bemerfen in Kenntniß zu feßen, daß 
Ihnen biernächft auch ein Anſpruch auf ae nicht 
zuſtehet. 

Berlin, den 28. Mai 1825. 
Miniſterium der Geiftlichen-, Unter⸗ Miniſterium des nern 





richts⸗ und Medizinal-Ange; und 
legenheiten. der Polizei. 
v. Altenſtein. u Schuckmann. 
6. 


Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern an die 

Koͤnigl. Regierung zu Duͤſſeldorf, die unentgeldliche 

Aufnahme öffentlicher Bekanntmachungen wegen arre⸗ 
tirter Waaren in die Amesblätter betreffend. 


—— 


Das Koͤnigl. Finanz Minifterium hat das unterzeich- 


297 
nete Minifterium von der Weigerung der Koͤnigl. Regie⸗ 
- rung, die Aufforderung unbekannter Eigenthümer der von 
den Zolls und Steuer- Behörden in Befchlag genommenen ‘ 
Waaren unentgeldlich in den öffentlichen Anzeigen Ihres 
Aumtsblatts aufzunehmen, in Kenntniß geſetzt. Die Koͤ⸗ 
nigl. Regierung wird hierauf angewiefen, die Aufnahme 
von dergleichen Aufforderungen in die Amtöblätter koſten⸗ 
frei zu veranftalten. 

Berlin, den 13. Januar 1825. | 
Minifterium des Innern. Erſte Abtheilun. 


Köhler 
Berhältniffe zu auswärtigen Staaten. 
7. 


Kefaip des König Minifteriums des Innern an bie 
‚ König. Regierung zu N. N., die Ertheilung von 
| Auswanderungs⸗ Konſenſen betreffend. 


—— 


Der Könige. Negierung wird in Beſcheidung auf den 
Bericht vom ıflen d. M., 
die Auswanderung dieſſeitiger Unterthanen nach Braſi⸗ 

lien betreffend, 

zu erkennen gegeben, wie die Ruͤckſicht, daß Auswanderer, 
welche von Zahlungsmitteln entbloͤßt find, haͤufig in eis 
nem noch huͤlfloſeren Zuſtande wieder zuruͤckkehren oder 
zuruͤckgebracht werden muͤſſen, und dann den heimatlichen 
Communen zur Laſt fallen, es nothwendig macht, daß Aus⸗ 
wanderungs⸗Conſenſe überhaupt nur ſolchen Perſonen er⸗ 
theilt werden, welche von anderen Requiſiten abgeſehen — 
ſich uͤber den Beſitz hinlaͤnglicher Zahlungsmittel zur Be⸗ 
ſtreitung der Reiſekoſten auszuweiſen im Stande ſind. 

Berlin, den 21. Mai 1825. 

Miniſterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
Köhler 
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III, 


Staats + Einkünfte, 


| x: A; | | 
Finanz: Verwaltung im ——— 


\ 


a 8 - | 
Publikandum der Könige. Regierung zu Danzig, bie 
Abldfung von Domainen » Gefällen betreffend. 


. Nach. der Beftimmung des Könige. Finanz: Minifterii 
vom zoften v. M. muß bei Dismembrationen ländlicher. 
Grundſtuͤcke, wo gefeglich die Abloͤſung der, in Grofchen 
und Pfennigen beftehenden Dominials GefälesNaten durch 
Kapital⸗Zahlung flatt findet, der Sag von 5 Procent Ans 
wendung finden, und darf der Sag von 63 Procent nur 
bei freiwilligen Ablöfungen von Domainen Gefälle» Renz. 
ten eintreten. Die betreffenden Behörden haben fich hier⸗ 
nach genau zu achten, und die Abloͤſungs⸗ Berechnungen 
nach diefen Sägen anzulegen. | 

Danzig, den 7. Juni 1825. 
Königl. Regierung. Zweite Abtheilung. 





Publifandum des Königl. Dberlandesgerichts zu Rati⸗ 
bor, die Berechnung ber Laudemien betreffend. 


— — 


Nach einer Mittheilung der Koͤnigl. Regierung hat 
das Koͤnigl. Finanz⸗Miniſterium den Branding ausge⸗ 
ſprochen, daß: 

1. bei Veraͤußerung eines, nach vorheriger Abloͤſung 
der Dominial⸗ Praͤſtationen, zum Freigute geworde⸗ 
nen Grundſtuͤcks, die Erhoͤhung der fruͤheren Laude⸗ 
mien unzulaͤßig ſet, und 


‚2. eben fo bei Ehnftigen Verkäufen jedesmal diejenige 
Summe vorher in Abzug kommen muͤſſe, welche der 
Vorbeſitzer für die Abloͤſung der Dominials Präftatios 
nen gezahlt habe, weil diefe Summe dem Laudemio 
oder Marfgreofchen nicht mehr unterworfen fein Eönne, 
Hiernach Haben ſich die Könige. Domainen⸗Juſtiz⸗Aem⸗ 
ter mit Ruͤckſicht auf die von der Königl. Regierung an . 
die. Domainert- enter, erlaffenen Beflimmungen in vor⸗ 
kommenden Faͤllen zu achten. 
Ratibor, den 3. Mai 1825. 
Königl. Preuß. —— — von Öberhhiehen, 





10. 


Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Oppeln, die 
Ausſtellung der Penſions⸗Quittungen betreffend. 


— — — 


Nach einer bisher beſtandenen Vorſchrift haben Pen⸗ 
ſions⸗Zahlungen nicht anders in Rechnung paſſiren koͤn⸗ 
nen, als wenn die Quittungen der Empfaͤnger von einer 
voͤllig zuverlaͤßigen Behoͤrde dahin beſcheinigt waren, daß 
der Penſionair noch am Leben ſei, ſich im Lande. aufhalte, 
und die Quittung eigenhändig unterfchrieben habe. | 
j Diefe Borfehrift, deren Befolgung, in foweit fie die 

beiden. letztern Punkte betrifft, für die Empfänger und 
für. die zahlende Kaffe gleich Läftig ift, wird nach einem 
Reſcript des hohen Finanz Minifterit vom 28. v. M. in 
Abficht jener Heiden Punkte nicht ferner für erforderlich, 
fondern die bloße Befcheinigung des Lebens des Empfäns- 
gers für hinreichend gehalten. Hierdurch wird jedoch in 
der allgemeinen Beſtimmung: „daß in der Regel ein jeder 
Denfionair die ihm audgefegte Penfion innerhalb Lan 
ded verzehren muß,* nichts geändert, vielmehr muß auf 
deren Beachtung auch ferner mit aller Strenge gehalten 


werden, es fei denn, daß die Zahlung nach dem Auslande 


fih auf befondere Allerhoͤchſte de oder auf Ver⸗ 
träge gründet. 
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Hiernach Haben fich. die mit. Denfons»Zaftungen 
‚beauftragten Koͤnigl. Kaffen zu achten. 
Oppeln, den 23. April 1825. | 
Königt. Preuß Regierung. 





11. 


Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Oppeln, das 
verbotene Einbringen fremder Lotterie »Loofe be⸗ 
treffend. 


Da es faſt kein ander Mittel giebt, um die Zudring⸗ 
lichkeiten fremder Lotterie Einnehmer, welche den Preußi⸗ 
ſchen Staat mit ihren LotteriesLoofen uͤberſchwemmen, und 
die Unterthanen zu Webertretung ‚der gefeglichen Vorſchrif⸗ 
ten anlocden, zu fieuern, als von ihnen den Portobetrag 
für diefe unerlaubte Correfpondenz auf jede, mit dem Poft- 
geheimniffe irgend verträgliche Weiſe wieder einzuziehen ; 
fd verordnen wir, höherer Beftimmung gemäß: *) 

daß alle, insbefondere mit der Poft ankommende Pakete 
mit Lotteries£oofen nicht mehr, wie ed bisher Gebrauch 
gewefen, von den Behörden, welche folche vorfinden, 
fofort an Dre und Stelle vernichtet werden dürfen, 
. fondern, daß fie an das betreffende Poſt⸗Amt zurückge 
geben werben müffen, welches diefe Loofe gradenweges 
an die Könige. Generals Lotteries Direction nach Berlin 
zue Vernichtung fendet, welche letztere zugleich das auf 
gelaufene Porto, zum. Erfab für den Empfänger der 
£oofe, von dem ausländifchen Abfender wieder einzieht. 
Kommen folche Briefe oder Pakete mit Lotterie, Loos 
fen auf andere Weife an den Empfänger, oder kann die 
Nückgabe derfelben an die PoftsAemter nicht mehr. erfol- 
gen, fo bedarf es nichts weiter, als daß folche Loofe der 

» Poligeis Behörde des Orts oder Kreifes abgeliefert wers 
den, welche gehalten ift, ihrer Seits die Abfendung an die 


—F 


Reſcript des Koͤnigl. Finanz-Miniſteriums v. 12. April 1825. 


— 
Generals Losteries Direction ſofort zu bewirken, und dem 


- Erfaß des etwa für den Empfänger aufgelaufenen Brief 
portod auf den Grund der obigen diesfäligen Unordnung 


dort in Antrag zu bringen. 
Oppeln, am 23. Mai‘ 1825. Ä 
Koͤnigl. Regierung, Zweite Abtheilung. 





ı? 


12. | 

Publifandum der Königl. Haupt» Verwaltung der Staats 
- Schulden, die Valuta der Kurmaͤrkſchen Obliga⸗ 

| — tionen betreffen. a 

Es iſt und befanne geworden, daß an der Hiefigen 

Hörfe, beim Verkehr mit Kurmärkfchen Obligationen (aus⸗ 

geſtellt de dato Berlin, vom 1. Mai 1808.) noch inmer 

> ein Unterfchted zmifchen Obligationen, deren Valuta ur, 


fpränglich in baarem Gelde eingezahlt ward, und ſolchen 


Dbligationen gemacht wird, deren Valuta in einet aͤltern 
Papier-Gattung, 3.8. Banf-Obligationen, Seehandlungs⸗ 
Dbligationen ꝛc. eingelegt worden iſt. By 


Um Unkundige vor den Nachtheilen zu beivahren, - 


welche ihnen hieraus erwachſen Fönnen, benachriehtigen wir 
das Publikum hierdurch, daß, bei den gefeglichen: Ankaͤu⸗ 
fen von Kurmärkſchen Obligationen, für den Tilgungs- 
fonds diefer Schuldengattung, * durchaus Fein Unterfchied 
zwifchen folchen (fogenannten) belegten und unbeleg- 
ten Obligationen - Statt findet. | | 
Berlin, den 7. Mai 1823. 

Haupt⸗Verwaltung der Staatsſchulden. 

Rother. v. Schütze. Beelitz. Deetz. v. Rochow. 
Deputirte der Kurmark. 
v. Koepfen. v. Bredow. 


— 


& te x 2? Le on 
| Allerhöchfte KabinetssDitre,. die: EP FREE 
tionen im ven Weftphalen betreffend. _ 


——— 


| Auf Ihren * und aus den im Serichte des 
Staats» Minifteriums v. zoſten v. M. auseinandergeſetzten 
Gruͤnden, will Ich hierdurch genehmigen, daß die Rekla⸗ 
mationen der Stenerpflichtigen im Herzogthum Weftpha- 
‚ Ien, wegen verhältnißwidriger Ueberbuͤrdung, in den Weg 
gemwiefen werden, der im $., 4, des Diefleitigen Abgabeges 
feged vom 30. Mai 1820, vorgefchrieben ift, weshalb die - 


‚ Verfügung der Großherzogl. Hefiifchen Regierung zu Arns⸗ | 


. berg vom 4. September 1813, ald eine nur tranfi torifche 
Maafregel, nicht weiter in Anwendung gebracht, und feine 
Reklamation unter Bezugnahme auf_feldige fernerhin ge⸗ 
ſtattet werden kann. Ich authorifire Sie, hiernach zu 
verfahren. 

‚Berlin, den 12. April 1825. | 
Seiedeih Wilhelm, 


| An 
den Staats⸗ und Finanz⸗Miniſter 
v. Klewitz. 





14. 
Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Merſeburg, die 
sn, ber eh vom 
Chauſſẽegelde. 





Nach dem Allerhoͤchſt vollzogenen Tarif des Chauffee- 
gelded vom 15. Auguſt 1824, iſt sub b der Ausnahmen 
beftimmt: 

Be von allen. Fuhrwerken und geitdferden— welche Re⸗ 
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gimenter oder Commando's beim Marfche mit ſich füh- 
ren, fo wie von Lieferung = Wagen für die Armee und 
Feftungen ins Kriege und von Offizieren zu Pferde im 
Dienft, ingleichen von Fuhrwerken und Zugthierem, wel⸗ 
che Kriegs: Vorfpann Jeiften., und fich — den Fuhr⸗ 
befehl legitimiren, 

Chauffee, Geld nicht erhoben werden ſoll. 
Nach einer Declaration des Koͤnigl. Hohen Handels⸗ 
Minifterii vom 4. März 1825. follen diefe Befreiung vom 
Ehauffee- Geld 
alle Fuhrwerke genießen ‚ die im Kriege ſowohl als im 
Frieden Militair⸗-Vorſpann zur Frohn und unentgeld⸗ 
lich leiſten, ſofern ſie ſich mit dem Fuhrbefehl legitimiren. 
Saͤmmtliche adminiſtrirte und verpachtete Chauſſée⸗ 
geld, Einnahmen werden daher hierdurch angewieſen, ſich 
hiernach zu achten, und. von dieſen ‚bezeichneten Militairs 
und Borfpanns uhren, .. fie mögen zur Anfuhre von Mis 
litair / Berpflegungs » Gegenftänden in Militairs Magazine 
oder zum Transport einzelner Militair- Fnvaliden geleiftet | 
werden, Chauffeegeld nicht zu erheben, | 
Merfeburg, den 2. April. 1825. 


Könige, Preuß. Regierung. Zweite Abtheilung. 





15. Das i 

Yubtifandum der Koͤnigl. Regierung zu Magdeburg, bie 

Befreiung der Königl. Geftürpferde und Gefpanne vom _ 

Chauffeegelde und von allen Kommunifationgs 
Abgaben betreffend. 


Nach den Circnlar: Verfügungen des Königl. Hans 
deld- Minifteriums vom 26ſten vorigen und ısten d. M. 
Sollen die Koͤnigl. Geftüt: Pferde und Geſpanne auf den 
Chauſſẽen, ohne daß dafür Chauffeegeld verlangt werden 
darf, frei und ungehindert pafliren, und ift biefe Befreis 
ung auch auf alle Kommunikations s Abgaben, von beren 


t' 
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Erfegung die Koͤnigl. Hof⸗Equipagen mach den beflehenden 
Tarifen befreit find, ausgedehnt worden. 
Diefe Beflimmungen werden hierdurch zur Beachtung 
‚Öffentlich befannt gemacht. 
Magdeburg, den 25. Mai 1825. 
König. Preuß. Degierung. Zweite ren. 





16.. 
"Yubtifandum bes Koͤnigl. Oberlandesgerichts in Breslau, . 


. das Verfahren bei Subhaftationen ſolcher Grundſtuͤcke, auf 


welchen Königl. Grund» Abgaben haften, betreffend. _ 


— — 


Bei der Einleitung von Subhaſtationen ſolcher Grund⸗ 
ſtuͤcke ‚ auf welchen Koͤnigl. Grund⸗Abgaben haften, find 
"die anftehenden Bietungs > Termine dem betreffenden Lands 
raͤthlichen Amte, zur Wahrnehmung der — Ge⸗ 
rechtſame bekannt zu machen. 

Breslau, den 25. Mai 1825. 

Koͤnigl. ang Dber Landes: — von Sup, 


17. 
Palm ber Königl. General: Kommiffion für 
Ober⸗Schleſi en, die Vertheilung der Steuern bei 
Dienfkregulirungen betreffend. 





Allen unfern Spezial: und Kreis Juſtiz⸗ Kommiſſa⸗ 
rien machen wir hierdurch bekannt, daß es einem 
hohen Miniſterial⸗Reſcripte vom 6. April d. J. geſtattet 
werden darf, daß bei Dienſtregulirungen in — der 
Rentpflichtige die auf den Natural-Leiſtungen haftende 
dem Berechtigten zur Laſt geſchriebene Steuer uͤbernehme. 

Das hohe Reſcript vom 11. December 1823, Stück 
VIII. des Amtsblattes von 1824. wird dadurch indeß 
nicht aufgehoben, vielmehr behaͤlt es dabei ſein Bewenden, 

wenn 


+ 
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‚wenn die Partheien fi auf jene anderweitige Steuer 


- Bertheilung nicht einigen, weil es in folhem Falle an ges 


feglichen Gründen fehlt, ihnen jene Steuer⸗Vertheiluns zu⸗ 
zumuthen. 
Groß⸗ Strehlig, den 3. Mai 1825: 
Königl. Generals Kommiffion für Oberfchlefien. 





18. 


Circular⸗Reſcript des Königl. Finanz-Minifteriums an 


fänmtliche Königl. Regierungen und ProvinziakSteuers 
Directoren, bie Revifion der Durchgangs- Güter und 
der an Packhofsaͤmter mit Begleitfheinen abzufers 
tigenden Waaren betteffend. 


— 


Es ift die, Erfahrung gemacht worden, daß die im 
$. 25. der Zoll: Drdnung vom 26. Mai 1808. zugeflans . 
dene Unterlafung der fpeziellen Reviſion des Durchs 
gangs:Guts und der an Packhofs-Aemter mit 


Begleitſcheinen abzufertigenden Waaren, au 


in den Fällen für zutäßig gehalten wird, wo Ballen nes 
mifchten Inhalts zum unmittelbaren Durchgange, oder zu 
einem Packhofe, ohne Angabe des Neingewichtd von jeder 
in folchen Ballen zufammen ‚gepackten Waare verfchiedener 
Gattung declarirt worden. Diefe Anfiche iſt indeffen un: 


. richtig, nach dem $. 25. der Zollordnung durch die Hegel 


in. der III. allgemeinen Beftimmung der Erhebungs-Rolle 
vom ‚19. November v. J. ergänzt worden, und ed muß 
vielmehr jeder Waarens Ballen, worin verfchiedenartige . 
Waaren zufammen gepact worden, im Grenz: Zollamte, 
Behufs ‚der fpeziellen Mevifion ausgeparft werden, wenn 


- in der darüber abgegebenen Declaration die Menge einer 


jeden in dem Ballen enthaltenen Waaren: Öattung nicht 


nach dem Neingewichte angegeben worden iſt, der Ballen 


mag zum. Durchgange oder zu einem Packhofe Beftunme _ 
worden, mit der Ausnahme jedoch, melde im $. 2. für 
die. zum Packhofe — zerbrechlichen Waaren, nem- 

Stunalen Heft II. 1325. & 
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ih: Glas, Infteumente, kurze Waaren oder Porzellan, 
und im $. 3. für unmittelbared Durchgangs, Gut in der 
Anleitung für die Steuer Behörden zum Gebrauche der 
Heberolle zugeftanden worden. (Conf. Anf. a.) 

Die Unterlaffung des Auspackens im Grenz⸗Zollamte 
belafteet den ‚ganzen Ballen gemifchten Inhalts mit dem 
Abgabenfage, welcher von der am böchften befteuerten 
Waare zu entrichten ift, die der Ballen nach Maaßgabe 


- der Derlaration, oder wenn diefe unrichtig gewefen, nach 


Maaßgabe des Nevifiond -Befundes enthält, und es darf 
weder. der nachträgliche Einwand, daß nur aus Verſehen 
verfchiedenartige und Höher befteuerte Waaren declarirt 
worden, auch felbft in dem Falle nicht berückfichtigt wer⸗ 
den, daß bei der Nevifion nur eine Waaren, Gattung 
vorgefunden, noch gereicht es dem Declaranten zur Ent: 
fehuldigung, daß das Grenz-Zollamt die Auspackung ans 
geblich nicht verlangt haben fol. 

Diefe allgemeinen Beftimmungen find durch das Amts⸗ 


blatt zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 31. Mai 1825. 
Finanz Miniſterium. 
v. Siewit. 


2. 
Auszug 
aus der Anfeltung für die Steuer s Behörden, zur Erhebung der 


Fin, Aus s und Ducdhgangs s Abgaben ıc., vom 25. No⸗ 
vember 1824. 


$. 2. Die bei den Grenzämtern, als Stas, Inſtru⸗ 
mente, kurze Waaren oder Porzellan, declarirten Trans: 
porte find, wenn deren Abfertigung auf Begleitfcheine an 
Haupt: Steuerämter mit Niederlagen, oder an Haupt 


‚Zollämter verlangt wird, außer dem Falle des dringendften 


Erforderniffes einer fpeziellen Nevifion, zur Vermeidung 
der häufigen Befchädigungen beim Deffuen und Umpacken 
der Kiften, nur der allgemeinen Reviſion zu unterwerfen. 

$. 4. e. Bei dem nnmittelbaren Durchgang, und 
wenn feine Ablndung oder Beiladung im- Lande erfolgen 
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fol, Können’ über Waarenballen gemifchten Inhalts (fiche 

zte allgemeine Beftimmung zur Erhebungsrolle) auch alle 

gemeinere Declarationen, welche das MettosGewicht der 

einzelnen Waaren » Öattungen, die verpackt worden, nicht 

ergeben, angenommen und ohne Eröffnung und innere De 

fichtigung. abgefertigt werden, wenn 

aa. diefe Ballen mit Leinwand feſt überzogen und be⸗ 
naͤht, dabei von allen Seiten verſchnuͤrt ſind, ſo daß 
ein ganz zuverlaͤßiger Verſchluß erfolgen kann, und 
bb. der Verſender oder Waarenfuͤhrer ſich neben gehoͤ⸗ 

riger Sicherheitsleiſtung unter der Declaration ſchriſt⸗ 
lich verpflichtet, von dem ganzen Gewicht des Bal⸗ 
lens den Steuerſatz zu entrichten, welcher von der 
am hoͤchſten beſteuerten Waare, die darin enthalten, 
zu erlegen iſt, ſobald er im Laufe des Durchgangs 
ſolche Ballen ganz oder zum Theil anderweit zum 
Verbleib im Lande declarirt, und dieſe Zuſage iſt in 
den Faͤllen, wo der Begleitſchein im Detail ausge⸗ 
fertigt wird, aus der Declaration in die Ausferti⸗ 
gung als Bemerfung mit zu übernehmen. 

In ſolchen Fällen wird aber auch von dem 
ganzen Gewicht des Ballens ꝛc. die volle tarifmäßige 
Durchgangsabgabe, die für die Michtung, welche das 
Fuhrwerk nimmt, vorgefchrieben ift, erhoben, und es 


tritt. ferner; wenn beim Ausgangsamte der Waarens 


verſchluß verlegt befunden wird, oder Verdacht eingr 

vorgenommenen Veränderung ded Inhalts ded Balz. 
lens ꝛc. entfieht, die Einziehung der höchften Eins 

® gangeftener vom Inhalte ded ganzen Ballens (Zolfs 

“ordnung $. 22.) nebſt der fonft noch etwa gefeßlichen 
Strafe ein. 


Publifandum des König. Finanz Minifteriums, bie 
— — auf der Saale betreffend. 


Es if. die uonan, in dolse des ro, Artikels der 
X 4 


kJ | 
Wiener Congreß⸗Akte vom 9. Juni ıgı5, die Abgaben 
auf der Saale, : welche. in ihrem Laufe die Königl. Preu⸗ 
piſchen und die Herzogl. Anhaltiſchen Laͤnder durchſtroͤmt, | 
| vertragsmäßig zu reguliren. Ä 
Bigs zum wirklichen Abfchluffe des dießfälligen- Ders 
trages, werden aber diejenigen Durchgangs» Abgaben. von 
den Gütern, die aus und nach dem Anhaltiſchen mittelft 
der Saale tranfitiren, auf- der Saale erhoben, welche im 
Jahre 1815 entrichtet. worden find. Diefe Abgaben find 
indeffen. nur in einzelnen früheren Tarifen, welche ben bes 
treffenden Verkehrtreibenden nicht mehr volfftändig bekannt 
find, zur Kenntniß des Publifumd gekommen. Deshalb 
werden die im Jahre 1815 für den Durchgang auf der 
Saale wirklich beftandenen Erhebungsfäge in der anliegens 
den Zufammenftellung, Seite 305 u. ff., anderweit befannt 
gemacht, mit dem DBemerfen, daß lediglich darnach Die 
Gefälle gehoben werden, und jede biöher etwa durch An⸗ 
wendung des allgemeinen Tarifs über die Durchgangs⸗ 
Abgaben vorgekommene Abweichung gaͤnzlich vermieden 
werden ſoll. 
Berlin, den 14. Mai 1825. 
Er Finanz: Minifteriun. 
v. Klewitz. 


20. | 
Reſcript der Königl. Minifterien an den Königl. Ober: 
Präfideneen Herrn v. Vincke zu Münffer, die Ein⸗ 

gangs-Abgabe von Stärfe in , mahlfteuerpflichtis" 
gen Städten betreffend. 


Der von Ew. Hochmwohlgeboren in dem Berichte vom 
2. Februar. d. J. gemachte Antrag wegen Aufhebung der 
. Eingangs , Abgabe von GStärfe in mahlfteuerpflichtigen 
— Städten wuͤrde viel für fich haben, wenn die Vorausſez⸗ 
zung richtig wäre, daß in mahlfteuerpflichtigen Städten 
die daſelbſt aus dem Weigen durch Quetſch⸗ oder Walze 
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Werke und nicht vermittelft ded Schrootens auf der Mühle 
gewonnene, Stärke ganz abgabenfrei fei. | 
Dies ift jedoch nicht der Fall. Das Gefeg vom 30. 
Mai 1820. hat die Mahl: Stenerpflichtigfeit an die Zur 
bereitung des Getreided-auf einer Mühle: gebunden; für 
eine Mühle ift aber nicht blos eine eigentliche Mahl⸗ 
‚Mühle zu achten, fondern jedes Maſchinenwerk mit um⸗ 
laufenden Steinen oder mit Walzen, wodurch das Getreide 
verarbeitet wird. Diefer weitere Begriff einer Mühle muß 
fefigehalten werden, wenn man nicht in die größte Ver- 
wirrung gerathen, den Steuer⸗Umgehungen Thür und 
. Thor oͤffnen, und die Kontrolle aufd aͤußerſte erſchweren 
will. Deshalb” ift, von dem mitunterzeichneten Finanz⸗ 
Minifterio der. Gebrauch. ſolcher Mafchinenwerfe Behufs 
der StärkesFabrifation, wenn fie auch durch bloße Mens . 
fchenkrafe in Bewegung gefegt werden, wo nicht nah $. 
7. lit. a. des vorgedachten Gefeged ganz unterfagt, aber 


‚doch nicht fienerfret verfiatter worden. Selbſt in Halle, 


dem Hauptfige der Stärfes Fabrifation, find durch eine 
Allerhoͤchſte Kabinetds Drdre vom 24. Juni 1823. den 
Stärke:, Puders, Nudel und Gried- Sabrifanten Quetſch⸗ 
Mafchinen mit platten Walzen, fo wie dad Schrooten des 
Weitzens auf den Mühlen zu diefem Behufe nicht unbe: 
dinge, fondern nur im fofern frei gegeben worden, als fie 
für. den Orts⸗Verbrauch an dergleichen Fabrifanten ein _ 
fixum von 300 Rthl. bezahlen, und alles, was an ſolchen 
in andere mahlfteuerpftichtige Städte verfandt wird, da⸗ 
ſelbſt die Eingangs. Steuer entrichten muß. I 
ME. Hochwohlgeboren werden Sich hiernach übers 
zengen, daß der Antrag, die in $. 24. 15. des mehrer: 
wähnten Geſetzes ausdrücklich der Eingangs» Steuer uns 
terworfene Stärfe davon wieder zu befreien, nicht begruͤn⸗ 


det, umd die in dem mahlftenerpflichtigen Städten feldft far .. 


bricirte Stärfe nicht abyabefrei if. Diefe Fabrikation 
müßte dann etwa bloß durch Austreten des Weigend ohne 
alle Anwendung von irgend einer Mafchinen.Kraft ftatt finden, 
welches in den wenigften Fällen gefchieht, weil es weit koſt⸗ 
barer ift, folches Durch Menſchenkraft allein zu bewerkſtelligen. 
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Wenn Sie Sich Abrigend auf die Freiheit. der Talg- 
lichte beziehen, fo muͤſſen wir bemerken, daß diefe eine noth- 
mendige Folge des freien Einganges des Taiges in die 
ſchlachtſteuerpflichtige Staͤdte war, der kein Gegenſtand der 
Verzehrung iſt, und deſſen Beſteuerung mit der Subfiftenz 
* ſtaͤdtiſchen ne nicht zu a al fein 
würde. 
Berlin, den 29. April 1825. 

Minifterium des Minifterium ded Miniſterium der - 
Handels. - Innern. Finanzen. . 
v. Bülow. 0 Schucfmann ©. alebis 


21. 


Publikandum der Koͤnigi. Regierung zu EIER die 
Gewerbes Steuerpflichtigfeit der Pofthalter von 
Lohnfuhren betreffend. | 


—n 


Das Rönigt. Sinanzs Minifferiunt hat mittelſt Re⸗ 
ſcripts vom 22. Februar d. J. feſtgeſetzt, daß die Gewerbe⸗ 
Steuerpflichtigkeit der Poſthalter dann erſt eintreten ſoll, 
wenn ſie ihre Pferde auch zu andern Lohnfuhren außer 
dem Poſtdienſte gebrauchen. Alsdann iſt es Sache der 
Poſthalter, die Zahl der Pferde anzugeben, welche ſie zu 
dem Privat⸗Fuhrweſen benutzen, und fuͤr dieſe Zahl muß, 
ohne Ruͤckſicht darauf, wie oft oder ſelten eine ſolche Be⸗ 
nutzung eintritt, die Gewerbeſteuer entrichtet worden, die 
auch bei Privat: Fuhrleuten lediglich von der Zahl der. 
Pferde, nicht von ber Menge der verrichteten Fuhren abs 
haͤngig ift. 

Hiernach ift * den betreffenden Erhebungs⸗Behoͤr⸗ 
den in vorkommenden Faͤllen zu verfahren, und verſteht es 
uͤbrigens ſich von ſelbſt, daß auch die Poſthalter, wenn ſie 
eine groͤßere Zahl Pferde, als die angemeldeten, zu dem 
Privat⸗Fuhrdienſte benutzen, in die Strafe der Gewerbe: 
ftener: Defraudation verfallen. ei 

DBromberg, den 2. Mai 1825. 

Königl, Regierung. Zweite Abtheilung. 
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22. — 
Publifandum der Koͤnigl. Regierung zu Marlene 

die Gewerbeſteuer der —— betreffend. 


Das Koͤnigl. a lee bat mittelft Der: 
fügung vom gten v. M. beſtimmt: daß Fünftig den Vieh: 
bändlern, wenn fie ihr Gewerbe auch blos auf den Schwei- 
nehandel befchränfen wollen, der Gemwerbfehein zum Um⸗ 
berziehen nur zu dem gefeglichen vollen GSteuerfag von 
Zwölf Thaler ertheilt werden kann; was den. betheiligten. 
Derfonen und den treffenden Behörden nachrichtlich bekannt 
gemacht wird. 

Marienwerder, den 13. April 1825. 

Koͤnigl. Preuß. Regierung. 


23. 

Reſcript der Koͤnigl. Miniſterien des Innern und der 
Finanzen, an die Koͤnigl. Regierung zu N. N., die Ver⸗ 
theilung und Verwendung der Hebegebühren von der 

Klaffens und Gewerbes Steuer betreffend. 





Die 66. 5. 8. und 25. der Regierungs⸗Inſtruction 
vom 23. October 1817. befagen ausprücflich, daß Gegen: 
ftände, über welche. die-beiden Abtheilungen der Regierung 
fih bei vorgängigem Votiren in ihrer Meinung nicht ver⸗ 
einigen Eönnen, in das Plenum gebracht werden follen, 
und daß ein förmlicher Schriftwechfel zwifchen beiden Ab⸗ 
theilungen nicht flatt finden dürfe Dieſe Vorſchriften 
find bei Behandlung des in dem Berichte der Königl. 
Regierung vom. ıflen d. M. vorgetragenen Gegenftandes, 
wegen ber den Gemeinen gebührenden Procente von der. 
Klaſſen⸗ und Gewerbe: Steuer, gänzlich unbeachtet geblies 
ben, indem beide Abtheilungen darüber förmlich Schriften 
gewechſelt haben, dann ‘aber die ıfte Abtheilung ed für 

‚gut gefunden bat, darüber einfeitig hieher zu berichten, 


512 


um die ate Abtheilung von ‚hier aus zur Sewähenng der⸗ 
jenigen naͤheren Auskuͤnfte anzuhalten, welche dort auf 
kuͤrzerem Wege hätten eingezogen werden koͤnnen „und 
follen. 
Das Unzweckmaͤßige und Vorſchriſtswidtige einer ſol⸗ 
chen Behandlung der Sache haͤtte wohl einleuchten ſollen, 
und muß es insbeſondere befremden, wie das Praͤſidium 
dergleichen Verſtoͤße gegen die beſtehenden Reglements⸗ 
Vorſchriften Hat dulden, ja daran ſelbſt Theil nehmen koͤnnen. 
Es iſt daher die Verhandlung über den fraglichen 


Gecgenſtand noch jetzt in den durch die Regierungs⸗Inſtruktion 


vorgezeichneten Weg zu leiten, und die Frage über die Vers _ 
theilung und Verwendung der Hebegebühren von der Klaſ—⸗ 
fen= und Gewerbe: Steuer im Pleno zur Berathung und 
zur Beſchlußnahme zu bringen, monächft alddann, falls 
der Beſchluß auf eine Modification von hieraus ergange⸗ 
ner oder genehmigter Anordnungen gerichtet fein möchte, 
oder die Sache fonft dazu angetban gefunden wird, ges 
meinfchaftlich von beiden Abtheiluhgen darüber zu berich⸗ 
ten iſt. 

Vorab bemerkt das mit unterzeichnete Finanz: fi 
fierium, wie es feiner Seits nirgend in der Abſicht gele- 
. gen hat, bei-der im Jahre 1822. erfolgten. Umgeftaltung 
der dortigen Neceptur ‚ Einrichiungen die Bis dahin beftans 
dene Vertheilung der Klaffen- und Gewerbe: Steuer: Tans 
tiemen zu 24 Procent für die Elementar, Empfänger, und. 
ı3 Procent für die - Gemeine: Verwaltungs» Beamten, abs 
zuändern, da vielmehr dert Vorſchlage der Koͤnigl. Regie— 


rung vom 20. März 1822. ganz gemäß laut Verfügung 


vom 2. Auguft 1822. die Nemunerirung der Elementars 
Empfänger lediglich auf jene Einrichtung gebauet ift, 

Die gedachten 15 Procent: müflen daher, fo. lange 
hierunter ‚eine Aenderung nicht getroffen :ift, den Kommus 
nal: Verwaltungs Behörden zur Beſtreitung der Beranlas 
gungs » Koften volftändig verbleiben; : wogegen es fih von 
ſelbſt verſteht, daß daraus vorab die. Druckfoften für. die 
von Geiten letztbeſagter Behörden anfzuftellenden SUR 
Liſten ꝛc. 20. zu .beflreiten find. : 
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Wenig angemefien erfcheint dabei bie dortige Einrich- 
tung, wonach auch jene ız Procent in einen gemeinfamen 
Fonds für den ganzen Negterungs + Bezirk fließen, woraus 
die Druck: Formulare angefchafft, und den Behörden uns 
'entgeldlich geliefert. werden, ‘der Ueberſchuß aber in Form, 
von Sratificationen unter die Geineine> Beainten vercheilt 
wird. Vielmehr wird ed angemefiener fein, und den ge 
feglichen Anordnungen beſſer entfprechen, wenn einer jeden . 
Gemeines Behörde umverfürzt die 14 Procent von den in 
ihrem Gemeine» Bezirke auffommenden Steuern Belaffen 
bleiben, dagegen dann auch die Koften für Anschaffung. der 
Sormulare hieraus unmittelbar befiritten werden muͤſſen, 
and, die Könige. Regierung nach Vorſchrift ded $. 18. der 
Klaſſen⸗ Steuer » Hebungs » Infiruction nur dafuͤr zu ſor⸗ 
gen hat, daß die Gemeinen dieſe Formulare zu möglichft 
‚ wohlfeilen Preifen erhalten koͤnnen. | 
Draß bei dem für die eigentlihe Hebung reſervirten 
Theil der geſetzlichen 4 Procent zur Zeit noch anders ver— 
fahren wird, und letztere in einen gemeinſamen Fonds ge⸗ 
fammelt werden, hat — ie der Königl. Regierung bes , 
Tanne iſt — nur, in befonderen Mückfichten, welche der ° 
Yebergang von der früheren zur jegigen Kaffen-Einrichtung 
noͤthig machte, feinen Grund; Dagegen es auch bier — 
‚wie ebenfalls ſchon mehrfältig geäußert worden — nicht 
Die Abſicht ift, jene Einrichtung für immer beizubehalten, 
vielmehr bezweckt wird, mit die Zeit einen jeden Receptor 
auf die aus feinem Üeceptur s Bezirke erfallenden Steuers 
Bintpeile unmittelbar zu. verweifen. 
Berlin, den. 29. April 1825. 
- Minifterkum des Innern. Miniferium d der Bidanien, 
v. Shudmann. v. Klewitz. 


— — — 
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| 24. 
Ertract ang dem Referipte der Koͤnigl. Miniſterien des 
Innern und der Finanzen, an die Koͤnigl. Regierung 
zu N. N. das Verfahren bei Haus-Viſitationen, in 


Beziehung auf — 


Der Koͤnigl. Regierung wird auf den Bericht vom 
sıten v. M, 
betreffend das Benehmen des Buͤrgermeiſters NN. 
bei Gelegenheit einer bei dem Gaftwirche N. N, vors 
zunehmenden Hausfuchung, 
eröffnet, daß €8 weder nach dem Geſetze erforderlich, noch 
nach der Natur der Sache rathſam iſt, daß die Steuer⸗ 
Behörden, wenn fie die Abſendung eines Kommunal: Bes 
amten Behufs einer Haus-Pifitation verlangen, der Kom⸗ 
munals Behörde die Perfon, bei welcher die Vifitation vor 
genommen werden fol, namhaft machen, und ihr bie Ders 
dachtö » Gründe mittheilen. 

Was die allgemeine Frage betrifft, ob in Städten, 
wo die Polizei vom Magiftrat getrennt tft, ein Polizei⸗ 
‚oder ein MagiftratdsDffiziane zu den Viſitationen zuges 
zögen werben folle, fo findet folche ihre Erledigung in der 
Steuer -Drdnung vom 26. Mai 1818. $. 15. felbft, wel- 
che die Zuziehung eined Beamten der Kommunal: Behörde 
vorſchreibt. 

Berlin, den 10. Juni 1825. — 

Miniſterium des Innern. Miniſterium der Sinangen, 

v. Schuckmann. v. Klewi 8 22 


J 25. 
Publikandum des Koͤnigl. Oberlandesgerichts in Bres⸗ 
lau, die Abfaſſung der Erkenntniſſe in Zoll⸗ und 
Steuer» Sachen betreffend. 


Die Untergerichte ded Departements werben auf ben: 
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Grund einer Minifterial ⸗ Verordnung vom 25. Mär; d. J. 
hierdurch angewieſen: 
in Z0ls und Steuer-Sacen über Tarifſaͤtze, welche 
ihnen zweifelhaft werden, vor der Abfaffung der Ers 
kenntniſſe die Gutachten der betreffenden Provinzial: 
- Steuers Behörden, oder noͤthigenfalls die Worbefcheis 
dung des Koͤnigl. Finanzs Minifterü einzuholen, und , 
darauf die Theil I. Titel 35. $. 72. der Allgemeinen 
Gerichts⸗Ordnung und 239. des Anhangs angeordnete 
Ruͤckſicht zu nehmen. 
Breslau, den 26, April 1825. 
, König. Preuß. Ober: Landes: Gericht von Scleſen. 


| = — 
Publikandum der Koͤnigl. Provinzial⸗Steuer⸗Direction 
von Weſtphalen, die Berichtigung der Stempel⸗Abgabe 
| zur Hälfte in Kaffens Anweifungen betreffend. 


— —ñ— — 


Da bei der Stempel⸗Abgabe nur derjenige als der 
eigentliche Zahlungoͤpflichtige zu betrachten iſt, in deſſen 
Angelegenheit der Stempel verbraucht. wird; fo haben bes 
Herrn Finanz Minifters Excellenz in Beziehung auf die 
Allerhoͤchſte Kabinets⸗Ordre vom 21. December v. J. ber 
ſtimmt, daß nur bei folhen Stempeln eine Zwangszah⸗ 
Iung der Hälfte in Kaſſen-Anweiſungen eintreten foll, wels 
che den Betrag von 2 Nthlr. erreichen oder überfteigen. 
Serichtlihe und andere Behörden, welche zum fucceffiven 
Verbrauch in den bei ihnen vorkommenden flempelpflichtis 
gen Gefchäften größere Quantitäten Stempelpapier auf 
einmal entnehmen, und zur Erleichterung: ded Rechnungs⸗ 
Weſens fofors zu bezahlen verpflichtet find, imgleichen die 
auf Tantieme angeftellten Stempel» Diftributenrd brauchen 
daher nur die auf 2 Rthlr. und höher lautenden einzelnen 
Stempelbogen zur Hälfte in Kaffens Anweifungen zu bes 
richtigen, : ohne daß es hierbei auf die Höhe der ganzen, 
auf einmal entrichteren Summe ankoͤmmt. 


Es wird. dies zur algemeinen Beachtung hiermit 
bekannt gemacht. 
Muͤnſter, den 14. Mai 1828: 
Der Geheime Finanz: Rath nnd Prerinjat» re | 
Director. 


v. Bigeleben. 





. 27. 
Pubtifandum des: Königl. Obetlandesgerichts in Halber⸗ 
ſtadt, die Tantieme der gerichtlichen Stempel⸗Re⸗ 
ceptoren betreffend. | 


4 
| ——— 


. Nach Inhalt des anf unſern Bericht an und erlaſ⸗ 
fenen Reſcripts Sr. Ercellenz ded Herrn Finanz Minifters 
vom ızten d. M., die Tantieme der gerichtlichen Stem⸗ 
pel⸗Receptoren betreffend, ſoll denfelben der Genuß diefer 
-Emolumente nicht gefehmälert werden, vielmehr ift den 
gerichtlichen Stempel» Vertheilern die verfaffungsmäßige 
Tantieme von 2 Procent auf das ganze Quantum ded 
von denfelben angekauften und gelieferten : Stempelpapiers 
bewilligt, welches zu den gerichtlichen Gefchäften bei den 
Gerichten, zu welchen fie gehören, verbraucht wird, und 
deſſen Verbrauch fih aus den Sportelregiftern ergiebt, und 


Durch diefelben Eontroffirt. wird. 


‚Den. fämmtlichen Gerichten unfers Departement 
wird die Beftimmung diefed hohen Neferiptd zur Nachricht 
und Narhachtung Hiermit befannt gemacht, wodurch fich 
die wegen diefes Gegenftandes. bei und li se An: 

fragen erledigen. | 

Halberſtadt, den 26. April 1825. 

König. —— —— 
Sad 
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28. 
— des Koͤnigl. Oberlandesgerichte zu Inſter⸗ 
burg, die Vertheilung des Denunzianten-Antheils 
an den Stempel»-Strafen betreffend. 


— 


Da die Gerichte im Departement ded unterzeichneten 
‚Dberlandesgerichtd bei Vertheilung des DenunziantensDrit- 
theils in Stempel» Kontraventiond- Sachen bisher fehr ver- 
fchieden verfahren, fo wird denfelben die über diefen Ger 
genftand "von dem Königl. Finanz» Miniflerium in Bezug 
auf- die Allerhoͤchſte Kabinetd »Drdre vom 17. December 
1820. ergangene deklaratoriſche Beſtimmung des Gefeges 
vom 7. Maͤrz 1822., wonach 


a. diejenigen . Staats⸗ und Kommunal: Behörden und 
Beamten, welche nach $ 30, des Geſetzes vom 7. 
März 1822. wegen der Stempelftener verpflichtet, uns 
bedingt zur Einbehaltung des Denunzianten-Drittheil® 
befugt find, den Erſteren auch die ſpezielle Verthei⸗ 
lung: der Straf-Antheile überlaffen bleibt, und fie 
nur für die gefegmäßige Ablieferung der übrig Gleis 
benden zwei Drittheile verpflichtet find; 


. b, die Beftimmung der gedachten Allerhoͤchſten Kabinets⸗ 
Ordre vom 17. December 1820.. hinfichtlich der Bes 
rechtigung zur Erhaltung der Denunzianten» Antheile 
überhaupt auf das Geſetz vom 7.März 1822: feinen 
Bezug habe, da der $. 33. undefchränft allen Des 
nunzianten: den Antheil von 3 der Stempel, Strafe 
zufichere, und folcher auch in allen bei der gerichtlis 
chen Verwaltung entfchiedenen Stempel: Kontraven- 
tionen zur Anwendung komme, es fei nun, daß folz 
che. vom Gerichte felbft oder von Privat-Perfonen an⸗ 
haͤngig gemacht worden ſind; 


= 6, in Fällen aber, wo der Denunzianten-Drittheil nicht 
bezogen wird, die Beträge mit den übrigen zwei 
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Drittheilen an die Haupt⸗Kaſſe der Koͤnigl. Regie⸗ 
rung abzuliefern ſind, | | 

zur. Achtung und Befolgung hierdurch bekannt gemacht. 

Inſterburg, den 14. Juni 1825. — 
Koͤnigl. Preuß. Oberlandesgericht von Litthauen. 


* 29. | 

Verordnung des Königk Finanz: Minifteriums, die Ans 

wendung des Stempels bei den durch Agnitions-Refo- 
lutionen. beendigten Progeffen betreffend. 


\ Nah der Anficht des Finanze Minifterii giebt über 
die Frage: welcher Werthftempel in Prozeffen anzuwenden 
fei, die durch Agnitions⸗Beſcheide beendigt werden, die 
Beſtimmung im Stempel; Tarif vom 17. Mär; 1822. bei 
dem Worte — 
„Erfenntniffe* Litt. A. b., wo es beißt: 
Es gehören hierher namentlich auch die Erkenntniſſe 
„in folhen Sachen, wo zwar die Verhandlungen einen 
„mach Gelde fchägbaren Gegenftand betreffen, es aber 
„zwifchen den Partheien weder fireitig iſt, wie viel ders 
‚„felbe betrage, noch wem derfelbe zugehöre, fondern nur 
„rechtliche Hülfe wegen Bewirkung der Leiftung, oder 
„wegen Sicherftellung bei derfelben, oder wegen Befris 
„fung für diefelbe nachgefucht wird, wie beifpielsweife 
in Erefutiond-, Provofationd-, Kündigungs-, Beſitzſtoͤ⸗ 
„rungs- und Spolien-Prozeſſen, Prozeffen über die 
Rechtswohlthat der Vermoͤgens⸗Abtretung ıc.“ betreffen, 
die ‚erforderliche Entfcheidung. Dffenbar ift nemlich bei 
‚den, durch Agnitions-Beſcheide beendigten Prozeſſen, der 
Gegenftand mag nun nach Gelde fchägbar fein oder nicht, 
zwifchen den Partheien weder flreitig, wie viel derſelbe bes 
trägt, noch- wem derfelbe gehöre, vielmehr wird die Hilfe 
des Gerichts nur nachgefucht, damit es die Leiftung der 
von dem, Verflagten eingeräumten Verbindlichkeit bewirke. 
Wenn in: der oben allegirten Geſetzſtelle die. „Agnitions⸗ 


sig 


Reſolutionen“ nicht namentlich benannt find, fo entfcheidet 
dies nichts, da in jener Stelle „ErecutiondsProzeffe“ (wor⸗ 
unter übrigens nicht etwa Erecutiv s Prozeffe gemeint wer⸗ 
den), Provokations⸗ Prozeffe ꝛc. nur beiſpielsweiſe angege⸗ 
ben werden. 

Da uͤbrigens die Abſicht der angefuͤhrten Geſetzſtelle 
offenbar dahin geht, bei den durch Agnitions⸗Reſoluͤtionen 
beendigten Prozeſſen den Stempel zu ermaͤßigen, nicht aber 
ihn über den Stempelſatz von 1 Prozent fuͤr die erſten 
1000 Thlr. des objecti litis zw erhöhen, fo wird ſich da⸗ 
gegen nichts erinnern laſſen, wenn bei den durch Agni⸗ 
tionds Nefolutionen beendigten Prozeſſen über einen nach 
Gelde fhäßbaren Gegenftand, in fofern diefer weniger als 


500 Thlr. beträgt, nicht der Stempel von 5 bis 20 Thlr, 


fondern der durch die Höhe des Öegenftandes ſelbſt gerechts 
fertigte Stempel von den Gerichten in Anfag gebracht 


wird. 


Nach diefer Anſicht des Minifterii werden Sie ſich 
bei den Stempel-Reviſionen der gerichtlichen Regiſtraturen 


vorkommenden Falls zu achten, hiermit beauftragt. 
Berlin, den 26. Maͤrz 1825. | 
Finanz: Minifterium. 
v. Klemwip. 


30. 


Circular⸗Reſcript des Königl. Finanz» Minifkeriums an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen und Provinzial-Steuers 


Direftionen, die Anwendung des Stempels bei . 
MWechfel: Eremplaren. 





Wie dem Finanz, Minifterio befanht geworden, bat 
die Beflimmung im $. 14. der Inftruction für die Hauptz, 
Zoll- und Haupt: SteuersAemter wegen Behandlung des 
Stempel: Wefend vom 26.März 1822. wo ed heißt: 

„Sind zu einem. Wechfelgefchäfte mehrere Eremplare des 
„Werhfels Briefes ald Prima, Secunda, Tertia ıc. ers 


® 
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2 Eine ꝛtc. erhalten daher hiermit den Auftrag, durch die 
. Megierungen Ihres Ober» Präfivials Bezirkes die gefeglis 
chen Beftimmungen der Poft - Ordnung vom 26. Novems- 
ber 1782. in Erinnerung bringen zu laffen, mit der De 
merfung, daß das Königl. General: Poft, Amt jede folche 
Huͤlfsleiſtung dankbar erfennen, und alle Koften ſofort er⸗ 
fiatten werde. . 
- Berlin, den 28. Mat 1825.  _ 
Der Minifter. des Innern. 
v. Schuckmann. 


⸗* 





— 46. | 

Reſcript des König. Minifteriums des Innern an die 

IR Regierung zu Erfurt, dieſelbe Angelegens 
heit betreffend. 


. Der Bericht der Königl. Regierung vom ‚Zıflen ©. 
M. wegen. der den Poften, Kourierd und Eftafetten bei 
eintretenden Ungluͤcksfaͤllen zu gewährenden Hülfsleiftung, 
hat fich mit der deshalb an Sie unterm 28ſten v. M. ers 
gangenen Verfügung gefreuzt, und muß folchergeftalt‘ Shr 
früherer diesfälliger Antrag für erledigt angenommen wer⸗ 
den. Uebrigens enthält das in dem vorliegenden Berichte 
angezogene Sächfifche Generale vom 6. Februar 1806. im: 
$. 2. zwar nicht: die ausdrückliche, Beftimmung, daß den 
unterweges ‚befindlichen Poften bei entſtehenden Ungluͤcks⸗ 
faͤllen von den betreffenden Drefchaften fofort die nöthige 
Hülfe gewährt werden folle, fondern disponirt nur über 
- die Fälle, wenn zur Fortſchaffung der Poſten, Pferde ge⸗ 


ſtellt werden muͤſſen. 


Bei der Ihr durch jene Verfuͤgung bekannt gewor⸗ 
denen Erklaͤrung des Koͤnigl. General-Poſt-Amtes, daß 
die Berichtigung der diesfaͤlligen Koſten ſofort ſtatt finden 
werde, iſt es jedoch keinem Bedenken unterworfen, dieſe 
Huͤlfsleiſtung als allgemeine Verpflichtung zu betrachten, 

und 





e u 32 
31. 
— der Koͤnigl. Provinzial⸗ Steuer⸗Directlon 
zu Koͤln, den Stempel zu Wechſel⸗Proteſten be⸗ 
treffend. 


— r 
) » 


Das Königl. Finanz: Minifterium Hat unterm aten 
v. M. entfchieden, daß, da der Stempel-Tarif für Wechs 
fel=Protefte, ohne Unterfchied, von wen fie aufgenommen 
worden, einen 15 Sgr. Stempel vorfehreibt, durch diefe 
ſpezielle Beftimmung eine Ausnahme von der allgemeinen, 
_ wonach Urkunden der Gerichtövolfzieher einem Stempel von 
5 Sgr. unterliegen, gemacht worden ift, mithin auch zu 
den von Gerichtöopflziehern aufsenommenen Wechfel: Pros 
teften ein 15 Sgr. Stempel gelöfet werden muß. 
Diefe Entfcheidung wird bierdurch zur allgemeinen 
Kenntniß gebracht. 
Köln, den 9. Mai 1825. 
Der ‚Geheime Dder » Finanz: Nath und Provinzial» Steners 
Direktor, 2 
» 2 Hi 


= 3232. 

Reſcript des Koͤnigl. Finanz⸗Miniſteriums, die Anwen⸗ 

dung bes Stempels zu Verkaͤufen ſtaͤdtiſche Wohn⸗ 
haͤuſer an Deszendenten betreffend. 


— 


Das Finanz Minifterium hat fchon in einem frühes 
ren Zulfe, wo ein ſtaͤdtiſches Grundſtuͤck vom Vater an 
Sohn verkauft worden war, durch die in Abſchrift hier 
(sub litt. a,) angeſchloſſene Verfügung vom 30. Juli v. J. 
an die Megierung zu Potsdam ausgefprochen, daß auf 
ſtaͤdtiſche Wohnhäufer und deren Verkauf an Deszenden- 
ten, dasjenige nicht anwendbar fei, was dad Stempelges 
feg über die Stempelfreiheit verfäuflicher. Gutsuͤberlaſſun⸗ 
gen an Kinder feftgefeßt, und ed kann daher nur gebilligt 

einnalen Heft Ih 1824 Y 
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Geld Brief «Buch des Brieftragers. 
Damit der Brieftraͤger über die Beſtellung einer je⸗ 
den, ihm zur Beſorgung uͤbergebenen Geldpoſt und uͤber 
jeden. Schein, über Gelder, recommandirte Briefe ꝛc., ſtets 
genuͤgende Auskunft geben kann, muß er ein eigenes Geld⸗ 
Brief⸗Buch fuͤhren, wozu ihm der Amts⸗ Vorſteher oder 
deſſen Stellvertreter die noͤthige Anleitung geben wird. 
In dieſes Buch hat er alle, zur Beſtellung erhaltene res 
commandirte Briefe oder Scheine darüber, Gelder und 
Geldfcheine einzutragen, und die richtige Beftelung an 


den Empfänger, oder im Fall biefe nicht zu bewirken ges 


| — — Ruͤckgabe an dad Komtoir ꝛc. zu bemerken. 


14. 
. Verfahren bei Beflellung von Geldern ꝛe./ wenn * Enylunger 
verreiſet iſt. 

Iſt ein Empfaͤnger verreiſt und nicht Jemand zur 
Annahme der Korrefpondenz bevollmächtigt, fo muß der 
Briefträger das Geld. oder den Geldfchein, oder die Pafs 
fets Adreffe fogleich im Poſt⸗Komtoir wieder — 


15. | 
Verhalten, wenn die Adreſſen Mangelhaft find. 

In Ruͤckſicht derjenigen Briefe, deren mangelhafte 
Adreſſen den Empfänger nicht beftimmt genug bezeichnen, 
muß der Briefträger durch forgfältiges Nachforſchen bei 
den Polizei⸗Behoͤrden, und in ſofern es eine Militair⸗Per⸗ 
ſon iſt, durch Nachfragen auf der Parade oder bei der 
Kommandantur, ſich bemuͤhen, die r ich tige Perſon aus⸗ 
zumitteln. Iſt dieſelbe aller angewandten Muͤhe ungeach⸗ 
tet nicht zu erforſchen, ſo muß dieſes auf der Ruͤckſeite 
des Briefes bemerkt, und ſolcher Brief an das Poſt⸗Kom⸗ 
toir zuruͤckgeliefert werden. Laͤnger, als hoͤchſtens 48 
Stunden, darf der Brieftraͤger einen ſolchen Brief nicht 
an ſich behalten. 
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r 16. 
Berhalten, wenn der Empfänger die Annahme feiner Korrefpondenz 
| | | verweigert. 


Weigert fich ein Empfänger, den an ihn gerichteten 
‘ Brief anzunehmen, fo muß der Briefträger ihn hoͤflich 
erfuchen, den Weigerungsgrund auf dem Briefe felbft zu 
‚bemerken. Wird dieſes Geſuch zurürfgewiefen, fo muß der 
Brieftraͤger das Möthige auf dem. Briefe bemerken, oder 
dieſes im Poſt-Komtoir thun laſſen. Nur unerbroche⸗ 
ne. Briefe darf der Brieftraͤger wieder zurücknehmen. Hat 
der Empfänger. den Brief bereits geöffnet, und will fol- 
chen demnächft dem Brieftraͤger swieder ‚zurückgeben, fo 
muß die Rücknahme verweigert, und der Empfänger au 
den Amts-Vorſteher verwieſen werden. 
| EN 
. ‚Verhalten bei Briefen mit aufgefprungenem Siegel. 

Hat der Briefträger Briefe, . deren Giegel aufges 
ſprungen, oder die fonft auf irgend eine Art befchädigt 
find, vom Poſt-Komtoir empfangen, fo darf er dergleis 
‚chen Briefe durchaus nicht beftellen, fondern muß folche, 
jur Verſchließung mit dem Poſtſiegel, an das Romtoir 
zurücgeben. Bei 5. Rthl. Strafe wird ihm. hiermit uns 
texſagt, diefe Briefe ſelbſt zu verfchließen. | 

, Beftellgelbd. 
| Wieviel der Briefträger an Beſtellgeld für jeden Brief, 

Gelöfchein und jede Geldpoft zu fordern berechtigt iſt, er- 
giebt der Tarif. Kein Briefträger darf ſich unterfichen, 
außer dieſem Beftellgelde und dem, auf dem Briefe mit 
rother Tinte verzeichneten Porto, ein Mehreres, es fei 
unter welchem Vorwande ed wolle, zu fordern, widrigens 
fans er Kaffation unnachfichtlich zu getwärtigen hat. 

19. TR: 

Einforderung des Portos in kaffenmäßigen Geldforten. 

Bei Einforderung des Porto muß darauf gehalten 

werden, daß die Zahlungen in kaſſenmaͤßigen Geldforten 
| a | Ya 2 
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geleiſtet werden. In eben dieſen Geldſorten iſt das eins 
gehobene Porto auch ordnungsmaͤßig abzufuͤhren ‚ welches 
täglich oder wöchentlich gefchehen muß, je nachdem es der 
Amts» Vorfieher ——— hat, — 


20. | ii 
Berbot * Kreditirens und Kontobaitens Seitens des Brieftraͤgers. 


Alles Kreditiren der Poſtgelder oder Kontohalten, iſt 
dem Briefttäger bei firenger Strafe unterfagt. - Wünfcht 
ein oder ber andere Koörrefpondent das Porto monatlich 
zu bezahlen, fo muß der Driefträger ihn an das er 
Komtoir verweiſen. | 


a. ö 

Verpflichtung des Brieftraͤgers, die Briefe verfänlich zu befiellen. 

Der Briefträgen ift verbunden, die Briefe ꝛc. perſoͤn⸗ 

lich zu beftellen. Unter feinem Vorwande darf er fich, 

bei harter Strafe, zur Befkellung eines ſogenannten Beis 

‚boten ‚oder der Mitglieder feiner Familie bedienen, Iſt er 

sticht im Stande, die ihm übergebene Korrefpondenz fehnell 

und ordtungsmäßig zu beſtellen, fo muß er dieſes dem 

Amts-Vorſteher anzeigen, der für Ergreifung — 
cher Maaßregeln Sorge tragen wird. 


Damit kein Brieftraͤger uͤber ſeine Dienſtobliegenhel 
ten zweifelhaft fein, oder ſich mit Unwiſſenheit entſchuldi⸗ 
gen koͤnne, ſo ſoll einem Jeden derſelben ein Exemplar 
der gegenwärtigen Inſtruction zugeſtellt werden. Er muß 
ſolche zu ſeiner Legitimation ſtets bei ſich fuͤhren. Dieje— 
nigen Koͤnigl. Brieftraͤger, welche ihre Pflichten mit Red⸗ 
lichkeit, Treue und Gewiſſenhaftigkeit erfüllen, ſollen, wenn 
bei Abnahme ihrer Kräfte, A Geſundheitsſchwaͤche 
die Dienſtentlaſſung fuͤr ſie wuͤnſchenswerth wird, eine an⸗ 
gemeſſene Penſion erhalten, dahingegen diejenigen Brief⸗ 
- träger, welche ſich des in fie geſetzten Vertrauens unwerth 
gemacht, und wegen ungeziemenden Benehmens gegen ihre 
Vorgeſetzte, wegen grober Fahrlaͤſſigkeit im Dienſt, Vers 
ſchleppung und unrichtige Beſtellung der Korreſpondenz ſich 
Verweiſe oder Strafe zugezogen haben, von jedem An⸗ 


857°’ 


fprude auf eine, nur dem rechtlich und tadetios gedienten- 
Beamten zuzubilligenden Penfion oder Unterftügung, ausge⸗ | 
ſchloſſen fein follen. 
Berlin ‚ben 3. Mpril. 1825. | 
General: Poft » Amt. 


ae 
| b. | 
Ay Infiructiom- 
für 
Doft: Padueifter und Poſt⸗ Wad-Boten. 
I. 


welche unterbedienten Packmeiſter und welche Packboten 
heißen ſollen. 

Bei großen und mittleren Poſtaͤmtern fuͤhrt derjenige 
Unterbediente, welcher nachſtehend bezeichnete Dienft, Verz 
richtungen beſorgt, die Benennung: | | 

Packmeiſter, TR 
bei Heinen Yoftämtern; allen Poftverwaltungen, und Poſt⸗ 
waͤrter⸗Aemtern aber die Benennung: | 
3 Packbote. 

Sind in einem Poſtamte mehrere dergleichen Unter⸗ 
bediente, ſo heißt nur der erſte derſelbe⸗ en die 
‚übrigen heißen Vacktoten. | 

7 
3 Died: Werbitihkk:. 

Der Packmeifter und der Packbote hat den Vorſteher 
derjenigen Poſtanſtalt, bei der er fungirt, als feinen Vor⸗ 
gefegten anzuerkennen, und diefem, fo mie deſſen Stellver- 
tern und Gehälfen, ſchuldigen Gehorſam zu leiſten. 


nntfsem 


Die — des Packmeiſters und Packboten beſteht 
in einem blautuchenen Leib- oder Ueberrock mit ſtehendem 
orangefarbigen Kragen und gleichfarbigen Aufſchlaͤgen, mit 
gelben Knoͤpfen ohne Wappenſchild, blau⸗ oder grautuche⸗ 
nen Anterfeibeen, einem dreieckigen Dut ohne Kördond, 
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mit der Nationale Kokarde und einer einfachen goldenen 
Bandfchleife, als Agraffe. Die Uniform der Packboten ift 
der bier befchriebenen gleich, nur wird, flatt der goldenen 
Bandfchleife, eine e ſchwarze Band, AUgraffe getragen. 


4. 
Pflichten im Aligemeinen. 

Im Allgemeinen wird von dem Packmeiſter und Pack⸗ 
boten gefordert, daß er, wie es einem jeden Staatsdiener 
gebuͤhrt, das Beſte des Koͤnigl. Intereſſe uͤberhaupt, und 
das Poſt⸗Intereſſe beſonders, nach allen feinen Kräften 
- fördern; fih treu, gewiffenhaft und nüchtern verhalte, und 
gegen das Publifam und die Neifenden die größte u 
keit und Befcheidenheit beobachte. 

5. 2 
Function im Allgemeinen. 

Sein’Gefchäft befteht in Verrichtung aller derjenigen 
mechanifchen Dienftleiftungen, welche bei der Expedition 
der Poſten vorkommen, wohin hauptfächlich das Deffnen, 
Verſchließen und Wiegen der Briefbeutel und Felleiſen, 
das Sternpeln der Briefe, das Wiegen der Gelder und 
Paͤckereien gehört: Außer diefen DVerrichtungen muß er 
fih jedoch auch. allen denjenigen anderen Poſtdienſt-Ge—⸗ 
fchäften willig unterziehen, die ihm der Amts > Borfteher 
: oder deffen Stellvertreter zumeifet. 


6: 

Anwefenbeit im Poſthauſe. 
Er muß nicht allein waͤhrend der Dienſt⸗ Stunden, 
‚ und während der außer denſelben noͤthigen Expeditionen, 
ſtets im Poſt-Komtoir gegenwaͤrtig, ſondern auch bei dem 
Abgange und der Ankunft einer jeden Poſt zugegen ſein. 
| ‚2 N 

Wiegen der Felleifen, Briefbeutel, Gelder sc. ” 
Die anfommenden und abgehenden Felleiſen, Brief: 
Beutel, Gelder und Werthftäcfe muß er auf das Benaues 
fie wiegen, und das Gewicht im Gemwichtsbuche bemerken. 


’ . 
* 
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Die abgehenden Geldfaͤſſer, Geldbeutel und Werthſtuͤcke 
müffen jedesmal nach dem Wiegen, mit dem Poftfiegel bes 
druckt werden. 

Für allen Schaden und Nachtheil, welcher durch un⸗ 
richtiges Wiegen entſteht, haftet er, zunaͤchſt mit feiner 
Kaution. 

6: f 8. y * 
Verſchlleßen der Felleiſen und Briefbeutel. 

Beſondere Vorſicht muß er auf das Verſchließen der 
Felleiſen und Briefbeutel verwenden. Die Briefbeutel 
muͤſſen feſtgebunden, und, wie das Felleiſen, ſtets zweimal 
verſiegelt werden. Auf die Beſchaffenheit der Briefbeutel 
und Felleiſen muß er vorzuͤglich achten, und, bei eigener 
Verantwortung, dafuͤr ſorgen, daß ſchadhafte ſogleich aus⸗ 
gebeſſert oder durch neue erſetzt werden. Die durchgehen⸗ 
den Briefbeutel ſind nicht minder genau zu examiniren; 
ſobald er nur die geringſte Beſchaͤdigung bemerkt, muß 
er davon ſogleich dem betreffenden erpedirenden Beamten 
— machen. | 


9 | | 
Gewiſfenhafte Knsibe des —— der zur Poſt gegebenen 
Paͤckerelen. 

Das Gewicht der zur Poſt gelieferten Packete und 
des Paſſagier⸗Gepaͤcks muß er gewiſſenhaft auf der Adreſſe 
angeben. Laͤßt er ſich hierbei Untreue zu Schulden kom⸗ 
men, ſo hat er Kaſſation zu er 


10. 
— beim Auf⸗ und Abladen der Poſtſtuͤcke. 


Beim Ab⸗ und Aufladen der Poſtſtuͤcke muß er huͤlf⸗ 
reiche Hand leiſten. Iſt kein Schirrmeiſter vorhanden, 
fo,muß er dafür Sorge tragen, daß die Poſtſtuͤcke gut 
und ficher verpackt werden, damit folche weder Schaden 
nehmen, noch verloren gehen Finnen. Sind Plandecken 
vorhanden, fo muß er forgen, daß folche auch gehörig bes 
nugt, die Wagen damit forgfältig bedeckt, die Pofigüter 
tadurch, und die Plandecken mit allen daran befindlichen 


% | 
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ÖJ 
Scharen und Riemien, ſeſctici werden ie Aufbewah⸗ 


rung und Inſtandhaltung der Plandecken liegt ihm ob, 


und hat er darauf die — Sorgfalt zu re 
u re 7 vu 35 * a ak SE | 


Sieasan der Brieft. Si: 

Das Stempeln der Briefe muß mit Sorgfalt ges 
fhehen, fo daß der Stempel auf jedem Briefe deutlich 
ausgedruckt wird. Zu dem Ende muß der Stempel: Up: 
parat immer rein und in Ordnung gehälten werden, 

fen aldar-.7 on. 

Relnlgen und Heiken des Komtoirs. 

Das Reinigen des Poft- Komtoird, das‘ Heigen deſ⸗ 
ſelben, und das. Säubern der Dienft- Gran, 9% 
— mit zu ſeiner a 


, 13. | 

denſen der Reiſende und Beſorgung deren Gepaͤcs. 

Wuͤnſcht ein abreiſender Paſſagier zur Abfahrt abs 
gerufen zu werden, oder fein Gepäck zur Poft beforgt zu- 
haben, oder will ‚ein ankommender Neifende fein Gepäck 
nach der Behauſung gefchafft. Haben, fü kann er ſich die-- 
ſem Gefchäfte unterziehen, jedoch darf er unter „feinen 
Umftänden ein Mehretes zur Belohnung fordern,“ Als der 
beftehende, diesfaͤllige Tarif befagt. Ueberhebungen werden 
firenge geahndet, und im Wiederholungefatte unng chſchi· 
lich mit Kaſſation beſtraft. 

Außer dieſem Lohn fuͤr das Abrufen and für die 
Beforgung der Sachen des Reiſenden, darfader Packmei⸗ 
ſter oder Packbote unter Feinem Vorwande irgend etwas 
weiter fordern, 

Damit. Fein Packmeiſter oder Patkbote über ‚feine 
Dienft - Obliegenheiten zweifelhaft fein, oder fi ch mit Uns. 
wiſſenheit entfchuldigen koͤnne, - fol einem jeden derſelben 
ein Exemplar der oegenwaͤrtigen Inſtruction zůgeſtellt 
werden. 

Diejenigen im Koͤnigl. Dienſie fiehenden Packmeiſter 
und Packboten, welche ihre Pflichten mit ——— Treue 


— 


567. 
und. Gewiſenhaftigkeit erfuͤllen, ſollen, wenn bei Abnah⸗ 
me ihrer‘ Kraͤfte/ oder bei Geſundheitsſchwaͤche die Dienfts 
Entlaſſung für: * wuͤnſchenswerth wird, eine angemeſſene 
Penſion erhalten; wohingegen diejenigen von ihnen, welche 
fih des Insfie gefegten Vertrauens unwerth gezeigt, und: 
‘wegen ungeziemendem Benehmen. gegen. ihre Vorgeſetzten, 
oder ; wegen. Plackerei der Reiſenden ſich Verweiſe oder 
Strafe zugezogen haben, 'von jedem Anfpruche auf eine, 
nur dem rechtlichen und tadellos gedienten Beamten zuzu— 
bilfigenden Penſi on üder Uneerfiügung EUR fein 
folfen. 

Berlin, den 3. April 1825. | 
General: Poft > Amit.- 
Nagler 
- c. | 
Snfruction 
für 
Bag e nm et ſt et 
1. —9 
Dlen ſt⸗ Berbaltnis. Zu 
Der Wagenmeifter hat dem Vorſteher derjenigen Poſt⸗ 
Anſtalt, bei der er fungirt, als ſeinen Vorgeſetzten anzu⸗ 
erkennen und dieſem, ſo wie deſſen Stellvertretern und Ge⸗ 
huͤlfen — Gehorſam zu leiten, 
14 —8 2 
uniform. | | 
Die Uniform des Wagenmeifterd beſteht in einen blaus 
tuchenen Leib⸗ oder Ueberrock mit ſtehendem orangefars 
bigen Kragen und gleichfarbigen Auffchlägen,. mit gelben 
Knoͤpfen ohne  Wappenfchild, blau oder grautuchenen Un: . 
terkleidern und einen dreieckigen Hut, ohne Kordons, mit 
der National⸗Kokarde und einer. einfachen goldenen Bands 
ſchleife, als Agraffe. 
Der Wagenmeiſter iſt —— — ſeinen Ra ftets 
in, uniform zu ae en 
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pflichten im Allgemeinen. — 

Im Allgemeinen wird. von dem Wagenmeiſter gefors 
dert, daß er, ‚wie ed einem.jeden Staatsdiener gebührt, 
das Beſte des Könige. Intereſſe überhaupt, und. des Poſt⸗ 
Intereſſe⸗ beſonders, nach allen feinen Kräften befoͤrdere 
und fich treu, gewiſſenhaft und nüchtern verhalte .. 

Z — In | ä 4 En - R ’ 

Functlonen Im Allgemeinen. 

Das Haupt: Gefchäft des Wagenmeifterd befteht dars 
in, dafür zu forgen, daß die Pferdegeftelung Behufs der 
Weiterbefoͤrderung der ordinairen, der. ErtrasPoften, Kous 
riers und. Eftaferten ſchnell erfolge, und die Anſpannung 
zweckmaͤßig bemwirft werde, fo mie ſolches das Extrapoſt⸗ 
Deglement, und die in diefer Beziehung ergangenen und 
Eünftig noch ergebenden: beſonderen Derordnungen näher , 
vorfehreidben. 

r 5» je 2 ’ 
| Aufenthalt im Poſthauſe. 
, Damit er im Stande ift, diefen Dbliegenheiten jeder» 
zeit prompt zu genügen, muß er ſich ſowohl bei Tage, als 
zur Nachtzeit im Poſthauſe aufhalten. en 
Was bel Beſtellung einer Ertrapoſt ac. zu beobachten il: 

Sobald eine Ertrapoft oder ein Kourier im Orte 
Beftelle wird, oder von weiterher ankommt, muß er ſich 
ſogleich von der Beſchaffenheit des Wagens und des Rei⸗ 
ſegepaͤcks, ſo wie von der Perſonenzahl uͤberzeugen, und 
demnaͤchſt die noͤthige Pferdezahl dem betreffenden Expe⸗ 

dienten anzeigen. Bei ankommenden Ertrapoſten x. 2. 
muß er ſofort den Begleitzettel vom Poſtillon in Empfang 
nehmen, und dem Poftbeamten, der die Expedition bejorgt, 
einhändigen. et me 

7. - 

Beftellung der: Pferde und Schmieren des Wagens. 
Hiernähft muß er fo ſchnell ald möglich bie Pferde 
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bet dem Pathalter oder Anfpänner Beftellen, und das 
Schmieren ded Wagens beforgen, wobei er den Wagen 
genau zu unterfuchen "hat, ob derfelbe auch im gutem _ 
Stande ih befindet. | RS 
Mt daran etwas fehadhaft, fo muß er den Neifenden 
daravı aufmerffam macen, ‚und bei Beforgung der Re⸗ 
paretur nach allen Kräften behuͤlflich fein, auch darauf 
ſebhben, daß der Neifende von beit. Handwerkern nicht übers 
ctheuert werde. i 
8. J 
Beſcheidenheit gegen die Reiſende und Einziehung des ‚Extras 
pöfigeldes. — 
Hei Einforderung des Exttapoſtgeldes, fo wie Bei als 
fen anderen Gelegenheiten, wo er mit den Neifenden in 
Herührung kommt, muß er fich größter Höflichkeit und 
Beſcheidenheit befleißigen. So mie die Uebertheurung eines 
Reiſenden im. der ihm zuzuſtellenden Quittung auf dad 
Hoͤchſte verpönt ift, eben fo darf der Wagenmeifter, bei 
Kaffation fich nicht unterfiehen, mehr zur fordern, ald in 
diefer Quittung bemerfe if, Das Schmieren und Beſtell⸗ 
geld wird ſtets mit dem Extrapoſtgelde zuſammen erhoben. 
Er darf daher ſolches nicht noch beſonders fordern, auch 
bei ſtrenger Ahndung nicht geſtatten, daß der Wagen⸗ 
ſchmierer, deſſen er ſich etwa unter Vorwiſſen des Amts⸗ 
Vorſtehers bedient, die Reiſenden mit Anforderungen be⸗ 
helligt. =. 
9. 
Ynfpyannung. 
| Hei der Anfpannung muß, er ſiets zugegen fein, und 
darauf Acht zu haben, daß der Poftilon bei dem Anſpan⸗ 
ner nichts verfieht, damit Fein Unfall oder Aufenthalt: uns 
terweges entfteht. Hierauf haͤndigt er dem Poſtillon den 
Begleitzettel ein. Ä 
10. J 
Kouriers und Eſtafetten. 
Alles, was hier in Hinſicht der Extrapoſten verordnet 
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iſt, findet auch auf die Kouriersg Anmwendun, Er muß 
ſich beſonders befireben, dieſelben wo möglich a noch kuͤr— 
zerer Zeit fortzufchaffen, ald die Verordnung byage. Für 
die möglichft fchnelle Pferdegeftellung zur Befoͤrdeung der 
vorkommenden Kflafetten muß er ganz befonders beforgt 
fein. 
II. 
Anlieferung der eingehobenen Extrapoſtgelder. 

- Die erhobenen Extrapoſt-, Kourier, und Eſtafetten⸗ 
Gelder muß er, je nachdem ed der Amts-Vorſteher ange, 
ordnet hat, entweder einzeln, täglich oder wöchentlich, treu 
und gewiffenhaft zur Poftfaffe abführen. Er darf unter 
feinevfei Vorwand Nückflände angeben, oder an die bes 
sreffenden' Theilnehmer eigenmächtig Zahlungen leiſten. 
Seine AmtssKaution haftet für die richtige Ablieferyng.- 
en, 12. | 

Aufmerkſamkeit auf die Poſtillons, Pferde und Magen. 

Zur befonderen Pflicht des Wagenmeiſters gehört, 
dag er auf die Poftillond und auf alles, was auf das 
Poſtſuhrweſen Bezug bat, ein wachfames Auge habe. Er 
muß zu dem Ende firenge darauf fehen, daß die Poſtillons 
bei Berrichtung ihres Dienftes ſtets reinlich und vorſchrifts⸗ 
‚mäßig gekleidet find, und fih nicht dem Trunk ergeben. 
Yuch auf die Pferde und Wagen-des Pofthalterd Hat er 
fein Augenmerk zu richten. Entdeckte Mängel muß er 
fofore dem Amts-Vorſteher zur weiteren Veranlaffung ans 
zeigen. Beſonders muß der Wagenmeifter darauf fehen, 
dag diejenigen Poſtillons, welche zur nächften Fahrt an 
der Reihe ſtehen, fich zeitig und gehörig dazu in dem 
Stand fegen, und die Pferde aufgeſchirrt in Bereitfchaft 
halten. | * — ——— 
Alle dieſe Vorſchriften muͤſſen Bai Reiſen Hoͤchſter 
Herrſchaften vorzuͤglich puͤnktlich befolgt werden. | 


": 12. 
Nebenbefchäftigung: des Wagenmeifters im Dienft. | 
Der Wagenmeifige iſt Übrigens verpflichtet, in dem 


\ 
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Falle daß der MWagenmeifterdienft feine „ganze Thaͤtigkeit 
nicht, in Anſpruch nimmt, alle im Poft: Komtoir vorkom⸗ 
mende und fonftige Dienfte eines Pacboten, namentlich 
das: Wiegen der Gelder und Packete, der Briefbeutel, Fell: 
eifen ꝛc. ſo wie dad Zumachen und Verſiegeln der legtes 
ren, zu beforgen, auch muß er beim Auf:, Ab⸗ oder Um⸗ 
laden der ordinairen Poſt- und Beimagen huͤlfreiche Hand 
Teiften, und überhaupt jede dienftliche An weiſung des Amts⸗ 
Vorſtehers, oder deſſen Gehuͤlfen puͤnktlich ausrichten. 
>... Damit ‚fein Wagenmeiſter über ſeine Dienſt⸗Oblie— 
genheiten ‚zweifelhaft feie, oder fich mit Unwiſſenheit ent⸗ 
ſchuldigen koͤnne, fo ſoll einem. jeden derſelben ein Exeui⸗ 
plar. der. gegen waͤrtigen Inſtruction, fo wie das Ertrapofts 
Reglement und die darauf Bezug habenden Verordnun⸗ 
gen, welche er au wiffen nöthig hat, zugeftelft werden. 
Diejenigen. im Königl. Dienſte ſtehenden Wagenmeis 
fter, welche ihre Pflichten mit Redlichkeit, Treue und Ge⸗ 
wiſſenhaftigkeit erfuͤllen, ſollen, wenn bei Abnahme ihrer 
Kraͤfte, oder bei Geſundheltsſchwaͤche die Dienſtentlaſſung 
für fie wuͤnſchenswerth wird, eine angemeſſene Penſton ers 
‚halten. Dahingegen diejenigen Wagenmeifter, welche fich 
des in fie gefeßten Vertrauens unwereh gemacht, und. ve 
gen ungeziemenden Benehmens gegen ihre Vorgefehte, we⸗ 
gen Fahrlaͤſſigkeit im Dienſt, undoflihkeit gegen die Rei— 
fenden fich Verweiſe oder Strafe zugezogen haben, von je⸗ 
dem Anſpruche auf eine, nur dem rechtlichen und tadel- 
108 dienenden Beamten zuzubilfigenden zn oder Uns 
terſtuͤtzung, ausgeſchloſſen fein folen, 
Derlin, den 3. April 1825. 
General Poft: Amt, eg 
Nagler. 


. 57. 
Chralare des Koͤnigl. General⸗Poſtamts an ſaͤmmtliche 
Poſt—⸗ Anſtalten, die Befoͤrderung der Korreſpondenz 
* und von Rußland — 


* — — 1 


Die Kbei llueuchnen Poſtoerhaͤlthiſſe mit Rutland 
| machen Hinſichts des fuͤr die en nach und von 
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* a 
A. Rad —— — 

Die Spedition der Korreſpondenz ng: Sugkah® ge⸗ 
ieh, der geographifshen Lage nach, zesp, pro Memel 
oder Tilſit (ſiehe die mittefft Circular vom 5, November 
‚1822: No, 26. mitgetheiften Porto-Tare) und kann nad) 
der. Wahl des Abſenders frankirt oder unfrankirt abge⸗ 
ſandt werden. Im erſtern Falle muß die Frankatur bis 
zum Beſtimmungs⸗Ort erfolgen, und kann nicht auf ei⸗ 
nen Theil des Weges beſchraͤnkt werden. | 

Fuͤr dieſe Korrefppndehz werden beſondere Karten 
nach der, unten näher bezeichneten Form resp. auf Mer 
mel und Tilfit angefertigt, 

In Franko⸗-Faͤllen kommt das. Franko⸗ Porto vom 
inländifchen Abſendungs⸗ Drte, oder wenn die Korrefpons 
den; vom Auslande kommt, vom dieffeitigen Grenz ⸗Poſt⸗ 
Amte ab, bis Memel oder Tilfit, 2” dem neuen. 
Tax-Regulativ vom 18. December a. p. nah Gewicht 
und Inhalt in Anwendung, und das Franfo wird in die 
Rubrik: FrankoPorto vermerkt. 

Fuͤr das resp. von Memel und Tilſit ab zu verguͤ⸗ 
tende Weiter-Franko bleiben aber die alten Gewichts⸗ 
Progrefliond: Säge in Kraft, nämlich: - 
bis 1 Loth einfach Porto 
über 1 Loth bis ı% Loth ılfah = 
über ı3 Loth bis 2 Loth ; 2 fach ⸗ 
über 2 Loth bis 25 Loth . 24 ⸗u. ſ. w. 


mit Ausnahme⸗ derjenigen: Briefe, welche verſlegelte ‚Eli 
fehtäffe enthalten, und welche conventionsmäßig für jedes 
halbe Loth mit einfachem Porto belegt werden muͤſſen. 

Diefed Weiter »Sranfo iſt vor der Linie in Anfag 
zu bringen. 

Für unfranfirt abgefandte Briefe ift das Porto nicht 
vorzutariren, fondern es bleibt die. Anfegung deſſelben den 
Grenz Poft - Aemtern Memel und Tilfie lediglich überlaffen. 

Fremdes Auslage⸗ oder Grenz Porto für" Briefe vom 
Auslande nach Rußland, wird den vorgedachten Grenz⸗ 
Poſtaͤmtern Memel und Tilſit in der Rubrik Andinges 
Porto in zizftel in Anrechnung gebracht. 

B, Aus Rußland. 
nach dem Breußifchen Staate- beffimmte, oder. Bat 4 
teren nach, dem Auslande tranfitisende Korrefpondenzc 

Bet Porto⸗Briefen wird das Porto‘ on Meist 
‚oder Tilſit ab, bis zum Beſtimmungs⸗Orte,“ odet Dieffels 
tigen‘ Grenz: Pofamte, nach. dem Tar⸗ Regulativ vom 


18. December. a.:p, unbedingt in Anſatz gebracher" 


Für frankirt aus Rußland fommende Briefe be: 
rechnen die Grenz- Poftämter Memel und Tilfit das Preus 
ßiſche Franko: Porto, resp,’ von Memel oder‘ Ttifie ab, 
bis zum Beftimmungs-Drte oder Preußifchen Grenz voſ 
amte in den aus Rußland kommenden Karten, und vers 
güten den Preußiſchen Grenz: Poftämtern für Die nach dem 
Auslande weitergehenden Briefe nur das Weiter Franco 
vor der Linie, dergefialt, daß für franfirte Briefe aus 
Rußland beim diftribuirenden Poſt⸗ oder Poſtwaͤrter⸗Amte, 
kein Porto zur Berechnung kommt. 


Sür die resp. aus Memel und jacke mit, der Be⸗ 
merkung: 
„aus Rußland — — 
eingehende Korreſpondenz, iſt alte unter Ren Umpänden. 
Porto zu erheben. 
Das Poftamt Hat hiernach genau zu verfaßten,; und 
die ihm untergeordneten Poftänftalten ebenmäßig zu ins 
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ſtruiren, zu weichem Sehne Ereupiaꝛe Dit Girenlars 
an beigefuͤgt iſnd. | 
GBrantiurt am Main, 26. Mai 3 
— Der BmerplePofmeiße, u 
, ‚Reskn; F 





Cürculare des Koͤnigl. General⸗Poſtamts an ſaͤmmtliche 
Poſt⸗ und Poſtwaͤrter⸗Aemter, die Porto⸗Tax⸗Verhaͤlt⸗ 
niſſe mit dem X es ge der 2 Ribeent BetrefFRöN f 


Da bie Kegufirung der Porto: Tax⸗ Vahaltniſe in 
Beziehung auf die Niederlaͤndiſche und durch die Nieder⸗ 
lande tranſitirende Korreſpondenz gegenwaͤrtig beendigt iſt, 
‚fo: wird den ſaͤmmtlichen eu Folgendes hier⸗ 
a zur Nachachtung: eröffnet. 

1) Die über- Porto⸗Erhebung fuͤr gedachte Kor⸗ 
reſpondenz bisher erlaſſenen Verordnungen werden 
hierdurch aufgehoben; dagegen Bleiben die über Sp-es 
dit ion ertheilten Vorſchriften Circular⸗ Verfügung 

vom 15. Auguſt 1817. x.) unverändert in Kraft, 
2) Vom ı. Juli cs ab wird das Porto nach den neuen 
Lokal⸗Taxen ber refp. dieſſeitigen Grenz; =Poft. Yes 
. ser gegen das Königreich der Niederlande 
„Emmerich 
Cleve 
| Aachen und 
Trier“ 

erhoben, und es werden dabei die Seftimmungen des 

Porto⸗Regulativs vom 18. December vorigen Jahres 

volftändig angewendet. 

3) Die Berechnung des Porto fol ferner in der durch 
die: gedachte. Eircufar s Verfügung vom 15. Auguft 
1817. ad Nr. 3. vorgefchriebenen Arc Statt finden. 

4) Die nach dem Königreiche der Niederlande be 
„ee in den. Preugifchen oder den fremdherrlichen 

| Nach: 


x 


A 
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Nachbar » Staaten entfiehende Korrefpondenz kann nach 


der Wahl des Abfenders, 


„unfranfire“ 
„ganz franco* 
pder 
. nfranco Grenze“ 
nbgefandt werden, | 
Dei Franfirungen bis zum Beſtimmungs⸗Ort iſt 
das dem Niederlaͤndiſchen Poſt-Offizio — von der 
Niederlaͤndiſchen Grenze bis zum Beſtimmungs⸗Ort 
— zuſtehenden Franco nach der beigefügten Tare für 
die reſp. Niederlaͤndiſchen Grenz⸗ Poſt⸗Aemter zu 
„Arnheim 
Nymwegen 
Henri: Chapelfe und 
Luxemburg“ 


zu erheben. Nur in den Faͤllen wo Briefe auf ein’s 


diefer Grenz» Büreaur felbft gerichtet find, wird au⸗ 
Ber dem Porto bis zum dieffeitigen Grenz = Poft- Amte 


noch ein Örenz: Porto von ı Sgr. erhoben und bes 


rechnet. 


5) Die nach England, nach Amerifa und den Koͤnigl. 


Niederländifchen Kolonien beftimmten Driefe, welche 


den Niederländifchen Poften zur weiteren Beforgung 


ausgeliefert werden, find dem Franco-Zwange uns 
terworfen, und ed wird dafür außer dem Porto big 


Emmerich noch ein Weiter :Franco (Tranfit= Porto) 
von 33 Sgr. für den einfachen Brief erhoben. 


6) Auf. den Könige. _Niederländifchen Poften iſt das 


Gewicht des einfachen Briefes zu einem Lothe ans 
genommen. Bei fehwereren Briefen fleigt das Porto 
mit jedem halben Lothe um die Hälfte des einfachen 
Driefs Porto s Sages, fo daß 
für 15 Loch, 1Ifaches, 
.» 2 ss  2faches, 
= 25 = 2lfaches 
Porto u. f. w. erhoben und berechnet wird, 
Bb 
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7) Bei Erhebung des ad 5. gedachten Tranſit-Porto 
findet eine gleiche Gewichts⸗Progreſſion Statt. 
g) Briefe nach dem Koͤnigreich der Niederlande ıc., 
welche von Poftwärtereien abgehen, werden vom Eins 
gangs gedachten Termin ab ganz fo wie die von 
Poſt⸗-Aemtern abgefandten Briefe behandelt, und es 
findet mithin der fräher angeordnete Franco - Zwang 
bis zum näÄchftoorliegenden Poſt⸗Amte nicht mehr 
Statt. 
Das Poſt⸗Amt zu N. N. hat ſich hiernach zu 
achten, und auch die demſelben untergeordneten Poſt⸗ 
Anſtalten gehoͤrig zu inſtruiren, zu welchem Zwecke 
Eremplare des gegenwaͤrtigen Circulars beigefuͤgt 
werden. a ‘ \ 
‚Berlin, d. 26. Juni 1825. 
, -General-Poftz Amt. 
ö In Abweſenheit des General⸗Poſtmeiſters. 
Piſtor. Ballhorn. Ulrici. Schmuͤckert. Naumann. 
—Seidel. Timme. Schiller. 





E. 
- Bergwerfs: Regale. 
e | 59. | er 
Publifandum des Königl. Ober⸗Bergamts zu Brieg, 
wegen des Verbots, ohne Genehmigung des Bergamts 
feine Hüttenbediente und Arbeiter anzunehmen. 


Es verordnet die Schleſiſche Berg: Ordnung d. d. 
Berlin, 5. Juni 1769. Kap. LXI. $. 6. ausdrücklich, daß 
fein Hüttengemwerfe, Huͤttenbediente und Arbeiter ohne 
Vorbewußt und Genehmigung des Königl. Dber ⸗Berg⸗ 
Amts annehmen oder ablegen, auch foiche dein Ober⸗Berg⸗ 
Amte zu Eramen und Verpflihtung geſtellen fol. 

Dieſe Vorſchrift iſt im den meneften Zeiten bei der 


ha 
plöglichen Aufnahme einer bedeutenden Anzahl von Zink 
bütten nicht überall gehörig beobachtet worden. Wir fehen 
uns daher genöthigt, ſolche hierdurch in Erinnerung zu 
bringen, und mit nachftehenden fpeziellen Beftimmungen zu 
begleiten: 

1) Es darf Fein Urbeiter einer Hütte ohne Vorwiſſen 
and Genehmigung des diefelde unmittelbar refpizirens 
den Könige. Beamten angenommen oder abgelegt 
werden, und ift ed diefem Beamten überlaffen, über 
die Qualification des betreffenden Subjekts ſich zu 
vergewiffern. Nur wenn ein Arbeiter durch erwieſe⸗ 
ne Deruntreuung oder andere grobe Vergehungen 
feine unverzügliche Entlaffung aus der Arbeit als eine 
polizeiliche Diaaßregel nothwendig macht, und der 
refpizirende Könige. Beamte nicht zeitig genug wegen 
feiner Zuftimmung befragt werden kann, ift die Ges 
werffchaft befugt, diefe Entlaffung fofort ſelbſt 
zunehmen, doch ift dergleichen Entlaffung bis zw ers 
folgender Zuftimmung des refpizirenden Königl. Bes - 
amten nur als eine Suspenſion anzufehen, und ges 
dachter Beamter davon. baldigft unter Angabe der 
Gründe in Kenntniß zu fegen, um dann das Weitere 
zu befiimmen und einzuleiten, 

=) Hüttenmeifter, Hüttenfchreiber, Hechnungsführer und 
alle aͤhnlichen Huͤttenbeamte und Auffeher können 
nur mit fchriftlicher Genehmigung des Berg» Amtes 
des Reviers angenommen und abgelegt werden. Es 
muß demnach jede Privarhüttens Gemwerffchaft, wenn " 
fie dergleichen Perfonen annimmt, folche zuvor dem 
Königl. Berg: Amte in Zeiten fchriftlich in Vorſchlag 
bringen, und deren Dualification näher angeben. Dem - 
pflihtmäßigen Ermeffen des Könige. Berg: Amts if 
ed demmächft uͤberlaſſen, in allen denen Fällen, wo es 
von diefer Qualification noch nicht ganz volftändige 
Gewißheit befigt, zuvoͤrderſt eine Prüfung des vor 
gefchlagenen Subjekts vorzunehmen, und danach def 
fen Zulaffung, Zurücdweifung oder auch vorläufige 

‚ Annahme auf Probe zu ER 
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3) Die. mit dergleichen — errichteten Diein 
Kontrakte oder denſelben ertheilte Beſtallung muß die 
Privathuͤtten⸗Gewerkſchaft dem Berg ⸗Amte des Nie: 
viers zu Beifuͤgung ſeiner Genehmigung vorlegen, 
und werden ſie erſt, wenn dieſe erfolgt, rechtsver⸗ 
bindlich. 

4) Es darf in ſolchen Kontrakten oder Beſtallungen 
zwar beiderſeitig eine Probezeit oder auch Kuͤndigungs⸗ 
friſt ausbedungen werden, doch darf auf keinen Fall 
auch nach Ablauf der Probezeit, wenn dieſelbe keine 
foͤrmliche Anſtellung zur Folge hat, noch auch in 
Faͤllen, wo die Anſtellung foͤrmlich erfolgt, und die 
Kuͤndigung vorbehalten iſt, nach Ablauf der Kuͤndi⸗ 
gungsfriſt, der Beamte ſeinen Poſten eher verlaſſen, 
als bis der Eintritt ſeines Nachfolgers durch das 
Berg-⸗Amt des Reviers wenigſtens proviſoriſch, ſchrift⸗ 
lich genehmigt worden, widrigenfalls dergleichen Bes 
amte als einer, der feinen Poften unerlaubter Weife 
verläffen, auf diefen Poften wieder zuruͤckgebracht, in 
HrdnungssStrafe genommen, umd zu Erfaß alles 
durch feinen Abgang etwa verurfarhten Schadens ans 
gehalten werben wird. 

5) Um alfe bei dem Abgang eines oder des andern 
Beamten moͤgliche Stoͤrungen zu vermeiden, muß, 
ſo oft einer von beiden Theilen dem andern kuͤndigt, 
oder beide gleichzeitig ſich uͤber das Aufheben des 
Dienſtverhaͤltniſſes einigen, dem Berg-Amt des Nies 
viers unverzuͤglich davon dureh den Lehnsträager der’ 
Huͤtte Anzeige gemacht, und moͤglichſt bald der ge— 
wuͤnſchte Nachfolger des abgehenden Huͤtten-Beam⸗ 
ten zu Veranlaſſung ſeiner Pruͤfung und Beſtaͤtigung 

in Vorſchlag gebracht werden. Sollte durch eine 
Zögerung bierin der Abgang des audfcheidenden Be⸗ 
amten aufgehalten werden, fo ift der Lehnsträger 
demfelben nicht nur zu vollem Schadenerſatz ver 
pflichtet, fondern noch außerdem in Drönungs-Strafe 
zu nehmen, fofern dadurch Schwierigkeiten bei der 
Wiederbefegung des betieffenden. Poftens entſtehen. 
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— Beſummungen erſtrecken ſich nicht auf die 
Privat⸗Eiſenhuͤtten in den Schleſiſchen Provinzen, da dieſe 
nicht von der Königl. Bergwerkds Behörde reſſortiren. 
Brieg, den 8. Juni 1825. 
Koͤnigl. Preuß. Ober⸗Berg⸗Amt fuͤr die Schleſiſchen 
Provinzen. 


* 





60. 


Publikandum des Koͤnigl. Ober⸗Bergamts zu Brieg, 
die Schuͤrfſchein⸗ Inſinuationen —— 


— — 


Da durch bisweilen ermangelnde beſtimmte Angaben 
des Wohnorts der Schuͤrfſcheinſucher, bei Einreichung ih— 
rer Schürfgefuche, die Inſinuationen der darauf erfolgen- 
den Schürffcheine Verzögerungen erleiden, und die bisher 
den Schürffcheinfuchern von Seiten der Koͤnigl. Bergwerks⸗ 
Behörde zu Theil gewordene Nachficht in Berechnung des 
Deginns der Schuͤrfſcheinfriſten, bei dem Zuſammentreffen 
mehrſeitiger, daſſelbe Feld partiell betreffenden Geſuche fol- 
cher Art, zu Collifionen Anlaß geben kann; fo wird hier 
durch Folgendes fefigefogt, und dem Bergbaufufligen Pu⸗ 
bliko bekannt gemacht. 

1. Der Beginn jeder Schuͤrſſcheinfriſt wird (A. L. R. 
Th. IL Tit. 16. $. 144.) von dem Tage, von wel⸗ 
chem die Ausfertigung ded Schürffcheing Tautet, bes 

‚rechnet, und kommt nichts darauf an: ob die Inſi⸗ 

nuation an demfelben Tage oder erft- fpäter erfolgt. 

2. Damit jedoch zwifchen dem Tage der Ausfertigung 
und dem Tage der Inſinuation des GSchürffcheing 
jeder Zwifchenraum möglichft vermieden "werde, hat, 
wer einen Schürffchein nachfucht, im feinem Gefuch 
genan anzuzeigen: an wen und am welchem Drt der 
nachgefuchte Schürffchein für ihn eingehändigt wer⸗ 
den ſoll. 
.Wer dergleichen Anzeige unterlaͤßt, dem wird, ſofern 
er an dem Sitz des Bergamtes, welches den Schürf- 
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fchein audfertigt, oder auf dem Lande nicht über eine 
Meile von dem Sitz des Berg: Amtes entfernt wohnt, 
der Schürffehein durch einen Boten, in feine Bes 
haufung gebracht, allen andern Schürffcheinfuchern 
“aber dergleichen Schürffchein, wenn fie nicht aus 

druͤcklich eine andere Art der Inſinuation unter Ans 
gabe von Drt und Perfon des Empfängers genau 
bezeichnet, der Schürffchein durch die Poft überfande 
werden, und haben fie den hierbei entftehenden Vers 
luſt an der Dauer ihrer Schürffrift ſich allein beis 
zumeſſen. | 

4. Schürffriften »Verlängerungen, welche ausdrücklich 
als ſolche ertheilt, und in der betreffenden Verfü: 
gung bezeichnet werden, beginnen allemal der Natur 
der Sache nach, mit dem Moment des Ablaufs der 
Schürffrift, welche durch fie fortgefegt wird, und ift 
ihre Dauer hiernach und nicht nach dem — in dies 
fem Fall Hleichgültigen — Ausfertigung — Datum 
zu berechhen. 

5. Wer eine Schürffchein,DVerlängerung fo fi (ode nach⸗ 
ſucht, daß ihm deshalb vor voͤlligem Ablauf feiner 
Schürffrift feine Nefolution ertheilt werden kann, 
empfängt — wenn übrigens fein Gefuch zuläßig ift 
— feine dergleichen Verlängerung, fondern einen neuen 

Schuͤrfſchein, deffen Dauer dann, wie bei einem je⸗ 
den andern, von dem Tage der Ausfertigung berechs 
net wird, 
Brieg, den 13.Mai 1825. 
Koͤnigl. Preuß. Ober⸗Berg⸗Amt für die Schleſiſchen 
Provinzen. 
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Be. 
National» Fnduftrie, 
61. 


Publifandum ber Königl, Regierung zu Danzig, bie 
fihere Aufbewahrung der Kartoffeln betreffend. 


— — 


Bei der faſt fortwaͤhrend naſſen Witterung im Win⸗ 
tee 183%, find die in Gruben aufbewahrten Kartoffeln 
an fehr vielen Orten verfault;z dagegen haben diejenigen, 
Wirthe, welche ihre Kartoffeln nach der, von dem Staats: 
rath Thär in feinen Grundfägen der rationellen Lands 
wirtbfchaft, Band 4. $. 283. vorgefchlagenen Aufbewah⸗ 
rungssMethode, im Herbit in große Haufen (oder Mies 
‚ then) fegten, und fie mit einer Dede von Stroh, Erde 

und Wachholder» oder Fichtenftrauch verfahen, dieſelben 
durchweg gut erhalten. Wir finden uns daher veranlagt, 
dieſe aufs neue als nüglich und hoͤchſt zweckmäßig beftäs 
tigte Erfahrung hierdurch zur Kenntniß der Eleineren Lands 
wirthe unfered Departements mit dem Bemerken zu brins. 
gen, daß die Kartoffeln in folchen Miethen auch gegen dem 
ftärfften Froſt gefichert, und felbft in dem, vor zwei Jah⸗ 
ren ftatt gefundenen fehr falten Winter wohl erhalten ges 
blieben find. Den oben bezeichneten $. laffen wir daher 

zur Belehrung unten abdrucen, und meifen die fämmtliv . 
hen Schulzen und Drtds Behörden an, ihre Dorfs-Ein⸗ 
mwohner auf diefe beffere Art der Aufbewahrung der Kars 
toffeln aufmerkfam zu machen. Eben fo beauftragen mir 
die Herren. Landräthe, fo mie die Herren Intendantur⸗ 
und Domainen: Beamten, die Eingefeffenen ihrer Kreife 
. and Difirifte bei ihren Neifen und an den Öchulzentagen 
auf diefe Bekanntmachung hinzumweifen, und fie über die 
Nüglichkeit der Auffchättung der Kartoffeln in Daufen, 
gehörig zu belehren. 

Danzig, den 30. März 1825. 

Könige. Regierung. Erſte Abtheilung. 
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| Auszug en 
aus Thaͤr's Grundfäßen der. rationellen Lands 

wirthſchaft, Band 4. $. 283. 


Wenn die Kartoffeln bei trockener Witterung aufge⸗ 
nommen werden, fo kann man fie mit Sicherheit gleich 
in die Keller oder gegen Froft verwahrte Magazine brin⸗ 
gen. Man muß diefe aber, bis Froft eintritt, Iuftig er- 
halten. Kommen fie fehr feucht ein, fo ift es rathfamer, 
ſie erft auf eine Tenne zu bringen, "und abtroefnen zu 
laſſen. | : — 

Keller, oder durch doppelte Wände gegen Froſt ges 
ficherte Behälter find zwar zur Aufbewahrung der Kars. 
toffeln am bequemften, jedoch Fönnen fie in Miethen unter 
gehoͤriger Bedecfung von Stroh vollfommen gegen den 
härteften Froſt und beffer als in Gruben gefichert werden. 
Man kann diefe Mierhen zu 20 und mehreren Winfpeln 
anlegen; am bequemften jedoch mit Nückficht auf'die Größe 
des Aufbewahrungsplages auf dem Hofe, damit man eine 
ganze Mierhe, fo wie man fie gebraucht, auf einmal hin⸗ 
‚ einbringen koͤnne; wozu dann im Winter Tage ohne Froft 

gewählt werden müffen. | 

Bei den Mierhen, welche man, wenn fie größer find, 
am beften Tänglicht und dachförmig anlegt, Fommt es vor 
zöglich darauf an, daß. man fie allenthalben gleichmäßig 
und mwenigftend 6 Zoll dick mit Stroh Belege. Beſonders 
muß man unten am Boden das Stroh überfiehen laffen, 
damit hier Fein Froft eindringe. Oben am Forſt und an 
den Ecken muß es wohl verbunden fein. Alsdann wird 
daB Stroh mit Erde belegt. Diefe Erde fhügt zwar über- 
all nicht gegen den Froſt; nur das Stroh iſt ed, was 
die Entweichung der Wärme aus den Kartoffeln verhins 
dert. Aber die Erde muß ben Durchzug der Luft dur 
das Stroh abhalten, und deshalb muß fie dicht fein. Eine 
Iofe abfrämelnde „Erde taugt alfo nicht dazu, und wenn 
man feine andere hat, fo muß man fie durch irgend eine 
Bedeckung befeftigen. Hierzu ift dad Kartoffelfraut zu 
gebrauchen, welches man darüber herlegt, und ſolches mit 
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Schaafhärden oder auf irgend eine Art gegen den Wind " 
befeftigt. Hat mat Iehmige Erde, fo ift das nicht nöthig, 


und man braucht fie nur allenthalben recht glatt und fefts 


zufchlagen, und muß von Zeit zu Zeit nachfehen, dag 
feine Deffnung, etwa durch Maͤuſe entſtehe. 

| Eine fehr nöthige Vorficht aber ift es, diefe Mierhen 
bei fortdauerndem warmen Wetter im Herbfte, nicht völlig 
zu fihließen, fondern ihnen oben, bis Froft eintritt, etwas 
Luft zu laſſen, damit die Dünfte herausziehen Fönnen. 
Man läßt alfo dem Strohe oben am Forfte Luft, und - 
fpürt öfterer nach, ob fein Gährung anzeigender Geruch 


entſtehe, in welchem Falle man gleich mehr Luft giebt. 


Erft, wenn anhaltender Froft eintritt, macht man fie feft zu. 
In ſolchen Miethen bleiben die Kartoffeln unverletzt, 
wie im Winter 182% der Fruft über 3 Fuß in die Erde 


drang, und die Kartoffeln faft in allen Gruben, die nicht 


— 


von allen Seiten mit Stroh verwahrt waren, und in vie 
len Kellern erfroren. Eine Bedeckung diefer Miethen mit 


| Miſt ift völlig unnöthig, und kann leicht nachtheilig werden. 


Wenn Thauwetter eintritt, fo ift ed immer rathfam, 
die Miethen oben etwas zu ‚Öffnen, damit Die Dünfte auss 
gehen Fönnen. | 





Curt u% 
62. f * 
Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums der Geiſtli⸗ 


chen⸗, Unterrichts: und Medizinal-Angelegenheiten an 


ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, wegen bes Berbots 
öffentlicher Arbeiten an Sonn: und Fefltagen. 





"Da des Königs Moajeftät, mittelft Allerhoͤchſter Ka- 
binetd, Drdre vom 26. März c., zu befehlen geruhet hat, 
die dem Anfcheine nach in Vergeſſenheit geratheuen Ver: 


\ 


\ 
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ordnungen, nach welchen an Sonns und Sefttagen Feine 
Öffentlichen Arbeiten verrichtet, und ‘feine Störungen des 
Gottesdienſtes geduldet werden follen, „in Erinnerung zu 
bringen, und auf die Befolgung derfelben fireng zu hal⸗ 
ten; fo wird dieß der Königl. Regierung zur Nachricht 
und Achtung hierdurch mit der Anmweifung befannt gemacht, 
ihrerfeitd ernfilich dahin zu wirken, und durch die ihr uns 
tergeordnneten Beamten dahin wirken zu laffen, daß biers 
unter dem Alerhöchften Willen Sr. Majeftät genau nach⸗ 
gelebt werde. 
Berlin, den 19. Mai 1825. 


ie der Geiftlichen>, Unterrichtös und Medizinal⸗ 
Angelegenheiten. 


v. Altenſtein. 


63. 
Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Arnsberg, das 


Verbot der Luſtbarkeiten an großen Kirchenfeſten 
betreffend. 


Wenn durch die Allerhoͤchſte Verordnung vom 14. 
Maͤrz 1818. Baͤlle und aͤhnliche Luſtbarkeiten an den 
Vorabenden der durch Einlaͤuten anzukuͤndigenden großen 
Feſte, wozu namentlich Weihnachten, Oſtern und Pfingſten, 
der Charfreitag, der allgemeine Bettag und die dem An⸗ 
denfen der DBerftorbenen gewidmeten evangelifchen und ka⸗ 
tholifhen Jahrestage zu zählen find, unterfage werden, 
(Amtsblatt 1818. Nro. 68 und 260.) fo verfteht ſich von 
ſelbſt, daß diefe Vergnuͤgungen auh an den gedadten 
feftlihen Tagen ſelbſt nicht Statt finden dürfen. 
Indem mir folched zur Öffentlichen Kunde bringen, fors 
dern wir, gemäß einer Verfügung des hohen Minifterüi 
der Geiftlichen Angelegenheiten, vom ıoten v. M. die Pos 
ligei-Behörden auf, genau darüber zu wachen, daß in dem 


® 
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Sinne vorgedachter Verordnung vermieden werde, was 
die Feier dieſer Tage ſtoͤren wuͤrde. 
Arnsberg, den 26. April 1825. 
Koͤnigl. Preuß. Regierung. Erſte Abtheilung. 


64. 

Allerhoͤchſte Kabinets⸗Ordre, die Annahme und Ein⸗ 
führung der erneuerten Agende und Liturgie bes 
| treffend. | Ä 





Bei dem fortdauernd und lebhaft Mich befchäftigen- 
den Wunfche, der. evangelifchen Kirche in Meinen Stau 
ten den urfprünglichen Lehrbegriff, welchem fie Dafein 
und Leben verdankt, in einer gemeinfchaftlichen Acht bibli⸗ 
fehen den Älteften Kirchen: Ordnungen gemäßen Agende 
wieder zu geben, dadurch Meine getreuen evangelifhen 
Unterthanen gegen die Gefahren und’ Mißbräuche einer res 
gelloſen, Zweifelfucht und Indifferentismus erzeugenden 
Willkuͤhr, fo viel an Mir iſt, zu fchügen, und die verlorne 
Geiſtes⸗Gemeinſchaft in der Gefammtheit der Gemeinen 
wieder herzuftellen, babe Ich, mit großem Wohlgefallen, 
aus Ihren nach dem Abfchluß ded vorigen Jahres er⸗ 
ftatteten Berichten erfehen, daß diefe wichtige Angelegens 
heit fich in einer lebhaft fortfchreitenden Bewegung befin- 
det; indem mehrere Provinzen, namentlih Pommern. und 


Sachſen faft durchgängig, andere in großer Mehrheit, -- 


- überhaupt aber von 7,782 evangelifchen Kirchen, die in 
Meinen Staaten fich befinden, 5,343 die erneuerte von 
Mir empfohlene Agende angenommen haben. | 
= Diejenigen Konfiftorien, Superintenden und Pfarrer, 


welche die Wichtigkeit der Sache, das Bedürfniß der Zeit 


und Meinen reinen Zweck begriffen, fich die Befördetung 
dieſes gottſeligen Werks mit glücklichem Erfolge. angelegen 
fein laffen, und Mir- dadurch einen erfreulichen Beweis 
ihred Vertrauens zu Meinen Ubfichten gegeben haben, 
werden in der evangelifchen Kirche ded Landes, ald Mäm _ 
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ner, die, dad was noth thut, richtig auffaffen, jest und 
fpäter anerfannt werden, und als folche in Meinem Ges 
dächtniß bleiben. Bei giner Ungelegenheit, die in ihrem 
heilbringenden Zweck, in ihren einfachen Mitteln, wie in 
ihrem durch die Erfahrung bewährten Seegen, nach den | 
Grundfägen der heiligen Schrift und der Neformation, 
klar vor Augen liegt, bezweifle Ich auch die Nachfolge der 
übrigen Pfarrer und Gemeinen nicht, welche die ernenerte 
Agende, gewiß nur aus Unfunde und Mißdentung, noch 
nicht angenommen haben, und ch beauftrage Sie daher, 
diefen Erlaß durch die Amtsblaͤtter aller Diegierungen bes 
fannt zu machen. 

Berlin, den 28: Mai 1825. 

Sriedrich Wilhelm. 


An 
den Staats - giniber Freiherrn 
v. Altenſtein, 


65. 
Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums der Geiſtli⸗ 
chen⸗ Unterrichts⸗ und Medizinal-Angelegenheiten an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen und Konſiſtorien, 
dieſelbe Angelegenheit betreffend. 


— 


Die Königl. Regierung erhält hiebei Abfchrift der 
Königl. Kabinets⸗Ordre vom 28ſten v. M. mit dem Auf 
trage, folche, der Allerhoͤchſten Beftimmung gemäß, in dem 
nächften Stuͤcke des dortigen Amtsblattes abdrucken zu 
laſſen. 

Es gereicht dem Miniſterio zu großer Freude, bie in 
diefem Allerhoͤchſten Erlaffe enthaltene Aeußerung der Zus 
friedenheit Seiner Majeftät mir dem bisherigen Erfolge des 
pflichtmäßigen Eiferd der Behörden, die Annahme und 
Einführung der erneuerten Agende und Liturgie zu em: 
pfehlen und zu fördern, der Königl: Negierung mitcheilen 
zu. können, und daffelbe zweifelt nicht, fie werde in diefen 
Allerhoͤchſten Aeußerungen eine neue Ermunterung finden, 
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zur — des heilſamen Zweckes und zur baldigen 
Erfuͤllung der gerechten Erwartungen Seiner Majeſtaͤt fer⸗ 
ner auf alle Weiſe kraͤftigſt mitzuwirken. Hierauf abzwek⸗ 
kende Vorſchlaͤge und Anträge der Koͤnigl. Regierung wer⸗ 
den dem Miniſterio immer ſehr willkommen ſein, und kann 
ſich dieſelbe der kraͤftigſten Unterſtuͤtzung verſichert halten. 

Berlin, den 16. Juni 1825: 
Minifterium der Geiftlichen, Unterrichts⸗ und Medizinal- 
Angelegenheiten. 
v. Altenſtein, 





66. | 

Publifandum des König. Oberlandesgerichts zu Naum⸗ 

burg, die Niederlegung der Duplifate von Kirchen- 
büchern bei den Untergerichten betreffend. 





Es ift und angezeigt morden, daß einzelne Unterge 
richte, in der Meinung, ald ob die Vorſchriften $. 501. 
— 503. Tit. 11. Th. II. des Allg. Landrechts außer Ans 
wendung gefommen feien, ſich gemweigert haben, die dars 
nach bei ihnen von den betreffenden Pfarrern altjährlich 
niederzufegenden Duplifate der Kirchenbücher anzunehmen. 
Wir machen daher fämmtlichen Untergerichten unſers Des 
partements hierdurch befannt, daß jene Vorſchriften kei— 
nesweges aufgehoben find, und — dieſelben an, ſich 
darnach zu achten. 

Naumburg, den 23. Juni 1825. 

Koͤnigl. Preuß. Ober⸗Landes-Gericht. 


67. 
Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Danzig, die 
Verwendung der Pfarr⸗Einkuͤnfte während der 
Pfarr: Bafanzen, betreffend. 





Da bisher in Betreff der Verwendung ber, während 
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der are» Vakanzen erſparten — nicht ſel⸗ 


"ten nach der Obfervanz verfahren worden iſt, fo bringen 
wir hierdurch zu Kenntniß derer, welche: mit Auseinanders 
feßungen diefer Art zu thun haben, die Beflimmung des . 
Könige. Minifterii der Geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten, nach 
welcher, da Hinfichtd der Verwendung folcher Erfparniffe 
das Allgemeine Landrecht nirgends auf bloße DObfervanz 
verweiſet, diefe nicht berückfichtigt werden fann, fondern 
$. 852. Titel 11. Theil II. ded Allgemeinen Landrechts, 
nach welchem diefe erfparten Pfarr: Einkünfte dem Pfarrs - 
Dermögen zuwachſen, ſtets in Anwendung gebracht wer⸗ 
den muß. 

Danzig, den 5. Juni 1825. 


Könige. Regierung. Erfte Abtheilung. 





VI, a 
Deffentlicher Unterricht, 


| 68. 
Circular⸗Reſcript des Königl, Minifteriums ber Geiftlis 
chens, Unterrichts und Mebizinals Angelegenheiten an 
fämmtliche Herren Regierungsbepollmächtigte der Koͤnigl. 
Univerfitäten,, bie Uebernahme von Vormundſchaften 
von Seiten der Profefforen und übrigen Univers 
firäts- Verwandte betreffend. 


— 


Dad Minifterium bevollmaͤchtigt Ew. ꝛc. hierdurch, 

mit Bezugnahme auf Die $$. 161 und 162. Tit. 18. 
Th. II. des Alfgemeinen Landrechtd, den Profefforen und 

übrigen Univerfitätd- Verwandten Fünftig bei vorfommens- 
den Fällen den Confens zur. Mebernahme der Bormund« 
ſchaften, den DVerhältniffen gemäß, zu ertheilen, oder zu 
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verweigern, und überfäßt Em. ıc. zugleich die diesfällige 

weitere Bekanntmachung. | 
Berlin, den 2. April 1825. . | 

Minifterium der Geiftlichen:, Unterrichts- und Medizinals 

| Angelegenheiten. | 

v. Altenftein. 


— —— 


\ 


69. ‘ 


Publifandum des König. Minifteriums der Geiſtlichen⸗ 
Unterrichtge und Medizinals Angelegenheiten, den: Ber 
ſuch der Univerfität Jeno von dieſſeitigen LUnters 

thanen betreffend. | 


—,— 


Da diejenigen Gründe, melde Ge. Majeftät den 
König bewogen haben, den diesfeitigen Unterthanen den 
Beſuch der Univerfität Jena durch die Allerhoͤchſten Bes 
fehle vom 6. April und 28. Juli 1819. zu unterfagen, 
durch die, von der Großherzog Sachfen » Weimarfchen Res 
gierung in Anfehung der gedachten Univerfität erlaffenen 
Gefeßs und genommenen übrigen Moaßregeln befeitigt: wors 
den, fo haben des Königs Majeftät allergnädigft geruhet, 
mittelft Allerhoͤchſten Kabinetd-Drdre vom 24. dv. M., er: 
wähntes Verbot aufzuheben, und den Koͤnigl. Unterthanen 
den Befuch der Univerfirät Jena von nun am wieder zu 
geftatten. In Gemäßpeit Allerhöchften Befehls mird dies 
hiermit oͤffentlich bekannt gemacht. | 

Berlin, den 31. Mai 1825, | 
Miniſterium der Geiftlichen:, Unterrichtd> und Medizinale 

- Angelegenheiten. J 
v. Altenſtein. 


— —— — — 


384 | 


79. 
Nachricht über die Einrichtung der auf der Königl. ver⸗ 
einten. Friedrichs » Univerfitat Halle-Wittenberg wieder 
| errichteten Zahlungs: Kommiffion. 





Die gemäß Verfügung des Könige. Hohen Minifterti 
der Geiftlichen>, Unterrichts> und Medizinal» Angelegenheis 
ten vom 6. December 1824. auf der König. vereinten 
Friedrichs s Univerfität Halfes Wittenberg wieder hergeftellte 
Zahlungs-Kommiffion, befteht aus dem Univerfis 
taͤts-Richter und einem Nendanten. 

Der Zweck ihrer Errichtung ift, vorzubeugen, daß 
nicht die, den Studierenden von Eltern und Bormündern 
zu nothwendigen Bedürfniffen beſtimmten Gelder zu uns 
nöthigen Ausgaben verwendet, und Dagegen für die notbs 
wendigen Bedürfniffe gefeglich bevorrechtete, zum Theil von 
den DVerforgern zu vertretende Schulden contrahirt werden 
mögen. 

Ihre Beſtimmung ift für diejenigen Studierenden, bie 
entweder ſelbſt oder deren Eltern oder Bormünder dies 
zuträglich finden, die zu dem Unterhalte der Studierenden 
auf der Univerfität beftimmten Gelder zu empfangen, und ' 
die nothivendigen Bedärfniffe derfelben davon zu beftreiten. 
Zu den nothiwendigen Bedürfniffen gehören vornemlich; 

ı) Honoraria an Profefforen und andere academifche 
Docenten, fo wie an Sprach: und Ererzitienmeifter, 
als Stall, Tanz- und Fechtmeifter, 

2) Wohnungtmiethe, | 

3) Aufwartung, 

4) Mittagstifch. 

Diefe Artikel muß ein jeder, der einmal feine Söhne 
oder Mündel unter die Zahlungs, Komiffion giebt, durch 
diefelbe bezahlen laſſen, und zwar die ad 1 —3 in der 
Regel quartaliter pränumerando. 

Es fönnen jedoch auch andere Artikel, als Kleidungs⸗ 
ſtuͤcke, Wäfche, Abendtifch, Auslagen der Aufwärterin 266 
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des Wirths, Holz, Licht, — Bettzins, Friſeur⸗, 
Stiefelwichſer- und Barbierlohn, Unterrichts⸗VBuͤcher und 
Utenſilien, wenn dies beſonders verlangt und angegeben 
wird, was dafür accordirt werden ſoll, durch die Zahlungs⸗ 
Kommiffion ausgezahlt werden. - Zu außerordentlichen Bez 
duͤrfniſſen an Kleidern, Wäfche ıc. ıc. iſt dann fpezielle Ges 
nehmigung der Eltern oder Vormuͤnder beizubringen. 

Wenn der Kommiffion die Quartalgelder zu gleichen 
Teilen zugefendet werden, fummirt fie das Ganze der 
balbjährigen Ausgaben, und bezahlt von dem erfien Quars 
talgelde alle Poften, welche Pränumeration ohne Gefahr des 
Verluſtes zulaffen; die übrigen Poften aber von dem 
Gelde des folgenden Quartals pofinumerando, dann diejes 
nigen, welche. die Eltern ertraordinarie beſtimmen, und [es 
gale Schulden des Studirenden, wenn ihm die Dispofltior 
einiger Gelder befaffen ift; dem Meft empfängt der Stus 
dierende. Es fteht aber den Eltern und Vormuͤndern frei, 
Diejenigen Artikel, welche einen viertelährigen Credit zu⸗ 
laſſen, erſt am Ende des Quartals einzuſenden. 

Die Auszahlung. erfolgt in einem, kurz nach dem 
Eingange der Gelder anzufegenden Termine, - an die vom 
dem Studierenden zu benennenden Empfänger, welche das 
Zahlungsfchema quittiren, von dem ein Eremplar der 
Kommiſſion zur Dechärge dient, ein Duplicat aber den 
Eltern oder Vormündern ftatt Quittung des eingeganges 
nen Geldes überfendet wird. 

Für die richtige Auszahlung des ihnen überwiefenen 
Geldes Haften die Mitglieder der Kommiffion folidarifch, 
behalten aber dergleichen nicht in Caffa. 

Nur wenn Eltern und Vormünder es nöthig finden, 
ihre Angehörigen unter eine völlige Adminiftration 
zu fegen, melche fie übrigens jedem andern, zu dem fie 
Vertrauen haben, auftragen koͤnnen, wird die Zahlungs. 
Kommiffion auch diefe bewirken. Sie unterfcheidet fich 
von dem einfachen Gefchäfte der Zahlungs; Kommiffion 
dadurch, daß jene die fucceffive Auszahlung der Gelder 
nah Maaßgabe der eintretenden Beduͤrfniſſe übernimmt, 
und auf Berarhfehlagungen über deren Nothiwendigfeit 
Alunalen Het II. 1825. ee. 


\ 
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eingeht, dtefe aber die Gelder mit einem Male auszahlt, 
und nur dafür forget, daß fie ih die rechten Hände Foınmen. 
| Die Kommiffion erhebt für ihre Bemühungen und. 
Gefchäfte von den ihr übermwiefenen Geldern drei Pros 
cent, im Falle einer gänzlichen Adminiftration fünf 
Procent, weiter aber nichts, die Gelder mögen viel oder 
wenig betragen. 8 verfteht fich indef, daß fie Gelder 
und Schreiben franco empfängt. 
| Halle, den 28. Februar 1825. 

Königl, vereinte — Univerſitaͤt Halles Wittenberg. 
L. H. v. Jako b, Prorektor. 


J 71. 
Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums der Geiſtli⸗ 
chen⸗, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten an 

ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen und Konſiſtorien 
d. d. Berlin, den 28. Februar 1825. 
die Verhältniffe der Schulamts- Kandidaten in 
den Königl. Seminarien betreffend. 


|— 


Woͤrtlich übereinftimmend, mit dem im iſten Hefte, 
©. 109 seq. abgedruckten Publifando des Kö: 
nigl. Konfiftoriume zu Muͤnſter v. 22. März 
1825. 





72. 

Circular⸗ Verfügung des Königl. Konfiftoriums ber Pro⸗ 
vinz Brandenburg an ſaͤmmtliche Directoren und Recto⸗ 
ren ber gelehrten Schulen, die ſchriftlichen Arbei⸗ 
ten der Abiturienten betreffend. 





Die auffallende Ausfüprlichfeit der fchriftlichen Ars 
beiten der Abiturienten verfchiedener unferer Gymnaſien, 
macht es, wie auch die wiflenfchaftlihe Prüfungs: Kommifs 
fion bei Gelegenheit der Nevifion der erwähnten Arbeiten 


* 
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von Oſtern 1824 bemerkt, nur zu wahrſcheinlich, daß die 
Zeit, welche den Abgehenden durch unſere unter dem 6. 
März 1817. an ſaͤmmtliche Directoren und Rectoren der 
gelehrten Schulen unſers Reſſorts erlaſſene Verfuͤgung zur 
Anfertigung der ſchriftlichen Aufſaͤtze geſtattet iſt, hier und 
da bei weitem uͤberſchritten wird. Jene Verfüugung be⸗ 
ſtimmt entweder zwei ganze Tage, jeden zu acht Arbeits⸗ 
ftunden gerechnet, oder vier halbe, jeden zu vier Stunden 
angenommen, für diefen Theil der Prüfung der Abgehen⸗ 
den und zwar einfchließlich der zur Anfertigung der 
Meinfchrift erforderlichen Zeit, fegt zugleich auch feft, daß 
die Arbeiten der Scholaren, welche nicht innerhalb diefer 
Stunden fertig werden, in .der DBefchaffenheit, worin fie 
fih nach Ablauf diefer Zeit befinden, eingefandt werden 
folfen. Bei diefen Beflimmungen muß ed, ausgenommen 
daß den, zur Anfertigung einer bebräifchen Arbeit ver- 
pflichteten Scholaren, in Gemäßheit unferer DVBerfügung 
vom 2. October 1823. noch die hiezu erforderliche verhälts- 
nißmäßige Zeit gelaſſen wird, auch unabänderlich verbleis 
ben, da, wenn hierunter eine ungehörige Nachficht Statt 
findet, der Zweck dieſes Theils ded Eramens faft ganz 
verloren geht, in feinem Falle aber ein vergleichendes Urs 
theil über die Arbeiten der einen und der andern gelehrs 
ten Schule gefällt werden kann. Wir fordern Sie dem» 
nach auf, nicht: allein felbft auf das ſtrengſte dahin zu 
fehen, daß unfern vorgedachten DBerfügungen und diefem 
Eircular bei der umter Ihrer Leitung ſtehenden gelehrten 
Schule ein vollſtaͤndiges Genüge geſchehe, ſondern auch 
das gefammte Lehrerperfonal der Anftalt und infonderheit 
jedesmal die, mit der Beauffichtigung der Abiturienten bei 
den Arbeiten beauftragten Lehrer biernach zu inftruiren. 
Zugleich veranlaffen uns verfchiedene, bei Durchficht der 
Abiturienten Arbeiten in Betreff der aufgegebenen The: 
mata gemachte, und auch von der wiffenfchaftlichen Prüfungs 
Kommiffion in ihrem legten Bericht niedergelegte Wahrz . 
nehnumgen, Ihnen bei Feftftellung der fraglichen Aufga— 
ben die ernenerte Durchficht der Inſtruction für die Prüs 
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fung der zu den Unierfitäten übergehenden Scholaren vom - 
25. Zunius 812. anzuempfehlen. 
Herlin, den >22. Januar 1825. 

Königl. Konfiftorium der Provinz Brandenburg. 


Girculare 
an die Herren Directören und Rectoren 
der wien Schulen der Provinz 
Brandenburg. 


73° ' Ä 
Cirecular ⸗ Reſeript des Koͤnigl. Miniſteriums der Geiſti 
chen- Unterrichts⸗ "und Medizinal-Angelegenheiten an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. wiſſenſchaftliche Pruͤfungs⸗Kommiſ— 
fionen, Koͤnigl. Konſiſtorien, Univerſitaͤten, und an ſaͤmmt⸗ 
liche außerordentliche Regierungs⸗ Bevollmaͤchtigte der 

Univerſitaͤten ꝛc., die Pruͤfungen pro immatricu- 
—* betreffend. 





Nach der zeitherigen Erfahrung hat ſich in mehreren 
‚Provinzen der Königl. Staaten mit jedem Jahre die Zahl 
derer vermehrt, welche, um fich dem Ernfte der Schul: 
Studien in den obern Gymnaſial-Klaſſen zu entziehen, 
und die durch das Alferhöchfte Edict vom 12. Dftober 
1812. vorgefchriebene Abiturienten» Prüfung bei.den Gym; 
naſien zu umgehen, unreif zur Univerfitär eilen und, wenn 
fie auch noch in feinem Hauptfache in der erften Klaffe 
einer gelehrten Schule zu figen fähig find, nichts defto . 
weniger in Folge der minifteriellen Verfügung vom 4ten 
- December 1813. von den.in den Univerfitäts » Städten errich- 
teten Königt. wiffenfchaftlichen Prüfungs» Kommiffionen zur 
Prüfung pro immarriculatione und demnächft auf den 
Grund des ihnen ertheilten Prüfungs -Zeugniffes auch bei 
ganz. unzureichenden Kenntniffen zur Immatriculation zu⸗ 
gelaſſen werden. Damit aber das Allerhoͤchſte Edict we⸗ 
gen Pruͤfung der zu den Univerſitaͤten uͤbergehenden Schuͤ⸗ 
ler in Kraft erhalten, und der Zweck dieſes Geſetzes, ei⸗ 
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nem nicht genugſam vorbereiteten Beſuche der Univerſitaͤt 
bei der ſtudierenden Jugend vorzubeugen, ſo viel als moͤg⸗ 
lich erreicht werde, ſieht das Miniſterium ſich veranlaßt, 
in Bezug auf die dem eben gedachten Allerhoͤchſten Edikte 
beigefuͤgte, und von des Koͤnigs Majeſtaͤt in allen ihren 
Theilen beſtaͤtigte Juſtruction vom 25. Juni 1812. Fol⸗ 
gendes zu erklaͤren und anzuordnen. 


Im S. 4. dieſer Inſtruction iſt das Minimum der’ 
Kenntniffe, welches eine Zulaffung zur Abiturienten Prüs 
fung begründet, angegeben und ausdrücklich beſtimmt, daß 
denjenigen Schülern, die noch in feinem Hauptfache in 
der erften Klaffe der gelehrten Schule figen, das Prüs 
* fungss»Zeugniß geradezu verfagt werden fanı. Da nun 
im $. 22. eben diefer Inſtruction verordnet iſt, daß für 
die gemifchten Prüfungs Kommiffionen diefelben Vorſchrif— 
ten in Anfehung der Zulaffung zur Prüfung ſtatt fins 
den follen, welche den Schul, Prüfungs: Kommiffionen im 
$. 4. gegeben find: fo folgt Hieraus, daß die gemifchten 
Prüfungs: Kommiffionen, an deren Stelle die jeßigen Kö: 
nigl. miffenfchaftlichen Prüfungs» Kommiffionen getreten - 
find, nach dem Geifte und Buchftaben der mehrgedachten 
Inſtruction gleichfalls berechtigte find, allen denjenigen die 
Zulaffung zur Prüfung und fomit auch das Prüfungs 
Zeugniß geradezu zu -verfagen, welche nicht nachzumeifen ver⸗ 
‚mögen, daß fie in einem Hauptfache in der erften Klaffe 
einer gelehrten Schule gefeffen haben, oder doch Hätten 
figen Fönıten, wenn fie überhaupt oder unmittelbar vorher 
ein Gymnaſium beſucht hätten. 

Auf den Grund der obigen aus-den $$. 4. und 22. 
der Inſtruction vom 25. Juni 1812. folgenden Erklärung 
wird die Königl. wiffenfchaftliche — on an⸗ 
gewieſen, 

1) diejenigen inlaͤndiſchen Studierenden, — ein 
inlaͤndiſches Gymnaſium beſucht haben, und durch ein vom 
Director oder Nector deffelben ausgefiellted Zeugniß nach- 
weifen, daß fie in einem Hauptfache in der erften Klaſſe 
des betreffenden Gymnafii gefehen haben, auf ihre deös 
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fallfige Meldung ohne Weiteres zur Yrhfung pro imma- 
triculatione zuzulaſſen; 

2) mit denjenigen inlaͤndiſchen Studierenden — 
welche, weil fie entweder gar Fein inlaͤndiſches Gymna= 
fium beſucht haben, oder fehon aus dem unteren oder mitt- 
leren Klaffen vdeffeiben abgegangen find, das im Dbigen 
unter No. ı. näher bezeichnete Gymnaſial-Zeugniß nicht 
beizubringen vermögen, ein vorläufige tentamen anzuftel= 
len, welches lediglich zum Zwecke haben foll, auszumitteln, 
ob der Examinandus im einem Dauptfache in der erften 
Klaffe eines Gymnaſiii figen, und. dem gemäß zur foͤrmli— 
chen Prüfung pro immatricnlatione zugelaffen werden 
fönne oder nicht; 

3) Im bejahenden Falle das eben gedachte vorläufige 
tentamen unmittelbar in die förmliche Prüfung pro im- 
“ matriculatione übergehen zu lafien, und auf den Grund 
berfelben das durch die Infiruction vom 25. Juni 1812. 
gefeglich vorgefchriebene Prüfungs» Zeugniß auszuftellen; 

4) Im verneinenden Falle aber, und fobald fich durch 
das ‚anzuffellende vorläufige tentamen ergeben hat, daß 
der Examinandus noch in feinem Hauptfache in der er> 
ften Klaffe eines Gymnaſii figen Fönne, ihm die Zulaffung 
zur förmlichen Prüfung pro immatriculatione und fomit 
auch das Prüfungs» Zeugniß geradezu zu verfagen; 

5) Solchen zur Prüfung pro immarriculatione nicht 
zugelaffenen inländifchen Studierenden, gegen Erlegung der 
"bieder für das förmliche Prüfungs -Zeugniß zu zahlenden 
Gebühren, auf den Grund des mit ihnen abgehaltenen 
vorläufigen Tentamens einen Schein auszuftellen, welcher 
ausfagt, daß fie noch in feinem Hauptfache in der erften 
Klaffe eines Gymnaſii figen, und deshalb noch nicht zur 
Prüfung pro immatriculatione zugelaffen werden Eönnen. 
Damit indeffen folchen für höhere wiſſenſchaftliche Stu, 
dien Noch unvorbereiteten SFünglingen der Zutritt zu den 
inländifchen Univerfitäten nicht unbedingt verfchloffen, und 
befonders denjenigen, welche nicht ſowohl zur Vorbereitung 
auf den Dienft des Staats und der Kirche, ald vielmehr 
zur Verfolgung anderer Lebens = Zwerfe einzelne für ihren 
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eigenthuͤmlichen Beruf paffende Vorlefungen auf inländis 
ſchen Univerficäten zu befuchen mwünfchen, die Möglichkeit, 
ſich auch auf diefe Weife weiter auszubilden, nicht gänzs 
lich abgefchnitten werde, fo behält das Minifterium fich 
vor, in ſolchen befondern Fällen nach näherer Prüfung 
der betreffenden Umſtaͤnde auch folchen Fünglingen, die 
von den Königl. wiffenfchaftlichen Prüfungs: Kommiffionen 
den beftehenden Gefegen gemäß nicht zur Prüfung pro 
immartriculatione därfen zugelaffen werden, den Beſuch 
einer inländifchen Univerfttät auf eine desfalfige von ihren 
Vätern oder Vormundern bierher einzureichende Vorſtel⸗ 
lung ausnahmsweife zu geftatten, und zu ihrer Immatri⸗ 
enlation unter nähern noch zu befiimmenden Bedingungen 
eine befondere Erlaubniß zu ertheilen. 

Das Minifterium erwartet von der König. wiſſen⸗ 
fchaftlichen PrüfungssKommiffion ıc., daß. fie von jeßt 
an genau nach den obigen Beflimmungen verfahren, und 
in allen Fällen, wo der obigen: Feftfegung gemäß das ans 
geordnete vorläufige tentamen eintreten muß, daffelbe aufs 
zweckmaͤßigſte und gewiſſenhafteſte einrichten werde. 


Berlin, den 13. Mai 1825. i N 
Minifterium der Geiftlichens, Unterrichts» und Medizinal⸗ 
Ungelegenheiten. 


v. Atten ſtein. | 


74. 
Publikandum des Koͤnigl. Konſiſtoriums in Coͤln, den 
Gang des Unterrichts in den untern Klaſſen der 
Gymnaſien betreffend. 


Um den Gang des Unterrichts in den Gymnaſien 
von unten berauf in einer den Zweck derfelben fichernden 
Drdnung zu erhalten, werden die Directoren derfelben 
hierdurch angemiefen, bei der Aufnahme der Schüler in 
die Serta oder im die derfelben gleichftehende unterfie Klafle 
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„dur. forgfältige Prüfung fich davon zu Überzeugen, daß 
der Neuanfzunehmende | ER 

ı) im Allgemeinen in der Entwicfelung feiner Verſtan⸗ 

deskraͤfte und deren Anwendung fo meit geübt er- 
fheine, um leichtere Begriffe, wie fie den Elementen 
der Sprache, der Zahlen: und Formenverhaͤltniſſe 
und der Religionslehre zum Grunde liegen, richtig 
auffaſſen zu koͤnnen; | 

2) in der Kenntniß feiner Mutterfprache fo meit geförs 

dert fet, um dieſelbe ſowohl in deutſcher als lateini⸗ 
ſcher Schrift gelaͤufig und mit einigem Ausdruck le⸗ 
fen, leichte Erzählungen, Fabeln u. ſ. w. verſtehen, 
und das Diktirte mit einiger Fertigkeit und mit Vers 
meldung der gröbften ‚Fehler gegen die Rechtſchrei⸗ 

‚ bung niederfchteiben zu koͤnnen, wogegen die Kennts 
niß‘ der Elemente anderer Sprache nicht allein nicht 
gefordert, fondern auch nicht einmal gewuͤnſcht, in 
Hinſicht der erſten allgemeinen Sprachbegriffe aber 
verlangt wird, daß fie an der Mutterſprache ents 
wickelt und geübt feien; | 

3) die erften Zahlenbegriffe und Zahlen⸗ Verbindungen, 
mit Ruͤckſicht auf das zehntheilige Zahlenſyſtem richs 
tig aufgefaßt, und auf die Teichteften Beifpiele ans 
den vier gewoͤhnlichſten Nechnungsarten in ganzen 
Zahlen, fowohl im Kopfs als Tafelrechnen anzuwen⸗ 
den gelernt habe; 2. 

4) in der bibfifchen Gefchichte zienrlich beiwandert, und 
mis den erfien Neligionsbegriffen feiner Kirche be— 
Fannt fi, Ä 

5) im Schoͤnſchreiben bereits einigen Grund gelegt babe, 

| Da diefe Vorkenntniſſe in den erften drei fahren 
des Elementarunterrichtd ohne Schwierigkeit geiwons 
nen werden Fünnen, und diefer Sorderung vom jedem 
Elementarlehrer entfprochen werden muß, der Unter 
zieht in den Elementarſchulen aber in der Negel erſt 
mit dem vollendeten ſechſten Lebensjahre beginnt, die, 
ſes jedoch für diejenigen, welche eine höhere Bildung 
erfireben, als fie in dem Elementarfcehulen gewonnen 
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werden kann, der aͤußerſte Termin fuͤr den Beginn 
eines geregelten Schulunterrichts iſt: ſo wird hier⸗ 
durch ferner feſtgeſetzt, daß 


6) von Seiten der die Elementarſchulen beaufſichtenden 


Behoͤrden ſtrenge darauf gehalten werde, daß die 
Lehrer derſelben das in den obigen Punkten 1. bis 


5. bezeichnete Ziel bei ihren Schülern in den drei 


erften Jahren zu erreichen fuchen, und 

7) Niemanden, der zu dem Eintritt in eine Göhere 
Schuie beftimme iſt, über die Gebühr in ihrem Uns 
terrichte aufhalten, wovon 

8) die Schulauffeher bei den jährlich anzuftellenden Pruͤ⸗ 


fungen ſich zu überzeugen, und eine Lifte der bis zu 


jenem Standpunfte befähigen Schüler jeder Elemens 
tarfcehule anzufertigen, und in dem Lokale derfelben 
aufzuhängen haben, welche ſechs Wochen fang aus⸗ 


geftellt bleibt, alddann aber von dem Lehrer im dem. 


Archive der Schule aufbewahrt wird, um fich über 
jeden einzelnen Schuͤler zu jeder Zeit ausweiſen zu 
koͤnnen. 
Koͤln, den 10. Juni 1825. 

Das Koͤnigl. Konſiſtorium. 
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Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innen 


und der Polizei an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen 
und an das Polizei-Praͤſidium zu Berlin, die Aus—⸗ 
fchließung. der Schüler der Gymnaſien von der 
Theilnahme an Leihbibliotheken betreffend. 


Da das Koͤnigl. Miniſterium der Geiſtlichen-, Unter: 


richts⸗ und Medizinal-Angelegenheiten es in vielfacher 
Hinſicht bedenklich findet, daß den Schülern der Gymna⸗ 


fin, wenn auch bedingungsweife die Benugung der Leihs 


bibliothefen gegen einen von den Angehörigen oder dem 


Director des Gymnaſii ausgeſtellten Erlaubnißfchein geftats 


— 


— 
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tet werde, und ich ber Meinung beffelden, daß nur durch 
ein unbedingted allgemeined Verbot dem. Eigennuge: ge - 
wiſſenloſer Leihbibliothefare und den Verfüchen der Schuͤ⸗ 
ler, durch Ummege Eingang in die Leihbibliothefen zu ers 
halten, mit- Erfolg zu begegnen fei, nur beitreten fann, 
fo wird der Königl, Regierung hierdurch aufgetragen, den 
Befigern und Vorfiehern der Leihbibliochefen nunmehr die 
Verabfolgung von Büchern an Gymnaſiaſten unbedingt zu 
unterfagen, und auf die Anfrechthaltung dieſes Verbots 
fortgefegt nachdrücklich zu halten. | 
Berlin, den 8. April 1825. | . 
‘ Der Miniſter des Innern und der Polizei. 
| v. Shufmanm, , 


| 76. | 
Refeript des Könige. Minifteriums des Innern an die 
Königl. Regierung zu Erfurt, die Zulaffung fremder 
Juden zu Schullehrerſtellen betreffend. 


Der Koͤnigl. Regierung wird auf den Bericht vom 
23ſten v. M. 
betreffend die Zulaſſung fremder Juden zu Schullehrer⸗ 
Stellen, 
"der desfalls, in Gemeinſchaft mit dem Koͤnigl. Miniſterio 
der Geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten, an die Regierung zu 
Bromberg erlaſſene Beſcheid vom 26. Maͤrz c. *) hierne⸗ 
ben abſchriftlich mitgetheilt, um Sich nach deſſen Inhalt 
gleichmäßig zu achten. 

Daß dergleichen Juden — dem Schullehrer⸗-Ge⸗ 
ſchaͤfte weder Handel, noch ſonſt ein buͤrgerliches Gewerbe 
treiben duͤrfen, verſteht ſich uͤbrigens von ſelbſt, und ent⸗ 
ſpricht dies auch der Abſicht des unterzeichneten Minifte, 
rii bei dem Erlaffe des beregten Befcheides, 


) Im auſten Hefte, ©. 119 abgedrudt. 


Ä - | 3895 
Sämmtliche Beilagen des Berichtd erfolgen bierneben ' 
zurück. 
- Berlin, den 10.Mai 1825. . 
Winiſterium ded Innern, Erſte Abtheilung. 
zer Köhler. 





VII. 
Sommunal: Wefen, 


1. | 
Refeript des Könige. Minifteriums des Innern an bie 
Königl. Regierung zu Aachen, die Verhältniffe der 
Landräthe zu den Bürgermeiftern betreffend. 


— 


Da nad $. 33. der Verordnung vom 30. April ıgıs, 
welche der Regierungs-Inſtruction vom 23. October 1817. 
zum Grunde liegt, die Fandräthe die Organe der Megie- 
rungen find, durch welche diefelben ihre Verfügungen voll⸗ 
ziehen Iaffen, fo ift, mie ich der König. Negierung auf 
Ihren Bericht vom 25. Februar d. J. eröffne, ed ganz 
unbedenklich, daß Sie die Landräthe Ihres Verwaltungs 
Bezirks, in fo meit dies vielleicht noch nicht gefchehen, 
durch das Amtsblatt mit allgemeiner Anmweifung verſehe, 
an Shrer Statt in Polizei: Angelegenheiten auf Rekurſe 
gegen die Verfügungen der Bürgermeifter ohne Anfrage 
Nefolution zu ertheilen, nach welcher die Buͤrgermeiſter 
fich zu achten hätten. Welche Mopificationen die Königl. _ 
Negierung etwa bei diefer Anweiſung eintreten zu laffen 
für nöchig findet, bleibe Ihrem Ermeffen überlaffen. 

- Daß in dem einberichteten Falle ein Bürgermeifter, 
oder Beigeordneter, welcher wohl hätte wiffen müffen, daß 
der Landrath feine zunächft vorgefeßte Behörde und er 
demfelben Gehorfam fehuldig fei, nicht nur deffen Befeh— 
len nicht Folge geleifter, fondern fogar den N. N. der 
der ausdrücklichen Erlaubniß des Landraths gemäß Tanzs 
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mufif gehalten, gerichtlich verfolgt hat, ift eine Verletzung 
der Dienft- Ordnung und ein Ungebührniß, welches diszi⸗ 
plinarifch zu rügen, die Königl. Regierung vollfommen bes 
rechtigt iſt. Sie mag daher denſelben dafuͤr in eine Ord⸗ 
nungsſtrafe nehmen, welche ausreicht, um den N. N. für 
Strafe und Koften zu entfchädigen, und dem Betrag zu . 
diefer Entfhädigung verwenden. 
ai den 2. April 1825. 

Der Minifter nn re i 

Shudfmann. 





78. 

Nefeript des Königl. Minifteriums des onen a an bie 

König. Regierung zu N. N., die Verhältniffe des Ma- 

giftrats- Dirigenten zu der Stabtverorbneten  Berfamms 
lung und deren Vorfteher, fo wie die Entlaffung 

des leßtern betreffend. 


J 





Ich kann durch die von der Koͤnigl. Regierung mit: 
telſt Berichtes vom 16ten v. M. eingereichte Verfuͤgung 
weder die Beſchwerde des Magiſtrats dort ſelbſt für erle⸗ 
digt halten, noch uͤberhaupt den darin ausgeſprochenen 
Grundſaͤtzen beiſtimmen. 
| Die Städte: Ordnung bietet nirgends einen Grund 
dar, zu beſtimmen, daß der Magiftrat nicht berechtigt fei, 
den Vorſteher der Stadtverordneten zu feiner Schuldigfeit 
anzubalten, daß er vielmehr deshalb erſt die Huͤlfe der 
Regierung nachſuchen muͤſſen. | 

Vielmehr ergiebt ſich aus den beftimmten Morten 
derfelben das Gegentheil; und dabei muß es um fo mehr 
bemwenden, ald dem Magiftrate alle Autorität geraubt wer . 
den, und fehr oft in dringenden Angelegenheiten der ein- 
zig fchickliche Augenblick verloren gehen müßte, menn der 
Magiftrat nicht unmittelbar, fondern erft durch den Zeit- 
raubenden Ummeg der Defchwerde bei der Regierung, ei- 
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nen - efgenfinnigen und vielleicht feined Privat: Vortheild 
wegen pflichtvergeffenen Stadtverordneten-Vorſteher follte 
anhalten innen, eine VBerfammlung anzuberaumen, und 
einen Befchluß zu bemirfen. | 

Nach $. 47. der Städte -Drbnung ift der Magiſtrat 
der Vorfteher der Stadt, deffen Befehlen die Stadt 
Gemeinde unterworfen ifl. Daß die Stadtverords 
‚neten=VBerfammlung, welche die Gemeinde vertritt, auch. 
ihrerfeitö unter den Befehlen des Magifirats fteht, fo weit 
feine Competenz zum Befehlen reicht, und daß der Ma— 
‚giftrat als. Vorfteher und volljiehende Behörde berechtigt 
fein muß, auch diefe Verfammlung und ihren Vorſteher 
zu dem, mas ihnen gefeglich obliegt, anzuhalten, ergiebt 
ſich ſchon klar aus diefer Stelle. Noch deutlicher zeigt 
fih die8 aber aus $. 178. c., nach welchem zur allei- 
nigen. Competenz des Magiftratd alle Befchwerden über 
die verzögerte Erledigung der Gefchäfte gehören. 

Wie der Magiftrat diefer Pflicht Gemüge leiften könnte, 
- mwerin er nicht das Recht hätte, den Stadtverordneten:Vor: 
fteher, der die Derfammlung zu berufen fich weigert, da⸗ 
zu anzuhalten, ift nicht abzufehen. Auch ift diefes Necht, 
welches dem Magiftrat unzweifelhaft zuftehet, mit der übri- 
gen Stellung defjelben zu den. Stadtverordneten fehr wohl 
verträglich. Denn wenn der erftere auch in fehr vielen 
"Fällen durch die Befchlüffe der Iegteren gebunden ift, fo 
fann doch dies nicht hindern, daß er, ald ausführende für 
die Öffentliche Ordnung verantwortliche Behörde, das Recht 
haben müffe, einen Befchluß, wo er nothwendig iſt, zu 
veranlaffen, und erforderlichen-Falld durch Erecution zu 
erzwingen. Welche Art der Erecution der Magiftrat 
als die wirffamfte wählen wolle, muß, wenn fie nur 
- gefeglich ift, feinem Ermefien überlaffen bleiben: und 
wenn in vorliegendem Falle, nah dem der ı«. N. N, 
die Berfammlungen ungebührlicher Weife aufgehoben, und # 
die Aufforderung des Magiſtrats unbefolgt gelafien hatte, 
‚der legtere von dem gefeglichen Erecutionsmittel, das, was 
ein anderer zu thun verpflichtet ift und zu thun unter 
läßt, durch - einen Dritten thun zu laſſen, Gebrauch machte, 
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und den Steffvertreter zur Zufammenberufung der Der: 
fammlung veranlaßte; fo iſt dagegen nichts zu erinnern. 
Berlin, den 18. April 1825. wo 
Der Minifter des Innern. 1% 
v. Schuckmann. 
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Publikandum der Königl. Regierung zu Potsdam, bie 
Verhaͤltniſſe der Meben-Rendanten in ſtaͤdtiſchen 
Verwaltungs⸗ Sachen betreffend. . 





Bürger, die nach $. 175. der Städte: Drönung zu 
Mitgliedern der Verwaltungs -Depntationen gewählt find, 
erhalten’ oftmald die mit einer folchen Verwaltung ver- 
Bundene Kaffe ald Neben: Nendanten, wofür ihnen eine 
gewiffe Nemuneration bewilligt wird. Es ift einigemal 
der Fall vorgefonmen, daß dieſe Neben-Rendanten die 
Meinung gebegt haben, fie feien auf Lebendlang an— 
geftellt, und fich, wenn eine Beränderung in der Nendans 
tur von den ftädtifchen Behörden für nöthig erachtet wors 
den, gemweigert haben, die ihnen übertragene Kaffen= Ders 
waltung abzugeben. 

Um dergleichen Streitigkeiten Fünftig zu vermeiden, 
haben die Magifträte daher darauf zu halten, daß bei 
Uebergabe der Kaflen an folche Neben Dendanten in dem 
dieferhald aufzunehmenden Protokoll ausdrücklich bemerft 
wird, wie fie diefe Kaffen nur in ihrer Eigenfchaft ale 
Mitglied einer ftädrifchen Derwaltungs : Deputation erhals 
ten, und daß fie dieſelben wieder abzugeben verpflichtet, 
find, fobald fie aus einer folchen Deputation ausfcheiden, 
es fei nun, daß fie nach Ablauf der $. ı93. der Städte: 
Drdnung beftimmten gefeglichen Srift nicht wieder gewählt, 
oder aus andern Gründen aus einer folchen Deputation 
auf gefeglichen Wege entfernt werden, 

Potsdam, den 28. Mai 1825. | 

Koͤnigl. Preuß. Regierung. Erfte Abtheilung. 


I 
⸗ 
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80. | 
Publifandum der König. Regierung zu Danzig, das 
Verfahren bei der Einführung der Magiſtrats⸗ 
Perſonen betreffend. 


— 


Wir haben die Ueberzeugung erhalten, 
daß die Einführung neugewählter Magiftratualen in ihr 
Amt nicht immer ganz gehörig vollzogen, und daß mits 
unter die vollitändige Amts-Uebergabe unterlaffen werde. 
Ein ſolches Verfahren führe fehr bedeutende und eins 
flußreiche Webelftände für die Verwaltung felbft herbei, und 
erzeugt die Nothwendigfeit, deshalb nachftehende beflimmte 
Vorſchriften zu ertheilen: 
1) Der Buͤrgermeiſter in den mittleren, kleinen und der 
Ober-Buͤrgermeiſter in den großen Städten leitet 
den gefammten Gefchäftsgang des Magiftrats » Kolle: 
giumd. Bei der Einführung in daffelbe muß ihm 
daher die volle Weberzeugung gewährt werden, in 
welcher Lage er diejenigen Mittel erhält, durch welche 
ihm die Erfüllung feiner Pflichten überhaupt möglich 
gemacht wird, und was er bei feinem dereinftigen 
Abgange zu vertreten hat. ES ift daher 
a) erforderlich, daß ihm das bißher geführte magi- 
firatualifche Dienfi- Journal vorgelegt und be» 
bändigt wird. | 
Es muß ihm 
. b) ein vollftändiges Verzeihniß aller, ei dem Ma: 
giftrat befindlichen Inventarien: Stüce, Die 'er 
berechnen und vertreten foll, vorgelegt, und er . 
in den Stand gejegt werden zu beurtheilen, ob 
und in mwiefern er fie wirflich überfommt und in 
‚welchem Zuftande, damit bei einem Fünftigen Ab— 
gange fein Zweifel darüber entfiehen kann, wo— 
für er zu haften verbunden fei. 
Hauptfählih muß ihm 
c) eine Weberficht des ftädtifchen Vermögens: und 
Schulden» Standes, eine Nachweifung der Kim 
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merei⸗Pertinenzien, und eine Abſchluß afler frädti- 

ſchen Fonds und der Reſte vorgelegt werden. 

d) Das Archiv muß ihm, in fofern nicht auch da= 
für befondere Beamte angeſtellt worden, förmlich 
übergeben, und das’ Verzeichniß der Dofumente, 
welche fich in felbigem Befinden, mit den Dofus. 
menten feldft verglichen werden. 


e) muß ihm das Repertorium der Regiſtratur vor⸗ 


gelegt werden, damit er ſich durch deſſen Ders 
gleichung mit den Akten felbft von der Beſchaf⸗ 
fenheit der Regiſtratur in Kenntniß fegen fönne. 
Endlich ‚ 

H müffen ihm die Protokoll: Bücher und dazu ge 
hoͤrigen Alten derjenigen Deputationen, denen er 

vorzuſtehen durch gefegliche Vorfchriften befonders 
angewieſen ift, volftändig und ausdrücklich übers 

geben werden. 


a) Da dem Syndifus in den mittlern Städten die Auf- 


ſicht über das Archiv obliegt, fo muß deffen Webers 
gabe -unter den vorbemerften Umftänden in derfelben 
Are an ihn erfolgen, mie es in kleinern Städten 
dem Bürgermeifter nach Tit. I. F. 4. zu übergeben ift. 

Da er jedoch nach $. 179. Litt. d. der Städte 
Ordnung auch Präfes der Feuers Sozietätd- Deputas 
tion fein fol, fo müflen ihm bei feiner Introduktion 
das Protofol: Buch und die zu felbigem etwa gehö- 
rigen Akten diefer Deputation fpeziel behändigt werden. 

Eben fo iſt es zu halten, wenn nach dem bishes 
rigen Gebrauch dem Gyndifus das Präfidiun bei 
andern Deputationen zugetheilt war, oder in Zukunft 
zugetheilt werden muß... Auch ift ihm eine Lifte der 


ſchwebenden Prozeffe, in welche die Stadt etwa vers 


wickelt ift, mit den diedfälligen Akten vorzulegen. 


3) Bei der Einführung eines Kämmererd oder eines 


andern Kommunal, Kaffen- Beamten ift ——— 
dahin zu ſehen: 
a) 
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a) ob und: Welche Kaution derſelbe zu beftellen bat, 
“und mie diefelbe — iſt, oder noch beſtellt 
wekden ſoll. 

b) Die von ihm zu führende Kaffe muß ihm vol; 
ſtaͤndig abgefchloffen, mit den etwanigen Beftäns 
den in baarem Gelde oder Dokumenten ıc. und 
einem fpeziellen DBerzeichniffe der ausftehenden - 
Reſte übergeben werden. 

c) In Anfehung der Deputationen, deren Praͤſidi⸗ 
um dem Kämmerer übertragen iſt, müffen ihm 
die Protokoll: Bücher und Akten berfelben in eben 
der. Art fpeziell Äbergeben werden, als folches 
bei den vorerwähnten magiftratwalifchen Beamten 
bereits vorgefchrieben ift. 


_ 4) In Anfehung der übrigen Magiſtrats⸗ „Perſonen muß 


bereits vor der Wahl derſelben beſtimmt werden, wel⸗ 


chen Deputationen und Gefchäften fie hauptſaͤchlich 


vorftehen follen, damit die" Stadtverordneten: Ders 
fammlungen ihre Wahl auf folche Individuen richten 
können, welchedie dazu erforderlichen Fähigkeiten befigen. 

Sn- Anfehung. diefer Deputationen muͤſſen ihnen 
nicht nur die Protofols Bücher und dazu gehörigen 
Akten übergeben, fondern fie auch mit ihren Dblies 
genheiten ausdrücklich nach dem Inhalte des, $. 190. 
der Stävte- Ordnung bezeichneten Gefchäfts. Negles 
ments bekannt gemacht, biernächft auch. im Allgemei⸗ 


‚nen auf die, in den verfchiedenen Zweigen ihrer Ges 


fchäftsführung ergangenen Verordnungen hingewieſen 
werden. 


J 5) Sobald wir bie Wahl eines neuen Burgermeiſters 
oder Ober⸗Buͤrgermeiſters genehmigt ‚Haben, und 


dem betreffenden Landrathe oder fonfligen Kommiffa« 


rius deffen Einführung aufgetragen wird, hat der 
betreffende Fandrarh oder Kommiflarius den Magis 


firat qu. anzumweifen, die vollftändigen DBerzeichniffe, 
Kaſſen-Abſchluͤſſe u. f, f. anzufertigen und dem nets 
erwählten Individuo dergeftalt vorzulegen, daß es 
vor der wirklichen ae fih von der Nichtige 
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keit deffen, was ihm RE werden fo, vollſtaͤn⸗ 


dig überzeugen Fünne, und in den Stand gefegt 
werde, die wirkliche Uebergabe zu atteſtiren. | 


Am Tage der Einführung verſammelt ſich der 


| Magiftrat mit den Stadtverordneten auf dem Rath 
hauſe zur fefigefegten Stunde, der Königl. Kommif- 


farius führe den neuen Bürgermeifter in die, Vers 
fammlung, ſtellt ihn derſelben vor, erinnert ihn.an 


die Pflichten, die er übernehmen fol, und nimmt ihm 
den Eid, nach Maaßgabe der nachfolgenden Formus 


lare ab, nachdem die durch das Edift vom 26. Ok⸗ 
tober 1799’, wegen zweckmaͤßiger Einrichtung der 
Eidesleiftung, vorgefchriebene Verhaltung bei Dienft- 
Eiden erfolgt if. Bei der Eidesleifiung feldft ift vom 
Königl. Kommiffarius firenge darauf zu halten, daß 
allen Beftimmungen diefes eben allegirten Edikts nach- 


gekommen werde. R 


Alsdann erfolgt die Uebergabe der, zum Amte des 


Eingefuͤhrten gehörigen Papiere, Dücer und fonftis 


gen Inventarienſtuͤcke. 


Endlich ift über das ganze Gefchäft eine Der: 
handlung aufzunehmen, welche das nen eingeführte 


Magiftratd, Mitglied und die ganze Verſammlung un 


terzeichnen. Diefe Verhandlung, welcher das Eides- 
Formular, das der Eingeführte zu unterzeichnen hat, 
beizulegen ift, wird vom Königl. Kommiffarius und 
mit der nächiten Poft eingereicht. 


6) Die Einführung und Vereidigung ded Syndikus und 


der übrigen Magiftratd: Mitglieder bewirkt der Dber> 


Bürgermeifter in großen und der Bürgermeifter in 


mittlern und Fleinern Städten auf ‚gleiche Weife. 
Die diedfälligen Verhandlungen find von den 
mittlern und Eleinern Städten durch den Kreis Land⸗ 
rath, von den großen Städten aber direkte uns je 
desmal gleichmäßig einzufenden. 
Danzig, den 26. März 1825. 
Könige. Regierung. Erſte Abtheilung. 
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Eid des Ober-Buͤrgermeiſters. 

Ich N. N. ſchwoͤre zu Gott dem Allmächtigen und 
Allwiffenden einen leiblichen Eid, daß, machdem ich von - 
Seiner Könige. Majeftät auf die Wahl der DVerordneren 
dee Stadt N. N. zum Ober: Bügermeifter daſelbſt bes 
ftätigt bin, Sr. Könige. Majeftät von Preußen, meinen 
Allergnaͤdigſten Herrn, ich treu und gehorfam fein, und 
das Wohl des Staats überalf nach meinen Kräften obne 
Furcht und Mebenrügkfichten zu befördern ſuchen mill. In 
gleicher Art verfpreche ich, alle mir, vermöge meines Am⸗ 
tes nach der Staͤdte-Ordnung vom 19. November 1808. 
und den. befondern Borfchriften ſowohl gegen das Allges 
meine, ald befonderd auch gegen die hiefige Stadt und 


deren Einwohner "obliegende "Pflichten in ihrem ‚ganzen‘ 


Umfange, fo viel ich irgend vermag, gewiffenhaft zu ers 
füllen, und mit ununterbrochener Sorgfalt für das Beſte 
der Stadt und die Erhaltung ihrer Gererhtfame, in foweit 
dadurch das Wohl des Ganzen nicht gefährdet wird, zu 
wirfen, wie ed die Pflicht eines gewiſſenhaften öffentlichen 
Beamten und Bürgermeifterd, eines getreuen Unterthanen 
. und rechtlihen Mannes erfordert, So wahr mir Gott 
helfe durch Jeſum Chriſtum zur ewigen Geeligfeit. 


Eid der Stadträthe oder Rathsherren au 
Rathmanner, Kämmerer, Syndikus ꝛxc. 


Ich N. N. ſchwoͤre zu Gott dem Allmaͤchtigen und 
Allwiſſenden einen feiblichen Eid, daß nachdem’ ich auf die 
Wahl der Verordnneten der Stadt N. N. zum. Stadtrath, 
(Rathsherrn, Rathmann ze ) hiefelbft beftätigt bin, Sr. 
Könige. Majeftät vdn Preußen, meinem Allergnädigften 
Herrn, ich treu und gehorfam fein, und das Wohl des 
Staats überall nach. meinen Kräften ohne Furcht und Re 
benruͤckſichten zu befördern fuchen will. In gleicher Art 
verfpreche ich, alle mir, vermöge meined Amts nach der 
Srädte- Ordnung vom 19. November 1808, und ‘den be— 
fondern Vorfchriften ſowohl gegen dag Allgemeine, ‚ als be: 
fonderd auch gegen die hiefige Stadt und deren Einwoh: 
ner obliegende Pflichten in ihrem: ganzen Umfange, fo viel 
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ich irgend vermag, geroiffenhaft zu , erfälen, und mit un⸗ 
unterbrochener Sorgfalt für -das Befte der. Stadt und die 
Erhaltung ihree Gerechtfame, in foweit dadurch das Wohl 
des Ganzen nicht gefährdet wird, zu wirken, wie es die 
Pflicht eines gewiffenhaften Öffentlichen Beamten und Stadt: 
raths, (Nathöheren, Rathmanns) eines getreuen Untertha- 
nen und rechtlichen Mannes erfordert, Go wahr mir. 
Gott helfe durch Jeſum Chriſtum zur ewigen Geeligfeit. 


£ 81. 
Reſcript der Konigl. Miniſterien des Handels, 6 wie 
des Innern und ber Polizei, an den Magiftrat zu N. N. 
die Gewinnung des Bürgerrechte von Seiten ber 
Gewerbetreibenden betreffend. 

Es it allgemeiner Grundfag der Verwaltung, daß 
nur diejenigen Gewerbtreibenden, welche in einer Stadt 
ihren feften Wohnfig. haben, dad Bürgerrecht .diefer Stadt 
gewinnen müffen, während alle antere Gewerbtreibende, 
welche nur von Zeit zu Zeit in einer Stadwihr Gewerbe 
‚treiben, ohne fich dafeldft befiändig aufzuhalten, zur Ge: 
winnung des Buͤrgerrechts nicht verpflichtet find. 

Diefe Beftimmung folgt theild aus der Natur der 
Sache, da entgegengefegten Falled, fremde. Rauflente, Haus 
firer, und mehrere andere Verfonen, welche nie Bürger 
geworden, Fünftig dad Bürgerrecht gewinnen müßten, theils 
aus $. ı7. der Städte: Drdnung, wonach nur denjenigen 
das Bürgerrecht nicht verfagt werden darf, welche fich in 
einer Stadt bäuslich niederlaffen, indem, wenn Gewerbs 
treibende ohne Unterfchied Bürger merden müßten, die 
Kommunal ⸗Behoͤrden in diefer Vorfchrift das befte Mittel 
finden würden, ihre Gemwerbtreibende durch Verſagung des 
Bürgerrechted von der Concurrenz der Fremden zu bes 
freien. | 
Die $.16. und 23. der Städte-Drdnung und der 
8. 2, des Gefeged vom 7. September 1811., welche der 
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: Magiftrat file feine abweichende Meinung in dem Berichte 
‚vom gten v. M. anführe, enthalten nichts, was jenem 
Grundfage widerfpräche, und. der Magiftrat muß daher 
mit feinem Antrage: 
auch auswärtige Bauhandwerker zur Gewinnung des 
Bürgerrechted zu verpflichten, — \ 
am fo mehr zurückgewiefen werden, als dortige Bauhand- 
werfer wahrfcheinlich in viel größerer Anzahl ihr Gewerbe 
in andern Städten betreiben, ohne dafeldft zur Bürgers 
recht ; Gewinnung, angehalten, zu werden, wie 3. D. der 
Ofen-Fabtikant N. N. in den meiften und ganz entferns 


ten Städten der Monarchie durch feine Leute Dfen feßen 


läßt. 

Eben fo unrichtig iſt die Behauptung des Magiſtrats, 
daß jeder Gewerbtreibende ſich bei den Communal-Behoͤr⸗ 
den aller einzelnen Orte, wo er ſein Gewerbe betreiben 
will, melden muͤſſe, da die im $. ı9a des Gewerbe Steuer 
Gefeges vom 30. Mai 1820, enthaltene Beſtimmung ihr 
rem Zwece nach nur dahin ausgelegt werden kann, daß 
die Meldung bei der Communals Behörde des Wohnortes 
erfolgen mup 


Daß die, für Haufirer geltenden DVorfpriften wegen 


Ausdehnung ihrer Gewerbefcheine in der Regel nicht auf 
Dauhandwerker Anwendung finden koͤnnen, davon wird 
der Magiftras- bei näherer Prüfung Sich wohl Selbſt 
uͤberzeugen. 

Ob ein fremder Bauhandwerker die gefegliche Pris 
fung beftanden babe. oder nicht, dies gehört nicht zur 


l 


Eognition der hiefigen Behörden, fobald derfelbe einen Ges 


werbe-Erlaubnißfchein befigt, da vorausgefegt werden muß, 


daß die Behörde, welche diefen Schein ausgeſtellt, fih um 
die Dualififation des Inhabers befümmere habe. 
Berlin, den 16. Mai 1825. 
Miniſterium des Handels. . Minifterium des Innern 
v. Buͤlow. und der Polizei. 
v . Schuckmann. 


— ç e o—f —— 
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j 82. ; _ 
Refolntion des Königl. Minifteriums des Innern an 


den jüdifchen Glaubens-Genoffen N. N. in Berlin, 


betreffend die Nichterlangung des Staatsbürgerrechts 
wegen unterlaffener frühern Anmeldung der An⸗ 
fprüche darauf. | 


— — — — 


Da Sie, wie Ihnen auf Ihre Eingabe vom 23ſten 
dieſes zur Nefolution gereicht, mit Ihren Anfprüchen auf 
das Preufifche Staatdbürgerrecht Aus der Beftimmung im 
$. 1. des Edikts vom 11. März 1812. wegen unterlaffes 
ner Anmeldung innerhalb der vorgefchriebenen Friſten har 
ben präcludire werden müffen; fo fönnen diefe Anfprüche 
jetzt nicht mehr geltend gemacht werden. Sie find daher 
denjenigen ausländifchen Juden gleich zu achten, weiche 
das Preußiſche Staatsbürgerrecht nach den Beſtimmungen 
des. Edikts $$, 31. und 32. erft erwerben müffen. Unter 


diefen Umftänden bat das hiefige König. Polizei- Präfts 


dium Sie ganz fachgemäß befchieden, und muß ed daher 
lediglich dabei bewenden. | | 
“ Berlin, den 29. Juni 1825. 
Minifterinm des Innern. Erfte Abtheilung. 
| 0 Köhler 
Ä s 83. 

Bekanntmachung der Koͤnigl. Miniſterien des Innern 
und der Polizei, ſo wie der Juſtiz, das Verfahren bei 
Führung und Aufbewahrung der Juden⸗Regiſter 

| betreffend. 


— — 


Um aller Ungewißheit der. Behörden über das Ver⸗ 
fahren bei Führung und Aufbewahrung der Negifter von 
den Geburten, Trauungen, Scheidungen und Todedfällen 
unter den Bekennern des jhdifchen Glaubens abzuhelfen, 
wird feitgefegt: | 
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1) daß diefed DVerfähren im ganzen Umfange der Mo: 
narchie der Inſtruktion vom 25. uni 1812 *) gemäß 
einzurichten if, 

2) daß die Duplicate der betreffenden Regiſter gleich 
den Duplicaten der chrifilichen Kirchenbücher überall 
von den. Gerichten des Drted aufzubewahren, mithin 
legteren jedesmal am Schluffe des Jahres von den 
Polizei Obrigkeiten. abzuliefern find; 

3) daß diejenigen Königl. Regierungen, welchen die ad 
1. berührte Inſtruktion noch unbekannt fein mögte, 
fih wegen deren Mittheilung an dad Mitifterium 
des Innern und der Polizei zu wenden haben. 

Berlin, den 16. April 1825. 
‚ Winifterium des, Innern und? Minifterium der Juſtiz. 
der Polizei. 
v. Shudmann. 





84. | 
Refeript des Königl. Minifteriums des Innern an die 
Königl. Regierung zu Coblenz, die Niederlaffungen in 
den an Preußen abgetretenen, ehemaligen Naffaui- 
fchen Landestheilen betreffend. 


— dem Berichte der Koͤnigl. Regierung vom sten 
v. M. erfehe ich, daß das Verhältniß der Beifaffen und 
Bürger in den vordern Naffauifchen ‚Gemeinden Ihres 
Bezirkes nirgends durch Geſetz, fondern nuc durch Obſer⸗ 
vanz normirt ift, indem die erft nach der Abtretung jener 
Landestheile an Preußen von Naſſau publizicte Gemeindes 
Drdnung vom 5. Juni 1816. natürlich dort Feine gefeg- 
liche Gültigkeit hat. 

Da un die Beifaffen oder Schugverwandten nach 
der Dbfervanz dort nicht nur Gewerbe betreiben, fondern 
auch Grundftücke befigen koͤnnen; fo ift der. Zweck, Nies 
manden zu verhindern, fich da nieberzulaffen ‚wo er nach 


*) Jahrg. 1821. ztesHeft. ©. 364. seq. 


— 
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feinen Verhaͤltniſſen und Faͤhigkeiten fih am: beften zu ers 
naͤhren im Stande. iſt, vollfommen erreicht, wenn jedem, 
‚welcher die Fähigkeit fich zu ernähren nachweift, die Nie- 
“ derfaffung an jedem Drte erlaubt, und auf unbegründere 
Nemonftrationen der Gemeinden Feine Nückficht genommen 
wird. Hiernach hat die Königl. Regierung, wenn es bloß 


die Niederlaffung eines Individui gilt, auch ferner 


zu verfahren. 

Die Theilnahme an gewiſſe Gemeinde⸗Nutzun⸗ 
gen iſt aber hiervon “unabhängig, und es erſcheint weder 
gerecht, noch zweckmaͤßig, jedem neuen Anſiedler, auch wenn 
er ſeinerſeits der Gemeinde nichts zu bieten haben ſollte, 
dieſe Theilnahme zu geſtatten; nicht gerecht, weil die uͤbri⸗ 
gen im Beſitze befindlichen Gemeinde-Genoſſen, ohne eine 
Erleichterung in ihren Laſten zu erlangen, dieſen Beſitz 
durch jeden neuen Anſiedler geſchmaͤlert ſehen wuͤrden — 
‚nicht zweckmaͤßig, weil nach dieſen Grundſaͤtzen gerade dies 
jenigen, welche nicht Luft haben, fich lediglich auf-ihre 
Thätigfeit zu verlaffen, angereist werden Fönnten, fich in - 


| ſolchen Gemeinden mniederzulaffen, wo ein bedeutendes 


Kommunal» Vermögen ihnen die ‚größte Unterftügung in 
ihrer Trägheit verfpricht, daher denn dergleichen Gemein: 
‚den am meiften der Gefahr ausgefegt fein würden, fich 
durch Schlechte Mitglieder vermehrt zu fehen. 

- MWie daher, wenn nun die Niederlaffung eines Indi⸗ 
vidui in Frage kommt, es bei den allgemeinen Preußiſchen 
Verwaltungs-Grundſaͤtzen auch dort fein Bewenden bes 
Halten muß: fo iſt dagegen, ſobald ein Anſiedler auf Theil- 
nahme an den Gemeinde, Nugungen Anfpruch macht, nicht 
minder auch in Beziehung auf das Stimmrecht in Ge: 
meindes Angelegenheiten, lediglich auf die frühere Obſer⸗ 
vanz zuruͤckzugehen, und es ift unbedenklich, von den Bei⸗ 
fafjen, die irgend eine Theilnahme an den Nutzungen präs 
tendiren, fo wie von den Bürgern, die vollen Antheil 
daran verlangen, die frühere obfervammäßig geweſene 
Dualififation zu verlangen, und die früheren Einfaufss . 


Gelder, jährlichen Abgaben u, f. w. vorbehaltlich der Bes 


fugniß der. Könige, Regierung, diefelben in den Schrans 


’ 409 . 


fen der Maͤßigkeit zu erhalten, und in ı Befgwerde- Bil 
feftzufegen, erheben zu Iaffen. 

Wo dergleichen Obfervanzen nicht völlig ficher find, 
wird die Königl. Regierung fo viel ald möglich unter Ein: 
verftändnig mit. der Gemeinde gewiffe Grundfäge vorläufig 
feftzuftellen haben. 


“ 


Daß Schmanfereien, welche früher ein neuer Ges 


meinde » Genoß den Älteren ‚hat geben müffen, Mißbraͤuche 


find, und daher, wenn Beſchwerden eingehen, abgeſtellt 


werden muͤſſen, verſteht ſich von ſelbſt. 
Hiernach hat die Koͤnigl. Regierung zu verfahren, 
und die reklamirenden Gemeinden zu beſcheiden. 
Berlin, den 7. Mai 1825. 
Der Miniſter des Innern. 
v. Schuckmann. 


83. —— 
Kefeript des Königl: Minifteriums des Innern an bie 
Königl. Regierung zu Gumbinnen, die Feftfegung ber 
- Gebührenfäge für Bekanntmachungen durch ——— 
melſchlag ꝛc. betreffend. 


Die von der Koͤnigl. Regierung nach Ihrem Berichte 


vom 13ten v. M. beabſichtigte nähere Beſtimmung der 


Gebuͤhrenſaͤtze fuͤr Bekanntmachungen durch Trommeiſchlag 
ꝛc. in den Städten Ihres Departements wird genehmigt, 


jedoch mit der Maaßgabe, daß dem Fiscus und überhaupt 
allen Inſtituten ꝛc., welchen die Sportelfreiheit zuſtaͤndig 


iſt, auch dieſe zur Kathegorie der Sporteln gehoͤrige Ab⸗ 


gaben nicht abgefordert werden koͤnnen. 
Berlin, den 9. April 1825. 
ee des — Erſte Abtheilung. 
Koͤhler. 
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86. 


——— des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern an 


ben Gutsbeſitzer Herrn N. N. zu N. (Liegnitzer Regie— 
ne ⸗Bezirks) die Erhebung ber Schußgelder 8 
| ‚ betreffend. 


* 


— — — 


Dem von Em. ꝛc. im der Vorſtellung vom 6ten v. 


Med. gemachten Antrage, daß das unterzeichnete Minifte- 


Dominien treffen möge, 
„von fremden Einliegern, fie ſeien, wer fie — 
„Schutzgelder zu erheben, und im Falle der verweiger⸗ 
„ten Zahlung ſolche Einlieger unbedingt an ihren Ge- 
„burtsort zu verweiſen,“ 


kann nicht deferirt werden. Denn was die Schutzgelder 


betrifft: ſo kann das Miniſterium die beſtehenden Geſetze 
nicht abändern, und die beabſichtigte Verweiſung der Ein- 


Streites ift unzuläßig, 

Niemand, der fich zu ernähren im Stande. ift, kann 
gehindert werden, beliebig an einem Orte ein Domicil zu 
conſtituiren, und die aus dem 7ten Titel II. TH. des all⸗ 
gemeinen Landrechted allegirte Beſtimmung findet, ſeitdem 
durch das Edift vom 9. Dftober 1807. , die Erbunterthaͤ⸗ 
nigfeit aufgehoben ift, nicht mehr Anwendung. 


Es bleibt Ew. ꝛc. daher nichts übrig, .ald Ihre be 
hauptete Befugniß, Schußgeld zu fordern, gegen diejeni⸗ 


gen, von welchen Sie folches fordern, im ne 
Rechtswege ‚auszuführen. 
Berlin, den 2. April 1825. 
Minifterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
Köhler 


rium eine definitive Beftimmung über die Befugniß der i 


lieger wegen eines über die Schutzoelder entſtehenden | 
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| Ä 87. | 
Reſcript der Königl. Minifterien ber Geiſtlichen⸗, Unter 
richts⸗ und Medizinals Angelegenheiten fo wie bes Sins 
nern, an die Königl. Regierung zu Cöln, die Befreiung 
der Geiftlihen und Schullehrer von den Beiträgen zu 
den dltern Kommunal» Schulden betreffend. 


ei — 


Die unterzeichneten Minifterien erwiedern der Königl. 
Kegierung auf Ihre Anfrage vom ıöten ©. M., daß die 
Geiftlihen und Schullehrer allerdings auch von Beiträgen. 
zu den ältere Communalfchulden frei bleiben müffen, und 
hiergegen die Communen um fo weniger etwas einzumens 
den haben Finnen, als einerfeitd die Sache bei den ges 
ringen Einkünften ber Geiſtlichkeit jenſeits des Rheins 
nicht von Bedeutung ſein kann, und ihre Befreiung, da 


ſie nur Nutznießer der Grundſtücke find, deshalb, um fo 


k 


mehr in der Billigkeit liegt, andererfeits aber ohnehin die 
dortigen Gemeindefchulden. zum großen Theil vor. der Vers 
Bindung der Provinz mit Frankreich, folglich zu einer Zeit . 
entfignden find, wo den Geiftlichen nach allgemeinen Grunds 
fäßen eine Beitragspflichtigkeit nicht oblag. 

Berlin, den 16. April 1825. | 1 
Miniſterium der Geiftlichen-, Unters Minifterium des 
richts⸗ und Medizinals Anges Innern. 

legenheiten. | v. Schuckmann. 
v. Altenſtein. 





88. 

Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern, an die 
Koͤnigl. Regierung zu Poſen, das Verfahren bei In⸗ 
ſtruktion der Klagen wegen Krieges Forderungen 

| betreffend. | 


Dee König. Regierung wird in Erwiederung auf 
Ihren Bericht vom 30. Juni v. = 
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das Verfahren bei Infiruktion der Klagen wegen 1 rien j 
‚988 + Forderungen betreffend, 


Abſchrift des in dieſer Angelegenheit eingegangenen Schrei⸗ 


bens des Koͤnigl. Juſtiz-Miniſterii vom 24ſten v. M. 
anliegend (sub. litt. a.) zur Nachricht aͤberſandt. 
Berlin, den 2. Juni 1825. 

Minifterium des Innern. Erfie — 


. i ‚ 
Da das Könige. Staats: Minifterium in der Sitzung 


vom ten d. M. der Anſicht Ew. Ercellenz beigetreten iſt, 
- fo habe ich heute das Ober Apellationd- Gericht zu Pofen 


veranlaßt, die Land- und Friedens: Gerichte anzumweifen: 
in allen Fällen, wo ihnen bie Inſtruktion der durch die 
Verordnung vom 3. Januar 1816 und 27. Dftober 
1820, zur — — der Regierungen in erſter In⸗ 


ſtanz gewieſenen Kriegesſchulden-Sachen, von der Ne 


— 


gierung uͤbertragen werde, ſich Derſelben zu unterzie⸗ 
hen, und ihr dann die geſchloſſenen Akten zur weiteren 
Veranlaſſung einzureichen, 
und ermangele nicht Ew. Excellenz hiervon ganz ergebenſt 
zu benachrichtigen. 
Berlin, den ar Mai 1825. u 
v. Dandelmann. 


des — — Gebeimen Staats⸗ 


und Miniſters des Innern 
Sem v ohudmann # 
Ereellenz. \ 
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Sm Allgemtinen. 


89. | a 
Refeript der Königl. Minifterien des Innern und der 
Polizei, fo wie der Finanzen, an die Königl. Regierung 
zu Breslau, die Uebertragung der Polizei auf den in⸗ 
nerhalb der Städte liegenden Domainen oder Domas 
nials Parzellen an die ſtaͤdtiſche Polizei Behörde 
j | - betreffend. 


— 


Da eine Polizei-Verwaltung von mehreren. coordinir: 
ten Behörden in einer und derfelben Stadt durchaus Feine 
erwuͤnſchte Nefultate haben kann; fo haben die unterzeichs 
neten Minifterien, wie der Königl. Regierung auf den 
Bericht vom-27. Februar d. J. hierdurch eröffner wird, 
beſtimmt, daß die Polizei auf den innerhald der Städte 
fiegenden Domainen- oder Domanial- Parzellen der ftädtis ' 
fchen Polizei Behörde mit Übertragen werde. Jedoch iſt 
hierbei von dem Finanz» Minifterio der Vorbehalt gemacht... 
worden, daß. der flädtifche Polizeis Bezirk nicht auf diefe 
Domainen > Befigungen in der Art ausgedehnt werde, daß 
‚ dadurch die Domainen = Gerechtfame verkürzt, und der Fiss 
end und die Bewohner ded Domainen-Difirictd zu" Leis 
flungen, 3. DB. zu dem im Gefege dom 7. September 1811 
$. 46. gedachten Beiträgen zur Ablöfung der ftädtifchen 


WRenal⸗Gerechtſame verpflichtet werden, daß vielmehr dem 


Fiscus alle die Privat: Gerechtfame verbleiben, die ihm als 
Befiger eined zum platten Lande gehörigen fundi zufiehen, 


wogegen die Bewohner zum Domanial» Grundftüde aller 
dings verbunden find, zu den die eigentliche Polizei: 


4 — 
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Verwaltung betreffenden Koften verhaͤltnißmaͤßig gleich 
den ſtaͤdtiſchen Einwohnern beizutragen. 

Gegen jenen Vorbehalt hat das Minifterium des In: 
nern und der Polizei um fo weniger etwas zu erinnern, 


als die Worte der Srädte-Drdnung in Betreff der Ins 


corporation ländlicher Grundftücke wefentliche Zweifel ‚übrig 
laffen, daher auch dergleichen Incorporationen ſchon früher 
von dem Minifterio ded Innern und der Poltzei vor der 
Hand fiflirt worden find, und erft Fünftig -bei der Des 
claration der Staͤdte-Ordnung beſtimmte Grundfäge hier: 


über werden feftgeftelle werden. 


Berlin, den 13. April 1825. | 
Minifterium ded Innern und, der Finanz» Minifterium, 
Polizei. | v. Klewitz. 
v. Schuckmaun. | \ 





/ 9 ' ' . | 
Refeript des Könige. Minifkeriums des Innern und der 


Polizei an den Koͤnigl. Polizei» Prafidenten, Herrn 


Heinfe, in Breslau, die Abführung gewiſſer Geld⸗ 
ſtrafen zur Orts⸗Armen-Kaſſe betreffen. 


— 


Die in neueren Zeiten Statt gefundenen Neffort- 
Berhäleniffe koͤnnen dad Necht der dortigen Armen- Kaffe 


— 


auf die von Kaufleuten daſelbſt, wegen Uebertretung des 


Reglements für die Materialiften und Droguiften vom 19. 
Januar 1802, erlegten oder zu erlegenden Geldfirafen 
nicht aufheben. 


Indem ich Ihnen dies auf die Anfrage in dem Ber Ä 


richt vom 22ſten v. M. eröffne, mache ich Ihnen zugleich 
bemerflih, daß deshalb, weil diefe Strafen zur Armen: 


‚Kaffe fließen, die Polizei Behörde von der Kontrollirung 


gedachter Kontraventiond:Fälle nicht entbunden werden kann. 
Berlin, den 17.Mai 1825. | 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 


v. Shudmann. 


' 
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B. * 
Ordnungs⸗Polizei. 
91. 


Bekanntmachung des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern 
und der Polizei, die Stellung der Thurm-⸗-Uhren 
nach mittlerer. Zeit betreffend. 

Don dem Koͤnigl. General: Poft- Amte ift die große 
Verſchiedenheit, welche bei der Stellung und dem Gange 


der Uhren, felbft in den größeren Städten der Monarchie, . 


noch bie und da ftatt findet, indem folche willkuͤhrlich theils 
nach wahrer, theild. nach mittlerer Zeit regulirt werden, 
fo wie der daraus für die Kontrolle der richtigen Befoͤr— 


derung der Reit- und Schnell: Poften folgende Nachtheil 


vorflelig gemacht und damit der Antrag verbunden wor— 


den, die gleichartige Einftelung der öffentlichen Uhren bes 


fonders in den bedeutenderen Städten anzuordnen. Wenn 
nun bereitd in den mebreften Städten der älteren Pros 
vinzen die Einrichtung beſtehet, die Stellung der ihren 
nach der mittleren Zeit, ald nach einem: gleichförmigen 
Zeitmanße, berichtigen zu laſſen, und die gemeinfaßliche 
Anmweifung hiezu in den gewöhnlichen Kalendern enthalten 
ift, e8 auch allerdings für den Verkehr zwifchen benachbars 
‚ten Städten fowohl, als mit entfernteren Orten in vielen 
Faͤllen nuͤtzlich iſt, wenn uͤberall ein und dieſelbe Regel 
bei Einſtellung der oͤffentlichen Uhren beobachtet wird; ſo 
werden die Polizei-Behoͤrden in den groͤßeren ‚Städten, 
wo die Negulirung der Uhren bis jeßt noch nach der wahs 
ren Sonnenzeit erfolgt ift, hiermit aufgefordert, dahin zu 
witken, daß diefe Einrichtung adgeftellt, und die Stellung 
nach mittlerer Zeit eingeführt werde. 
Berlin, den 'ı7. Juni 1825. ' 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Schuckmann. 


— 


A16 | 
\ B ' 92. 

Reſcript bes Koͤrigl Miniſteriums des — und der 
Polizei an das Koͤnigl. Polizei-Praͤſidium zu Berlin, 
die Cenſur der Kupferſtiche und der lithographi⸗ 

— Abbildungen betreffend. 


— — — 


Auf den von dem Koͤnigl. Polizei⸗ Praͤſdium un⸗ 
term 31. Januar d. J. in Betreff der Cenſur der Kupfer: 
ftiche erftatteten Bericht werden die Schwierigkeiten, wel- 
che die Eenfur von Kupferflichen und lithographifchen Ab: 
bildungen vor dem Erfcheinen derſelben hat, anerkannt. 
Dies ift ohne Ziveifel auch der Grund, weshalb das Cens . 
fur» Edift darüber nichts verordnet, und das Minifterium 
des Innern konnte daher auch nur beflimmen, daß. es 
darüber bei dem bisherigen Verfahren bleibe: daß nems 
lich die Polizei -Äber dergleichen erfcheinende, ausgeſtellte, 
und zum DVerfauf kommende Gegenftände ftets aufmerkfam . 
fei, und fobald fie etwas gegen die Gefeße oder die Sitt- 
lichkeit enthalten, folche in Befchlag nehme, und die Be— 
firafung ber Urheber und DBerbreiter derfeiben nach Theil 
I. Zi. XX, $. 151. seq. des Alfgemeinen Landrechts 
einleite. | — 

Berlin, den 17. Mai 1825. ; 

Minifterium des Innern und der Polizei 
v. Shufmann. 


93. | 
Nefiipt bes Königl. Minifteriums des — an den 
Magiſtrat zu Berlin, die Abſtellung des Neujahr-Gra⸗ 
tulirens von Seiten der Geſellen und Lehrburſchen 
gewiſſer Gewerke betreffend. 


— — — 


Dem —— hierſelbſt wird auf Seinen Bericht: 
von 25ften v. M. eröiinet, daß die Neujahrs⸗ ⸗Gratula⸗ 
tionen 


417 
tionen der Geſellen und Lehrburfchen der in dem Berichte 
und deffen Beilagen erwähnten Gewerfe *) überall abzus 
fielen, mithin auch nicht bei den Kunden der Meifter der 
Gewerke zu geſtatten find. 

Berlin, den 4. Juni 1825. 
‚Minifterium des Innern. Erfie Abtheilung. 
— Köhler. 


— —— — — — — 


| 94 
Reſcript des Königl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei an die Königl, Regierung zu Stettin, die 
Steuerung der Konfubinate betreffend. 


Der Königl. Negierung wird auf den unterm ‘23. 
Februar d. J. in Betreff der Steuerung des Koncubinats 
erftatteten Bericht hierdurch eröffnet: daß der von Ders 
felden eingeführte Grundfag dem bemerkten Umfange nach 
in den vorhandenen gefeßlichen Beflimmungen nicht ges . 
gründet if. Nach Maaßgabe der Alerhoͤchſten Kabinets⸗ 
Ordre vom 4. Oktober 1810 und der auf den Grund der⸗ 
feldben vom Minifterium des Innern und der Polizei uns 
tern ı7. Juni 1822 **) und 10. April 1823 ***) am 
einzelne Regierungen erlaffenen Berfügungen iſt vielmehr 
dem unehelichen Zufammenleben nur dann von Polizei we⸗ 
gen zu fieuern, wenn dafjelbe entweder unter Perfonen, 
die im verbotenen Ehegraden mit einander ftehen, Statt. 
findet, oder zu einem öffentlichen Aergerniß gereicht. 

: Berlin, den 18. April 1825. 

‚Minifterium ded Innern und der Polizei, 
» Schuckmann. 


) Der Schwarz⸗Nagelſchmiede, Brunnenmacher, Schornſtein⸗ 
feger, Töpfer, Sattler ud Riemer, Faͤrber ꝛc. 

““) Sabrg. 1522. Ajtes Heft, ©. 145. 

= Jaͤhrg. 1823. 2tes Heft, &. 345. 


Annalen Heft I. 4825. ee 


⸗ 
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95. | 
- Referipe des Könige. Minifteriums des Innern an die 
Koͤnigl. Regierung zu Magdeburg, die, Ertheilung 
von Leichenpäffen betreffend, 





Der Königl. Regierung mwird auf die Anfrage in 
Shrem Berichte vom 17ten v. M. zu erfennen gegeben, 
daß die Vorfchrift ded allgemeinen Landrechts Ih. II. Tit. 
11. $. 463 *), die Ertheilung der Leichenpäffe betreffend, 
in Kriminalrechtlider Beziehung erlaffen ift, und. es bei 
derfelben lediglich verbleiben muß, 

Berlin, den 2. April 1825. 

Minifterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
| Köhler. 





96. | 
Reſcript des Königl. Minifteriums des Innern an ben 
Magiftrat zu Berlin, die Begleitung der Leichen 
verftorbener Handwerksgeſellen betreffend. 


— — 


Bei den von dem Magiſtrate hierſelbſt in Deſſen 
Berichte vom 25ſten v. M. angezeigten Umſtaͤnden leidet 
es fein Bedenken, die Zahl der Handwerksgeſellen, welche 
eine Leiche begleiten, der Negel nach auf Dierzig Perfonen 
zu befchränfen. Nur allenfalld bei vorzuͤglich merfwürs 
digen Todesfällen mag das biefige Polizei: Präfidium aus 
nahmsweiſe eine größere Begleitung nachlaſſen. 

Der Magiftrat wird demnach hiermit angemwiefen, 


*) 8.463. (1. c.) Zn allen Fällen, wo eine Leiche durch einen . 
andern Gerichts- Bezirk. geführt werden fol, muß bei dem 
Dbergerichte der Provinz ein Leichenpaß gefucht werden. 

$. 464. Kann ein folcher Paß nicht vorgezeigt werden, fo 
bat die ordentliche Obrigkeit jeden Drts der Durchfuhre das 
Mecht, zu verlangen, daß der Sarg geöffnet, und ihr die Be— 
fichtigung der Leiche geſtattet werde. 
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died den betreffenden‘ Gewerken befannt zu machen, und 
iſt dem biefigen Polizei» Präfivio heute aufgegeben: worden, 
feiner Seits eine größere Begleitung zu hindern, 

Berlin, den 12. April 1825. 
Minifterium des Innern. Erfte Abtheilung. 
Köhler. 


97. | 
Refeript des Königl. Minifteriums des Innern, an ben 
Magiftrat zu Berlin, und abfchriftlih zur Machricht 
und Achtung an das Königl. Polizei-Praͤſidium das 
felbft, die Begräbniffe ver Handwerksgeſellen bes 
| treffend. h / 





Auf den: ferneren Bericht ded Magiſtrats hiefiger 
Mefidenz vom ı5ten d. M. wird hiermit genehmigt, daß 
auch bei dem Garnmwebers Gewerke die Zahl der eine Ges 
felten Leiche begleitenden Gefellen auf 40 befchränft werde, 
und ift das Poligeis Präfivium angemwiefen worden, feine 
größere Zahl von Gefellen dabei zu geftatten. 

Uebrigens wird diefe Befchränfung bei allen Gewer⸗ 
Een eintreten koͤnnen, wenn nicht etwa in einem von des 
Königs Majeftät volljogenen Meglement eine größere Bes 
gleitung ausdrücklich nachgelaffen if. 

Die eingerichteten Acten erfolgen hierbei zurüd. 

Berlin, den 28. April 1825. 
Der Minifter des Innern. 
v. Schuckmann. 


| | 98. | 

Reſcript des Königl. Minifteriums des Innern, an den 

Magiftrat zu Berlin, diefelbe Angelegenheit be 
treffend. 


Dem Magiftrate Hiefiger Reſidenz ift bereitd in den 
N Ee 2 


420 — | 
Verfügungen vom 30. Januar 1824. und 21. Januar d. 
-&, zu erfennen gegeben worden, daß die zwangsweiſe Ein- 
führung des Leichenwagens bei den Begräbniffen der Hands 
mwerf3: Gefellen hicht genehmigt werden kann. | 
Derfelbe wird daher. auf den Bericht vom 17ten d. 
M. wegen Abfchaffung des Leichen-Gefolged bei Beerdi- 
gung. der Tuchmachers Gefellen»Leichen hiermit angemies 
fen, den Tuchmacher-Gewerks-Aelteſten nachträglich Des 
kannt zu machen, daß bierbei Fein Zwang ſtatt findem folle, 

- Berlin, den 30. Mai 1825. 

Minifteriun des Innern, Erſte Abtheilung. . 


Kö h ler. 

Kt C. Er . 

Paß⸗ und ———— 
—* | 


Refeript des Königl. Minifteriums bes —— und der 

Polizei an die Koͤnigl. Regierung zw Arnsberg, die. 

Eingangs: Paͤſſe aus dem Kurfürftenthume Heſſen 
betreffend. 


— 


Nach. einer Mittheilung des Könige. Minifteriums 
der auswärtigen Angelegenheiten hat die Königl. Regierung 
ſeit Kurzem den Kurfürft. Heflifchen Unterthanen, welche 
‚mit Deifepäffen, von jefffeitigen Kreis-Raͤthen ausgeftellt, 
verfehen waren, den Eintritt in die Königl. Staaten mit 
der Erklärung verweigert: daß die von den PolizeisDie 
rectionen oder den Kreis-Raͤthen ausgeſtellten Paͤſſe als 
ungenuͤgend angeſehen, und nur ſolchen Perſonen aus dem 
Kurfuͤrſtl. Gebiete der Eingang in die dieſſeitigen Staa— 
ten geſtattet werden koͤnne, welche mit Regierungs⸗ Paͤſſen 
verſehen waͤren. 

Da jedoch gar Fein gegruͤndetes Bedenken obwaltet, 
diejenigen Paͤſſe, welche das. Kurfuͤrſtl. Heſſiſche Gouver⸗ 


ARı 
nemens für, gültig erklärt, dieſſeits als ſolche anzuerfens 
nen, da es von jeder Landes-Regierung abhängt, wem 
fie die Beglaubigungen dieſer Art anvertrauen will, fo 
wird die Könige. Regierung hierdurch angemwiefen, den 
verfaffungsinäßig von den Kurfürftl. Polizei-Directio— 
nen und Kreisräthen zum Eingange in die Königl. 


Staaten ausgeftellten Päflen in Ihrem Regierungs-Be— 


zirfe diefelbe Gültigkeit wie den Päffen einer jenfeitigen 


Provinzial:Regierung beizulegen, und Ihre Unters‘ 


Behörden demgemäß zu infiruiren. 
Berlin, den 16.Mai 1825. 
Der Minifter ded Innern und ber Polizei. 


v. Shufmann, 
. D. 
Sicherheits ; Polizei. 
100. 


Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 


Polizei an die Koͤnigl. Regierung zu Gumbinnen, we⸗ 


gen Anwendung des Reglements der Landarmen⸗ und 
Beſſerungs-Anſtalt zu Tapiau 9. 31. October 1793. 


G. 27.) bei Lisa der Ruͤckkehr verwieſenen u 


Vagabonden. 





Die Koͤnigl. Regierung wird, anf den Bericht vom 


zten v. M., die Beftrafung der Ruͤckkehr ausgemiefener 
Vagabonden betreffend,’ in der abfchriftfichen Anlage (lit.a.) 


das Votum des Koͤnigl. Juſtiz-Miniſteriums von gten d. 


M., mit welchem das unterzeichnete Miniſterium vollkom⸗ 


men einverflanden iſt, zur Nachricht und Nachachtung zu⸗ 


gefertigt. 

Berlin, den 15. April 1825. \ 

Miniſterium des Innern und der Polizei. 
v. Shufdmann. 


— 
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| . 8. ‘ 
Votum des Juſtiz⸗Miniſte riums. 


In dem von der Negierung zu Gumbinnen beruͤhr⸗ 
ten Falle, wenn nemlich ein auslaͤndiſcher Vagabonde zum 
erſtenmale im Lande betroffen wird, tritt die Concurrenz 
der Gerichte nicht ein, und es wird wegen der Beſtrafung 
kein richterliches Erkenntniß abgefaßt. Vielmehr iſt in 
dieſem Falle blos von dem Verfahren der Polizei Behörde 
die Rede. Die Verfügung vom 23, April pr. an das 
Dberlandesgericht zu Inſterburg bat ſich mithin hierauf 
nicht erfirecken koͤnnen. Das Juſtiz-Miniſterium tritt 
übrigens der Anſicht Eines Hochlöblichen Minifteriums des 
Innern und der Polizei dahin lediglich bei, daß auch das 
Verfahren der Polizei» Behörde fih nach den Vorſchriften 
des Allgemeinen Landrechts richten müffe. 

Berlin, den 8. April 1825. 

Das Fufliz:Minifterium 


Vermöge Alterhöchften Auftrags 
| Dieterichs. | 
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Reſcript des Koͤnigl. Minifteriums des Innern an ben 
Magiſtrat ju Gumbinnen, bie Aufbringung ber Der 
pflegungsfoften für minberjährige Vagabonden 
| betreffend, 


Dem Magiftrate zu Gumbinnen gereicht auf die Eins 
gabe vom ıgten v. M. hiermit zum Befcheide, daß Deffen 
Befchtwerde, in Betreff der für die Vagabundin N. N. 
zu zahlenden Verpflegungs-Koſten, nicht begründet iſt. 

Da die ic N. N. noch minderjährig if: To hat fie 
ihren Wohnfig noch nicht verändern Eönnen. Der $ 1. 
No. 12. der. Declaration som 16. November 1805 ift 
alfo Auf fie nicht anwendbar, dagegen iſt der von der 


j 


* 
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Kommune verlangte Zufchuß in dem $. 9. des ———— 
vom 317October 1793 begründet. 
Berlin, den 6. April 1825. 
Miniſterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
Köhler. 


102. 


Kefeript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 

Polizei, an bie Koͤnigl. Regierung zu Merſeburg, die 

Fuhrkoſten bei Wagen: Transporten von Vagabunden 
und Ausgewieſenen betreffond. 


Dem von der Koͤnigl. Regierung in dem Berichte 
vom ı9ten v. Mid. gemachten Antrage: 

daß es in Anfehung der Vergütung für Wagen-Trand- 

porte von Bagabunden und Auszewiefenen bei den bis⸗ 

herigen Beflimmungen fein Bewenden behalte, 
kann nicht gewillfahrt werden. 

Wie der Königl. Negierung fchon in der Verfügung 
vom 18. Februar d. J. zu erkennen gegeben worden, liegt 
die DVeranlaffung zu der nothiwendigen Abänderung der 
bisher nachgegebenen Art ter Liquidirung der Fuhrfoften 
bei folchen Transporten darin, daß die bei hr bis jegt 
noch flattgefundene Abweichung von den allgemeinen Mes 
geln, Erempfificationen ‚herbeigeführt hat. Die Fortdaner 
diefer anomalen Einrichtung würde daher nur dann ge 
billige werden koͤnnen, wenn triftige Gründe dafür ange 
führe worden wären. Solche find jedoch aus dem Bes 
richte der Königl. Regierung vom ıgten dv. Mes. nicht zu 
entnehmen; denn fo viel die darin bemerkte größere, als 
gewöhnliche Entfernung bei einigen Etappen-Plägen be - 
trifft, fo finder folche eines Theild auch anderwärts und 
felbft noch bedeutender, als im dortigen Negierungs : Bes 
zirfe Statt, und wird dieſelbe anderen Theils durch den 
alddann höheren Betrag des Fuhrlohns compenfirt. 

Eben fo wenig find in anderen Bezirfen alle Ctap⸗ 


04. 


pen durch Ehauffeen oder gut gebaute Wege mit einander 
verbunden. Wenn die Jahreszeit den Transport erſchwert, 
fo ift alsdann die Annahme von zwei Pferden für den 
Wagen zuläßig, Dadurch, daß von der Koͤnigl. Regie⸗ 
rung die Anordnung unzeitiger Wagens Transporte unter- 
ſagt und darauf gefehen wird, da da, wo es möglich ift, 
nur einfpännige Fuhren liquidirt werden, befolgt Diefelbe 
nur allgemein geltende Vorfchriften, welches Feine Abwei— 
Hung von der Hegel begründen kann. 2 
Die Koͤnigl. Negierung bat daher die Verfügung das 
hin zu treffen, daß vom 1. Juli d. J. ab der Betrag der 
Suhrfoften bei Wagen: Transporten von Vagabunden und 
Ausgewiefenen auf 73 Sgr. pro Pferd und Meile gleich: 
mäßig gefegt werde. | £ 
Derlin, den 9. April 1825. 
Miniſterium des Innern und der Polizei. 
v, Schuckmann. 





| 103. ar | 
Refeript des Könige. Minifkeriums des Innern und der 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Magdeburg, bie 
einzufendenden Ueberfichten von den begangenen 
Berbrechen betreffend. : 


— 


Da die von den Gerichtöhöfen an das Könige. Ju— 
ſtiz- Minifterium einzufendenden Kriminal» Tabellen keines— 
wegs diejenige Ueberficht gewähren, welche durch die von 
den Königl. Regierungen halbjährig einzufendenden Der: 
‚zeichniffe der begangenen Verbrechen deabfichtigt wird, ins 
dem fie nur auf die während eined gewiſſen Zeitraums ers 
öffneten Unterfuchungen Nückficht nehmen, mithin oft nicht. 
Allein auf früher, Tondern felbft auch auf im Auslande 
verübte Verbrechen fich erftrecken, und mehr ein DVerzeich- 
niß der eingezogenen Verbrecher, ald der begangenen Ver⸗ 
brechen, enthalten, fo kann anf den Antrag der Königl. 
Ütegierung vom ııten d. M. | = 


'Z 


405 
Diefelbe von dem fernern — der Verbrecher: 


Ueberfichten zu entbinden, 
nicht eingegangen werden. Es muß vielmehr bei den Ans 
ordnungen der Circulars Verordnung vom 24. April 1816 
(Anl. a.) fein Verbleiben behalten. ot, R 
Berlin, den 28. Mai 1825. 
— des Innern und der Polizei. 
v. ne mann. 


a, 


Der ueberſicht von den, im Laufe eines jeden Jah⸗ 


red begangenen, die öffentliche Sicherheit beſonders interefs 
firenden Verbrechen, ift bis jegt nicht Aufmerkſamkeit genug 
gewidmet worden, fo wichtig fie auch in mehr als einer 
Beziehung iſt. Die Königl. Regierung fordere ich daher 
anf, ihre Aufmerkfamfeit hieranf zu richten, und ihre Uns 
terbehörden gleichfalls dazu anzumeifen. Letztere muͤſſen 
nicht allein, wie bisher ſchon vorgeſchrieben, die in ihrem 
Sprengel begangenen Verbrechen ſofort der Regierung an⸗ 
zeigen, ſondern auch quartaliter das Verzeichniß derſelben 
mit der Bemerkung: ob, und wenn der Verbrecher ent- 
\ deckt, und an die Kriminal: uftiz abgeliefert fei, einſen⸗ 


den, aus welchen DVerzeichniffen. die Königl. Negierung die. 


allgemeine Ueberficht zufammen zu flellen, und em. 
vierteljährlich einzureichen bat. 
Diefe Liſten müffen: 


71) für jede Gattung von Se. mit —— 


Unterſcheidung der verſchiedenen Arten deſſelben, eine 
beſondere Columne, und 

2) die Bemerkung der Zeit und des Orts, worin ein 
jedes veruͤbt worden, und zwar unter Separation 
der Staͤdte von dem platten Lande enthalten, wie 
das anliegende Schema mit mehrerem nachweiſet. 
Die letzte Columne iſt zu Bemerkungen, inſonderheit 

uͤber die Entdeckung des Verbrechers zu benutzen. 
Ich veranlaſſe die Koͤnigl. Regierung die Unterbehoͤr⸗ 
den hierbei ſtrenger, als bisher Hin und wieder geſchehen, 
zu controlliren, und ſich dieſen Gegenſtand um ſo mehr 
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empfohlen fein zu laſſen, als ich aus diefen Duartalliften 
alljaͤhrlich des Königs Majeftär eine allgemeine. —— 
vorlegen werde. 
Berlin, den 24. April 1816. 
Der Polizei: Miniſter 
Fürft zu Sayn und Wittgenftein. 


An 
ſaͤmmtliche Königl. Regierungen. 


Polizei gegen Ungluͤcksfaͤlle. 


104. 
Bund ber Königl. Regierung zu Danzig, bie 
| “Feuer + Polizei betreffend: 


m 


Es haben feit Kurzem Brände flatt gefunden, von 
welchen nach den ausgemittelten Umftänden angenommen 
werden muß, daß fie durch Unvorfichtigfeit „mit Feuer ent: 
ftanden find. Dieß veranlaßt ung, die beftehenden Feuer- 
- polizeilichen Vorſchriften und die gefeßlichen -Beflimmungen 
‚ ber $$. 1538. bis 1570. Titel 20. Theil II. des Allces 
meinen Landrechtd allgemein in Erinnerung zu bringen, 

und die Polizei» Behörden aufzufordern, daß fie mit Ernft 
und Nachdruck auf die Befolgung diefer Vorfchriften halten. 

Der beffern Ueberſicht ‘wegen, laſſen wir die erwaͤhn⸗ 
ten $S. des Allgemeinen Landrechts hier abdrucden. 

Danzig, den 12.Mai 1825. 

Königl, Regierung. Erfte Abtheilung. 


Aus zug. 
$. 1538. 
Feder Einwohner des Staats ift fehuldig, Vorſicht 


anzumenden, damit durch fein Zuthun oder Veranlaſſung 
kein Fenerfchade entftehe. 
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i $. 1539. — 

Wer einen Bau fuͤhren, oder Haupt⸗Reparaturen un⸗ 
ternehmen will, muß ſich dazu vereideter Werlmeiſter bes 
dienen, und nach den, zur Abwendung der Feuersgefahr 
abzielenden Anweiſungen derſelben ſich achten. Th. J. Tit. 
IIi. $. 66. sqq.) | | | 

| 9. 1540. | 

"Handwerker und Profeflioniften, welche im Feuer ars 
beiten, müffen die Polizeis Ordnungen jedes Orts, wegen 
der Anlage und Verwahrung ihrer MWerfftätte, imgleichen 
wegen der Art und Zeit, ſich des Feuers zu bedienen, 
genau beobachten. 

S. 1541. 

Alle ſich von felbft entzündende oder leicht Feuer: 
fangende Waaren, Materialien und andere Vorräthe müfs 
fen an Dertern und in Behältniffen, wo ihre Entzündung 
nicht. gefährlich werden ie vorfihtig aufbewahrt werden. 

9. 1542. 

Auch muͤſſen Waaren, welche, wie Hanf und Pech, 
nicht ohne Gefahr bei einander aufbewahrt werden fönnen, 
von einander abgefogdert gehalten werden. 

$. 1543. ER; | 

Gewerbe und DBerrichtungen, deren Betrieb mit bes 
fonderer Feuersgefahr verbunden ift, follen in Städten, 
Flecken, Dörfern, und überhaupt in der Nähe von andern, 
einer leichten Entzuͤndung ausgefegten Gebäuden night ges 
duldet werden. 


$. 1544. r 
Jeder Hauswirth ift fehuldig, dafuͤr zu forgen, daß 
die Feuerſtellen in feinem Haufe beftändig in baulichen, 
brandficherem Stande unterhalten, und beſonders die 
Schornfleine zur gefegten Zeit ordentlich gefegt werden. 
8 1545 
Befonderd müffen die Schornfteinfeger,. fowohl auf 
dem Lande als in den Städten, dafür haften, daß die 
Keinigung der Schornfteine gehörig erfolge. 
$. 1546. a 
Wenn der Eigenthümer oder Einwohner auf die Er- 
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innerung des Schornfteinfeger8 nicht achtet, ſo ift diefer 
zur Anzeige bei der — gehalten. 

$. 154 | ; 

Ein jeder überhaupt iſt onfig, in Unfehung des’ 
Feuers und Lichtes die genauefte Vorſicht zu beobachten. 

$. 1548. 

In Scheuern und Ställen, Böden und andern Be⸗ 
haͤltniſſen, wo feuerfangende Sachen zu ſein pflegen, ſoll 
ſich Niemand mit bloßem Feuer oder Lichte, brennenden 
Kienſpaͤnen, oder Fackeln betreten laſſen. 

$. 1549. 

Vielmehr fol fih ein Feder dazu der Dellampen in 

gehörig verwahrten blechernen Laternen bedienen. 
$. 1550. 

Niemand foll an einem folchen Orte, oder anch in 
oder bei den Betten und Lagerftellen, in Wäldern, in den 
Dörfern, bei Häufern, in den Ställen, auf den. Höfen, 

- oder in den Dorffiraßen und folchen Gegenden, wo leicht 
Feuer entſtehen koͤnnte, Taback rauchen. 
$. 1551. 

In Wäldern und Haiden ſoll Niemand bei —* 
Jahreszeit, oder an gefaͤhrlichen Stellen, Feuer anmachen. 

| $.' 1552. % 

Auch auf freien Plägen darf, in einer gefährlichen 
Nähe von Gebäuden, oder anderer feuerfangenden Sas 
chen, fein Feuer angemacht werden. 


| $. 1553. | 
Niemand fol Kohlenbecken oder andere Geuerbehätt- 
niffe an Drten, wo dadurch Brand veranlaßt, oder Men: 
ſchen durch den Dampf erſtickt werden Fünnten, über Nacht 


ſtehen laſſen. 
5. 1554. 


Des Schießens mit Feuergewehr, des Raketenwer⸗ 
fens und anderer Feuerwerke, in der Nähe von Haͤu⸗ 
- fern, Gebäuden, oder andern leicht entzündbaren Sachen, 
fol ſich ein Jeder enthalten. 

$. 1555. 
Wer den, $. 1538 — 1554. vorgefchriebenen Vor⸗ 
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ſichts⸗Regeln zutider Handel, macht ſich der, in 
den befondern Verordnungen feftgefegten — 
ſchuldig. | 

$.. 1556. 


Die gewöhnliche Polizei-Strafe fol nach Verhaͤltniß 
der Unvorfichtigfeit, der Größe der Gefahr, und der Qua 
litaͤt der Perfon, in den Polizeis Gefegen näher — 
werden. 


$. 1557. | 

Wer durch JJ — Polizei-Geſetze eine 
wirkliche Feuersbrunſt veranlaßt, der ſoll, nach Verhaͤlt⸗ 
niß des entſtandenen Schadens, mit Gefaͤngniß⸗- oder Ar⸗ 
beitshausſtrafe, von 6 Monaten bis 2 Fahren, oder auch 
nach Befchaffenheit der Umftände und Perfon, mit Zunfzig 
bis Taufend Thaler Geldſtrafe belegt werden. 

$. 155% 

Mer außerdem durch — oder Verab— 
ſaͤumung der gewoͤhnlichen Sorgfalt zum Entſtehen einer 
Feuersbrunſt Anlaß giebt, ber ſoll nach gleichem Verhaͤlt⸗ 
niffe, ‚Arreft oder Arbeitshausftrafe auf 4 Wochen bis zu 
Einem Sjahre leiden, oder Zwanꝛis bis Fuͤnſhundert Tha⸗ 
- Ser Geldſtrafe erlegen. 


$. 3559. 

Hauspäter — ſind ſchuldig, auf 
ihre Familie und Geſinde, wegen behutſamen Verhaltens 
mit Feuer und Licht, ſorgfaͤltige Aufſicht zu fuͤhren. 

$. 1560. 
! Ein Gleiches liegt, in Anfehung: der Fremden und 
Reiſenden, denjenigen ob, welche dieſelben auſnehmen und 
‚beherbergen. 

$. 1561. 

Sobald vorgedachte Perfonen wahrnehmen, daß dies 
jenigen, welche in diefem, Betrachte unter ihrer Aufficht 
fiehen, mit Feuer und Licht fahrläßig umgehen, müffen 
fie folchem fofort nachdrücklich feuern, oder der Obrigkeit 
— Anzeige machen. 

$. 1562. 
Auch mansnisthe, welche dergleichen unvorfichtige 
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Behandlung an ihren Mierhöleuten wahrnehmen, find, wenn 
fie derfelben nicht ſelbſt hinlänglich feuern koͤnnen, der 
Obrigkeit Anzeige zu thun yerbunden. 

$. 1563. 

Wenn durch die Schuld und Fahrlaͤßigkeit der Fa⸗ 
milie, des Geſindes, oder der Fremden, Feuer entſteht, ſo 
ſoll der, einer vernachlaͤßigten Aufſicht uͤberfuͤhrte Haus⸗ 
vater, Dienſtherr oder Gaſtwirth die Haͤlfte der, von dem 
unvorſichtigen Brandſtifter ſelbſt verwirkten Strafe leiden. 
$. 1564. 

Hat Jemand die Gewohnheit der, ſeiner Aufſicht an⸗ 
vertrauten Perſonen, mit Feuer und Licht unvorſichtig 
umzugehen, gewußt, und gleichwohl ſelbiger vorſchriftsmaͤ⸗ 
fig zu ſteuern unterlaſſen, fo ſoll er eben fo, wie der 
ſchuldbare Brandftifter beſtraft werden. 

$. 1565, | 

Sjeder, in deffen Wohnung oder Behaufung ein Feuer 
außbricht, welches leicht gefährlich werden könnte, ift den 
Vorfall fofort fund zu machen, und die öffentliche en 
ohne Zeitveriuft — ſchuldig. 

$. 1566, 

Mer das außgebtodene euer zu verheimlichen, und 
mit den Seinigen in der Stille dämpfen zu wollen uns 
ternimmt, fol, wenn ed mwirflich ohne mweitern Schaden 
gelöfcht morden, dennoch mit Fünf bis Zwanzig Thalern 
Gelds oder verhältnigmäßiger Feibesftrafe belegt werden. 

$, 1567. 

Sf aber durch folche Berheimlihung: die Öffentliche 
Beihilfe verabfäumt, und dadurch ein erheblicher Schade 
angerichtet worden, fo fol die Strafe der unvorfichtigen 
Brandftiftung flatt finden. ($. 1557.) 

$. 1568. | 

Sn Anſehung derjenigen, welche vermoͤge ihres Am— 
tes, oder zufolge ihrer Buͤrgerpflicht, ausbrechende Feuers⸗ 
bruͤnſte kund zu machen, oder bei deren Daͤmpfung mit— 
zuwirken ſchuldig ſind, hat es bei den Vorſchriften ihrer 
Amts-Inſtruktionen und den beſondern Feuer⸗-Ordnungen 
ſein Bewenden. 
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8. 1569. 
Wer die, nach diefen Ordnungen zu haltenden Löfch- 
Gerächfchaften nicht vorräthig, oder nicht im Stande hat, 


der fol zu feiner Pflicht fofore durch Erecution — F 


ten werden. 


$. 1570. 

Iſt die Anſchaffung oder Inſtandhaltung aus Nach- 
läßigkeit oder unzeitiger Sparfamfeit unterblieben, fo fol 
der Webertreter den doppelten Werth des fehlenden oder 
untauglichen Geräthes zur Strafe entrichten. 


105. | 
Publifandum der Königl. Regierung zu Pofen, die 
Verhütung und baldige Löfchung ber Braͤnde in 
den Forſten betreffend. 


— — — 


Nachſtehendes Publikandum wegen Verhuͤtung und 
baldiger Loͤſchung der Brände in den Forſten der Kam: 
mer » Departements in Dftpreußen, Litthauen, Weſtpreußen 
und im Netzdiſtrikt vom 7. Juli 1804, welches auch bier 
in Anwendung fommen und befolgt werden fol, bringen 
wir hiermit zur allgemeinen Kenntniß. 

Poſen, den 16. März 1825. 
Könige. Preuß. Regierung. Zweite Abtheilung. 


Publifandum 


wegen Verhütung und baldiger Löfchung der Brände in den Fors 
ften der Kammer: Departements in Oftpreußen, ii 
Meftpreußen und im Netzdiſtrikt. 


Seine Koͤnigl. Majeftät von Preußen ꝛc. 2c. ıc. haben 
mißfällig bemerkt, daß ungeachtet aller Aufmerffamfeit auf 
die Verhütung der Brände in den Forften, und der, bei 
deren Ausbruch zur Dämpfung und vorzubeugenden. mei 
tern Verbreitung des Feuers getroffenen Vorkehrungen, 
dennoch jährlich in Höchfldvero eigenen, den ftädtifchen, 
adeligen und übrigen Privat» Forften in den Kammer: 


— 
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Departements von Dfipreußen, Litthauen, Weſtpreußen 
und im Negpdiftrift ein unerfeglicher Schaden durch theils 
vorſaͤtzlich, theils aus Fahrläfligkeit nnd Unvorfichtigfeit, 
veranlaßte Brandfiiftungen gefchiehet, welchen Schaden 
die jetzigen ſowohl, als auch die fünftige Generation emz. 
pfindlich büßen muß. Allerhoͤchſtdieſelben finden fich daher 
aus Landesväterlicher Vorforge für das allgemeine Hefte, 
und vermöge der Dberauffiht auf die pflegliche Wirth: 
fchaftsführung und Erhaltung der vorhandenen, und in 
Abſicht der zum menfchlichen Leben unentbehrlichen Holz⸗ 


RKonſumtion fo nothwendigen Waldungen, bewogen, durch 


das gegenwärtige Publifandum die, in den Altern und 
neuern Edikten, deögleichen in der Forft- Ordnung enthals- 
tenen Vorfchriften, jur Verhütung und bafdiger Löfchung 
der Forſtbraͤnde, ſowohl zu erneuern, als auch näher zu 
beflimmen; und jedermänniglich nochmals in ne 
zu bringen. 
I. 

Niemand, wer er auch fei, fol fich unterfiehen, in 
den Haiden felbft, oder bei denfelben in einer Nähe von 
100 o Schritten, Feuer — 


Auch ſoll Niemand in * Sewäfen, weiche ſich in⸗ 
nerhalb der Forſten befinden, oder durch dieſelben fließen, 
bei Kiehn oder anderm Feuer fifchen oder krebſen. 


3 | 
In Wäldern oder Haiden fol Niemand bei trockener 
Jahreszeit Tabak rauchen. 


4. | 
Wer ſich gegen Nieſe vorſtehende drei Vorſchriften 
vergeht, ſoll, wenn er auch ohne boͤſe Abſicht handelte, 
und wenn auch kein Schaden’ gefchehen wäre, dennoch mit 
einer Geldfirafe von Fünf bis Fünfundzwanzig Thaler, 
oder mit einer Achttägigen bis vierwöchentlichen Zuchthaus: 
oder Gefängnißftrafe belegt werden, außerdem aber die 
dem Angeber oder dem Forftgerichtd- oder Polizeis Bediens 
ten gebührende | aus feinem Bermögen ent 
richten. 
RG 
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5. 

Sit durch bergleihen unerlaubte Handlungen ein 
Schaden veranlaßt worden, fo ift der Thäter fehuldig, ihn 
vollſtaͤndig zu erfegen. Ä 

. 6, 

Dermag er died nicht, fo foll er, wenn auch der 
Schaden nur Einhundert Thaler oder darunter beträgt, 
mit einer einvierteljährigen, bei einem größern Schaden 
aber, wenn folcher nur nicht die Summe von Zweihundert 
Thalern überfteigt, mit einer halbjährigen bei einem noch. 
größern Schaden aber, mit einer Eins bis Zweijährigen 
Seftungsftrafe belegte werden. 


2. 

Auch den Reiſenden ift ed unter Feinerlei Vorwande 

erlaubt, Teuer in oder bei den Forften nach $. 1. anzus 
machen. 


8. 

Wer bergleichen Unfug bemerkt, ift fchuldig, folchen 
dem nächften Forfibedienten oder Lands und Polizei-Neus 
ter, oder der naͤchſten Orts-Obrigkeit anzuzeigen; dieſe 
aber find fodann verbunden, die Neifenden anzuhalten, 
und Wagen und Pferde in das nächfte Amt zu liefern. 


| 9. 

Dergleihen Neifende find, wenn auch Fein Schaden 
gefchiehet, nicht nur die den Angebern gebührende Beloh⸗ 
nung, fondern auch eine Geldftrafe von Fünf Thaler, nebft 
den lnterfuchungskoften zu zahlen verpflichtet. | 

Io, 

Das Ausbrennen verwachfener Wiefen und Aecker, 
darf bei Einhundert Thaler Geld, oder verhältnigmäßiger 
geibeöftrafe, nur mit vorheriger Einwilligung der Orts⸗ 
Obrigkeit, und in Beiſein der Forſtbedienten gefchehen. 
il. 

Diefes Ausbrennen fol nur bei ſtillem Wetter, und 
wenn dad aus;ubrennende Land mit einem breiten Steige 
oder aufgeworfenen Graben umgeben ift, verftattet; auch 
müffen genugfame Leute mit Schüppen und Spaten und 
andern tüchtigen Geräthfchaften gefiellt werden, damit der 
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weitern Ausbreitung des Feuers hintaͤnglich Einhalt ge⸗ 
ſchehen koͤnne. 

12. 

Die Holzhauer und die Hirten, Schaͤfer und Vieh⸗ 
huͤter, welche mit ihrem Vieh die Forſten beruͤhren, ſollen 
von Walpurgis bis Michaelis, bei der im 4ten Paragraph 
beſtimmten Strafe, kein Feuerzeug bei ſich fuͤhren. 


‚13 Ä 

Wer einen vorfäglichen Brandflifter entdeckt, oder 
fonft feſthaͤt, hat eine Belohnung von Funfzig Thaler, 
und wer einen andern folchen Kontravenienten anzeigt, 
eine Belohnung von Fünfundzwanzig Thaler, im Fall des 
unerlaubten Tabacfrauchens aber eine Belodnung von Fünf 
a zu erwarten. 

14 

Wenn Feuer in den — oder Privatforſten 
entſteht; ſo ſollen die innerhalb zweier Meilen liegenden 
Stadt» und Dorf-Gemeinden, wie auch diejenigen, welche 
in der brennenden Haide zur Huͤtung vder Dölzung, oder 
zum Naffs und” Lefeholz berechtigt find, fobald fie Nach— 
richt davon erhalten, Feuerlärm machen und zur Hilfe 
eilen. | 

15, 

Zu diefer Hülfe muß jedes Haus in den Städten 
und jeder Hof in den Dörfern eine erwachfene Manns— 
perfon abfenden, weiche mit-einer Art, oder mit einer 
Schuͤppe oder Spaten verfehen fein muß, 

16. 

Die zur Hülfe abgefandten Perfonen müflen nad. 
Anmweifung der Forftbedienten zum Löfchen, Grabenziehen, 
Durchhauen und andern Nettungsmitteln bereit fein, und 
nicht eher davon gehen, Bis fie von den orftbedienten 
oder andern obrigfeitlichen Perfonen, welche die Loͤſchan— 
falten dirigiren, entlaffen werden. 

7. | 

Mer bei entftandenem Forfibrande zuerft unberufen 
zum Löfchen des Feuers anlangt, fol dafür eine Belohs 
nung von Fünf Thaler erhalten, 
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18. 
Eine Belohnung von Zehn Thaler empfängt diejenize 
. Gemeinde der Societät, welche fich zuerft und ungerufen 
auf der Brandftele einfindet, und folche thätige Föfchan: 
falten macht, daß nicht mehr ald zwei biß drei Morgen 
Magdeburgifh ausbrennen. 


19. 

Ale in diefem Publikanto erwähnte Belohnungen 
folfen, wenn die zu belohnende That, durch glaubmwürdige 
Derfonen befcheinige wird, ohne Zeitverluft ausgezahlt 
werden. 

| 20. 

Es ſollen aber auch diejenigen, welche bei entftan« 
denem Forfibrande die fchuldige Huͤlfe verzögern, oder den 
Brand, ob fie gleich Fönnten, nicht verhüten, mit einer 
Geldftrafe von Zehn Thaler oder einer verhältnißmäßigen 
Leibeeftrafe belegt, und die Forfißedienten und andere obrig⸗ 
feitliche Perfonen, welche ihre Amtspflicht zur Verhütung 
der Forfibrände, vder zur Feſtnehmung und Beſtrafung 
der Forftfrevfer vernachläßigen, nach Befinden der Ums 
ftände, mit Kaſſation oder fonft nach Vorfchrift des Allges ' 
meinen Landrechts Th. I. Tit.2o. $.333. sq. und $.458. 
sg. befiraft werben. 

—— 

Wer durch irgend eine unvorfichtige oder verbotene 
Handlung, wohin auch das vorfchriftswidrige Kohlenbren⸗ 
nen gehört, einen Forfibrand veranlaßt, hat die im $. 6. 
BERTUNIE Strafe zu a 


Wenn aber auch Fein Schaden gefchehen: ift, fon doch 
der, welcher während des Kohlenbrennens fich über ein 
Hundert Schritte von dem Meiler entfernt, oder nicht für 
die gehörige Zufchüteung des Lochs forget, oder bei Bele- 
gung des Kohlenmeilers fich nicht nach der Anweiſung der 


Forſtbedienten achtet, mit einer vierwöchentlichen Karren 5 


firafe belegt werden. 


23 
- Vebrigens dient den Huͤtungs-Berechtigten, Hirten 
Sf 2 5 
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und Schaͤfern zur, Nachricht, daß fle im jeglichen Falle 
von einem entfiandenen Forſtbrande großen Nachtheil zu 
erwarten. haben, weil fodann die Brandftellen in Scho⸗ 
nung gelegt, und die Huͤtung in dieſem Revier gaͤnzlich 
unterſagt werden muß. 
Hiernach hat ein jeder ſich ganz genau zu achten, 
die erneuerten Verordnungen puͤnktlich zu befolgen, und 
die Warnungen und Verbote nicht aus den Augen zu 
ſetzen, widrigenfalls gegen die entdeckten Kontravenienten 
mit der ſtrengſten, geſetzlichen, und nach Befinden der Um⸗ 
ſtaͤnde geſchaͤrften Ahndung und Beſtrafung unausbleiblich 
verfahren werden wird. 2 
Signatum Charlottenburg, den 7. Juli 1804. 
| Friedrich Wilhelm. 
(L. S.) i 
Goldbek. Schrötter. 





106. 
Reſcript der Königl. Minifterien des Innern und ber 
Finanzen, an die Königl. Regierung zu Sranffurt, den 
Beitritt der Königl. Aemter und deren Unterthanen 
zur Rurmärffchen Feuer» Sozietät betreffend. 





Wenn gleich das Kurmärkfche Teuer: Spozietätd , Res 
glement vom 11. April 1771 im Eingange auf den früs 
heren König, Befehl, wodurch alle Könige. Aemter und 
deren Unterthanen verpflichtet worden, der Sozietät beis 
zutreten, Bezug nimmt: fo ift doch diefer Befehl oder 
dDiefe Verpflichtung in den Neglement felbft nicht mwieder- 
holt, und es kann daher auf bie Königl. Aemter und des 
ven Einfaffen nur das Anwendung finden, was in dem 
$. 1. des Reglements felbft in Hinſicht ded Adeld und 
der Befiger adelicher, Güter und deren Unterthanen allge: 
mein beſtimmt worden ift. 

Danach hängt es namentlich von der Wifführ der 
Obrigfeiten ab, die Eintragung der Gebäude ihrer Unter 
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thanen in die Sozietät zu verlangen oder nicht, und bier: 
noch unterliegt es feinem Bedenken, daß auch die Königl. 
Regierung in dem, in dem Berichte vom ısten v. M. vors 
getragenen Falle Namens des Amted N. N. dem Bauer 
N. N. zu £ettfhin, wenn er fih aus dem Dorfe heraus 
auf feinem feparirten Acker new aufgebauet, die Erlaubniß 
ertheilen kann, aus der Land» Feuer s Sozietät auszufcheiden. 
Eben dieſes kann in allen Ähnlichen Faͤllen gefcheben, 
wo Diefelbe fich überzeugt hat, daß die Einfaffen fich auf 
ihren feparirten Ländereien bereitd entfernt von anderen 
Gebäuden aufgebaut haben, und wo felbige, wie in Lett 
ſchin bereits freie Eigenthümer "ihrer Höfe und weder zu 
freiem Bauholze noch zu anderen gutsherrlichen Unters 
fiügungen bei Ungluͤcksfaͤllen mehr berechtigt find. 

- Sn allen anderen Fällen ift dagegen wie bisher auf 
die Verficherung der Gebäude der Amtd-Einfaflen bei der 
Sozietät zu halten, bis das. zu erwartende neue Diegle- 
ment vielleicht ein anderes beftimmt, indem der Königl. 
Regierung darin nicht beigepflichtet werden fann, daß die 
Beflimmungen des Ältern Reglements bierunter durch. die 
neuere Gefeßgebung megen der gutöherrlich bäuerlichen 
Berhältniffe an ſich ſchon aufgehoben wären. 

. Berlin, den 13. April 1825. 
Miniſterium des Innern. en der Finanzen. 
v. Shudmann. Klemig. 





107. | 
Reſcript bes Königl. Minifteriums des Innern an die 
Königl. Regierung zu Breslau, die Anfegung von 
Beanger SB yorbfeiniegere betreffend. 


Yuf den Bericht der Königt. — vom 22ſten 
vorigen Monats: 
die Anſetzung von Zwangs⸗Schornſteinfegern betreffend, 
wird Derſelben zuvoͤrderſt Abſchrift eines von der Regie⸗ 
sung zu Potsdam unterm 25. Maͤrz 1822 über die Zwangs⸗ 


458 | | 

Bezirke erftatteten Berichtd nachrichtlich mitgetheilet, um 
die Schwierigfeiten zu entnehmen, die der Einführung der 
Zwangs -Bezirke im Departement diefer Negierung entge⸗ 
gen geſtanden haben. 

Jedoch kommt es nicht ſowohl auf die verſchiedenen 
Anſichten uͤber die Nuͤtzlichkeit und Raͤthlichkeit dieſer Zwangs⸗ 
Bezirke, als auf die Beſtimmung der Gefeße an. In Dies 
"fer, Beziehung findet man in dem allegirten S. 23. des 
Edikts vom 19. Mat ı765. feine Anordnung diefer Zwangss 
Bezirke. Am menigften kann die Bezugnahme auf ein 
beftimmtes Kehrlohn auf die Anordnung eined Zwangs⸗ 
Bezirkes fchließen laffen. — 

Uebrigens mag es einzelnen Gemeinen und mehreren 
zu dieſem Zwecke vereinten Gemeinen unverwehrt ſein, auf 
die in dem Reſcripte vom 26. Noveinber 1822. fuͤr die 
einzelnen Haus-Beſitzer ausgeſprochene Freiheit zu verzich⸗ 
ten, und ſich auf beſtimmte Zeit oder auf Kuͤndigung ei⸗ 
nen gemeinſchaftlichen Schornſteinfeger gegen ein durch 
Vertrag feſtzuſetzendes Quantum oder Lohntaxe anzuneh⸗ 
men; wenigſtens iſt fein Grund. vorhanden, dies von Amts⸗ 
wegen zu hindern, | 

Hiernach wird auch den Beſchwerde führenden Gutd- 
beſitzern nicht verhindert werden koͤnnen, fih in gleicher 
Art einen Hemeinfchaftlichen Schornfteinfeger beliebig zu 
wählen. Fuͤr das Beduͤrfniß der Polizei genügt die Ue⸗ 
berzeugung, daß der gewählte Schörnfteinfeger die nöthige 
Qualififation befiße, und daß er der Polizei angezeigt 
werde, desgleichen daß die Polizei ſich fortwährend in 
Kenntniß davon erhalte, daß er feinen Pflichten genüget. 

Died letztere ift gemeint, wenn die Königl. Regie⸗ 
rung in fine des Reſcripts vom 18. Februar d. J. ange⸗ 
wieſen iſt, auf Beobachtung der in dem Reſcripte vom 
26. November 1822. enthaltenen polizeilichen Vorſchriften 
zu balten. 

Berlin, den 9. April 1825: 
Minifterium des Innern, Erſte Abtheilung. 
As | Köhler. 
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Reſcript des Königl. Minifteriums des Innern an die 
Königl. Regierung zu Münfter, die Feftfegung der Prä- 
mien bei Hagel⸗Aſſekuranz⸗Geſellſchaften betreffend. 


— — 


Die Vorausſetzung der Koͤnigl. Regierung in dem 
Berichte vom 28ſten v. M., als babe die hieſige Hagel⸗ 
Aſſecuranz-Geſellſchaft ſich eine eigenmaͤchtige Abänderung 
der in ihrer Verfaſſungs-Urkunde Abſchnitt 4. $. 47. feſt⸗ 
gefeßten Prämie für das laufende Fahr erlaubt, ift nicht 
richtig. Diefe Feftftelung der Prämien Säge, deren Nor 
mirung ſich auf die Beachtung der Verfchiedenheit in den 
klimatiſchen Verhältniffen gründet, ift vielmehr, wie auch 
aus der in Bezug genommenen Bekanntmachung vom 18, 
März d. J. fchon hervorgehet, nach vorgängiger Unterfus 
chung. der Sache und dazu in der Art auddrüdlich ers 
langten Allerhoͤchſten Genehmigung, daß der Gefellfchaft 
für die nächften beiden Fahren 1825 und 1826. die Ers 
hoͤhung der Prämien bis auf F Procent vom Hundert der 
Verſicherungs Summe ein Marimum geftattet, erfolgt. 

Hiernach finden die aus jenen Vorausſetzungen abs 
geleiteten Folgerungen nicht: ſtatt, und ift daher auch Feine 
Veranlaſſung zu der von der Königl. Regierung in Ans 
trag gebrachten Bekanntmachung vorhanden. 

Sollte Sie indeffen, mie aus Ihrem Berichte bers 
vorzugehen fcheinet, aus. fiheren Erfahrungen trifftige 
Gründe für die Meinung abzuleiten mwiffen, daß jener 
Prämien Sag dort unverhältnigmäßig hoch ſei; fo bleibt 
Ihr überlaffen, die Direction der Sozietät‘ darauf auf: 
merffam zu machen, da es in deren eigenem Intereſſe 
liegt, durch Mäßigkeit und Angemeſſenheit der Prämiens 

Säge die Anzahl der Theilnehmer zu vermehren. | 
j Berlin, den 14. Mat 1825. 
Minifterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
Koͤhler. 
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109. 
Allerhöchfte Kabinets⸗Ordre, die Einſchließung der Bo⸗ 
denluken zur Verhuͤtung von Ungluͤcksfaͤllen be⸗ 
treffend. 


Um den haͤufigen Ungluͤcksfaͤllen vorzubeugen, die in 
den weſtphaͤliſchen Provinzen, durch eine fehlerhafte Ein, 
richtung der Gebäude bisher entftanden find, will Ich 
Sie auf Ihren Bericht v. 28ſten v. M. ermächtigen, von 
Polizeiwegen dafelbft anzuordnen: daß die Bodenluken 
entweder vermittelft vier, im die Balken eingezapften Pfo⸗ 
fien und drei Reihen Querlatten, oder fonft auf eine nach 
Ermefien der Polizei» Behörde hinreichende Weife, einges 
fchloffen werden, Ich überlaffe Ihnen Sorge zu tragen, 
daß diefe Vorrichtung innerhalb eines Zeitraums von drei 
Monaten ausgeführt werde. - Die Hausbefiger, welche das 
- gegen handeln, find mit einer Geldbuße von Fünf Thas 
lern oder verhäftnißmäßiger Gefängniß- Strafe zu belegen, 
auch wenn durch ihre Unterlaffung Semand befchädigt, 
oder wohl gar um das Leben gekommen fein follte, nach 
den DBorfchriften der Kriminal-Gefege zur Unterfuchung 
zu ziehen, und zu beftrafen. Ich trage Fhnen.auf, wegen 
Befanntmachung und Ausführung dieſes Befehld, das 
Erforderliche zu verfügen. 

Berlin, den 15. Ypril 1825. 

Sriedrih Wilhelm 


din Shuats Miniſter v. Sch uckmann. 


IIO. 


Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei an den Koͤnigl. Ober⸗Praͤſidenten, Herrn von 
Vinke, zu Münfter, diefelbe Angelegenheit bes 

treffend. | 


— — 


Ew. Hochwohlgeboren unterm 26. Februar v. J. er⸗ 


Ada 
. nenerter Antrag zur Verhuͤtung ber durch die mangeltafte 
Einrichtung der Bodenlufen in der dortigen Provinz bis 
jest fo Häufig erfolgten Ungluͤcksfaͤlle, hat mir Der: 
anlaffung gegeben, wegen dieſes Gegenftandes des Königs 
Majeftäe unmittelbar Bericht zu erflatten. Indem ich 
Ahnen die darauf unterm ısten d. M. an mid 
ergangene Alterhöchfte Koͤnigl. Kabinets-Ordre hierbei im 
beglaubigter Abfchrift Überfende, ermächtige ih Em. Hoc. 
mwohlgeboren, in Gemäßheit derfelben eine durch die Amtes 
Blätter der weftphälifchen Provinzen zur Öffentlichen Kennt⸗ 
niß zu dringende polizeiliche Verordnung zu erlaffen, auch 
durch angemeffene Verfügung dafür zu forgen, daß die bes 
fehriebene Sicherheits «Vorrichtung innerhalb eined Zeit, 
raumd von drei Monaten nach der Öffentlichen Bekannt 
machung zur Ausführung fomme, und fehe Ihrem Bes 
richte über die Erfüllung dieſes Allerhoͤchſten Befehls uns: 
ter. Einfendung der erlaffenen Verfügung catseres. 
Berlin, den 21. April 1825. 
Minifterinm des Innern und der Polizel. 
v. Schuckmann. 





III, 


Publifandum des Königl. Ober» Präfidiums von Werft: 
phalen, diefelbe Angelegenheit betreffend. 


In den Jahren von 1819 bis 1824 haben 
im Regierungs⸗Bezirk Muͤnſter. 74 
—W ⸗Minden . 62 und 
J ⸗ ⸗2Arnsberg. 44 
alſo überhaupt 180 Menſchen 
durch Herabſtuͤrzen aus den Bodenluken einen unnatuͤrli-⸗ 
chen Tod gefunden; viele andere find dadurch zu Krüps 
peln geworden. 
Der Kreids Wundarzt Aleibol te zu Harſewinkel, 
hat eine zweckmaͤßige Vorkehrung in Vorſchlag gebracht, 
nach welcher an den vier Ecken der Bodenluke eben ſo 
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viel Pfoſten von Eichenholz, KZoll ſtark und 24 Fuß hoch, 
in das Gebälfe eingelaffen, in diefe drei Reihen Löcher 
über einander angebracht, und dutch Iegtere Hinlänglich 
ftarfe Latten gefchoben werden, dergeſtalt, daß um die 
Luke ein, - erforderlichen Falls theilweife wegzunehmendes, 
Geländer entfieht. ne — 
| Diefe Einrichtung ift nicht Eoftfpielig, den laͤndlichen 
Gefchäften nicht Hinderlih, und von mehreren Landwir; 
then im Kreife Warendorf vollfommen bewährt gefunden. 

Mittelſt Alterhöchfter Kabinets: Ordre v. ı5. April 
d. J. haben des Königs Majeftät die Einfchliefung der 
Bodenlufen auf diefe oder eine fonftige, nach dem Ermef 
fen der Poligeis Behörde hinreichende Weife ausdrücklich 
zu befehlen, auch im Unterlaffungsfalle das Straf-Ber- 
fahren zu beſtimmen gerubet. 

Hiernah haben demnach alle Eingefeffene hiefiger 
Provinz, in deren Gebäuden fich derartige Bodenlufen 
vorfinden, auch die Mierhes Bewohner, fofern die, Eigen: 
thümer die Einrichtung in 2 Monaten nicht vollendet has 
ben, mit Vorbehalt ded Ruͤckgriffs an diefe, fofort und 
‚ fpäteftens binnen 3 Monaten entweder die oben vorges 
fehriebene, oder eine gleichartige, jedoch vorab vom Land- 
rath, in Abficht der Wirkfamfeit, zu prüfende und gebil- 
ligte Einrichtung zu treffen,. welcher zugleich anzuordnen 
bat, ob und wie etwa bereitd angebrachte Einrichtungen 
hinreichend find, auch darauf zw halten, daß in Gebaͤu⸗ 
den, wo die Bodenluken nicht gebraucht werden, dieſelben 

durch aufgenagelte Bretter, verfchloffen zu halten find. 

Daffelbe gilt von den Lufen, unter den Winden zum Aufs 
ziehen von Korn und andern Laſten. Ä 

Die Herren Landraͤthe und Bürgermeifter werden 


— 


für die vollſtaͤndigſte Ausführung dieſer Verordnung ins⸗ 


beſondere verantwortlich gemacht. 

Die Letztern haben ſolche auf alle dienliche Weiſe in 
ihrem Bereiche naͤher bekannt zu machen, Anleitung zu 
geben, den in der Gemeinde wohnenden Zimmerleuten die 
Vorrichtung an einem fertigen Gelaͤnder zu zeigen, deſſen 
mindeſte Koſten, nach Unterſchied, ob der Zimmermann das 
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Holz; und die Nägel dazu liefert, mit befannt zu machen, 
darauf zu halten, daß die Latten außer dem Gebrauche 
beim Heraufheben, fo weit fie. daran hindern, beftändig 
eingelegt werden, und fich zu überzeugen, daß diefe Ders. 
ordnung allenthalben in Vollzug gefegt werde, mach Abs 
lauf von vier Monaten, nach deren Bekanntmachung aber 
den Landrath den Befund velftändig anzuzeigen, damit, 
wo ed unterblieben, diefe Vorkehrung auf Koften der Säus 
migen von Amtswegen getroffen, und die nach einmaliger 
fruchtfofer Anfage ohne Nachficht zu erfennende Strafe, 
vorbehaltlich der Unterfuchung und Kriminal: Strafe, wenn 
Unglücksfälle gefchehen find, eingezogen werden koͤnne. 

Die Bürgermeifter und Landräche haben zugleich bei 
Befichtigung von Scheunen darauf zu achten, daß die Ins 
terlagen des Kornd auf den Gebälfen gegen das Durchs 
falten von darüber gehenden Menſchen fiarf genug find, © 
und hinreichend dicht liegen, die Bretter darauf gehörig 
befeftige werden, 

Die Landräthe aber haben bei ihren Umreiſen und 
fonft fich zw überzeugen, daß diefen VBorfchriften nachge- 
fommen ift, und den Königl. Regierungen am 1. November 
d. J. die weitere Anzeige über die Ausführung diefer Der, 
ordnung zu machen. 

Münfter, den 31. Mai 1825. 
Der Königl. Ober» Präfivent von Weſtphalen. 
v. Vincke. 


112. 


Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Potsdam, bie 
Breite der Ladung auf Frachtwagen betreffend. 


— 


Es ift bemerkt worden ,. daß die Frachtwagen jegt 
häufig in einer folchen Breite beladen werden, daß fie nur 
mit Gefahr über die Zugbruͤcken gebracht werden. Fönnen. 

Es wird daher hiermit unterfagt, in dem diefleitigen 
—— mit einem Bagen, deffen Ladung eine 
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größere Breite ald von acht bis hoͤchſtens neun Fuß 
enthält, eine Zugbrücke zu pafliren. 

Die Polizei: Behörden und Brücken: Auffeber find an 
gewiefen worden, feinen Wagen mit einer breitern Ladung 
über eine Zugbrücke gehen zu laffen. Sollten deifen uns 
geachtet Fälle vorfommen, in denen gegen diefes Verbot 
gehandelt würde, fo wird der Fuhrmann, unter Vorbehalt 
alfer Anfprüche an ihn wegen des verurfachten Schadens, 
in eine Strafe von Fünf Thalern genommen werden, von 
welcher der Denunziant den dritten Theil erhalten foll. 

Potsdam, den 27. April 1825. 
Königl. Preuß. Regierung. Zweite Abtheilung. 


112. 
Refeript des Könige. Minifteriums des Innern, an die 
Königl. Regierung zu Minden, das Strafverfahren ges 
gen Beſitzer ungefnüttelt auf Jagd-⸗Revieren umher 
| laufender Hunde betreffend. 


Die von der Königl. Regierung in der Mefursfache 
des Ackerbürgerd N. N, zu N. mittelft Berichts vom 
25ſten v. DM. eingereichte Paderbornfche Verordnung vom 
2.Auguft 1783. ift ein allgemeines Landesgeſetz, welches 
für das ganze Bischum Paderborn, nicht für einen eins 
zelnen Dre oder Theil deſſelben, erlaffen worden ift; folg- 
‚lich ift demfelben durch das allgemeine Landrecht derogirt 

$. II. Einteit. zum A. & R. 
Der Fall kann alfo bloß nach dem allgemeinen Land⸗ 
rechte Th. 11. Tit. 16. $. 64. beurtheilt werden. Danach 
ift feine durch die Polizei von Amtswegen zu -verhängende 
Strafe auf’ das Betreffen ungefnüttelter Hunde in einem. 
Jagd-Revier gefeßt, fondern nur den SJagdberechtigten 
freigeftellt worden, den ungefnüttelt herumlaufenden Hund 
zu tödten, und von dem Eigenthümer dad Schußgeld zu 
fordern. Da num in dem vorliegenden Falle der Jagd» 
berechtigte von Ddiefer Befugniß Eeinen Gebrauch gemacht 


| 445 
bat; ſo kann der ac. N. mit ber gegen ihn verhängten 
Strafe nicht belegt, fondern er muß von bderfelben, wie 
„hiermit gefchieht, entbunden werden. 

Berlin, den 26. April 1825. 
Minifterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
| Köhler. 


114. 
Reſcript des Königl. Minifteriums des Innern an die 
Königl. Regierung zu Trier, die Einführung einer 
Hundeſteuer betreffend. 





Der Königl. Negierung wird auf Ihre Anfrage vom 
sten d. M. ermwiedert, daß Sie auch Ihrerſeits unbedenk⸗ 
lich nach dem Inhalte des in Bezug genommenen, in den 
Annalen der Preugifchen inneren Staats: Verwaltung gte 
Band, Jahrgang 1824. Seite 900. N. 119. abgedruckten 
Minifterials Referiptö, die von den Gemeinden des Regie⸗ 
rungs-Bezirks Arnsberg in Antrag zu dringende Einfüh- 
rung einer Hundefteuer betreffend, verfahren fann, im 
Falle Anträge diefer Art von den Bürgermeiftern und Ge⸗ 
meinderäthen Phred Departements bei Ihr eingehen. 

Berlin, den 21. April 1825. 
Minifterinm des Innern. Erfte Abtheilung. 


Köhler. 
F. 
- Armen» Polizei. 
115, 


Circular⸗Reſcript des Königl. Minifteriums des Innern. 
an fämmtliche Königl. Regierungen, bie Verwaltung 
des benfelben etatsmäßig übermiefenen Wohlthäs 
tigfeits- Fonds betreffend. 


— 


Bei Verwaltung ded der Königl, Regierung etats— 
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mäßig übermwiefenen Wohlthätigfeitd: Fonds iſt von dem 


| Geſichtspunkte auszugehen, daß derfelbe als Hülfss 


Fonds zu Armen: Unterffüßungen, welche anderweitig 
aus den - Lands und Kommunal: Armen» Fonds nicht zu 
befchaffen find, zunaͤchſt aber. zur Beflreitung der dem 
Fiscus in feiner Eigenfehaft als Grundherrn obliegenden . 
Armen» Verpflegung, zu betrachten und zu verwenden iſt. 
Die Verpflegungsgelder, welche auf unzweifelhaften Vers _ 
pflihtungen des Fisci beruhen, können daher von der Koͤ⸗ 
nigl. Regierung auch fernerhin ohne weitere Anfrage ans 
gemwiefen, und die ein für allemal ansandere Arme zu ges 
währenden Unterftügungen, wenn ſolche im Einzelnen den 
Betrag von jährlich Zehn Nehir. für jeden Empfänger 
nicht überfteigen, fo weit der disponible seare hinreicht, 
ebenfalls bewilligt werden. 

Um aber diefen Fonds zur Leiftung- der vorgedachten 
ertraordinairen Unterftügungen, als feiner eigentlichen Bes 
ſtimmung, zu erhalten, niüffen diejenigen Beihülfen, welche 
aus andern Fonds mieder zu erlangen find, auch gegen 
legtere gehörig verfolge werden, und wenn es fich alfo 
um Unterflüßungen vormaliger Beamten deren Wittwen 
und Waifen oder anderer Derfonen handelt, deren fich 
Fiscus aus befondern Billigfeitd- Gründen vorzugsmweife 
anzunehmen hat, fo ift vor allen Dingen dabei in Ermwäs 
gung zu ziehen, ob diefelben nicht aus fpeziellen Verwal: 
tungd= namentlich aus den allgemeinen Penfiond» oder 
Unterftügungs = Fonds einzelner Adminifirationg : Zweige, 
als z. B. der Steuer: Dffizianten, der Geiftfichen und 
Schulbedienten, der Domainens und Forftbeamten ꝛc. bes 
firitten werden koͤnnen. Insbeſondere ift es aber ganz 
unzuläßig, die hier in Rede fiehenden Fonds zur Uns 
‚terftügung noch im. Dienfte befindlicher Beamten zu vers 
wenden, und felbft die Cbei dem unterzeichneten Minifterio 
nachzufuchenden) fortlaufenden Unterſtuͤtzungen der ‚Witt: 
wen und Waifen geringer Staatd-Diener, Fönnen nur 
dann bewilligt werden, wenn die Königl. Negierung völlig 
ficher darüber fein darf, daß der Fonds die unver 
meidlichen Ausgaben zu tragen im Stande bleiben wird. 


| 447 
Eben fo find die KursKoften armer Perfonen, die mit ans - 
ſteckenden Krankheiten behaftet find, nur in Ermangelung 
verpflichteter und vermögender Angehöriger und Korporas 
tionen, fo mie in dem Falle zu Übernehmen, daß landed: 
polizeiliche Ruͤckſichten bei Unterdrückung anftecfender, weit: 
verbreiterer Krankheiten den Zutritt zur Heilung ganz 
unbemittelter Kranfen nöthig machen. 

. Die Königl. Regierung hat Ihr kuͤnftiges Verfah— 
ren bei den Bewilligungen aus dem Fonds zu Allmofen 
und Kur:Koften genau nach den vorftehenden Anleituns 
-gen einzurichten. | 

Berlin, den 27. Juni 1825. 

Minifterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
Köhler. 


die Kinial. "Reglerune gu Oppeln. 


Adfchrift vorftehender Verfügung zur —— und 
Achtung am ſaͤmmtliche uͤbrige Koͤnigl. Regierungen. 
Berlin, den 27. Juni 1825. 
diniſterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
| Köhler. 


116. 


Reſcript des Königl. Minifteriums des Innern an bie 
König. Regierung zu Breslau, die Erhebung von Ab⸗ 
gaben zur Orts: Armen: Kaffe für öffentliche 
— betreffend. 





In Gemaͤßheit der Vorſchtift des Allgemeinen Land⸗ 
rechts Theil 2. Tit. 19. $. 27. wird die Koͤnigl. Regie— 
rung auf den Bericht vom ıoten d. M. authorifirt, von 
allen öffentlichen Tanzluftbarkeiten in Breslau, wenn fols 
che nur bis zur Polizei Stunde dauern, 20 Sar., von jes 
der Sänger dauernden öffentlichen Luftbarfeit dieſer Art 
aber 1Rthl. 10 Sgr. zum Beften der Armen: Kaffe erbe- 
ben zu laffen, welche dem Gaſtwirthe durch Erhöhung 


J 
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der Entrees®elder von den Gäften wieder einzuzichen 
überlaffen bleibt. 
Berlin, den 25. Mai 1835. 
Der Minifter des Innervw. 
v. Schuckmann. 


117. 

Reſolution bes Miniſteriums des Innern an den Mas 
giftrat und die Stabtverorbneten zu Leobſchuͤtz, die Feſt⸗ 
fegung höherer Unterftüßungen für Ortsarme bes 

treffend, . 


Es ift, mie dem Magiftrat und den Stadtvererdnes 
ten zu Leobfchüg auf Ihre Befchwerde vom zıflen v.M., 
wegen der von der Königl. Regierung zu Oppeln be 
fohlenen Verabreichung einer höheren, als der bisheris 
gen Unterftägung an die Wittwe N. N. in Leobſchuͤtz, 
bemerflich gemacht wird, eine gefegliche Pflicht der Stadt: 
Kommunen, ihre Armen fo zu unterflügen, daß fie gegen 
den drückendften Mangel gefchügt, und nicht genoͤthigt find, 
fih durch Betteln das Nothdärftiafte zu befchaffen. 

Ob und in wie weit aber eine gefcgliche Pflicht ers 
fült werden folle oder nicht, kann nicht von der Willkuͤhr 
des Verpflichteten abhängen; vielmehr muß die Behörde, 
welche darauf zu halten hat, daß das Gefegliche gefchehe,. 
beim Eingange von Befchwerden hierüber entfcheiden. Da 
nun die Königl. Regierung nach $.2. der Städte: Ord» 
nung über die DBefchwerden Einzelner zu entfcheiden hat, 
nach $. 167. und 184. dieſes Geſetzes aber die Koften 
der Polizei Anftalten, wozu die Armen Anftalten mit ges 
hören, nach Beſtimmung der Behörde befchafft werden 
müffen, und nicht verfagt werden fönnen; fo ift es 
ganz gefeglich, daß, wenn die Stadtverordneten durch uns 
zureichende Unterfiügung eined Armen jene Pflicht nicht 
erfüllen, die Regierung N ift, fie durch Seftfegung 

einer 


einer hoͤheren —— zur Erfuͤllung derſelben an⸗ 


4 


— 
« 
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zubalten.. 

Gegen den von der Königl, Regierung zu — 
behaupteten, und von dem Magiſtrat und den Stadtver— 
ordneten beſtrittenen Örundfag ift daher im. Allgemeinen 


‚nichts zu erinnern: - 


Ob aber in dem vorliegenden ſpeziellen Falle die Ki 
nigl. Regierung die Unterflügung zu hoch normirt habe, 
ift nicht zu erfehen, da der Magiftrat unterlaffen bat, die 
in der Verfügung an den Landrat vom ıoten v. M. 
angezogene ausführliche Befcheidung vom 26. December 
v. J. beizufügen. . Jeden Falls. erfcheint jedoch die von 
der Königl. Negierung feſtgeſetzte Unterfiügung von 2 Rthl. 
Nominals Münze oder circa ı Athl. 4 gr. Courant mos 
natlich für eine Wittwe mit Hier unerzogenen Kindern fo 
mäßig, daß dad Minifterium, felbft nach den von tem 
Magiftrate angeführten Umftänden, darin eine, gegründete 
Urfache zur DBefchwerde durchaus nicht finden kann. 

Berlin, den 9. April 1825. 
Minifterinm ded Innern. Erſte Abtheilung. 


> 


118». - 
Refeript des Königl. Miniſteriums des Sunern an. die, 


Königl. Regierung zu Königsberg in Preußen, bie Auf⸗ 


bringung der Beerdigungskoſten fuͤr die in Gefaͤngniſſen 
verſtorbenen Armen betreffend. 





Der König, Regierung wird auf ben Bericht vem 

28ſten v. M., 

die Erſtattung der Heerdigungd« Koften für den N, N, 

betreffend, - 
hiermit ‚eröffnet, daß Fein. binlängliches Fundament abzu⸗ 
ſehen iſt, aus welchem Sie zu dem Antrage, dieſe Koſten 
aus dem Dispoſitions-Fonds zu polizeilichen Zwecken zah⸗ 
len zu laſſen, veranlaßt worden. Iſt der inhaftirt gewe⸗ 

Annalen Heft II. 1825. Gg 
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ſene N. N. arm verſtorben; ſo muß zunaͤchſt derjenige 
Fonds, der zu ſeiner Alimentation im Gefaͤngniſſe verbun— 
den geweſen iſt, für die Begraͤbniß-Koſten aufkommen. 
Aus gleichem Grunde liegt auch nach $. 84. des Anhan⸗ 
ges zum Allgemeinen Landrechte dem Schwaͤngerer die 
Verbindlichkeit ob, die Beerdigungs-Koſten des unehlichen 
Kindes zu bezahlen. Eventualiter iſt auch die Liquidation 
zu hoch. Hier in Berlin und überhaupt in der Kurmark 
wird mit Einem Thlr. das Begräbniß eined Armen bes 
ftrittem, und dafür läßt es fich überall befireiten. Insbe⸗— 
fondere können Eeine Gebühren für die Geiftlichen paffiren. 
' Die Könige. Negierung wird daher die Zahlung der 
geforderten Koften abzulehnen haben, 
Berlin, den’ 26. Mat 1825. 
‚Minifterium ded Innern. Erfte Abtheilung. 


. Köhler. 
| 6. 
Gewerbe⸗-Polizei. 
| 119. 


Refeript der Könige. Minifterien des Handels und des 
Innern, an die Königl. Regierung zu Fiegnig, die Ans 
legung neuer Muͤhlen in der Naͤhe ſchon vorhan⸗ 

| dener betreffend. 


PEN 


| Da nah Vorfchrift des Geſetzes vom 28. Ditober 

1810. der Befiger einer ſchon vorhandenen Mühle einer 
neuen Mühlen: Anlage miderfprechen kann, wenn diefelbe 
ihm den Wind in dem Manfße entziehet, daß er nach Art 
‚ feines bisherigen Betriebes einen Schaden nachweifen kann, 
wofür er nicht volftändig entfchädige wird, und in diefem 
Sale der Schaden: Erfaß nur dann angenommen werden 
darf, wenn die neue Anlage von der Landes, Polizei Be 
börde für überwiegend vortheilhaft erfannt wird, in dem, 
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in dem Berichte der Königl. Negierung vom 7ten v. M. ans 
‚gezeigten Falle aber ein überwiegender Vortheil von der 
‚Anlegung einer neuen Bocwindmühle nicht zu behaupten 
ift, fo muß in Erwägung der geringen Entfernung der 
von dem Bauer N. N. beabfichtigten neuen Muͤhlen⸗An⸗ 
lage von der fchon vorhandenen des Muͤllers N. N., und 
des dadurch der letzteren erwachfenden Schadens, das 

KonzeffionssGefuch des N. N. zurücgemwiefen werden. * 
Uebrigens ift die Erzeugung eines Flatterwindes alfer« 
dings ein gefeglicher Widerfpruchd- Grund, und die in eis 
nem folchen Falle zu leiſtende volftändige Entfchädigung 
nach den allgemeinen gefeglichen Regeln mit Vorbehalt 
des Prozeſſes über das Entfhädigungs- Quantum von der 
Königl. Regierung zu beflimmen. 

Berlin, den 11. Mai 1825. 
Minifterium des Handels, Minifterium des Innern. 
v. Buͤlow. v. Shudmann. 


120. 


-Publifandum der Königl. Regierung zu Königsberg, 


die Loorfen» Flagge der Preußifchen Schiffe be 
treffend. 


—, 


Des Königs Majeftäe Haben mittelft Alterhöchfter 
Kabinet3: DOrdre vom 13. Februar d. J. zu befehlen ‚ge 
ruhet, daß eben fo mie in England, Rußland, Frankreich, 
den Niederlanden, Sardinien und Portugal bereiß geſche— 
ben, auch für die Preußiſchen Schiffe eine befondere Foot; 
fen » Flagge eingeführt werden foll, durch deren Aufziehung 
die. Preugifchen Schiffer, bei ihrer Ankunft vor einem in- 
oder ausländifchen Hafen, Fünftig ihr Verlangen nach eis 
nem Lootfen zu erkennen zu geben haben. 

. - Den Schiffsrhedern und Schiffsführern wird vdiefe 
Alterhöchfte Beftimmung befannt gemacht, und mwerden ins 
fonderheit die Hafen J angewieſen, darauf 
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zu halten, daß jedes ausgehende Schiff die neue Flagge 
an Bord habe. 

Die Zeichnung der Flagge ift dem betreffenden kauf— 
männifchen und Könige. Hafen=PolizeisBehörden mitge- 
theilt, um fie durch Anfchlag an der Börfe und in den 
Lootſen⸗Buͤreaux zur. Kenntniß der Schiffsrheder und 

Schiffsführer zu bringen. 
* Königsberg, den 18. März 1825. 
RKoͤnigl. Regierung, Zweite Abtheilung. 


12T. 


Reſcript der Königl. Minifterien des Handels, fo wie 
des Innern und der Polizei an die Koͤnigl. Regierung 
zu Potsdam, die Ausdehnung der Gemwerbefcheine 
auf. andere Regierungs- Bezirfe betreffend. - 


€,—— 


Der Könige. Negierung wird anf den Bericht vom 
24ſten v. Mes. erwiedert, daß es bei den Beftimmungen 
des Circular-Reſcripts vom 23. März d. J. 

betreffend das abzufürzende Verfahren bei Ausdehnung 

der von einer Negierung ertheilten Gewerdeſcheine auf 

andere Regierungs-Bezirke, 
aus bewegenden Gruͤnden um ſo mehr verbleiben muß, 
als ohnehin nur in einzelnen, beſonders dringenden Faͤl— 
len, namentlich für kaufmaͤnniſche Reiſende, die umher⸗ 
ziehend Waaren-Beſtellungen ſuchen, oder für den moͤg— 
lichſt zu beguͤnſtigenden Viehhandel, keinesweges aber, — 
wie die Koͤnigl. Regierung vorauszuſetzen ſcheint — durch; 
weg eine Ausdehnung der gedachten Art hier verfuͤgt wird. 

Berlin, den 23.Mai 1825. 

Miniſterium des Handels. Miniſterium des Innern, 
Graf v. Buͤlow. v. Shudmann. 
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j 122, 
Reſcript der Königl. Minifterien an die Koͤnigl. Regie: 
rung zu N. N., den Haufirhandel der Ausländer 
im SSnlande betreffend. 


Der Königl. Regierung ift bereitd von dem unter: 
zeichneten Handels-Miniſterium die Ertheilung von Ge 
werbefcheinen an Drillichhaͤndlern aus Andrichau in Gal⸗ 
lizien verwieſen worden, und eben ſo wenig kann es gut 
geheißen werden, wenn dieſelbe zufolge Ihres Berichts 
vom 2ten v. M. Ausländern den Hauſirhandel mit Bett⸗ 
federn, Leinwand, Zwillih, Zwirn und Spigen nachgege⸗ 
ben hat. 


Es geht daraus von Neuem hervor, daß Sie dem 
F. 12. des Regulativs vom 28. April v. J. eine unrich⸗ 
tige. Deutung giebt. Gewerbſcheine zum Hauſirhandel duͤr⸗ 
fen Ausländern unbedingt nur dann ertheilt werden, wenn 
ihr Handel fih auf die in No. rs, des $. 14. bezeichne⸗ 
ten Gegenftände bezieht. 


Die Worte ded $. ı2 
außerdem aber nur dann, wenn ihr Gewerbe in der 
Gegend entweder gar nicht oder nicht mit der ihnen 
eigenen Gefchicklichkeit getrieben wird, und doch als df- 
fentliche8 Bedürfniß anzufehen ift, 
erweitern nicht die Befugniß, Ausländer zum Haufirhandel 
zu geftatten, fondern ihre DVerflattung zu andern Gemwer: 
ben, die im Umherziehen betrieben werden, außer den im 
$. 17. bis 19. bezeichneten a und Schau⸗ 
ſtellungen. 


Sind auslaͤndiſche Waaren der einen oder andern 
Art beſſer als die inlaͤndiſchen, was in Beziehung auf 
Leinwand, Zwillich und Drillich nicht einmal behauptet 
werden kann: ſo werden die inlaͤndiſchen Kaufleute, ſte— 
hende oder herumziehende, ſchon dafür ſorgen, das ns 
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land damit zu derſehen, und wird es nicht Noch thun, 

fich hierzu fremde Haufirer in das Land zu sieben. 
Berlin, den 27. Mai 1825. 

Minifteriumdes Minifterium des Innern ‚Minifterium der 
Handels. und der Polizei. Sinanzen. 


v. Bülom, v. Schuckmann. v. Klewitz. 


123. 
Reſcript der Koͤnigl. Miniſterien des Handels, ſo wie 
des Innern und der Polizei an die Koͤnigl. Regierung 
- zu Breslau, die Gewerbeſcheine der auf Waaren-Be—⸗ 
ſtellungen reiſenden Handlungsdiener betreffend. 





Der Koͤnigl. Regierung wird die an das Koͤnigl. Fi⸗ 
nanz > Miniftertum gerichtete, von Demſelben aber zur 
reffortmäßigen DBeranlaffung bieher beförderte, Vorſtellung 
des Handelöreifenden N. N; aus Mainz wegen des Ihm 
von der Könige. Regierung vermeigerten neuen Gewerbes 
fcheins hierbei mit dem Eröffnen zugefertigt, daß die von 
Ihr gemachte Forderung wegen Beibringung der Boll: 
macht desjenigen Handelshauſes, für welches die Waaren> 
Deftellungen geſucht werden follen, als eine Beläftigung 
erſcheint, von. der um fo mehr fein Nüben zu erwarten 
ift, als jegt, wo in dem Gemerbefchein bemerfe werden 
muß, für welche Handlung der Inhaber reifet, ‚derjenige 
Handiungsdiener, der fich hier eine unmwahre Anzeige ers 
lauben follte, ſich nur unnüße Koften für den Gewerbes 
fehein machen würde. Eben fo ift der Bittſteller, der nur 
‚bie Erneuerung des bisherigen Gewerbefcheind nachfucht, 
nach No. 1. $. 11. des Negulativs unbedenklich von der 
Beibringung eined befonderen Qualifications⸗Atteſtes zu 
dispenſiren. 


Die Koͤnigl. Regierung wird dem zu Folge zur unges 
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fäumten Erledigung der Befchwerde des ıc. N. N, wel 
cher fich noch in Breslau aufhält, angemwiefen. 

Berlin, den 22. April 1825. 
Miniſterium des Handel und der Meinifterium des Innern 
Gewerbe. ' und der Polizei. 
v. Bülom. 9 Schuckmann. 


124. 

Keferipe der Koͤnigl. Minifterien des —* ſo wie 

des Innern und der Polizei, an die Koͤnigl. Regierung 

zu Königsberg, den Verfauf des Tabacks und ber. . 
Cichorien in Pafeten betreffend. 





Es ift zwar der Bericht vom 16. April d. J. einge 
gangen, in welchem die Königl. Regierung den Antrag des 
Vorſteheramts der dortigen Kaufmannfchaft bevorwortet, 
die Tabacks- und Cichorien: Fabrifanten zu verpflichten, 
bei dem Verkauf ihres Fabrikats in Pafeten, ‚den Inhalt 
eines jeden Pakets nach der Lothzahl neben der Vignette 
deutlich aufzudrücken. 

In Betreff des Tabacks ift indeß der Gegenftand 
bereits früher zur Sprache gefommen, durch das Generale 
des Minifterüi des Innern vom 30. April 1310, (Anl. a.) 
erledigt, und Feine Veranlaſſung von den darin enthaltes 
nen Beflimmungen abzugeben. Ein DBerfprechen bei einem 
nicht bezeichneten Pakete, deflen die Königl. Regierung 
erwähnt, kann nur durch eine mündliche Verficherung des 
Gewichts begründet fein. Findet _ ber Inhalt nach 
Preuß. Gewicht unrichtis, wiegt z. B. 3 Pfund Taback 
oder Cichorien nicht z Pfund Preuß., dann kann der 
Kaͤufer die polizeiliche Huͤlfe eben ſo gut in Anſpruch neh⸗ 
men, und ſeine Beſchwerde leichter begruͤnden, als wenn 
er z. B. Fleiſch oder andere Gegenſtaͤnde kauft, bei denen 
eine Gewichtsbezeichnung ſo wenig als eine Verpackung 
Statt findet. Der Kaͤufer eines Pakets ohne Gewichts⸗ 
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Bezeichnung, der von dem Inhalte vergewiſſert ſein will, 
wird immer am beſten thun, es ſich vorwiegen zu laſſen. 
Berlin, den 9. Juni 1825. 


Miniſterium des Handels. Miniſterium des Innern 
Graf v. Bulow. und der Polizei, 
9F » Schuckmann. 


a. 


g W. König : ic. ꝛc. 


Nachdem nunmehr die Gutachten der uͤbrigen fester 
rungen über die von Euch im Bericht vom 29. September 
v. 3. gemünfchte allgemeine Verordnung, wegen Dezeich- 
nung der Tabackspafete mit dem Gewicht der darin ents 
haltenen Waaren, eingegangen find, wird Euch in DVerfolg 
des Vorbefcheideß vom 27. Oktober v. J. hiemit eröffnet, 
daß Unfer Minifterium des Innern eine ſolche Maaßregel 
nicht für noͤthig erachtet, am zweckmaͤßigſten haͤlt 
folgendes zu verordnen: 


1) jedem, der Taback verkauft, — erlaubt, dieſe Waare 
los oder in Paketen von beliebigem Inhalt zu ver— 
‚Außern‘, ohne gezwungen zu ſein, auf denfelben ihr 
Gewicht zu bemerken, wenn fie gleich, wie bisher 
mit dem aan des Verkaͤufers oder des Fabrikan⸗ 
ten bezeichnet ſein muͤſſen; 


2) fobald fie die Pakete aber mit einem beſtimmten Ge 
wicht bezeichnet haben, muͤſſen letztere ſolches auch 
enthalten, widrigenfalls fie. als Betrüger beftraft 
werden; | 


3) wenn der Käufer ein beſtimmtes Gewicht Taback for⸗ 
dert, ſo muß ihm ſolches bei eben dieſer Strafe un⸗ 
verkuͤrzt verabreicht werden; 


4) bei friſch verpackten Taback wird ein Pfund von 


32 Loth ein Remedium (Mindergewicht) von 2 Loth 
nicht geahndet; 


% 
% 2 
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5) diefe Beftimmung tritt mit dem 1. Juli c. in Kraft. ‘ 
Ihr Habe hiernach das Weitere zu verfügen. 
Berlin, den 30. April 1810. 
2.69 B. 
v. Dohna. 


die ſchleſi * Regierung zu Breslau. 

Abſchrift dieſer Verfuͤgnng ſammtlichen uͤbrigen Re⸗ 
gierungen zur Nachricht und gleichmaͤßigen Achtung. 

Berlin, den F — 1810. 


+ 


v. Dohna. 


125. 

Reſcript der Koͤnigl. Miniſterien an die Koͤnigl. — 
rung zu Breslau, daß mit Oel kein Hauſirhandel 
ſtatt finden koͤnne. 

Die Koͤnigl. Regierung läßt in Ihrem Berichte vom 
10. April, worin Sie darauf antraͤgt, den Hauſirhandel 
mit Oel ferner zu geſtatten, unbeachtet, daß nach der 
woͤrtlichen und ausdruͤcklichen Beſtimmung in No. 1. $. 
14. des Regulativs vom 28. April v. J. 
„Materialwaaren aller Art unbedingt vom Hauſirhandel 
„ausgeſchloſſen bleiben ſollen,“ F 
und daß nicht abzuſehen iſt, wie man die Kraͤmer auf 
dem platten Lande zur Entrichtung einer Steuer vom 
Handel ohne kaufmaͤnniſche Rechte heranziehen koͤnne, wenn 
man ihnen die beſten Verkaufsartikel entzieht, und den in 
Schleſien ohnehin ſehr zahlreichen Hauſiren überträgt. 
Dieſe Gruͤnde haben aber die angezogene Verfuͤgung 
des mitunterzeichneten Finanz-Miniſterii vom 4. Januar 
d. J. veranlaßt, und deshalb muß der Eingangs gedachte 
Antrag — wie hiermit geſchiehet — zuruͤckgewieſen werden. 
Berlin, den 3. Juni 1825. 
Minifterium des, Minifterium des Innern Meinifterium der 
Handelsẽ. und der Polizei. Finanzen. 
v. Buͤlow. v. Schuckmann. v. Klewitz. 
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126. 
Reſcript der Königl. Minifterien an die Könige. Res 
gierung zu Oppeln, die Waaren- Berfteigerungen 
für Auswärtige betreffend. 2 





Die mit ihren Anlagen urfchriftlich beifommende Vor⸗ 
fielung des außergerichtlichen Auctionator8 N. N., giebt 
den unterzeichneten Minifterien Veranlaffung, der Königt. 
Regierung zu eröffnen, daß, da der $. 2. des Negulativg 
vom 28. Xpril v. J. demjenigen, der für feine Rechnung 
Waaren außerhalb feines Wohnortd öffentlich verfteigern 
laffen will, die Verpflichtung auflegt, hierzu einen 
Gewerbſchein zu Iöfen, dem Auctionator nicht verboten 
werden kann, Waaren-Verſteigerungen auch für Ausmwärs 
tige abzuhalten, ihm vielmehr nur zur Pflicht gemacht 
werden darf, von dem Eigenthümer der Waaren fich def: 
fen Gemwerbfchein vorlegen zu laffen, und nur folche Waa— 
ven für Auswärtige zu verfteigern, zu deren DVerfteigerung 
fie von der Regierung ihres Wohnorts den Gewerbſchein 
erhalten haben. 

Es folgt alsdann von ſelbſt, daß ſolche Waaren, mit 
denen nach F. 14. des Regulativs kein Handel im Um⸗ 
herziehen Statt finden ſoll, auch von Auctionatoren nicht 
fuͤr Rechnung Auswaͤrtiger verſteigert werden duͤrfen, und 
daß es ſogar bei erlaubten Waaren, nach $. 11. des Res 
gulativs, dem pflichtmaͤßigen Ermeſſen der Regierung uͤber⸗ 
laſſen bleibt, ob ſie die Verſteigerung geſtatten will. 

Hiernach hat die Koͤnigl. Regierung in aͤhnlichen 
Faͤllen zu verfahren, und den Bittſteller zu beſcheiden. 

Berlin, den 25. Mai 1825. 

Minifterium des Minifterium des Miniſterium der 

Handels. Innern. Finanzen. 

Gr, v. Buͤlow. v. Schuckmann. v. Klewitz. 
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127. | 
Refeript der König. Minifterien des Handels und des 
Innern an die Königl. Regierung zu N. N., die Re 
gulirung der Sahrmarftss Termine betreffend. 


s 


Die Königl, Regierung zu N. N. hat den unter: 
zeichneten Minifterien von den Diskuſſionen Anzeige ges 
macht, welche fich zwifchen derfelben und der Königl, Res 
gierung über die Negulirung der Jahrmarfts ı Termine in 
den beiden Derwaltungs: Bezirken erhoben haben, und 
wonach die Königl. Negierung der Meinung if, als fei 
durch die Circular-Verfuͤgung vom 24. Januar 1821 die 
Befugniß der Negierungen zur tranfitorifchen Verlegung 
der Jahrmärfte lediglich und unter allen Umftänden von 
dem Antrage der Kommunen abhängig gemacht, wie Sie 
ed denn auch für gleichgültig erachtet, ob Ihr vor der 
Ausarbeitung des jährlichen Markt: Tableaus eine Mits 
theilung über die Markt: Termine in den benachbarten 
Provinzen zugehe oder nicht. 

Die Minifterien nehmen hiervon VBeranlaffung, der 
Könige. Negierung zu eröffnen, wie ed keinesweges bie 
Adficht geweſen ift, den Negierungen durch die erwähnte 
Eirceulars Verfügung hinfichtlich der Negulirung der Marfts 
Angelegenheiten und in specie der Termine eine dergeftalt 
negative Stellung zu geben, daß fie, auch wenn vorauszu⸗ 
fehen, daß eine auf der Grenze des benachbarten Negies 
rungs-Bezirks beabfichtigte Jahrmarkts-Veraͤnderung nach: 
theilige Eollifions > Fälle in ihren Bezirke zur Folge haben 
werde, doch davon feine Notiz nehmen, fondern erft die 
Beſchwerde der durch die neue Einrichtung und ihre Fols 
gen überrafchten Kommune abwarten follien, ehe fie auf 
deren Befeitigung Bedacht zu nehmen” hätten. Es ift 
vielmehr in der erwähnten Circular-Verfuͤgung ausdrücks 
lich gefagt, daß die benachbarten Kommunen, und wenn 
die Grenze nahe, die benachbarten Regierungen darüber 
gehört werden follen, wenn von einer Termin⸗Veraͤnde⸗ 
rung die Rede if, Wenn nun die benachbarte Regierung 


460 


zu N. N. der Königl. Regierung ihr, jährliche® Sahr-: 
markts-Verzeichniß mittheilet, fo ift died ganz im Geifte 
jener Circufars Verfügung, indem diefelbe dadurch Gele 
genheit erhält, die Kommunen ihres Bezirkes, welche Bei 
den im benachbarten Verwaltungs: Bezirke beliebten, we⸗ 
gen der Feſttage oft unvermeidlichen Veränderungen der 
Sahrmarkts. Termine betheitige werden, zu befragen, und 
mögliche Nachtheile von ihnen abzumenden. Sn gleicher 
Art aber wird die Königl. Regierung Ihrerſeits die be- 


s  Bachbarten Degierungen durch Mittheilung Ihrer Ver: 


zeichniffe in die Lage feßen, eine gleiche Fürforge auch für 
deren Kommunen ausüben zu Eönnen. Die Königl.. Ne: 
gierung wird daher hierdurch aufgefordert, ähnlichen Dies 
quifitionen der benachbarten Degierungen zu. einem nuͤtzli⸗ 
chen Vernehmen uͤber den in Rede ſtehenden Gegenſtand 
jederzeit willfaͤhrig und zur gehörigen Zeit zu entfprechen, 
Berlin, den 20. Juni 1825. 
Minifterium des Handeld. Minifterium des: Innern. 
v. Buͤlow. v. Schuckmann. 


0128. | i 
Referipe der Königl. Minifkerien des’ Handels und des 
Innern an die Königl. Regierung zu Cöslin, die Markt: 
Budenplaͤtze in den Städten betreffend. 


— — — 


Die unterzeichneten Miniſterien koͤnnen die Verhand⸗ 
lung der Markt⸗-Budenplaͤtze auf Lebenszeit, woruͤber 
nach dem Berichte der. Koͤnigl. Regierung vom 18ten 
v. M. in Bezug auf die Stadt Schievelbein Seitens .ded 
Magiftratd zu Labes und von den Hutmachern zu Dram- 
burg DBefchwerde. erhoben worden, durchaus nicht billigen. 

Wäre ein folder Handel gültig, fo würde er die 
Polizei für immer in jeder andern und beſſern Anordnung 
hindern. Iſt er aber, .fobald eine folche Anordnung nd: 
thig if, ungültig, dann ift der Einzelne von der öffentlis 
chen Behörde zu einem ungültigen Gefchäfte verleitet, und 
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es entſtehen Streitigfeiten Über die Zurückzahlung des in 
debite bezahlten. Kauf- oder Mieth8- Geldes. 

Es ift daher das in Rede fiehende Verfahren fo we- 
nig ferner in Schievelbein ald überhaupt zu dulden, und 
von der Königl. Regierung in Ihrem Amtsblatte das NE 
thige deshalb bekannt zu machen. 

Berlin, den 29. uni 1825. 
— des Handels. Riniſterium des Innern. 
.Buͤlow. v. Schuckmann. 


129. 
Reſcript der Koͤnigl. Miniſterien des Handels und des 

Innern, an die Koͤnigl. Regierung zu Stralſund, das 

Verfahren ruͤckſichtlich des von den Landleuten in die 
Staͤdte zu Markte gebrachten Getreides betreffend. 





Nach der im Berichte der Koͤnigl. Regierung vom 
ı6ten v. M. angeführten Umſtaͤnden, erſcheint die in den 
dortigen Städten beftehende Obfervanz, nach welcher die 
Landleute ihr zu Marfte gebrachte Getreide zivar wieder 
abführen, nicht aber dort lagern dürfen, als ein gefeßtvis 
driger Mißbrauch, welcher fofort abgeftellt werden muß... 

Sn der Polizei: Ordnung von 1681. ift ſolch ein 
Verbot nirgends ausgefprochen: Vielmehr fpricht fich die 
Abſicht des Geſetzes, die Landleute, welche vorher wahr: 
fcheinlich das zur Stadt gebrachte ‚Getreide verkaufen 
mußten, und nicht wieder aus der Stadt führen durf- 
ten, zu erleichtern, deutlich aus; eine Erfehwerung, 
welche nicht im Geſetze feldft ausgefprorhen ift, fondern 
nur von den Behörde daraus gefolgert wird, kann das 
ber um fo weniger präfumirt werden, 

Darauf, wie früher die Behörden das Geſetz ver⸗ 
ſtanden haben, kann nichts ankommen. Auch hat ſich der 
vorige Landesherr, wie die Beilage beſagt, dahin deutlich 
ausgeſprochen, daß die früheren, den Getreide⸗Verkehr 
befchränfenden Anordnungen auf die Zeit nicht mehr paß- 
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ten. Wenn dies fchon im Jahre 1774. erfannt wurde, 
fo ift unter den jegigen Conjuncturen, mo der Getreide 
Handel fo fehr darnieder liege, und vollftändig von allen 
Feſſeln befreit werden muß, noch weit größere DVeranlafz 
fung vorhanden, eine nicht gefegliche Befchränfung ohne 
Anftand aufzuheben. 

Die Königl. Regierung bat daher . das Noͤ⸗ 
thige zu verfügen. 

Berlin, den 31.Mai 1825. 

Minifterium des Handels, Minifterium des Innern. 
v. Bülow, v.r. Schucdmann. 


130. 
Refeript des Könige. Minifteriums des Innern an die 
Königl, Regierung zu Erfurt, die Ermittelung der 
EEE ie 


— 


Hinfichtlich der im dem Berichte der Koͤnigl. Regie⸗ 
rung vom i7ten v. M. erwähnten Beſtimmungen, welche 
die Geſetze vom 25. September 1820. und 7. Juni 1821. 
$. 36. und F. 74. wegen Ermittelung der Getreide Durch— 
fohnittöpreife enthalten, ift im Königl. Staatds Minifterio 
und im Königl. Staatsrathe die Tjnterpretation angenoms 
men, daß die Martini Marftpreife aus den Preifen der: 
jenigen Markttage berechnet werden, die in Diejenigen 
Sunfzehn Tage fallen, von denen der Martini⸗ ⸗Tag die 
Mitte ausmacht. 

Berlin, den 14. Mai 1825. 

Der Miniſter des Innern. 
v. Schuckmann. 


XR 
— — — — 
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131. | 
Publifandum der Königl. Regierung zu Königsberg, 


die Konzeſſions-Geſuche zu Braus und Brennerei- 
Anlagen betreffend. 


.— 


Zufolge des Reſcripts des Könige. Hochveroröneten 
Handels: Minifteriumd vom sten d. M. wird in Bezug 
auf die Konzeffiond: Gefuche zur Anlegung neuer Braues 
reien und Branntweinbrennereien biedurch zur Nachricht 
und Achtung „befannt gemacht, daß jedem Gefuche diefer 
Art, außer der landfchaftlichen Tare, zugleich ein Hypo⸗ 
thefenfchein des betreffenden Grundſtuͤcks und ein landräths 
fiche8 Atteſt über das Vorhandenfein der tarirten Objekte 
bei demſelben beigefügt werden muß. 

Königsberg, den 20. uni 1825. 

Könige. Kegierung. Zweite Abtheilung; 


132: 
Reſcript des Königl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei an den Magiſtrat zu Muͤhlhauſen, und abs. 
fehriftlich zur Nachricht an die Königl, Regierung zu 
Erfurt, ven Bier⸗ und Branntweinfchranf betreffend. 





Dem Magifirat wird auf die Eingabe vom 2gſten 
v. M. eröffnet: daß dem’ Bierbrauern, welchen der Auss 
fchanf ihres felbfverfertigten Bieres bereitd geffattet wor⸗ 
den, diefe Befugniß, nach Anleitung der Befimmung des 
$. 132. des Gewerbe: Polizeis Edicrd vom 7. September 
1811, um fo mweniger wieder entzogen werden fann, als 
die Minifterien des Handeld und der Polizei den Grunds 
. faß angenommen haben, daß allen fädtifhen Brauern 
für ihr feldftverfertigtes Bier, in dem Falle, wenn ges 
gen ihre perfönliche Dualification nichts zu erinnern 
iſt, der Ausſchank ohne folchen von dem polizeilichen Be 
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duͤrfniß abhaͤugig zu machen, geſtattet, dieſer jedoch nicht 
auf Branntwein ausgedehnt, der Branntweinſchank 
vielmehr uͤberall, nur nach Maaßgabe der Beſtimmungen 
des Circular-Reſcripts vom 7. Januar 1823 von der 
Polizei-Behoͤrde bewilligt werden darf. 
Berlin, den 18. April 1825. 
Minifterium des Innern und der Polizei. 


.» Schuckmann. 


133. . 
Auszug aus dem Reſcripte des Koͤnigl. Minifkeriums 
des Innern und ber Polizei an das Königl. Polizei— 
Praͤſidium in Berlin, den Handel mit Branntwein 
und den Ausfchanf deffelben eh 





Yuf den Berichte des Könige. Polizei-Praͤſidii vom 
ıften d. M., die Befchwerde des Gutsbeſitzers N. N. wes 
gen der ibm verfazten Erlaubnig zur Anlegung eines 
Branntweinladens betreffend, wird Demfelben bemerflich 
- gemacht: daß es Feinedweged, wie von dem Königl. Polis 
zei: Präfidiv angenommen wird, ganz gleichgültig iff: ob 
* N. N. in ſeinem Laden Gaſt⸗ ſetzt, oder den Brann⸗ 
tewein nur über die Straße verkauft. Es tritt hierunter 
vielmehr ein fehr mwefentlicher Unterfchied ein. Denn der 
Verkauf an figende Säfte (Schanf) erfordert nach 8. 
55. und 133. ded Gewerbe: Polizei: Edictd vom 7. Sep⸗ 
tember 1811 polizeiliche Genehmigung; der DVerfauf in 
Gebinden und Flafchen über die Straße ift aber ge 
festlich von Feiner polizeilichen Genehmigung abhängig. 
Wenn nun’ biebei auch früher nach Anleitung der Bor; 
fehrift des $. 157. ded Gewerbe: Polizei: Ediftd vom 7. 
September 1811 fein Unterfchied gemacht worden, fo ift 
doch das Verbot eine bloßen Getränfe, Handels oder 
Ders 


\ 
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Verkaufs in Gebinden uud Flaſchen, mit Ruͤckſicht auf die 
jegige Stener-Verfaffung, nicht weiter zu begründen, 
Berlin, den 10. Mat 1825. | 
Der Minifter ded Innern und der Polizei, 
v. Shudmank. 


— — 


1 34. 

Reſcript der Koͤnigl. Miniſterien des Handels und des In⸗ | 

nern und ber Polizei an bie Königl. Regierung zu Koͤnigs⸗ 
berg, ben Gebrauch ungeftempelter Gefäße betreffend. 


— 


Wir eröffnen der König, Diegierung auf Ihren Bes 
richt vom 2ten April d. 5. | 
wegen DBeftrafung für die Anfertigung und den Ges 
brauch ungebrannter Ohme im öffentlichen Verkehr, 
daß fo wenig die in dem früheren Berichte vom 21. Fe⸗ 
bruar d. J. erwähnten Reſolute des Magiſtrats zu Tilſit 

aufrecht erhalten werden konnten, eben ſo wenig auch 
uͤberhaupt ein gleiches Verfahren in dem dortigen Regie⸗ 
rungs⸗Bezirke zu erlaſſen iſt. 
Da das Geſetz dem Boͤttcher nur befiehlt, keine Ge⸗ 
faͤße aus den Händen zu geben, die nicht bezeichnet wor⸗ 
det, eine Nachftempelung aller Gefäße aber nicht bes 
fohlen worden, fo ift nicht abzufehen, wie jemand des⸗ 
halb firafbar fein kann, weil er Branntwein oder Flüfs 
figfeiten anderer Art in alten, ungebrannten Gefäßen ver 
- Kauft. Für die Marft- und Maaß: Polizei, wäre ed als 
lerdings wünfchenswerth, wenn folche Vorſchriften eriftirs 
ten, nach denen die Königl. Regierung verfahren will, 
diefelben find jedoch in der Maaß⸗- und Gemwichtdordnung 
vom 16: Mai 1816 nicht anzutreffen, und ed würde eine 
gezwungene Auslegung fein, wenn man den von der Koͤ⸗ 
nigl. Regierung citirten $. ı2. auf den Verkauf in Ges 
fäßen anwenden wollte, denn diefer $. fpriche von ge 
ffempelten Manßen und Gewichten, Tonnen aber, 
wobei es auf keinen beftimmsen ae anfomımt, die von... 
einnalen Heſt IT, 1826. 2: Dh 
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befichiger Größe gemacht werden Eönnen, find feine 
Maaue, d. 5. keine beflimmte Raum⸗Groͤße. 

Eine neue allgemeine Beftimmung, wonach der öffent: 
liche Verkauf in alten, vor der Einführung, der Maaß⸗ 
und Gewichtsordnung gefertigten Gefäße nur gefchehen 
darf, wenn fie, fo wie die nenen bezeichnet werden, möchte 
an fih unangemeffen fein: fie würde aber von der Gefeß- 
gebung ausgehen müffen, und der alten Gefäße werden 
von ſelbſt täglich weniger. Wer übrigens ein ungeftempel- 
tes Gefäß anf den Markt Bringt, kann zum Beweiſe ans 
gehalten werden, daß. foldhes vor der Einführung der 
Maaß- und Gewichtsordnung angefertigt worden fei, und. 
hierdurch wird man die Verkaͤufer fchon Be zum 
Stempeln und Bezeichnen vermögen. 

Dem gemäß: hat die Königl ‚Regierung * das weis 
tere zu "verfügen. 

Berlin, den 9. Juni 1825. 
Miniſterium des Handels. Miniſterium des Innern 

Gr. v. Bülom.- - - uund der Polizei. 

Ä 9 Schuckmann. 


J 


135. 
Publifandum der Koͤnigl. Regierung zu Köln, den Ge 
| —. geftempelter und ungeftempelter Flaſchen 
betteffend. 
Aosnk Jahrg. 1821. 4tes Heft, ©. 954. seq.) 


— 


Es find Zweifel darüber entſtanden, ob in Gemäß: 
heit der über das Maaß- und Gewichts-Weſen beftehens 
den geſetzlichen Vorſchriften, alle im öffentlichen. Verkehr, 
in&befondere in den Wein» und Bierhäufern im Gebrau- 
ehe befindtichen -Flafchen ohne Ausnahme geſtempelt fein 
müffen, oder ob auch ungeftempelte Flaſchen im oͤffentli⸗ 
chen Verkehre geduldet werden können.‘ Um’ hierüber: alle 
Ungemwißheit zu heben, feheh wir uns: veranlaßt; ſaͤmmtli⸗ 
che Polizeis Behörden und das: Publikum davon in Kennt. 


— 
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niß zu feßen, daß, bereitd durch eine Verfügung des Koͤ⸗ 
nigl. Minifteriumd ded Handels vom 5. Junius 1821 der 
Gebrauch der ungeſtempelten Flaſchen im gefammten öfs 
fentlihen Verkehre nachgegeben worden iſt, und zwar aus 
dem Grunde, weil der Käufer durch den $.30. der Maaß⸗ 
und Gewichts» Ordnung vom 16. Mai 1816, welcher vors 
fchreibt, daß jeder Verkäufer gezwungen werden kann, in 
geftempelten Flaſchen zu verkaufen, vor möglichem Bes 
truge vollfommen gefichert if. Wenn hiernach der Käufer 
gegen die ungeftempelte Slafche nichts einzuwenden hat, fo 
darf der Verkäufer fich derfelben unbedenklich bedienen, es 
verfieht fich jedoch von felbft, Daß: jedes Ältere Maaß nach 
wie vor abgefchafft bleibt, und beim DBerfauf nur allein 
das Quart-Maaß zum -Grunde gelegt werden barf, mo; 
nach fich daher jeder zu achten hat. | 
Köln, den 21. April 1825. 
‚Könige. Regierung. 


136.- 
Refeript der Koͤnigl. Miniſterien an die Regierung zu 


Breslau, die Subftitution der Gefängnißftrafe in. Ger 
werbe; Steuer» KRontraventions- Fallen betreffend. 





Auf den. Bericht vom. 23. Februar d. J. betreffend 
die Subftitution der Gefängniß» Strafe in Gewerbe⸗Steuer⸗ 
Kontraventions- Fällen durch die Derwaltungs- Behörde, 
wird der Königl. Negierung zum Beſcheide ertheilt, daß 
' die in dem Reſcript der Minifterien des Handeld und des 
Innern vom 29. Dftober 19824 enthaltene Beftimmung, | 
wie ausdrücklich bemerkt worden, nur auf die polizeilis 
hen Straffälle ded Negulativd vom 28. April v. J. Ans 
wendung finden kann, Daß in finanziellen Straffällen 
aber Lediglich mach Vorſchrift des Gewerbe: Steuer: Ges 
feße8 vom 30. Mai 1820 $.42. und der Declaration 
vom 20. Januar 1820 $.3. verfahren, und dem gemäß 
die I der einer Geldbuße im Falle ded Unver, 

os 2 u 
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moͤgens zu fubflituirenden Leibesſtrafe den Seiten übers 
laſſen werden muß. 
Berlin, den 16. April 1825. ie Ä 
Miniſterinm des Minifterium des Minifterium. der 
Handel. Innern. Sinanzen. 


Grof v. Bhlow, v. Schudmann. v. Klewitz. 


| 137. 
‚Refeript des Könige. Minifteriums des Innern und der 
Polizei an den Magiftrat zu Berlin, die Strafgelder 
für unterbliebene Meldung nicht fteuerpflichtiger 
Gewerbe betreffend. 


Dem Magiftrat wird * die Eingabe vom 26. April 
d. J. die Strafen für unterbliebene. Meldung nicht ſteuer⸗ 
pflichtiger Gewerbe betreffend, nah Nückfprade und im 
Einverftändnig mit dem Königl. Finanz» Mihifterio eroͤff⸗ 
net: daß die nach $. 39. litt. a. des Gefeges vom 30. - 
Mai 1820, und nach $. 29. und 30. des Negulativd vom 
28. April v. J. feftzufeßenden Strafen nicht als Steuer 
fondern ald Polizei-Strafen zu betrachten find, und 
daß daher ein. Anfpruch des Magiſtrats oder Seiner Bes 
amten auf die, nach Abzug des etwanigen Denunciantens 
Antheild, verbleibenden Strafgelder nicht begründet ers 
ſcheint. Diefe Strafgelder find vielmehr, nach "Abzug des 
etwanigen Denuncianten=Antheild, zu der Orts⸗ Armens 
Kaffe zu berechnen und abzuführen. 


Wenn übrigend der Magiftrat. erwähnt, daß das 
Könige. Finanz Minifterium duch die Verfügung vom 
26. Januar c, den Abzug des Denuncianten- Antheild von 
den im dem echtpolizeilichen Straffaͤllen fefigefegten Stra: 
fen genehmigt habe, fo ift diefe Angabe unrichtig. Denn 
ed ift von dem gedachten Miniſterio der Gewerbe⸗Steuer⸗ 
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Deputation nur gefagt worden, daß diefe Strafen als 
Polizeiftrafen abgeführt werden müßten, 
Berlin, den 28. Juni 1825. 
— des Innern und der Polizei, 





v. —— u 
Baus Polizei 
138. 


Circular⸗Reſcript der Königl. Minifterien, an ſaͤmmtli⸗ 
che Königl. Regierungen und an die Minifterial- Baus 
Kommiffion zu Berlin, die Ausführung — 

Bauten betreffend. 


— "UIiH 


Es wird hierdurch) feftgefeßt, daß Fünftig Set — 
fuͤr Rechnung der unterzeichneten Miniſterien auszufuͤhren⸗ 
den Bauten, deren Koſten-Betrag die Summe von Funf⸗ 
zig Thalern nicht überfteigt, die Konkurrenz der Bau⸗Be— 
amten in fofern wegfallen fol, daß es Fünftig hiezu Feis 
ner Koften: Beranfchlagung von Seiten der legteren br 
Darf; mogegen aber dergleichen Eleine Bauten, nach mie 
vor, durch die Bau Beamten, bei ihrer Anmefenheit an 
Dre und Stelle, zu revidiren find. _ Wegen der Veräns 
ſchlagung und, Ausführung aller übrigen Staats-Baue, 
welche mehr ald Funfzig Thaler Foften, Bleibt es unver 
ändert bei den in diefer Beziehung beftehenden Berordnungen. 

Berlin, den 6.Mai 1825. 

Miniſterium der Geiftlichens, Unterrichtds und Mebizinals 
| Angelegenheiten. J | 
| | | v. Altenſtein. 
— des Handels. Miniſterlum des Innern. 
Buͤlow. v. Schuckmann. 
Drum der Finamen. Miniſterium des Krieges. 
| Klewitz. F v. Hake. 
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Mebisinat ⸗ Beten. 


139. 
Eireular Refeript der Königl.. Minifterien ber Geifti— 
chen⸗, Unterrichts: und Medizinal-Angelegenheiten, fo 
wie des Innern und der Polizei, an ſaͤmmtliche Königl, 
Regierungen; und; an das Königl. Polizei: Präfidium zu 
Berlin, die Verwaltung der Sanitätss und Mer 

\ — — BE | 


sehrtief 114 2 — 


Die — der Sanitaͤts⸗ und Medizinals Polis 
sei von den übrigen Gegenftinden der. Polizei-Vetwal⸗ 
tung, fo wie fie biöher. zwifchen den unterzeichheten Mis 
nifterien ftatt fand, Hat häufig zu Ungemißheiten über das 
obmwaltende Neflort- Verhältuig, und fomit zu, mancherlei 
Geſchaͤfts⸗Verwickelungen u. ſ. m. —2 gegeben. 
Zur Veſeitigung dieſer Angelegenheit iſt eine fhärfere Schei⸗ 
dung des Reſſorts fuͤr nothwendig erachtet, und von Sr. 
| Majeftät dem Könige genehinigt worden, daß 
1. dem unterzeichneten Minifterio de3 Innern und der 

Polizei verbleiben und, in foweit dad Minifterium der 
Geiſtlichen ic. Angelegenheiten bisher darauf direct eins 
‚gewirkt haben ſollte, überwiefen werden: 
a) Alle Gegenftände, welche zur Sanitätd> Polizei im 
Wweiteren Sinne des Worts zwar gerechnet. werden 
fönnen, aber bisher fehon megen der überwiegenden 
polizeilichen Ruͤckſichten und wegen ihrer Verbin⸗ 
dung mit allgemeinen Polizeis Zwecen und Anſtal⸗ 
ten dem Polizei Departement üderlaffen find, und 
wobei das Medizinal: Departement nur rathgebend 
beizuz ehen iſt; namentlich gehoͤrt hierher außer der 
polizeilichen Fuͤrſorge für die geſunde Beſchafſenheit 
der Lebensmittel, die Ergreifung und Leitung der 

Maaßregeln gegen anſteckende Krankheiten und Seu⸗ 

then aller Art bei Anne: und ae 
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b) Die Sorge für die dem Unterthanen zu gewaͤhren⸗ 
de Gelegenheit zur. ärztlichen Hülfe, einſchließlich 
der Gorge für arme Kranke; ferner die alleinige 
Leitung aller gewöhnlichen  Heilinftitute. und der 
Aufbewahrungs-Anſtalten fir unbeildare , Kranfe, 
nah Maaßgabe des in. vorfommenden Fällen eins 
zubofenden Beiraths des Medizinals Departements. 
Eben fo. wie daher bei diefen, unter a. und b. ges 
darhten Gegenftänden die Ausführung in den Häns 
den der gewöhnlichen untern und refpective Provins 
zial= Behörden liegt, welche fich hierbei des Dei: 
ſtandes ter technifchen Beamten bedienen, eben fo 
werden diefelben auch in oberer Inſtanz von dem 
Minifterio ded Innern und der Polizei ſelbſtſtaͤndig 
‚geleitet ‚werden, und wird dad Miniſterium der 
-Geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten hierbei nur in fomweit 
einwirken, als die Theilnahme deſſelben, als der 
obern technifchen Behörde, durch das Sad: Ver⸗ 
haͤltniß begruͤndet wird. | 
Demgemäß ‚find die, das Reſſort des Minifterit 
des Innern auöfchliegend betreffenden Angelegenheis 
-ten, zu erflattenden Berichte an gedachtes Miniſte⸗ 
rium allein zu richten, und bieibt ed demfelben. vor= 
behalten, in den dazu geeigneten Fällen mit: dem 
Minifterio der Geiftlihen, und Medizinal» Angeles 
genheiten zu communiciren. Es iſt jedoch. für das 
legtgedachte Minifterium von Wichtigkeit, daß es 
auch in: den zum Reſſort des Minifterit des Innern 
audfihließend gehörigen. Angelegenheiten, . von den 
für die Wiffenfchaft und Prarid des Medizinalwe⸗ 
ſens bemerfenswerthen Ereigniffen und Erfahrungen 
in Kenntniß erhalten werde, und iſt denifelben da⸗ 
ber Seitens der Provinzial» Behörden über Derglei- 
chen Fälle aus dem eben gedachten Geſi chtspunkte 
beſonders Bericht zu erſtatten. 
2. Folgende Gegenftände reffortiren von dem Diiniferi 
der Geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten: 
a) die gewöhnlichen Pocen » Impfungen, fo. weit fie 
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den allgemeinen Schutz gegen dieſe Krankheit beab⸗ 
ſichtigen; dagegen tritt die Einwirkung des Polizei⸗ 
Departements in der vorgedachten Art ein, wenn 
der Ausbruch einer Pocken⸗Epidemie augenblicklich 
eine Zwangs, Impfung nöthig macht, - 

b. die Srrens Heil: Anftalten, 

c. die Irren⸗Aufbewahrungs-Anſtalten, welche bisher 
vom Miniſterio des Innern und der Polizei reſſor⸗ 
tirten, und 

d. das Charité-Krankenhaus zu Berlin *). 
Hiernach iſt vorkommenden Falls das Reſſort⸗Ver⸗ 
haͤltniß der unterzeichneten Miniſterien gehoͤrig zu beachten. 

Berlin, den 25. April 1825. 

Miniftertum der Geiftlichen-, Un: Miniſterium des Innern 


terrichts und Medhinal ein⸗ und der Polizei. 
legenheiten. 9 Schuckmann. 
v. Altenſtein. 
140. 


Reſcript der Koͤnigl. Miniſterien ber Geiſtlichen- Uns 
tertichts⸗ und Medizinal-Angelegenheiten, fo wie des 
Innern und ber Polizei, an die Königl. Regierung zu 
Oppeln, die Dienftreifen der Medizinals Beamten 
und die Kevifion der Apothefen betreffend. 


— 


Die unterzeichneten Minifterien haben ſich aus dem 
Berichte der Königl. Regierung vom 30, April c, und den 
eingereichten, bierneben zurückerfolgenden Akten gern von 
ber zwecfmäßigen Strenge überzeugt, mit welcher die Koͤ⸗ 
nigl. Regierung bei der Reviſton und Feſtſetzung der Diaͤ⸗ 


9 add. an das Polizei-Präfidium. Die Befimmung in 
zweifelhaften Fällen, welche Kranke zu den Orts: Armen der 
Refidenz» Städte Berlin und Potsdam gebdren, und daber in 
dieſer Anſtalt unentgeltlich aufzunehmen find, bleibt un 
il dem Minifterio des Innern vorbehaiten: | 
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ten» und FuhrköftensLiquidationen der Kreis: Medizinal: 
Beamten Ihres Departementd pro 1824 verfahren ift. 

- ‚Sn der Sache feldft ift nur noch zu bemerken, daß 
anfcheinend den dortigen Kreis: Medizinals Beamten: nachs 
gelaffen ift, fofort die von ihnen für nörhig erachteten Rei⸗ 
ſen zu machen, und daß biernächft die Landräthe die Noth⸗ 
wendigkeit derfelben zu atteftiren haben. Jene Dffizians 
ten find jedoch nicht fowohl als felbftftändig handelnde 
Dolizeis Beamten, in fomweit ed nicht auf das durch die 
MWiffenfchaft gebotene Verfahren ankommt, zu betrachten, 
fondern im Allgemeinen liegt die Fürforge für die. foges 
nannte Sanitäts ‚Polizei, welche mit der Übrigen Polizei 
fo enge zufammen hängt, hauptfächlich den Landräthen ob, 
zu deren technifcher Berathung und Hilfe die Meduzinal⸗ 
Polizei⸗Beamten beſtimmt find. 

In der Regel muͤſſen alſo dergleichen commiſſariſche, 
mit Koften verfnüpfte Reifen nur auf fpeziele Anordnung, 
der Königl. Regierung oder auf Requiſition des betreffens 
den Landraths gefcheben, und nur ausnahmsweiſe wird der 
Phyſicus in Fällen, wo Gefahr im Verzuge obmwaltet, oh⸗ 
ne Weitered auf die Anzeige der Drtd-Obrigfeiten oder 
fonftigen Anzeigen fofort die Reiſe anzutreten, alddann 
aber auch. gleichzeitig oder mwenigftens binnen möglichft Eurs 
zer Frift dem Landrathe davon Nachricht zu geben Baben. 
Anfcheinend wird es fonach auch das Angemeffenfte fein, 
die desfallſigen ———— durch die Landraͤthe gehen 
zu laſſen. 

Der Vorſchlag der Koͤnigl. Regierung, die Koſten der 
regelmaͤßigen alle drei Jahre wiederkehrenden Viſitation 
der Apotheken dem Apotheker zur Laſt zu legen, wenn 
ſeine Offizin in einem ſolchen Zuſtande gefunden wird, 
daß eine Nachreviſion angeordnet werden muß, eignet ſich 
nicht zur Genehmigung, weil dem Apotheker bereits die 
meiſten nicht unbetraͤchtlichen Koſten der Narhrevifion zur 
Laft fallen. Weberdied werden die meiften Nachrevifionen 
dadurch veranlaßt, daß dem Apotheker an Fleinen Orten 
der nöthige Verdienft mangelt, um die erforderlichen in 
der Regel mit bedeutenden Koften» Aufwande verbundenen 
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Einrichtungen zu machen. Durch doppelte Reviſtons⸗-Ko— 
ſten würde alſo oft die noͤthige Verbeſſerung der. Offizin 
dem Beſitzer aͤußerſt erſchwert, wo nicht gar unmoͤglich 
gemacht werden. | 

‚Mebrigens kann wach $. 3: der Verordnung vom 13. 
Maͤrz 1820..dem Kreis, Phyfitus allerdings. die Reviſion 
‚ der in feinem Kreiſe ‚befindlichen Apotheken, und nur nicht 
die der an feinem Wohnorte befindlihen Apotheken über: 
tragen werden, weil im legteren Falle zu nahe und pers 
fönliche Beruͤhrungen und Ruͤckſichten eintreten, welche 
nur. zu zahlreichen Neclamationen und fernerweiten mit Kos 
fen verknüpften Unterfuchungen veranlaffen würden. Jene 
Verordnung bemerkt auch bereit, im welchen Fällen es 
befonderd wuͤnſchenswerth if, daß diefe Mevifionen. von 
den Negierungs: Medizinal> Nathe beforgt werden, welcher 
durch vielfeitige Vergleichungen in den Stand gefegt, zur 
guten Ausführung dieſes Gefchäfted vorzugsweiſe gefchickt 
iſt; auch haben die durch Zuziehung des Hegierungs s Mes 
dizinal⸗Rathes entfiandenen Koften an circa nur 100 Rthle. 
betragen. » a 

Berlin, den 20. uni 1825. 
Minifterium der Geiftlichen:, Uns Miniſterium des Innern 

terrichts⸗ und Medizinal-Ans und der Polizei. 
gelegendeiten. v. Schuckmann. 
v. Altenſtein. | 


£€=...——— 


121. 

Circular⸗ Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums der Geiſt⸗ 
lichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten an 
ſaͤmmtliche Königl. Regierungen und an das Königl. 
Polizei» Präfidvium zu Berlin, die einzureichenden Nach: 
weiſungen von den Medizinals Perfonen betreffend. 

Zur Verminderung der Schreiberei hat das Miniſte⸗ 
rium befchloffen, daß Fünftig nur von den pfomovirten 
und den nicht promovirten Aerzten alle 5 Jahre die frü- 
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her vorgefchriodene tabellarifche fpezielle Nachweifung, zınd 
eben fo auch nur von diefen Medizinal:» Perfonen die all 
jährlichen fpeziellen Ads und N Liſten eingereicht 
werden ſollen. 

Die namentliche Nachweiſung der uͤbrigen Medizinal⸗ 
Perſonen, ſo wie die Lifte über den bei denſelben ſtatt fins 
denden Ab, und Zugang ift dagegen nicht weiter noͤthig. 

Berlin, den 30. Maͤrz 1825. 
I der Geiftlichen:, Unterrichts⸗ und Meiisigake 

- Ungelegenheiten. | 
v. Utenfein.. | 





Mk... 

Publifandum der Koͤnigl. Regierung zu Nänfte, daß 
Kreis: Ponfifer für die Unterfachung: des Krankheits⸗ 
Zuftandes eines Beamten. Feine Koften liquibiren 
duͤrfen. 


— — — 


Wenn der Kreis⸗Phyſikus von der betreffenden com⸗ 
petenten Behoͤrde requirirt wird, den allgemeinen Geſund⸗ 
heitd : Zuftand eines Offizianten an dem Wohnort: des Er⸗ 
fteren zu unterfuchen, mie z. D. bei der Esmittelung der - 
Dienft: Unfähigkeit Behufs der beabfichtigten Penfionirung, 
bei der Ermittelung eined vom Dffizianten angegebenen 
Krankheits⸗ Zuftandes, um vom Dienfte dispenſirt zu wer⸗ 

den u. f. w.,.fo bat er, zufolge Minifterial» Beflimmung 
vom 18. April c., für. diefe Unterfuchung und für den 
über deren Ausfall zu erflattenden Bericht nichts zu li⸗ 
quidiren. 

kr den ro 1825. 

Koͤnigl. ‚Regierung. 
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Publifandum der Königl. Regierung zu Arnsberg, die 
Prüfung der MedizinalsPerfonen betreffend. 


Eu 
4 % 





Das Könige. Minifterium der. Geiftlihen-, Unter, 
richts⸗ und Medizinals Angelegenheiten hat ſich veranlaßt 
gefunden, über das Fünftige Verfahren Bei der Zulaffung 
zu den, verfaffungsmäßig von den Provinzial Medizinal: 
Collegien vorzunehmenden, Prüfungen der Medizinals Per: 
fogen, unterm 26ften des v. M., allgemeine Beftimmungen 
feftzufeßen, von welchen die mefentlichen, mit Rädficht auf 
die wegen diefed Gegenftandes früher durch die Amtsbläts 
ter erlaffenen Bekanntmachungen, den betreffenden Indi⸗ 
viduen in unferm Verwaltungs, Bezirke zur: Nachachtung 
hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht werden. 

1) Ale Aerzte ohne Ausnahme, Apotheker und Wunds 

ärzte, welche ſich in Städten, die mehr ald 6000 

Einwohner haben, oder der Gig eines Landes. Colle: 

git oder einer bedeutenden Lehranftalt find, als Arns⸗ 

-derg, Hamm, Dortmund und Goeft, niederzülaffen 

gedenken, deögleichen Wundärzte ıfter Klaffe, welche 

als Kreis: Chirurgen angeftellt zu werden wünfchen, 
und Shierärzte ıfler und ter Klaffe müffen, nach. den 
beftehenden Vorfchriften, in Berlin, oder bei demjes 
nigen Medizinal, Eollegio der Provinz, welchem dies 
felben ausnahmsweiſe von dem Könige. Minifterio 
zugeiiefen werden, den Kurfus machen und bie 

Staatsprüfung beftehen. ' en 

2) Die unter jene Kathegorie nicht gehörenden Kandis 
daten der Chirurgie (und der Entbindungsfunft,) der 

Pharmacie, der Thierheilfunde 3ter Klaffe und. Die 

bereitd approbirten Landwundaͤrzte, melde die Er: 

laubniß zur Behandlung leichter innern Krankheiten, 
unter den vorliegenden gefeßlichen Beflinmungen, er: 
langen wollen, haben ihre Gefuche zur Prüfung von 
dem Provinzial: Coffegio medico, bei der unterzeich- 
neten Behörde einzureichen, 


— 
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3) Jeder der vorermähnten Kandidaten hat feiner Ein, 
gabe, in welcher der Berufsſtand und der Ort der 
beadfichtigten Niederlaffung anzuzeigen find, fulgente 
Zeugniffe in duplo, Originale und beglaubte Abs 
-fehriften derfelben, beizufügen: 

a. über fein Alter; 

- b. über ſchulwiſſenſchaftliche Bildung, Studien oder 
Lehr, Servirs und Dienſtzeit, auch genoffenen 
Unterricht auf den verfchiedenen chirurgifchen, ges 

burtshuͤlflichen und pharmaceutifchen Anftalten; 

c. über geleiftete Militairs Verpflichtung, vder Ents 
bindung von derfelben, binfichtlich der Kompagnies. 

und Edfadron: Chirurgen; ob fie noch im Milis 
tairdienfte fteben, oder aus gen entlaffen 

- find; und | \ 

d. über fittliche Führung. 

Der Kandidat der Chirurgie — ſich beſonders 
daruͤber ausweiſen, wo und auf. welchem Wege er 
die einem Wundarzte noͤthigen praktiſchen Fertig⸗ 


keiten ſich zu verſchaffen bemüht geweſen iſt, nemlich 


entweder in den im Medizinal⸗Edikt vorgeſchriebenen 
Lehr- und Servir-Jahren, oder durch mehrjaͤhrige 
Dienſtleiſtung als Wundarzt des niedern Ranges im 
Militair, oder in den Vorleſungen uͤber die Banda⸗ 
gen- und Inſtrumenten⸗-Lehre, Behandlung. der 
Kuochen- Brühe und DBerrenfungen, Kurfus der 
Dperationen und in der chirurgifchen Klinik, welche 
er wirklich als Praktikant befucht haben muß. 
Von dem Eraminanden ber Entbindungsfunft wird 
gefordert, Daß er nicht nur Vorlefungen über Theorie 
and Praxis der Geburtshülfe gehört, fondern auch 
in einer Entbindungs- Anftalt wenigſtens ein halbes 
Jahr lang praftifchen Unterricht genoflen, fich techs 
niſche Fertigfeiten erworben, bei Gebärenden geübt, 
und einige Geburten mit Gefchid gehoben babe. 
4) Das mit diefen Zeugniffen gleichfalls in duplo eins 
zureichende curriculum vitae muß die Verficherung 
des Kandidaten, an Eides Statt, baß er fich zu der 


AB 


jetzt von ihm nachgeſuchten Prüfung bisher noch. bei 


» feinen andern Koͤnigl. Behörde gemeldet habe, oder 


die ‚durch eine gleiche Verficherung - beftärkte Erzaͤh— 
Jung von dem Erfolge der frübern Meldung enthal- 
ten, und von dem. Kandidaten eigenhändig ge⸗ und 


' unterfchrieben fein. 


Hät der Kandidat fich wegen derſelben Pruͤfung 
fruͤher bei einer andern Behoͤrde gemeldet, ſo 


‚bleibt die Prüfung fo lange ausgeſetzt, bis auf den, 


wegen des erneuerten Geſuchs, an das Königl. Mis 


| . nifterium zu erftattenden Bericht Reſolutien erfolgt 


ſein wird. 4 


5) Nur dann erſt, wenn dieſen Erforderniſſen uͤberall 


vollſtaͤndig genügt worden iſt, werden wir das Koͤ—⸗ 
nigl. Medizinal: Collegium zu Münfter — binfichtlich 
der Thierärzte zu Coblenz — um Peranlaffung der 
Prüfung erfuchen. Diefe Behörde wird. nach Beet: 


digung derfelben bei dem Könige. Minifterio wegen 
‚der Approbation das Erforderliche in Antrag brins 


gen, und, nach erfolgter höhern Nefolution, der Kans 
didat von dem Ausfolle der Prüfung von uns in 
Kenntniß gefegt werden, 

Arnsberg, den 29. April 1825. 


Koͤnigl. Preuß. Regierung. Erſte Abtheilung. 


144. 


Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums der Geiſtli⸗ 
chen⸗ Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, die Tiink⸗ und | 


Badequelle zu Musfau betreffend. : 


Seit einiger Zeit tft in Muskau, Rothenburger⸗Krei⸗ 


fed im Negierungs> Bezirk Liegnig, eine mineralifche Trink: 
und Bades Quelle, fo wie ein Moor: oder Bade: Schlamm 
entdeeft worden, welche erftere ſowohl als letzterer jegt 
durch den Geheimen Medizinal; Rath. Hermbfiädt ches 
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mifch unterfuche worden iſt. Nach den Reſultaten diefer 
Analyfe, worüber der Geheime Medizinal-Rath Herm.bs 
ſtaͤdt das Mähere durch den Druck befannt machen wird, 
gehöre die Trinfquelle zu den fchmwefelhaltigen, falinifchen 
Eifenqwelterr,- hat aber durch die beigemifchte fchwefelfaure 
Thons Erde einen eigenthümlichen Eharafter, und fann in 
Verbindung mit der Badequelle fehr wirffam fein, indenr . 
legtere, ‚übrigens der Trinfquelle ähnlich, doch, an feiten 
falinifchen Beftandtheilen meift viermat reicher als die Trinf- 
quelle und. zu einer der reichhaltigften Kifenquellen zu: 
zu zählen if. Ueberdies «aber ift ein: Badeſchlamm im 


reichhaltiger Maſſe vorhanden, welcher fih vor dem Bas . 


defchlamme zu Marienbad in Böhmen, fo weit deffen Be 
ftandeheile befannt find, durch einen ‚größeren Neichthum 
an falinifchen und humoͤſen Theilen auszeichnet. 

Diefed Bad verdient bei diefen wefentlichen Vorzuͤ⸗ 
gen eine ganz befondere Berückfichtiyung, indem. es hier⸗ 
nach mit dem. in den legten Jahren fo berühmt gewordes. 
nen Mariendade in Konkurrenz treten Fann. Auch iſt 
von der Fuͤrſtlich Pıickierfhen Familie, welche diefe Bas 
des Anftalt etablirt hat, Alles Nöthige gethan worden, 
damit der Fremde zugleich einen angenehmen Aufenthalt 
in Muskau findet, fo wie diefelbe diefen Zwec auch jegt 
noch fortdauernd mit Anftrengung verfolgt. 

Die Anſtalt verdient daher den einer ſolchen Hülfe 
bedürftigen Kranfen vorzugsweife empfohlen zu merden, 
weshalb der Königl. Regierung überlaffen wird, das Pu⸗ 


blifum auf dieſelbe auf eine geeignete Weiſe aufmerkſam 


zu machen. 
Berlin, den 22.Xpril 1825. 
Minifterium der Geiſtlichen-, Unterrichts = und Medizinal⸗ 
a ee ie 
v. Altenſtein. 
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Circular⸗Reſcript des Königl. Minifteriums der Geiſtli⸗ 
hen, Unterrichtss und Medizinals Angelegenheiten an 
Er Königl. Regierungen, den Gebrauch 
ber dag beiteffenb, 


Die jest unter dem Namen cortex chinae -florus 
vorfommende.Chinarinde, iſt die erſt feit einigen Jahren 
in den Handel gefommene fogenannte China nova, und 
iſt keinesweges mit China regia oder flava (wie die 
- China regia früher auch genannt wurde) zu 
verwechfeln. Jene Chinarinde ift durchaus unmwirkfam, und 
felbft wenn in dem Rezepte der Ausdrucf China flava 
gebraucht fein follte, fo darf der Apotheker nur die in der 
Pharmacopoea borussica befchriebene China regia neh» 
men. Die China nova oder fchlechte China flava dage- 
gen darf Fein Apotheker führen; vielmehr ift diefelbe, wenn 
fie dem ungeachtet in einer Apotheke gefunden werden foll- 
te, fofort zu vernichten. Die Königl. Regierung hat diefe 
Berfügung zur allgemeinen Kefintniß zu bringen, und über 
deren pünftfiche Defolgung zu wachen. 

Berlin, den 31. Januar 1825. 
" Minifterium der. Geiftlihen:, Unterrichtd> und meta 
Angelegenheiten. 
v. Altenfein, 





146. | 3 
Circular⸗Reſcript des König. Miniſteriums der Geiſtli⸗ 
chenz, Unterrichtss und Medizinal: Angelegenheiten an 
fämmtliche Königl, Regierungen und Medizinal- Kolle 
gien, die Heilung des Krebfes und Frebsartiger Ges 
(Hwür: Metamorphofen betreffend. 


Die Methode des Zoll⸗Rendanten Hellmund, daß 
Cosmiſche Mittel gegen den Krebs und krebsartige Ge⸗ 
ſchwuͤrs⸗ 
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ſchwuͤrs⸗Metamorphoſen anzuwenden, hat nach den in der 
bieſigen Charite damit angeſtellten Verſuchen ſolche Vor— 
theile vor dem aͤltern und gewoͤhnlichern Verfahren erge⸗ 
ben, daß ſeine Anwendungsart in den dazu geeigneten Faͤl⸗ 
len der fortgeſetzten Prufung der Aerzte und Wundaͤrzte 
‚empfohlen zu werden verdient. Die König. Regierung 
(dad Könige. Medizinal⸗Kollegium) wird demnach hierdurch 
benachrichtigt, daß über die Hellmund ſche Verfahrungs⸗ 
weiſe, ſo wie über die aktenmaͤßigen Ergebniſſe der daruͤber 
angeſtellten Heilverſuche, bereits in dem vom Geheimen 
Ober⸗Medizinal⸗Rath Ruſt herausgegebenen Magazin für 


bie gefammte Deilfunde XIX. Bande, ıften Defte, Seite 


55, eine vollftändige Nachricht abgedruckt ift. 
Berlin, den 23. April 1825, _ 
Minifterium der Geiſtlichen⸗, Unterrichtss und Mebizinal⸗ 
Angelegenheiten. | ; 
v. Altenfein, 
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Circular⸗Reſcript der Koͤnigl. ‚Minifterien Ber Geiſtli⸗ 


hens, Unterrihtss und Medizinals Angelegenheiten, fo 

wie des Innern, an ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, 

bie_ gegen die Klauenfeuche unter den Schaafheerden 
zu nehmenden Maafiregeln betreffend. 

;,. E8 üft hin und. wieder unter den Schaafheerden die 

bösartige und anftecfende ‚Klauenfeuche bemerkt worden, 


Diefe Krankheit, welche in den darüber erfchienenen Schrif⸗ 


sen, unter andern auch im 1sten Stuͤck des Amteblates 


der Königl,, Regierung zu Merfeburg dom Jahre 1819. | 
No. „and zuletzt noch in Ka u ſch's Memoras 


sub Np. 61 Mand; 


+ 


biliem, ztes Bändchen, beſchtieben worden, it den Schaaf: _ 


 poefen, wenn Auch ‚wicht, Durch Sterblichfeit der daran ers 


.. 


krankten Thiere bei speifmäßiger. Behandlung, doch durch 


+) Conf. Aunalen se: Jahrg. 1820, Ates Heft/ S. 900-904. 
Annalen Heft II, 1825. Si 


482 

den, den Heerdenbeſitzern aus derſelben — 9 gro⸗ 

‚sen: Schaden, gleich zu ſtellen. Die unterzeichneten Mi⸗ 

niſterien haben daher fuͤr nothwendig erachtet, nach An⸗ 

leitung der. zur. Verhuͤtung der Verbreitung der Schaaf: 
pocen. unter dem 27. Auguſt 1806. erlaflenen nähern 

Vorſchrift, fo weit fie auf dieſe Krankheit anwendbar iſt, 

folgendes. feſtzuſetzen. 

1. Wo die Klauenfeuche unter den veredelten Schaaf⸗ 
2 ſich zeigt, ohne daß die gewoͤhnliche gutartige 
Klauenſeuche in der Umgegend als Epizootie ſchon 
geherrſcht bat, und fortdauernd als ſolche von Sach⸗ 
verſtaͤndigen erkannt worden iſt, ſoll die Vermuthung 
ſo lange gelten, daß es das anſteckende Klauenuͤbel 
ſei, bis durch Sachverſtaͤndige das Gegentheil erklaͤrt 

uund erwieſen iſt. 

2. Die Beſitzer der mit der bögartigen Klauenſeuche 
befalfenen Schaafheerden, und die Schäfer müffen 
den Ausbruch der. Krankheit fogleich dem Landrath 
des Kreifes und den Grenznachbarn anzeigen, bei 
Dermeidung einer Strafe, welche außer dem Scha⸗ 

denerſatz, den jeder Intereſſent zu fordern befugt. if, 
für den Schäferfnecht auf 5 Rthl., den-Schäfer auf 

10 Rthlr., und den Eigenthümer ter Schäferei auf 
20 Rthlr. feftgefege wird, und ‘der in Abfiche’ der ers 
fiern Perfonen, im Falle des Unvermoͤgens eine ver; 
haͤltnißmaͤßige Leibesſtrafe ſubſtituirt werden kann. 

3. Sobald durch dieſe Anzeige oder auf andere Weiſe der 
Ausbruch der boͤsartigen Klauenſeuche in einer Heerde 
bekannt iſt, muͤſſen nicht nur der Beſitzer dieſer ange⸗ 
ſteckten Heerde mit derſelben von der Grenze der Nach⸗ 
barn, ſondern auch dieſe mit ihren Schaafen von der 
"Grenze der Ortſchaft, deren Heerde mit der Klauen 
feuche behafter ift, zuruͤckbleiben. Die Entfernung, 
welche zwifchen einer mit der Klauenſeuche behafte⸗ 
ten Heerde und den. Schaafen der Nachbarn Statt 
- finden muß, fol in der Regel 200 "Schritte inner; 
halb der Grenje, alfo überhaupt 400 Schritte betras 
gen, und die Regulirung derfelben hat der Landrath 
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des Kreiſes zu beforgen, der auch Abweichungen von 

dieſer Normalvorfchrift geftatten kann, wenn fie durch 
die Srtfichen Verhaͤltniſſe begründet werden. 

4. Koppelmeiden aber muͤſſen mit den von ber bösars 
tigen Klauenfeuche befallenen. Schaafheerben ganz vers 
tmieden werden, oder, wenn ſolches bei gemeinfchafts 

lichen Waldhutungen, mit Erhaltung der Franken 
“s Heerde nicht verträglich fein follte, fo muß der Lands 
" kath des Kreifed, nach. vorftehenden Vorfchriften und 
mit gehöriger Berückfichtigung des Weidebedarfs jes 
ded Gemeinheitd: Fntereffenten, die Huͤtungs⸗Grenzen 
zwifchen diefen Intereſſenten dergeflalt reguliren, daß 
die Eranfe Heerde in der gehörigen Entfernung von 
der gefunden weiden Fann. 

5. Uebertreten die Schäfer oder Schäferknechte-die a an⸗ 
geordneten Hütungs-Grenzen, fo findet dafuͤr Beſtra⸗ 
fung nah Vorſchrift der beſtehenden Geſetze, und 
dem Maaße der Fahrlaͤßigkeit, des Vorſatzes und 
angerichteten Schadens Statt. Jedem Schaͤferei⸗ 
Beſitzer wird nachgelaſſen und zur Pflicht gemacht, 
die Schäfer und Knechte, welche außerhalb der Hüs 
tungs>Örenze betroffen werden, bei feinem Gerichte 
zur Unterfuchung und Strafe zw. ziehen, oder bei 
— gebuͤhrenden Gericht darauf anzutragen. 

bald dieſe Klauenſeuche in einer Schaafheerde 
a ift, muß aller Verkauf und Taufch aus 
derfelben fo lange unterbleiben, bis die Krankheit 
voͤllig aufgehört Hat, und ſelbſt der Verkauf der an⸗ 
ſcheinend gefunden Häupter kann in diefer Zeit niche 
Statt finden, bei Strafe von 5Rthl. für fedes ver⸗ 
kaufte Städ. 1 

7 Wenn auch die lauenfeuche aufgehört bat, fo muͤſ⸗ 
ſen doch die geſund gebliebenen Heerden von den 
Triften und Weiderevieren der krank geweſenen Deerde, 
wenigſtens noch 6 Wochen nach —— —— 
Krankheit zuruͤckbleiben. 

8. Der Beſitzer einer mit dem Anftecfenden. Nlauenubel 

behafteten Heerde iſt verpflichtet, dureh Anwendung, 

Ji2 5; 


der erprobteften Mittel, als: Abfonderung der kran⸗ 
ten Schaafe. von;den gefunden, Reinigung der Ställe 
der. angeſteckten, trockne Hütung der norh gefunden, 
dafür zu forgen, daß das Nebel fobald ald möglich 
—beſeitigt wird. Daher muß jeder Stall, wo ver- 
daͤchtige und angefteckte Schaafe geftanden Haben, in 
ind 6 Wochen. nach. Aufbören der. Seuche vollkom⸗ 
‚men ‚gereinigt, und der Dünger an. Drte, bie den 
Schaafen nicht zugänglich find, geſchafft werden, 
wenn er, nicht; untergepflügt werden. fann. 
Dies Reglement hat. die Koͤnigl. Diegierung aur 
? Miantlichen: Kenntniß zu. bringen. 
2.30 Berlin, den 16. A prik ns 
Miniſterium der Geiftlichen-, Un⸗9 diniſterium des nern. 
terrichts / und Medizinal⸗ An ⸗··⸗ v. Schuckmann. 
ogelegenheiten. 
cc. u. Altenfeim 


gen —— 148. Ce 
Circular⸗Reſcript des. Rönigl. Miniſteriums der Geiſt⸗ 
lichen⸗ Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten an 
m. Koͤnigl. Regierungen (ausſchließlich derjeni⸗ 

gen zu Potsdam) die Erportation der Blutigel 
ins Ausland betreffend. 


— iſt HER Are — die Beſorgniß —* daß 
— Exportation der Blutigel ins Ausland endlich 
der eigene Bedarf des Inlandes gefaͤhrdet werden moͤchte. 
Um dieſe Angelegenheit einigermaßen naͤher beurtheilen zu 
koͤnnen/ wuͤnſcht das Miniſterium von, der Koͤnigl. Regie⸗ 
rung darüber Anzeige zu erhalten, ob die Blutigel- nach 
den biöherigen Erfahrungen in dem. dortigen: Departement 
in hinreichender Anzahl vorhanden find, ob dergleichen 
vielleicht nach andern Negierungs: Departementö' oder nach 
dem Auslande ausgeführt, und ob und woher eventualis 
ser Blutigel für den eigenen Bedarf ded Bezirks einge: 
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führt werden, detslächen, melde Preife dafuͤr a » 
werden pflegen. 
Berlin, den 30. März — 
m... der Geiſtlichen⸗ Unterrichtds ar main 
' "Angelegenheiten. : 
od Atenpein., 5° 
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— des Königl. Minifferiims des: — 
an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, das Verfahren bei 
ragen ber. Militair: Erſatzmanmſchaften .. 5 a 
| treffend. 1 Ka 
Malaga, ae 
Die durch die Gefeg- Sammlung publizirte Könige. 
Kabinetd-Drdre vom 21. v. M, enthält die —A— 
daß kanftig bei den Erfag-Anspebungen in Betreff der 
Aufftellung der Liſten das: Kalender: Jahr ‚allgemein 
angendiumen, und die Neihefolge boE ulfitntepflühtigen: In⸗ 
dividuen durch das Loos beſtimmt werden ſolle. uged 
Dieſe Allerhoͤchſte Anordnung macht es noihteendig, 
die Erfag + Behörden‘ wegen" Ausführung derſelben, nach⸗ 
dem die Miniſterien des Innern und des Krieges ſich die⸗— 
ſerhalb uͤberall ſpeziell ara haben, mit nad An⸗ 
weiſung zu verſehen. 
Was nun zuvoͤrderſt die Einführung des Kalender⸗ 
Jahre⸗ betrifft, ſo muß die Sache, Behufs des Ueber⸗ 
ganges in die neue Einrichtung, in denjenigen Bezirken, 
in welchen z. B. bei der votjaͤhrigen Erſatz⸗Aushebung 
bloß die vom: 1; September oder vom: 1. Oktober 1803. 
bis dahin 1804. gebornen Individuen neu heran gezogen 
worden ſind, die in den letzten Monaten des Jahres 1804: 
gebornen Leute aber noch nicht concurtiret Haben, die Sa⸗ 


486 Ä 

ehe in ber Art reguliret werben, daß die in ben legten 
Monaten ded Jahres: 1804. gebornen und- noch nicht im 
die vorjährige Auchebungs z Lifte eingetragenen Mannſchaf⸗ 
ten mit ſaͤmmtlichen im Kalenders Fahre 1805. geborneit 
Individuen in die diesjährigen neuen Erſatz⸗ Aushebungs⸗ 
Liſten aufgenommen werden. 

Was demnaͤchſt die Einfuͤhrung des Looſes anlangt, 
fo. ſtehet das Verfahren wegen Aufſtellung und Berichti⸗ 
gung der Aushebungs⸗Liſten, wegen Prüfung der Recla⸗ 
mationen, ſo wie wegen der Muſterung der Militairpflich⸗ 
tigen, und wegen der weiteren Einwirkung der Departes 
ments » Erfag s Kommiffionen mit der Fünftig durch das 
2008 zu beftimmenden Meihenfolge in einer fo genauen 
Verbindung, daß es, um einen regelmäßigen und dei Gas 
che entfprechenden Gang des Verfahrens zu -fiherny un⸗ 
umgänglich erforderlich erfcheint, den Erſatz⸗ Behörden zum 
Anhalt ihres diesfänigen kuͤnftigen Verfahrens folgenve 
Inſtruction zu ertheilen, 


— ; Hier, Abſchniet 
Bon der Anferigting der jährlichen Aushebungs Liſten " * 


8.1. Die Landraͤthe find mit: allem, was auf die | 
— ber. jaͤhrlichen Agshebungo liſen Hezug hat, 
beauftragt. 

Dieſelben werden zu dem Ende in der. letzten Hälfte 
de Monats Aprils eines, jeden Jahres im allen Gemein⸗ 
den ihrer Kreife. durch öffentlichen Anſchlag befannt ma⸗ 
chen kaffen, daß alle junge Leute, welche zu der zunaͤchſt 
‘zur Aushebung fommenden Alters» Klaffe ‚gehören, und ih⸗ 

ren Wohnfig in den Gemeinden haben, oder ſich dei Ein⸗ 
wohnern der Gemeinden in. irgend einem Gefinde, Dienfte 
oder als Lehrburfchen: ꝛc. befinden, ſich bi8 zum 15. Mai 
bei dem die Stammrollen führenden Drtö> Behörden mel, 
ben müßten, und zwar unter der Warnung, daß diejeni⸗ 


) Fuͤr das Jahr 1825. ſind bie feſtgeſetzten Termine nach Maaß⸗ 
gabe des Einganges dieſer Inſtruction, fo weit es ndthig iſt, 
reſpettive anderweit zu beffimmen und abjukuͤrzen. 
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gen, die fich nicht: meldeten, und bie unterlaffene Meldung 
nicht hinreichend zu. enfchuldigen .vermörhten, ihrer etwani⸗ 
gen: Reclamations⸗Gruͤnde verluftig werden und, wenn fie 
zum Militairdienft ‚sauglich befunden ‚werden follten, vor 
allen anderen Militairpfligptigen zum Dienfiwerden eingeſtellt 

wuͤrden. 
Die nemliche Maaßregel gilt: für alle Militairpflich⸗ 
tige aus den fruͤheren Alters: Klaffen bis zum 25ſten 
Jahre, welche im Laufe des letzten Jahres: erft ihren Wohns 
ort refpective Aufenthaltorts in der Gemeinde genommen 
haben, und noch nit. in die Stamm » Rolle eingetragen 
- möchten. | 

Die im: dem Gemeinden onmefenden: ‚Mitttairpflichti Ä 

gen. müffen.. fich perſoͤnlich einfinden; für die Abweſenden 
—2 aber die Eltern, Vormuͤnder oder Verwandten er⸗ 
ſcheinen. Die Orts⸗Behoͤrden werden die Vor⸗ und Zu⸗ 

namen der Militairpflichtigen, in ſofern ſelbige ſich etwa 
in den Stammrollen noch nicht finden moͤchten, in dieſe 
Stammrollen, Behufs der Berichtigung und Ergaͤnzung 
derſelben, eintragen‘, und die. ſonſt noch erforderlichen No⸗ 
tigen darin aufnehmen. Die Orts⸗Behoͤrden werden aber 
dadurch der Verpflichtung nicht entbunden, dieſe Berichti⸗ 
gungen auch durch eigene Nachforſchungen und ſorgfauͤltige 
—— aller ihnen zu Gebot —— Halfsmittel zu 

rken. 

‚Sollten die Eitern oder Verwandten ‚eines Militait⸗ 
pflichtigen behaupten, daß derfelbe. verſtorben fei, fo tft dies 
ſes, im ſofern es wicht notorifch fein möchte, durch Aus⸗ 
züge aud ben: Kirchenbuͤchern oder — nach⸗ 
— ae 

Die Landraͤthe werden ſich von alfen.Drt8: ‚Behörden 
die. auf vorſtehende Weiſe berichtigten : Stammrolten ' nebft 
den vorhin- erwaͤhnten Todtenſcheinen und ber’ von den 
Drtd Behörden: etwa aufgenommenen beſondern Verhand⸗ 
ungen vor dem ıflen Juni einreichen laflen, um ſolche als 
Materialien; zu den Aushebungs⸗Liſten benngen zu koͤnnen. 

F. 2. Nach Maaßgabe der Größe und Bevoͤlkerung 
der Kreife, fo wie der örtlichen Verhaͤltniſſe können die. 
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einzelnen: Kreiſe folglich“ auch die grebßeren Staͤdte, welche 
eigene Kreiſe bilden, in zwen vder mehrete An she buniges 
Bezitke abgetheilt: werden, : weiche dann: in Beziehung: 
auf die Erſatz⸗Geſtellung ein für: ſich bbeſtehendes Ganſes 
ausmachen. —X— up‘ tes oaBamaliz iu ln HERE 
Die Negulirung diefer Audhebungs : Bezirke bleibe der: 
Verzinigung der Sanbrärher und LandiiehrWBätätlions:RKom- 
mandeurs unter Zuſtimmung der Regierungen und Land⸗ 
wehr⸗ Brigade⸗Kommandeurs uͤberlaſſen? ııı ai: win 
Verengung derſelben iſt: jedoch darauf zur ſehen⸗ 
daß ſie die fuͤr die iTeichte: Ausfuͤhrung des gatzzen Erſatz⸗ 
Geſchaͤfts zweckmaͤßigſte Groͤße erhalten. RECT N 
ine Dientandeithe haben“ mach dem Eingange ber 
Sn au erwaͤhnten Stamma Rollen ungeſaͤumt unter-Zugtes 
bung: ber. Landwehr⸗Bataillons Kommandeurs ıdie eigenes 
liefen: Aushebungs/ Liſten und. zwar in der Art anzuferti⸗ 
ger, dag file ſaͤmmtliche zu demſelben Aushebungs-Bejzitke 
gehoͤrige Ortſchaften nur eine Hauptliſte aufgeſtellt wird, 
it, dem Ende: miffen- fie zuvoͤrderſt aus der vorſaͤh⸗ 
rigen Liſte alle Individuen, die beider vorhergegangenen 
Aushebung entweder aus Beruͤckſichtigungs⸗Gruͤnden, oder 
wegen mangelnder Groͤße, wegen Koͤrperſchwaͤche oder et 
nes ſonſtigen voruͤbergehenden Koͤrperfehlers als einweilen 
zum Militairdienſt unbrauchbar zuruͤckgeſtellt, ſo wie die 
jenigen, die zwar mach ihrem Alter zu einer fruͤheren 
Klaſſe gehören, gleichwohl aber in die Aushebungd , Lifte 
ihrer eigentlichen” Alters Klaſſe nicht eingetragen, folglich 
übergangen worden. find, aufzeichnen, demnaͤchſt aber aus 
den. Stammrollen die namentliche Liſte aller zu dem be⸗ 
treffenden Jahrgange gehörigen, folglich aller derjenigen 
jungen Leute, die in dem laufenden Fahre ihr militair⸗ 
pflichtiges Alter. erreichen, dieſelben moͤgen ans oder ab⸗ 
wefend,: verheirathet::uder unverheirathet, zum-: Mifitdies 
dienft tauglich oder untauglich fein, einen Reclamations⸗ 
Grund für fih Haben’ oder nicht, zufammenftellen. 2 
Auch diejenigen: werden darin aufgenommen, die ſchon 
als Freiwillige auf: Ein oder Drei: Jahre. den Militair, 
dienfi angetreten haben, | F 
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Die Landraͤthe bleiben daflir verantwortiich daß bet 
Aufſtellung dieſer Liſten fein Name von den beider false 
hern Aushebung zur Aushebuny‘ des "Tauferiden 'Zahres 
vermwiefenen, fo wie von den in dem’ Stamm⸗ Nollen aufs 
geführsen: jungen Leuten - der: betreffenden Altets⸗ Klaſſe, 
unter welchem Vorwande es — rein möge," Abergangen 
ww. 

Alle etwanigen Yerberiuetn;, Zufäge : :0de koſchun⸗ 
gen: bieiben ‘der ſpaͤterhin erfolgenden —— ve 
Aushebungs /Liſten vorbehalten. oyuo 

8. 4. Die jährlichen Anehebunge Een: ſind immer 
—⸗ Jahrgang anzufertigen" NIE SIE. 

Die Behufs der Aushebung des gahres 1825 zu 
fertigenden: Liſten enthalten alſo ;; BD. auß er den in den 
vorhergegangenen Jahren zuruckgeſtellten oder FÜR’ einſtwei⸗ 
lon dienſtuntauglich erkannten und — bung des Jahres 
18250verwieſenen dder fruher gaͤnzliche bergangenen fo! 
wie den in den legten Monaten des Jahres 1804 gebor⸗ 
nein," pro 1824 ſedoch Hoch" nicht· herange zogenen Indivi⸗ 
duen, fämmtliche vom ı. Januar bis Ende ‚Dejeinber 18051 
gebörne junge Männer. Denn wenn auch: Ein- Jahrgang 
in der Reyel nicht hinreicht, um den Erſatz ⸗Bedarf, bet 
deſſen Geſtellung es nicht bloß auf vie Kopfzahl ſondern 
auf / die für ¶ die einzelnen Waffengattungen "erforderlichen: 
Kontingente und die dazu qualifizirten Mannſchaften an⸗ 
kommt, vollſtaͤndig zu derfen, ſo kann doch in ſolchen Faͤl⸗ 
len auf die vorjaͤhrigen Liſten zurückgega agen und auf die 
von den vorjaͤhrigen Alters⸗ Klaſſen noch disponiblen dienſt⸗ 
tauglichen Individuen dergeſtalt zurückgegriffen werden; 
daß die jüngere Alters-Klaſſe immer zunaͤchſt in Anſpruch 
genommen, und aus derſelben, nach der dafür ſchon fell: 
ſtehenden Reihefolge, der noch fehlende, Bedarf. geberft 
wird, . 
95. Die gedachten Aushebungs⸗ Liſten werden nach 
dem unter No. 1. beiliegenden Schema, und zwar als 
phaberifch nach den Namen der Ortſchaften, in diefen 
einzelnen - Drtfchaften aber wiederum alphabetifch nach den 
Tamiliennamen der Militairpflichtigen - angefertigt, derge⸗ 
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ſſalt, daß; bie Liſten er Kiafen oder Abtheilungen be⸗ 
greifen, nemlich: | 
‚a)- die von der vorhergegangenen Aushebung wegen 
Koͤrperſchwaͤche ic. zur Aushebung des laufenden Jah⸗ 
‚red. verwieſenen oder früher .-übergangenen und. 
 b) die nach ihrem Alter zur Aushebung des laufenden 
Jahres gehörigen Indibiduen. 
Jede dieſer beiden zu a. und b. bemerkten Klaſſen wird 
fuͤr ſich in der vorhin bemerkten alphabetiſchen Art gefuͤhrt. 
Die fortlaufenden Nummern werden aber fuͤr beide 
Klaſſen durchgefuͤhrt. 
Dieſe Trennung der beiden Klaffen und die alpha⸗ 
betiſche Aufſtellung der Liſten ſind durchaus erforderlich, 
um die noͤthige Ueberſicht zu erlangen, und dürfen unten 


feinem Vorwande befeitigt werden. 


Die, Liften ſind demmächft „non. den Landräthen and 
edpedr « Foassiloud- Rüummandeund durch deren — 
ſchrift zu beglaubigen. 
| Die Bataiions Lommandenre, efrgen Rh dupi⸗ 
kate von dieſen Liſten. nd 

- Die Landräche muͤſſen Abfchriften der &iften in: den 
Hanpt- Dtten der Kreife zur oͤffentlichen Einſicht auf den 
Rathhaͤuſern und, fo weit ed nach der Oertlichkeit ange⸗ 
meſſen erfcheint, auch, in anderen ‚Orten, wenigfiinärsarht 
Tage hindurch auslegen laſſen. RR TITDEM 

Ale Bemerkungen und Reclamationen, welche Sins 
nen .diefer Frift über die Liften gemacht werden moͤchten, 
muͤſſen von. den Drts» Behörden, fo wie. auch, unmittelbar 
von den Eanpräthen vorläufig aufgezeichnet werden. 


IIter Abſchnitt. 


Von der Berichtigung der Liſten, von der Verlooſung der tie 
— und deren Muſterung, imgleichen von der —— 
fung ber Reclamationen. 


* 
— 


$. 6. Alle Dperationen,. die ſich auf die Berichti⸗ 
gung der in Gemaͤßheit der Beſtimmungen des vorſtehen⸗ 
den Abſchnitts angefertigten Aushebungs⸗VLiſten, ſo wie 
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auf die Werloofung der Mititairpflichtigen und deren Mus 
ſterung, imgleichen auf die Prüfung der Reclamationen 
‚beziehen, werden durch . die Kreid  Erfag- Kommiffionen, 
deren’ Enefeheidungen proviforifch mit Vorbehalt des Re⸗ 
curſes an die Departements: Erfag:Kommiffionen vollzo⸗ 
gen werden, beforgt.. | 

9 7 Die Landräche werden nad Ruͤckſprache mit 
den · Landwehr⸗Bataillons⸗Kommandeurs 8. Tage vorher 
deu Tag und den Ort, an weichem ſich die. KreissErfag 
Kommiffionen in den einzelnen Aushebungs-Bezirfen zur 
Berichtigung der Liſten etc. einfinden werden, öffentlich bes 
kannt machen laſſen, gleichzeitig aber auch den Buͤrger⸗ 
meiſtern, Schulzen, oder welche Benennung den Gemein⸗ 
de⸗Vorſtehern ſonſt beigelegt ſein mag, aufgeben, die in 
die Liſten aufgenommenen Militairpflichtigen noch befonz. 
derd ‚anzumeifen, ſich am dem beſtimmten Orte zur fefiges 
fegten Zeit perſoͤnlich zu geſtellen. | * 
» Die Buͤrgermeiſter, Schulzen ꝛc. muͤſſen aufgefordert 
werden, ſich ebenfalls nach dem zur Berichtigung der Li⸗ 
ſten beſtimmten Orte zu begeben. A Tr, 
>, Yan denjenigen Provinzen, wo zwifchen den. Orts⸗ 
Vorſtehern und Landraͤthen noch befondere Diſtricts⸗Polizei⸗ 
Behoͤrden, z. B. Dominien, Domainen⸗Aemter, Inten⸗ 
dantur⸗ Aemter ec. beſtehen, find auch dieſe ein zu laden, 
den Verſammlungen beizuwohnen, ohne daß jedoch letzte⸗ 
zen eine Verpflichtung dazu. oblietgttt. 
In Kreiſen, im weichen ſich Berg⸗ und Huͤttenleute 
befinden, muͤſſen die; Landraͤthe den betreffenden Berg⸗Be⸗ 
hoͤrden von den Berfammlungds Tagen der. Kreis Erfags 
Kommiſſionen Nachrichtigeben, damit diefe eind ihrer Mits 

glieder :beauftragen, ‘den Verſam lungen beizumohnen, um 
"über die, etwanigen, ſpeziellen Verhaͤltniſſe der Berg⸗ und 
Hüttenleute-die erforderliche Auskunft geben zu können. | 
Den Detds oder Diſtriets⸗ Behörden, fo wie den 
Bergbeamten ſteht aber fein vorum zu. | | 

8. 8. Die Beſtimmung des Unfanges der Gefchäfte 
der Kreis⸗Erſatz⸗ Kommiffionen. :bleibt: den. Departementds 
Erſatz⸗Kommiſſionen überlaffen , welche jedoch ihre Anords 
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Agfa — 
nungen und Einrichtungen uͤberall ſo zu treffen Haben, 
daß die Erſatz⸗ Mannſchaften. zur gehoͤrigen Zeit den Trups 
pentheilen uͤberwieſen werden koͤnnen 

Die Auswahl der Orte, an welchen die —— 
Kommiſſionen in den einzelnen Aushebungs⸗Bezirken die 
Berichtigung der Liſten, Verlooſung der Militairpflichtigen 
u. ſ. wi vornehmen wollen ‚it Sache: der Landraͤthe und 
Landwehr⸗ Bataillons⸗ Kommandeuts die ſich hieruͤber zu 
vereinigen, aber’ auch! beſonders darauf zu ſehen haben, 
daß fo iche Orte ausgewaͤhlt werden, die moͤglichſt in der 
Mitte der Auspebungss Bezirke - liegen, damit: die Mit 
tairpflichrigen, “ wo es nach der Localitaͤt irgend thunlich 
iſt, noch an dem nemlichen Tage abgefertigt werden): und: 
noch vor ſpaͤter Nachtzent — be mie: eo. 
Fönnen. f 
8:9. 7 Die” Kreis⸗ Er 3 Rommiffionen: mäfen- an 
dem feſtgeſetzten Tage zur beſtimmten Stunde die Berich⸗ 
tigung der’ Aushebungs »Biften oͤffentlich vornehmen, zu 
dem Ende zunaͤchſt die Namen derjenigen bei der vorigen 
Aushebung aus Beruͤckſichtigungsgruͤnden, wegen mangeln⸗ 
der Größe oder ſonſtiger einſtweiliger Dienſtuntauglichkeit 
zuruͤckgeſtellten und zur Aushebung des laufenden Jahres 
berwieſenen Individuen, welche nach der geſetzütchen 
Reihenfolge noch nicht zum Milit airdienſt eingeſtellt 
‚fein wuͤrden, wenn fie bei der Muſterung der Milltair⸗ 

pflichtigen ihrer Klaſſe nicht zuruͤckgeſtellt worden wären; 

in der Aushebungs ⸗Liſte loͤſchen, die Bemerkungen, welche 
in Folge der Beſtimmung des F. 5. bei den Orts⸗Behoͤr⸗ 
den oder auf dem landraͤthlichen Buͤreau bereits gemacht 
worden, pruͤfen, diejenigen Bemerkungen, welche noch ge⸗ 
macht werden moͤchten, anhoͤren, und demnaͤchſt diejenigen 
Zufäge, Aenderungen und Loͤſchungen, welche die Kreis⸗ 
Erſatz⸗Kommiſſionen, nach Anleitung vorſtehender Beſtim⸗ 
mungen, für nothwendig uud rechemaßis halten, 
und verleſen laſſen. J 

Die Gruͤnde der gemachten ‚Zufäge, Yenderungen 
und Löfchungen find in der letzten ‚Kolonne der Aushe⸗ 
bungs⸗Liſte kurz und beſtimmt zu bewirken. 
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Außerdem ſind auch die Aushebungs ı Liften der bei⸗ 
den legt verfloffenen. Jahrgänge (alſo der. zrjährigen und 
22jährigen Mannſchaft) für deren fucceflive Berichtigung _ 
die Fandräthe ohnehin fchon zu forgen gehabt haben, ebens 
— in der nemlichen Art, fo weit dies noch erforderlich 
ſein moͤchte, nach den Stammrollen nachtr aͤglich volſtan⸗ 

dig zu berichtigen. 

82% - Zur Loͤſchung werden ſich in der Hegel 
nur die Namen derjenigen —— eignen, — ent⸗ 
weder: 

a) geſtorben ſind; oder 
H) nach den allgemeinen Grundſaͤtzen in einem — 

Kreiſe zur Erfuͤllung ihrer Militairverpflichtung her⸗ 

angezogen werden muͤſſen; oder 
c) mit vorfhriftsmäßigen Auswanderungs + Eonfenfen 

den Preußifchen Staat verlaffen haben; oder Ä 

U) bei der Aushebung ded ‚vorhergehenden jahres zur 

a... des laufenden Jahres verwieſen wordeit 

‚find, ‚gleichwohl. aber. nach WVorfchrift des $-:9.. nicht 

: weiter, in Ynfsae genoannen werden koͤnnen; fo 
pie 
. e)- Diejenigen, welche wegen entehrender Verbrechen nicht 

aushebungsfaͤhig ſind. 

Sobald eine Thatſache, auf deren Grund die Loͤ⸗ 
ſchung verlangt wird, irgend zweifelhaft iſt, darf die em 
fhung nicht. erfolgen. 

+ Die Namen derjenigen, die ſich fchon als Freiwilige 
im Mititair- Dienfte befinden, bleiben in der Liſte a. | 

Eben fo wenig kann eine ſelbſt augenfcheinliche Un⸗ 
tauglichfeit zum Militairdienft, Veranlafung zur Loͤſchung 
der Namen in der Aushebungs-Fifte geben. in 

Diejenigen Individuen, welche zur Zeit, der. Anfertis, 
gung der Liften ihren-Wohnfig in dem Aushebungs⸗Be⸗ 
zirfe gehabt, oder ſich darin ald Handwerksgeſellen, Lehr⸗ 
linge, Knechte u. f. m, aufgehalten haben, folglich in die ges, 
dachten Fiften aufgenommen worden find, nachher aber ihren; 
Wohnfig verändert, reſpective Gefindedienfie. in anderen: 
Aushebungsds Bezirken ‚genommen haben, werden Da zur 


Erfuͤllung ihrer Dienfipflicht herangezogen, wo fie ſich zur 
Muſterungszeit befinden, und- zu dem Ende nachträglich in 
bie Aushebungd: Fiften aufgenommen, 

Eine. Ausnahme hiervon findet jedoch in den, in meh⸗ 
rere Aushebungs-Bezirke abgetheilten, größeren ‚Städten 
ftatt, indem im ſolchen Städten zur Erleichterung der 
Kontrolle jeder Militairpflichtige unbedingt in demjenigen 
Aushebungss Bezirke, in welchen en zur Zeit der Anfers 
tigung der Liſten gewohnt, oder fih in 'Gefindedienften 
aufgehalten hat, zur Erfüllung feiner Miltair «Dienfpflicht 
herangezogen werden muß. 

Hinfichts der auf der Wanderfchaft ſich ‚befinden: 
den: Handwerköburfchen 1c., gilt die Beftimmung, daß fie 
an den Drten, wo ihre Eltern. oder Vormuͤnder wohnen, 
militairpflichtig‘ bleiben, mithin auch dort zur Erfuͤllung 
ihrer Verpflichtung herangezogen werden müffen. 
$. 11. Sobald die Aushebungss Fiften‘ nach voiſte⸗ 
henden Beſtimmungen gehoͤrig berichtigt worden ſind, was 
nur einen unbedeutenden Aufenthalt verurſachen wird, 
wenn die: Landraͤthe ſich ſchon vorher mit den dazu er 
forderlichen Materialien verſehen haben, wird zur Loo⸗ 
fung: geſchritten, welche darüber entſcheidet, in welcher 
Reihenfolge die Militairpflichtigen zum — eingeſtellt 
werden muͤſſen. 

Zu dieſem Ende werden im Beiſein der Militair⸗ 

pflichtigen, ſo wie der Mitglieder der Kreis⸗Erſatz⸗ Kommiſ⸗ 

ion und der Buͤrgermeiſter oder Schulzen, oder deren 
Stellvertreter fo viel Zettel in eine Urne oder in ein 
Glucksrad geworfen, als ſich Namen auf derbe ans 
ten General⸗Liſte befinden. . 

Diefe Zettel haben jeder eine verſchiedene Kummer, 
. und fangen mit No.ı.an. 

Wenn alſo 4.8. 200 Individuen in der Aushebunge⸗ * 
Liſte aufgefuͤhrt, von dieſen aber bei der Berichtigung 25 
geloͤſcht worden find, fo Fommen nur 175 zur. Looſung. 
Es werden mithin in diefem Salle nur 175 Zettel im pie 
Urne geworfen. 

$. 12. Jeder Militairpflichtige wird dann nach der 
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von dem Landrath zu führenden alphabetiſchen Aushebungs⸗ 
Liſte ac; und zwar Einer nach dem Andern vorgerufen, 
um aus der Urne, welche vorher von einem Mitgliede der 
Kreis⸗ Erſatz ⸗ Kommiſſion auf eine allen Anweſenden an⸗ 
ſchauliche Art gehörig umzuſchuͤtteln, und. dergeſtalt auf 
zufiellen ift, daß alle Anwefende die Operation des. oo; 
fens beobachten, und fich überhaupt von, der-Unpartheilichs 
feit ‚und Negelmäßigkeit. deö ganzen Verfahrens überzen 
gen können, eine Nummer zu ziehen. 

Iſt der vorgerufene Militairpflichtige abweſend, fo 
wird, wenn derfelbe fein anderes Individuum auf eine 
glaubhafte Weife dazu beauftragt hat, der Vater oder 
Vormund, in deren Abwefenheit aber, oder wenn felbige 
etwa nicht foofen wollen, der Bürgermeifter oder Schulze, 
oder deffen Stellvertreter, oder auch ein: Eivil- Mitglied 
der Kreis: Erfaß: Kommifiton für ihn loofen, 

Daß, Nemliche gefchiehet!, wenn der Militairpflichtige 
zwar anweſend ſein, aber erklaͤren moͤchte, daß er nich⸗ 
ſelbſt looſen wolle. | 

Der Militairpflichtige oder derjenige, welcher für iha 
looſet, muß die Nummer des aus der Urne gezogenen Zet⸗ 


tels ſelbſt laut ableſen, welchemnaͤchſt der Landrath, nach⸗ 


dem er ſich von der Richtigkeit der abgeleſenen Nummer 
überzeugt haben wird, dieſe Nummer in der Rubrik, weis 
che fich. in der alphabetifchen Aushebungs:- Lifte: dem. ax 
men. des betreffenden: Dilitaispfichtigen gegenüber Befindet, 
bemerfen muß. | 
Ein: Gleiches muß von dem Landwehr · Bataillons⸗ 
Kommandeurs hinſichts des von ihm zu führenden Du⸗ 
plitats der alphabetifchen AushebungssLifte gefchehen. : 
:. Ein Mitglied der Kreis: Erfag » Kommifrion wird auf 
der Looſungs Nummer den Vor⸗ und Zunamen dedjenis 
gen, der das Loos gezogen: hat, oder für. dem folched ger 
zogen. worden ift,. bemerken, und dann. diefen Zettel dem 
betreffenden Militairpflichtigen oder deinjenigen, der für ihn 
gelooſet hat, einhaͤndigen. 

—F. 13. Außerdem wird noch von einem anderen | 
Mitgliede der. Kreis: Erfag- Kommiffion, oder auch vom: 
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dem ' Kreis Sektetair eine beſondere Looſunge· bite nach 
den unter der No. 2. beiliegenden: Muſter geführt. 

Die offenen Raͤume der erſten Rubrik, :- welche 'die 
Loofungs- Nummer anzeigt, find ſchon vor dem Anfange 
des Looſens, uud zivar von No. 1. bis zur fortlaufenden 
Nunmer der. alphabetifchen: Aushebungs : Life auszufüllen. 
Der Name, Vorname, Stand: oder Gewerbe und 
der Wohnort des Militairpflichtigen, fo ‚wie der Name 
und Vorname der Eltern mäffen: der. Nummer, welche der 
Mititairpflichtige gezogen hat, oder welche für ihn gezogen 
worden ifl,- gegenüber in den betreffenden Rubriken nos 
firet werden, . und "zwar unmittelbar nach erfolgter Zie⸗ 
hung eines jeden einzelnen: Looſes. 

Mach beendigter Looſung wird dieſe Looſungsliſte, von 
welcher der Landwehr» Batailond» Kommandeur" gleichfalls 
ein Duplikat führen zu laſſen hat, von dem Landrath vor⸗ 
gelefen, amd denmächft von allen Mitgliedern ber ‚Kreis 
Erſatz⸗Kommiſſion unterzeichnet. 
$. 14. Diejenigen Individuen, welche bet der Aus⸗ 
hebung des vorhergehenden Jahres zur Aushebung des 
laufenden Jafres verwieſen, und deren Namen nach Ans 
deitung der Beſtimmung des. $. 9. :bei-der Berichtigung 
der alphaberifchen Aushebungs : Lifte nicht geloͤſcht worden, 
fondern im dieſer Lifte ftehen geblieben find, weil fie,’ wenn 
fie bei der Mufterung der früheren. Alterd+ Kaffe nicht 
zuruͤckgeſtellt worden: wären, nach der: gefeglichen Reihen⸗ 
folge bereitd zum Dienft bei dem ſtehenden Heere, alſo 
zum Dienft. bei den Fahnen, oder ald Kriegs-Reſerve⸗ 
Rekruten eingeftelft fein würden, nehmen an ber de 
des laufenden Jahres feinen Theil. 

Diefelbeit werden vielmehr. primo loco in die oo: 
fungs » Liſten des laufenden Jahres eingetragen, und ers 
halten die: erſten Looſungs⸗Nummern. I.73 9.6 ,090 

Wenn ſich z.B. Zehn ſolche Militairpflichtige vom 
Jahre 1824 in einer Aushebungs-Liſte des Jahres 1835 
befinden, die nach der geſetzlichen Reihenfolge ſchon zum 
Dienſt bei dem ſtehenden Heere eingeſtellt ſein würden, 
wenn ſie bei der Muſterung pro 1824 nicht zuruͤckgeſtellt 

worden 
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worden waͤren, fo werden die Zehn erſten Nummern a 
der Loofungs> Urne weggelaſſen. 
+ . Die, betreffenden Zehn Individuen des Jahres — 
erhalten dieſe Nummern, und ihre Namen ıc. werden 
nach der alphaberifchen Otdnuns — die kooſungs liſten 
eing eſchrieben. 
Die Looſungs⸗ Nummern, - meie: in die urne zu 
legen find, fangen Alsdann mit No. 11. an. 

Hiebei wird jedoch ausdruͤcklich bemerkt, daß diejeni⸗ 
gen Individuen, welche früher, wenn ſie nicht zur naͤch⸗ 
ſten Aushebung verwieſen worden waͤren, nur zur Kriegs⸗ 
Reſerve gekommen ſein, und ſich auch noch darin befinden 
würden, nicht zum Dienft bei den Fahnen, fondern evens 
tualiter bloß als. Kriege: Reſerve⸗Rekruten eingeftellt wers 
den. £önnen, es fei deun, daß etwa Fünftig zur. Erfühung 
des ausgeichriebenen Erfaßes auf frühere Jahrgänge ‚aus 
rüsfgegriffen - werden müßte. De 

F. 15. Die nach ihrem Alter. zu einer früheren Aus⸗ 
bebung gehörigen, -damald aber übergangenen, und 
aus diefem Grunde. nach $. 1. seq. in die alphabetifche 
Aushebungss Lifte des laufenden Jahres eingetragenen Mi⸗ 
kitairpflichtigen muͤſſen mit dem übrigen Dilitairpflichtigen 
des laufenden Jahres im der memlichen Art loofen, als 
wenn fie ihrem Alter nach zur Aushebung des laufenden 
Jahres gehörten. Ä 

Die Entfcheidung. der Kreis Erfag- Kommiffion, ob 
diefen früher übergangenen Individuen wegen. der von 
felbigen unterlaffenen Anmeldung zum Einfchreiben in die 
frühere Aushebungs⸗-Liſte etwas zur Laft fällt, und vb 
felbige dem zufolge ohne Rücfiche auf die Nummern ber 
von ihnen oder für fie gezogenen Loofe vor. den übrigen 
Mikitairpflichtigen zum Dienſt ‚eingeflellt werden muͤſſen, 
bleibt jedoch vorbehalten. 

16 Sollte für einen Militairpftichtigen zufägig 
oder. in Folge: eined Verſehens im. zwei oder in. mehreren 
Unshebungs = Bezirken ‚geloufet werden, ‚fo gilt. unbedingt: 
diejenige Loofungs: Nummer, welche in dem Aushebungds “ 
Bezirke für. ip::gegogen.: worden iſt, wo er nach. den all 

Annalen Heft U, 1825. Kk 


deinelnen Vorfhriften ur Erfüllung feiner Steinen 
pflichtung herangezogen werden muß °"" 
2205 17 - Nach beendißter Looſung des laufenden Jahr⸗ 
| ganhs erfolgt die Lodſungs ⸗ Berichtigung der fruͤheren 
Jahrgaͤnge in aufſteigender Ordnung. 
Da alle bei den fruͤheren Aushebungen uͤbergan⸗ 
de we Individuen zur Aushebung des laufenden Jahr⸗ 
gangs verwieſen ſind, und bei dieſer, je nachdem ihnen 
wegen ihrer unterlaſſenen Meldung etwas zur Laſt faͤllt, 
vder nicht, entweder vorzugsweiſe ohne Looſung zum Dienſt 
eingeſtellt werden, oder an der Looſung Theil nehmen, fo 
beſchraͤnkt ſich die Looſungs-Berichtigung der fruͤheren 
Jahrgaͤnge auf diejenigeit- Individuen, welche ſich früher 
ih’ anderen Aushebungs-Bezirken aufgehalten, und dort 
ſchon gelooſet haben, r — von dem Auslande her einge⸗ 
wandert find. 

In Betreff der — kommt es nur darauf an, 
daß ihre ih anderen Aushebungs - « Bezirken erhaltenen Num⸗ 
mern vor der - gleichen Nummer der’ Looſungs-Liſte ihres 
Jahtganges eingetragen werden, und daß ſie dadurch ih— 
ten Platz in der Neihehfolge erhalten, in welcher fie, wenn 
je" Erfuͤllung des Erſatz⸗Kontingents auf ihren Jahrgang 
zuruͤckgegriffen werden möchte, zur Erfüllung ihrer Dienfs 

Pflicht Heranzuziehen find. 

Wegen der von dem Yuslande eingemanderten In—⸗ 
dividuen, welche inimer nur dann nachträglich zur Erfül: 
fung ihrer Dienfipfliht im ſtehenden Deere ‚herangezogen 
werden koͤnnen, wenn -ein Nückgriff auf die Alters: Klafie, 
zu der fie gehören; noͤthig wird, bedarf es dagegen um 
ihnen ihren Platz in der Reihenfolge ihrer Alters-Klaſſe 
anweiſen zu koͤnnen, einer nachträglichen: Looſung. Dieſe 
iſt in der Art zu bewirken, daß für den betreffenden Jahr⸗ 
gang fo viel Yoos: Nummern gematht tberden, als feine 
urſpruͤngliche Looſungs Lifte enthaͤlt. Die erwähnten Ins 
dividuen ziehen ſodann ihre Zettel aus der Urne, und: «8 
werden die gezogenen "Nummern vor den gleichen Rum, 
tiert der Looſungs-Liſte eingerragen, © 

Den: vorkommenden m Boofungeı Kammern 
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werben Sowohl in der Looſungs⸗Liſte als in der alphabetis 
fchen Aushebungs⸗ Lige die Bochſtaben a. b. u. ſ. w. 
beigeſetzt . 

EEE Gar Ser Nach Seenbigter kooſung — jeden Fal⸗ 
les ohne ‚Unterbrechung uno actu geſchehen muß, wird 
die Muſterung der Militairpflichtigen vorgenonimen. 

—Es iſt wicht durchaus nothwendig, daß diefelbe an 
dem Looſungs-Orte geſchiehet; es ift vielmehr nur darauf 
zu. fehen, daß die Militairpflichtigen nicht: Länger als einen 
Tag aufgehalten werden dürfen, und noch vor der Nacht 
ihre Heimath ‚wieder erreichen koͤnnen. | 

Die Kreis + Erfag » Kommiffionen beftimmen zu der 
Mufterung nach den: Umftänden mehrere Drte in jedem 
Aushebungs s Bezirke, und feßen die Mufterungs = Termine 
für jede Gemeinde feft, 

An den Mufterungs » Terminen muͤſſen die Bürgers 
meifter, Schulzen -oder fonftige Orts-Vorſteher wieder mit 
den mititairpflichtigen ‚Mannfchaften, und zwar mit allen 
Individnen vom 2often bis 25ften Fahre erfcheinen. 

$. 19. Ein jeder -Militairpflichtiger wird ‚auch bei 

diefer Verhandlung in der nemlichen Art, wie es bei der 
Loofung geſchiehet, nach der- berishtigten alphabetifchen 
Aushebungs-kiſte abgerufen und vorgefordert. -. 
Iſt derſelbe anwefend, fo wird er, jedoch ohne Schuhe 
oder Gtiefeln, unter Aufficht eines Militair: Mitgliedes- 
der Kreis: Erfatz / Kommiffion unter. ein Militairmaaß ges 
ſtellt, ſorgfaͤltig gemeſſen, und die Groͤße deſſelben in der. 
atphabesifchen ‚Aushebungs= Lifte forgfältig bemerkt. 

Erreicht der Milisairpflichtige das Maaß von 5 Fuß 
rheinländifch:: wicht, fo ſtellt die Kreis— » Erfag» Kommifli on 
ihn zurück, und bemerft in der gedachten Lifte feinem. Nas 
men gegenüber in der Kolonne der Entfcheidungen: 

r „für jetzt untauglich wegen mangelnder. Größe“ 
verweiſet ihn auch zur nächften Aushebung, — * — 
‚er noch Wachsthum hat, und vielleicht bis dahin die, ers 
fordertiche Größe von fünf: Fuß erreichen. Eönnte. 

$. 204: Die Kreis⸗Erſatz ⸗Kommiſſion ‚wird. dem⸗ 
nächft® zur: ‚Ermittelung aeg: —— Zuſtandes des 
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Militalrpflichtigen, Behufs der Beſtimmung über die 
Brauchbarkeit deſſelben zum Militairdienſt, ſchreiten. 

$. 21. Ueberzeugt man ſich, daß der Militairpflich⸗ 

tige irgend eine Verunſtaltung habe, die ihn augen⸗ 
ſcheinlich und ohne daß es der Beſichtigung und des 
Gutachtens eines Arztes bedarf, zum Militairdienſt un⸗ 
tauglich macht, ſo hat die Kreis⸗E Erſatz⸗· Kommiſſion die 
Befugniß, ihn ſofort definitiv auszumuftern. >. 

Diefe Entfcheidung. wird nebft dem Grunde,. der ſol⸗ 
che veranlaßt hat, in der letzten Kolonne der alphabeti⸗ 
ſchen Aushebungs⸗ Liſte angefuͤhrt. zer 

$. 22.’ Giebt der Militairpflichtige förperliche Ges 
- brechen an, welche nicht vonder Are find,’ dag“ fie ihn 
- augenfheinfih zum Militairdienft unbrauchbar mas 
chen, oder glaubt die Kreis: Erfaß-Kommiffiön, daß der 
‚Mititairpflichtige, wenn er fich auch als geſund angegeben 
‚hat, dem Äußeren Anfehen nach entweder zu ſchwach oder 
aus-einer fonftigen Urfäche zum Dienft Nicht. tauglich fei, 
fo muß derfelbe ärztlich befichtigt werden, und. zwar mit 
Beobachtung des noͤthigen Anftandes und mit -möglichfter 
Schonung des Schaaingefühls der ' betreffenden‘ Indivi⸗ 
duen, folglich jeden Falles entweder in‘ einer: — 
Stube, oder hinter einem‘ Schirme. > =‘ 

Auch die übrigen Mititairpflichtigen ; welche ſich für 
gefund ausgeben, und bei denen Feine befondere! Veran⸗ 
laffung eintritt, die Nichtigfeit ihrer Angabe zu bezwei—⸗ 
fein, Fönnen Teichtwohl, ſobald die competenten Provinzial⸗ 
Behörden in Gemäßpeit der Alterhöchften Kabinetd- Drdre 
vom 7. Auguſt 1821 eine förperliche Beſichtigung aller 
‚militairpflichtigen Individuen angeordnet haben, diefer Bes 
fihtigung noch ferner unterworfen, werden. 

Seden Falls muͤſſen aber, wie "eB bereit durd die 
frühere König. Kabiners- Drdre vom 20. November “ı8 17 
feftgefegt worden, ſaͤmmtliche Garde Rekruten Arzelich bes 
fichtigt werden. 

Ein Mititairs Mitglied der Kreid- Erſatz · Lommiſſon 
wird aber bei der Beſichtigung gegenwaͤrtig ſein. 

$. 23. Findet der Arzt, welcher der Kreis⸗Erſatz⸗ 
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Roruiniffion: beigeordnet worden: iſt, und ber. -fich-gehau 
nach der uͤber die Beſichtigung der Rekruten ergangenen 
Inſtruction des General⸗Staabs⸗Arztes der Armee vom 
16. Auguſt 1817, und der in Folge derſelben ergangenen 
erfäuternden Seſtimmungen, ſo wie wach der Allerhoͤchſten 
Kabinets⸗Ordre vom 16. Dktober 1820, zu richten hat, 
daß der Militairpflichtige zum Dienſt brauchbar iſt, ſo 
wird die Angabe des letztern — das Gutachten des ie 
108: inider Lifte kurz bemerkt. . 

2. $&. 24..:Nält der Arzt: den: "Mititairfflichtigen, megen 
Körperfchwäche oder wegen eined voruͤbergehenden Fehlers 
für einſtweilen untauglich, ſo kann die Kreis: Erfaßs 
KRommiffion das betreffende: Individunm zur naͤchſten Aus⸗ 
hebung verweifen,, oder auch, wenn dazu befondere Ders 
anlaffung vorhanden fein : möchte, ‚die Entfcheibung - der 
Departementid:Erfag-Kommiffion überlaffen. 
—Die Beflimmung der Kreis: Erfag-Kommifjion ‚und 
der Grund» Derfälben, werden in. der. Lifte kurz notiret. 
sg. 2252. 3Iſt der Arzt dep. Meinung, : daß der Mili⸗ 
tairpflichtige zum: Dienſt gänzlich unbrauchbar ſei, ſo 
wird dies ebenfalls in der letzten Kolonne der: alphabeti⸗ 
ſchen Aushebungss Lifte bemerkt, z. B. 
untauglich wegen eines flarken. Fleiſch-Bruches.* 

F. 262..Die Aerzte muͤſſen in allen Faͤllen, mo: ſie 
— Militairpflichtigen fuͤr gaͤnzlich untauglich zum Dienſt 
erklaͤren, ein mit Gruͤnden — e“ ſchriftliches Atteſt 
daruͤber ausſtellen. 
nm 9. 27. Die Veſtimmungen der Kreis s Erfah + Roms 
miffion hinſichts der $. 25. bezeichneten Individuen find 
nicht als definitiv anzufehen. 

s: «Die definitive Entfcheidung über das Militairs Vers 
haͤltniß folcher Leute bleibt vielmehr der Dep argementse 
Erfag-Kommiffion vorbehalten. 

$. 28. Auf Ärztliche Attefte, welche etwa von dem 
- Mititairpflichtigen beigebracht werden, iſt nur in fo weit 
Ruͤckſicht zu nehmen, ald died nach den Umftänden wirk⸗ 
Lich nothwendig fein moͤchte. 

Die KreisErſatz⸗ Kommiſſtonen und die denfelben | 


beigeordneten Aerzte, ſollen möglichft "wach eig ener Ueber⸗ 
zeugung handeln, und nur in. zweifelhaften: Faͤllen, zB: 
bei angegebener Taubheit, Epilepſie u. ſ. —— 
niſſe. ſo weit ed‘ angeht; einfordern. — 
Asdann iſt aber aͤuch außer den fremden <ärztiidpen | 
Zeugniſſen noch befonderd von den anweſenden Gemeinde; 
Vorſtehern, fo wie von denjenigen Militairpflichtigen, wel⸗ 
che mit dem angeblich Untauglichen naͤhere Bekanntſchaft 
gehabt, und ein Intereſſe dabei haben), daß mit einer 
firengen Gerechtlgkeit! EEE „verfahren wid; 


E Etlundigeng einzuziehen· wie pie anne 


Wenn bei der‘ Kreis —— Aber = 
Dienrrangricet: eines⸗ Individui Zweifel entſtehen, naſo 
kann die Entſcheidung daruͤber der Depastemeind catias 
Kommſſſon anheim geſtellt werden wsnnarue amt ınn 

Set msbeſondere anf Blunheuung· der —* 
perkraft zjum Ertragen ders Anftrengungen des Kriegsdien⸗ 
ſtes ankommt, ſind die Militair-Mit glied er vorzugs 
weiſe verantwoͤrtlich dafür, daß nur wirklich stangliche 
Leute zur Einſtellung kommen, und ihre: Meinung muß 
hierin a vorläufig. als die entfcheidehde gelten. «rim 

$. 29. ’ Sollte. die Kreis Erfag ⸗Kommiſſion aus 
mitteln, er ein -Militairpflichtiger ein koͤrperliches Gebre⸗ 
chen boshafter Weiſe erdichtet hat, um ſich auf dieſe Weiſe 
dem Militairdienſte zu entziehen, fo hat! fie ein ſolches Fr 
dividuum, in ſofern es zum Militairdienſt brauchbar iſt, 
ohne Ruͤckſicht auf feine Looſungs Nummer und die etwa 
fuͤr ſeine Zuruͤckſtellung ſprechenden fonſtigen Gruͤnde —8 
Dienſt bei den Fahnen zu beſtimmen. af 

In Betreff der durch Selbſt— ; Verftämmelungen - "ber 
fegädigten Leute Fommen die Vorfehriften des durch die 
Allerhoͤchſte Kabinets⸗Ordre vom 3.November v. J. ge⸗ 
nehmigten Regulativs vom 22. Oltober vi J. zur Ans 
wendung. 

* Die Namen ſolcher Leute werden in der Eifte ges 
chen. 

5. 30. Ergiebt fh, daß ein Muitairxſichtiger, es 
him da⸗ oder Auslande, eine die buͤrgerliche ee vers 
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legende Strafe, erlitten, oder. ſich eines, Verbrechens oder 
einer Handlung fchuldig gemacht hat, wodurch deffen bürs 
gerliche Ehre beflecft wird, folglich unwuͤrdig iſt, im Die 
Reihe der Baterkandds Bertheidiger einzutreten, ſo Ried 
fein Name in. der, Lifte geftrichen..... 

Zu den Individuen ‚ die. nach, F. 1. c. der Inſteui⸗ 
tion vom 30. Juni 1847 unwuͤrdig ſind, in den Militair⸗ 
dienſt zu treten, gehoͤren zuvoͤrderſt alle diejenigen welche 
durch gerichtliches Erkenniniß die, National= Rokarde vers 
foren haben. Dergleichen Individuen koͤnnen, wenn die 
Einſtellung bereits geſchehen fein, le ‚und. der Makel 
erſt hinterher entdeckt wird, nicht im ‚Militair beibehalten 
werden. Alle Verbrechen, welche nach den Beſtimmungen 
der Kriegs-Geſetze die Ausſtoßung aus dem Soldgten⸗ 
ſtande zur Folge haben, ſchließen quch unbedingt von der 
Einſtellung zum Militairdienſt aus. 

Das Nemliche gilt in Anfehung aller — 
die geſetzlich den Verluſt der buͤrgerlichen Ehre nach ſich 
ziehen, als Meineid, vorſaͤtzlicher Bankerutt und folcher 
Vergehungen, worauf der Staupeunſchlag als Strafe — 
nicht auf den. Verluſi der National-Kokarde erkannt wor— 
den, fo kann nicht die Dauer der erlittenen Gefaͤngniß⸗, Fe⸗ 
ſtungs- oder, Zuchthausſtrafe, ſondern nur die Gaſtt ung 
Des Verbrechens und der Grad der Verworfen⸗ 
heit deſſelben als Merkmal des „Sntshrenden Bm 
tet werden, * 

Naͤhere allgemein gültige Borfehriften ‚laffen fih bar. 

über nicht, füglich ertheilen; die diesfaͤllige Entſcheidung 
in den vorkommenden einzelnen Faͤllen bleibt daher dem 
Urtheil der Erſatz- Kommiſſionen, welchen die. Umſiande 
naͤher bekannt ſein muͤſſen, und in hoͤherer Inſtanz, den 
oberen Provinzial⸗, Militair- und Ehene Behages — 
laſſen. —2 

Um jedoch — Behoͤrden bis dahin, dah Digfege 
halb allgemeine, gefegliche Beftimmungen, erfolgen möchten, 
‚einen Anhaltöpunft zu geben, fo wird hier; benterft,. daß 
die Einſtellung zum WENN ; GR, erlittenen; Zucht⸗ 
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hausſtrafe ngichet FR erfolgen kann, wenn 
Bas Indlviduum wegen Vergehungen, "abe ihm bloße 
Unvörfichrigkeit zur Laſt faͤllt, z. B. bei einem cufpöfen 
Töbef@lage; dergleichen wegen folcher Bergehungen, die in 
der. Öffentlihen Meinung: nicht als ehrenrührig erfannt 
‘werdet, 3. B. wegen Miderfeglichfeit gegen Executions⸗ 
Boliſtreckung, torperlicher Verlehung anderer Venſthen x. 
beſtraft worden Find. 

Eben ſo kann auch bei Diebftäpten von geringer Ze 
| deutung die Einſiellung ſtatt finden. 

Dieſe Einſtellung kann jedoch" von den Wilite+ 86 

GSiben, wenn auch nicht auf den Verluſt der Nationak- 
Kokarde erkannt fein” ſollte verweigert werden, ſobald ein 
Indivbiduum ſich eines Diebſtahls vobn ſolcher Bedeutung 
Ichuldig gemacht haben’ möchte, daß es dafuͤr mit Zucht⸗ 
hausſtrafe und Peitſcheuhieben, odet wenn es mit dieſer 
Strafe: wegen wiederhöfter Diebſtaͤhle belegt worden iſt; 
eben‘ ſo bei Diebftählen unter erſchwerenden Nuifkäunen, 
Ger Theilnahme an Einbruch, Raub xt. 
N, Soften fich etwa dennoch wegen ber Ausfuͤhrung 
vbiger Beſtimmungen Zweifel ergeben, ſo werden ſolche 
der Vereinigung der Koͤnigl. General⸗Konimandos und 
der: ‚Ober: Präfi denten überlaffen, welche nöthigen Falles | 
Die Entſcheidung der Minifterien des Innern und des 
Ktieges einzuhöfen haben. | 

"Ein in’ Unterfuchung begriffened militairpflichtiges A 
bividuum kann nicht. eher. beim Militair eingeftellt werden, 
als Bid über daſſelbe erkannt, und die Strafe im bürger- 
lichen Verhaͤltniß vollzogen worden iſt, wenn auch von 
keinem ſchimpflichen Verbrechen oder von einer entehrenden 
Beſtrafung die Rede ſein moͤchte. 

6. 31. Ein jeder in der AushebungssLifte als "ans 
töefend aufgefuͤhrter Militairpflichtiger,‘ welcher der Auffor⸗ 
derung, ſich zur Mufterung vor die Kreis: Erfag - Kommifs 
fon perföntich zu geftellen, ohne einen von dieſer Koms 
wmiſſton als genügend und rechtmäßig erfannten "Grund 
Feine Folge leiſtet, muß ohne Raͤckſicht auf die Nummer 
des fuüͤr ihn gezogenen Looſes primo loco, in ſofern er 
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n dienſtbtauchbat befunden wird ee falls 
ik hicht tauglich Fein möchte, mit einer dreitägigen 
poligellichen Gefängnißffrafe belegt werden. Hält die Roms . 
miſſton den Militaifpflichkigen‘ wegen feines Nichterſchei⸗ 
nens für entſchuldigt / ſo wird derfelbe vorläufig für dienfts 
tauglich geachtet, und es wird darnath das — in di 
ie bemerft. | 

$. 32. Eder Miltairpflichtige in der Auehebunge⸗ 
| gif als abweſend notirt, fo muß die Kreis⸗Erſatz⸗Kom 
miſſton die nörhigen Erfündigungen über "die Eriftenz und 
den“ wirkſichen Aufenthaltsort deſſelben einziehen. 

Dergleichen Indididuen, ſo wie diejenigen, welche die 
Kommiſſion wegen ihred- Nichterfcheinend - fir entſchuldigt 
hält, werden zwar einſtweilen als dienſttauglich angenom⸗ 
men, dürfen jedoch, in der bloßen Vorausſetzung ihret 
Dienſttauglichkeit, der Departements: Kommiſſton am Tage 
det Uebernahme nicht zür wirklichen Einſtellung angerech- 
niet werden. Im der’ Liſte wird das Erforderliche bemerkt. 

In der nemlichen Art wird auch hinſichts der in den 
Gefaͤngniſſen ſitzenden Militairpflichtigen verfahren. 
. 33. Wenn der Militairpflichtige in der Aushe⸗ 
bungs ⸗Liſte als ein ſolcher aufgezeichnet iſt, ‚der fich nicht, 
felbft in Gemaͤßheit der Vorfchriften ded’$. 1. zur Eins 
ſchreibung in die Stammrolle gemeldet, oder falſche Belaͤ⸗ 
ge beigebracht hat, ſo findet das $. 31. vorgeſchriebene 
Verfahren Anwendung, jedoch mit Vorbehalt der ſchwere⸗ 
ren Strafen, welche ihn etwa wegen eines begangenen 
Falsi 3 tteffeh fönnten. | 

$ 34. Hat ein Militairpflichkiger feine: Vetpflich⸗ 
tung zum Dienſte im ſtehenden Heere bereits als Freiwil⸗ 
‚Figer erfuͤllt, oder befindet ſich derſelbe zur Zeit der Ber 
ſammlung der Kreis-Erſatz⸗Kommiſſion noch als Freiwil⸗ 
liger bei den Fahnen, fo iſt dies mit Bemerkung des Trup⸗ 
pentheils, bei welchem der Militairpflichtige geſtanden hat, 
oder noch ſtehet, in der — —— Liſte genau au bes 
merfen. —— 
Ds "Dergfeichen Individuen find nicht weiter verpflichtet, | 
beider Aushebung des Erfages für das fiehende Heer zu- - 
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toncurriten, bleiben vlelmehr davon gänzlich. ‚andgefchloffen, 
jedoch mit Vorbehalt ihres Dienfted in der Kriege: Reſerve. 
Es iſt aber Sache der: Kreis⸗Erſatz⸗Kommiſſionen, 

ſich von der Richtigkeit der Augaben hinſichts derjenigen 


Individuen, die ſchon als Freispilige, gerient. haben, oder 


zur Zeit : der Aushebung ſich noch-;im Dienfte beſinden 
ſollen, vollſtaͤndige Ueberzeugung zu verſchaffen. IR DR. 
— 8. 35.  Außerdem- finden keine ;abfolute Vefrel⸗ 
meen von dem Dienſt im ſtehenden Heere ſtatt. 
Des Kreis⸗ -Erfag: Kommiſſtonen ‚bleibt. cha. PR | 
onen, ‚in denjenigen Sälken, wo die beſonderen Berhält- 
niſſe die Zuruͤckſtelung einge militairpflichtigen . Sndividui 
dringend. und nothwendig erfordern, eine. ſiche Zuruͤck⸗ 
hellung nach den in ‚der Infiynfsion vom 30. Juni 1817 
* 68. bis 72. enthaltenen näheren Beſtimmungen, fo.wie 
in Betreff. der fish dem Schulfache und „dem geiſt ichen 
Stande widmenden Individuen nach dem vorlaͤufigen Er⸗ 
laſſe der Miniſterien des Innern und des xKrieges vom - 
26. Juni; 1822 zu verfügen. -. 
$. 36. .: Jeder Militaispflichtige,- der feine, Zurück 
ſtellung in Anſpruch nehmen, will, ift ‚verpflichtet, fih mit 
den zur Begründung feiner. Reclamation erforderlichen Be; 
weismitteln vor :die Kreis: + Erfag = Kommifjion zu geftellen, 
indem auf Verheißung eines. nachträglich. zu. führenden 
Beweiſes feine Nückficht genommen werden darf, 
Die diesfälligen. Attefte koͤnnen nur in fofern . ais 
Mittel. zum Beweiſe der darin angefuͤhrten Thatſachen 
angenommen werden, als ſolche von wirklich in Amt und 
Pflicht ſtehenden obrigkeitlichen Perſonen ausgeſtellt ſi ſind. 
Die Ausſteller bleiben fuͤr die Richtigkeit der. Atteſte 
perſoͤnlich verantwortlich. Die Kreis-Erſatz-Kommiſſio⸗ 
nen haben demnaͤchſt von den Orts-Behoͤrden und Ange 
hörigen der Reclamanten die Verhaͤltniſſe der Letzteren 
groͤndlich zu’ erforſchen, und find, verpflichtet, Gegen⸗Vor⸗ 
ſtellungen, welche gegen die Reclamations-Gruͤnde bei ihr 
angebracht werden möchten, forgfältig zu pruͤften. 
$. 37: Die Zuruͤckſtellungen erfolgen nur, für eis 
nen Erfags Termin, fo daß alfo die betreffenden Indivi⸗ 


67 


duen zug naͤchſten Aushebung — werden, bei. ber 
fie dann, im fofern ihre Namen nicht nach der Beſtimmung 
des F. 9. bei Berichtigung der Aushebungs⸗Liſten geloͤſcht 
werden moͤchten, entweder zum Militairdienſt einzuſtellen 
odery: falls der Grund der, Zuruͤckſtellung noch vorhanden 
fein möchte, zum zweitenmal zuruͤckgeſtellt werden koͤnnen. 
In dem dritten Jahre muß aber, wenn auch dann noch 
eine abermalige Zuruͤckſtellung nach den. $.=: 33. allegirten 
Beſtimmungen der Inſtruction vom 30. Juni is 17 zu be⸗ 
graͤnden fein. follte,.z,das betreffende, Individuum, jedo 

mit Vorbehalt der Beſtaͤtiguug Seitens der Departements⸗ 
Erſatz⸗ Konmiſſionen, welche hierüber, deſinitid zu entſchei⸗ 
ben Haben; der Kriegngr Reſerve uͤberwieſen werden. 

92238. 1 Die: Kreis⸗ Erſatz⸗ Kommiſſionen werden bei 
ie jeden zum Militaindienft ‚tauglich befundenen Indi⸗ 
viduo in der letzten Kolonne der alphabeliſchen Aushe⸗ 
bungs⸗ Liſte gutachtlich bemerken, zu: weicher Waffenart 
ſich daſſelbe mie: Ruͤckſicht anf: feine. körperlicher Konſtitu⸗ 
tion und auf feine biöherige Lebensweiſe Vorzüglich: eigne, 
um dadurch den Departements Kommiffionen die Verthei⸗ 
lung: -deri Kontingente:: nach «den. Waffengattungen auf die 
einzelnen Kreife und Auchebungs s Bezirke: zu erleichtern, 

$. 39. Sobald alle in der ‚alphabetifchen Aushe⸗ 
bungs⸗Liſte befindliche Militairpflichtige in der vorſtehend 
bemerkten Art: vorgefordert, und vorlaͤufig gemuſtert wor— 
den find, wird der Landrath die Lifte im Beiſein der 
übrigen Mitglieder der Kreis-Erſatz Kommifiion fo mie 
der Orts-VPorſteher und der Militairpflichtigen. verleſen, 
unterzeichnen, und durch die anderen Mitglieder der Kreißs 
Erſatz⸗ Kommiſſion unterſchreiben laſſen. 

Gegrundete Erinnerungen, die etwa bei der‘ Verle— 
ſung von der einen oder andern Seite noch ‚gemacht wer⸗ 
den möchten , müffen natürlich berdeffi ichtigt und’ es muß 
darnach das Erforderliche berichtigt und nachtraͤglich in 
die Liſte eingetragen werden. 

In der nemlichen Art ich Hinſichts der in Gemaͤß⸗ 
heit der Schluß- Veſtimmung des $. 9. ae ar 
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chtigtigung der Authetange/ een der frtheren Tape 
| gänge” verfahren. x I TETTT 
46Alles dasjenige) Daß: die —— 
miffion in der letzten Koldüne der alphab etifch en Llius⸗ 
hebungs ⸗Liſte bemerken laͤßt muß auch wrt lich ine der 
betzten Kolonne der nach $. 13744 m... Loo ſ * 
Liſte notirt werden. und md 
$. 41% Sobald die geeisErſah Lommfſteen de nach 
| den’ vorſtehenden Beſtimmungen von ihnen zu beſorgenden 
Geſchaͤfte beendigt haben werden, muͤſſen fie unberzuͤglich be⸗ 
glaubte Abſchriften von den Looſungs⸗ Liften- und den fonft 
Noch etwa von ihnen aufgenommenen beſonderen protokol⸗ 
lariſchen Verhaͤndlungen fertigen laſſen, und ſolche ſchleu⸗ 
nigſtden⸗ Departements ⸗Erſatz + Kommiſſionen uͤberreichen. 
Die Landraͤthe werden demnaͤchſt von den in ihren Krei⸗ 
fen zur Reviſion gezogenen, aber aus andern. Kreifen: ger 
bärtigen "Individuen; ſo wie von den aus ihren Kreiſen 
gebürtige; nach: Uusfage der» Angehörigen aber sim andern 
Kreiſen oder "Megierungs » Bezivfen ſich aufhaltenden ı Mili⸗ 
rairpflichtigen/ den betreffenden auswärtigen Sandräthlichen 
Behörden: namentliche. Verzeichniffe: überfenden;, ame die er⸗ 
— Roten veben oder erbitten. 


uuilter Abſchnitt. 


Von der Verthellung der für die einzelnen Waffengattungen er⸗ 
forderlichen Kontingente auf die einzelnen Kreife und Aushebungs⸗ 
Desirke, von der näheren Mufterung der Mititairpflichtigen, von 
der wirklichen Aushebung und Abſendung Be zu den 
Truppen, 


.$. 42. Die Departements/⸗ Erſatz⸗ — 
werden, ſobald fie die $. 41. erwähnten Liſten erhalten 
haben, und dadurch in den Stand gefegt worden find, * zu 

üuͤberſehen, auf welche Weiſe die Mannſchaften, die im 
Ganzen für die einzelnen Waffengattungen erforderlich find, 
nah Maaßgabe der in dem einzelnen Kreifen und Aus 
hebungs> Bezirken vorhandenen Dienfitauglichen, zu dieſer 
oder jener Waffengattung mehr oder weniger geeigneten 


here M 
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Andtoidiien am beften geſtellt werden koͤnnen, feſtſetzen, in 
welchem Verhaͤltniſſe die einzelnen: Kreife und Aushebungs⸗ 
Bezirke die denſelben nach der Seelenzahl zugetheilten und 
unveraͤnderlich bleibenden Haupt⸗Kontingente zu dem 
einzelnen Waffengattungen geſtellen ſollen.. .? 
—Bei dieſer Repartition der Rontingente mach; dem 
einzelnen Waffengattungen haben die Departements⸗Ecx⸗ 
ſatz Konmiffionen eine beſondere Ruͤckſicht auf: den Por⸗ 
rath an einſtellungoͤfaͤhigen Mannſchaften fuͤr die Garde, 
Kuiraſſiere/ Artillerie u. ſ. w., beſonders aber. auch auf 
die zur Ergänzung. des Vionier⸗Korps erforderlichen Hand⸗ 
werker zw nehmen, damitidenseinzelnen Kreiſen und Aus» 
hebungs: Hezirfen nur ſo viel am dergleichen Mannfchafs 
ten zugetheilt werden ‚' als fie geftellen koͤnnen, ohne vers 
haͤttnißmaͤßig zw hoch. in die Looſungs Kummern hinauf⸗ 
greifen zu. duͤrfen, indem e8,> mie ſchon Gig. angedeutet 
worden: iff, nicht bloß darauf ankommt, Daßn die Kontin⸗ 
gente nach der. Kopfzahl, fondern vielmehr fo ?geftellt 
werden, daß das Beduͤrfniß der einzelnen Waffengattuns . 
gen: gehötig: gedeckt wird, und zu dem Endeifowohl auf 
die höheren Looſungs Nummern als ſelbſt auf die, frähes 
ren. Jahrgänge;,. jedoch immer nur in der vorgeſchriebenen 
Reihenfolge, fo “weit. zurückgegriffen werden kann und muß, 
als dies zur Geſtellung der Kontingente fuͤr die — 
—— erforderlich iſt. | 
Wenn ſich z. Bi aus den Liſten ergiebt, daß in einem 
Hreiſe oder Aushebungs⸗Bezirke, welcher, wenn die Mes, 
partition der zu den einzelnen Waffengattungen zu fielfens. 
den Leute Jebenfalls nach der Seelenzahl erfolgte, nur 10 
Mann zur Garde zu ſtellen haben wuͤrde, unser Dem nach: 
ihren: Looſungs-NMummern “zum Antritt: des Militgirdien- 
ſtes verpflichteten dienſttauglichen Individuen 20 Garde⸗ 
faͤhige Leute vorhanden ſind, ſo koͤnnen auf dieſen Kreis 
unbedenklich 20 Gardiſten, und verhaͤltnißmaͤßig weniger 
Maunſchaften fuͤr andere Waffengattungen, als Infanterie 
oder ‚Kavallerie; vercheilt werden, wogegen denn ein andes 
rer Kreis, in dem ſich unter den nach ihren Looſungs⸗ 
Nummer zum Antritt des Militairdienſtes verpflichteten 
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Individuen wentgereinfiellungsfähtse Gatde⸗Kekruten 
definden/ in dieſer Hinſicht geſchont, und dagegen zur Ge⸗ 
ſtellung der· Erſatz⸗ Mannſchaften für andere s Waffenarten 


Wieder: um ſo viel ſtaͤrker herangezogenwerden kann. 


$. 43. Die Departements Erfaß: Kommiſſionen has 
ben die in dem vorhergehenden $. erwähnte Sub» Mepars 


tition der von den Aushebungs-Bezirken zu den einzelnen 
Waffengattungen zu ſtellenden Rekruten den ‚Kreis ⸗Er ſatz⸗ 


Kommiſſſonen zuzufertigen, und: denſelben zugleich bekannt 
zu machen, an welchen Tagen ‚und am welchen Orten fie 
ſich in einem jedem Kreiſe verſammeln werden . — 


Bei der Beſtimmung dieſer Ver ſammlungstage 


werben die Departements-Erſatz⸗Kommiſſionen ſich mit 
Ruͤckſicht auf die Geſchaͤfte, welche fie nach Maaßgabe der 
ihnen zugekommenen alphabetiſchen Aushebungsa und Lod⸗ 
ſungs⸗Liſten fuͤr die einzelnen Aushebungs⸗Bezirke zu bes 
forgen haben, fo einrichten, daß fie hinreichende Zeit zu 
ihrem Operationen behalten, letztere mithin gruͤndlich abs 
machen koͤnnen, und nicht zu uͤbereilen brauchen. — 
Die Auswahl. der Verſammlungs orte bleibt 
zwar den Departements⸗Kommiſſtonen überlafienz: ed wird 
aber hierdurch feſtgeſetzt, daß die Uebernahme in der Re⸗ 
gel in Jedem Kreiſe beſonders erfolgen, und eine: Ausnah⸗ 
me nur da geſtattet fein ſoll, wo die Rekruten aus dem 
Verſammlungsorte des Aushebungs-Bezirks bis zum es 
bernahmeort nicht uͤber einen maͤßigen Tagemarſch zu ma⸗ 
chen haben. In der Regel werden die Hauptorte der 
Kreiſe zu den Verſammlungsorten zu wählen fein... 
2 8.44: Die Landraͤthe werden, nachdem ſie die des 
flimmung der - Departements; Erfag- Kommiſſionen wegen 


"der Berfammlungs Tage und Drte erhalten haben, die in 


den Aushebungs⸗Liſten aldonnwefend verzeichneten, .- vor 
die Departements Kommiſſton zu geſtellenden, Mannſchaf⸗ 
ten wenigſtens drei Tage vor der, Ankunft der gedachten 
Kommiſſion anweiſen laſſen, ſich zur feſtgeſetzten Stunde 

an den beſtimmten Orten unterider Verwarnung perſoͤn⸗ 
lich einzufinden, daß diejenigen, welche ſichs ohue einen der 
Konmiffion. genägenden. Entſchuldigungsgrund nicht geſtel⸗ 


Ä Sıi 
len moͤchten, als ungehorfame Milttairpflichtige behandele; _ 
und: dem: zufolge im Falle ihrer Dienfidrauchbarfeit, ſobald 
man ſich ihrer habhaft gemacht, fofort, ohne Nückficht anf - 
ihre Loofungs. Nummer, einem Iruppentheile zur augens 
blicklichen Einſtellung Überwiefen, im Falle ihrer Dienfts 
untauglichkeit aber mit einer polizeilichen — Ge⸗ 
faͤngnißſtrafe belegt werden würden. — 

— 80 45. Zu den in Gemaͤßheit der Beftimmuig des 
vorfiehenden F. vorzufndenden Militairpflichtigen gehoͤren: 
a)" diejenigen Individuen, melde nach den Nummern 
dan ihrer Looſe zur Erfuͤllung des dem ihetreffenden Außs 
10. hebungs-Bezirke zunetheilten ‚Kontingentd zum An⸗ 
—ritt des Militairdienfted, es ſei nun bei den Fahnen 
oder als Kriegs-Reſerve-Rekruten, verpflichtet, dazu 
-; 'taugkich befunden, und von der Kreis-Erſatz⸗-Kom⸗ 
miſſton nicht aus Berackſhtigunge⸗ ⸗Gruͤnden rück 
geſtellt worden find; Ä 
» alle dienfttaugliche Individuen, weiche zwar nach den 
Mummern ihrer Loofe nicht zu den. einzuftellenden 
-  Mannfchaften gehören, die aber gleichwohl nach der 
. Enitfcheidung der Kreis: Kommiffion - wegen eines in 
in Beziehung auf die Erfüllung: ihrer Mititair s Vers 
pflichtung gezeigten Ungehorſams x: ohne Ruͤckſicht 
auf ihre Looſungs⸗ Nummer den’ Muitairdienſt an⸗ 
“treten muͤſſen; 
)nſaͤmmtliche von der Kreis: Erſatz⸗ Kommiſſton als gaͤnz⸗ 
lich unbrauchbar zum Militairdienſte erkannte Mili⸗ 
62 —— ſoweit ſeibige nicht ſchon von den Kreis⸗ 
Erſatz⸗Kommiſſtonen nach $. 21. — ausgemu⸗ 
ſtert worden ſind, und 
di) diejenigen, in. Anfehung deren die Kreis Erſatz⸗ — 
2. mifliomen es aus irgend einem Grunde für angemeſ⸗ 
Inn ſen erachtet Hat; daR ſie der Daparument&s Kommiſ⸗ 
20 ſiodn vorgeſtellt würden MT mursspeneu it, i 
DL —æ—— haben J—— “und b; 
bezeichn eten Individuen zur Deckung 68? Ausfalles weft 
cher etwa z. Bie dadurch entſtehen / moͤchte, daß die" Depat⸗ 
| armer af era ‚von: der Kreis⸗ Kolnmniſſton zu⸗ 
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rackgewieſent Reclamation ais begründet: annimmt, ‚ober 
Daß eine oder andere von der KreissKommiffion; dienſt⸗ 
tauglich  befundene Individuum für unbrauchbar zum Dienſt 
erkennt, noch: eine hinreichende. Zahl: von dem folgenden 
nach ihren: Lopfungs- Nummern. zunächft: zum, Dienft 
verpflichtete ,. dqzu tauglichen: * nicht — 
Individuen vorladen zu laſſen. 
5.2 Dad. Minimum dieſer Zahl. wir biedurch uf 10 
Prozent feſtgeſetzt, ſo daß alfo, ‚wenn: der Aushebungse 
Bezirk 100: Mann zu ſtellen hat, außer den erſten Hun⸗ 
dert dienſtpflichtigen und dienſitauglichen Individuen noch 
wenigſtens die 10 folgenden nach ihren Looſungg⸗Num⸗ 
mern zunaͤchſt heranzuziehenden gefunden. und nicht beruͤck⸗ 
ſichtigten Militairpflichtigen vorgeladen werden muͤſſen. 
Hiebei iſt nicht blos auf die Kopfzahl, ſondern zu⸗ 

gleich auch darauf zu ſehen, daß der Bedarf fuͤr die ein⸗ 
zelnen Waffengattungen und insbeſondere auf; FR bie 
Garden, gederft werden: fann.- 

Dabei wird: nach, demjenigen, was: (chon. Su: En er⸗ 
waͤhnt worden iſt, immer nach dem Grundſatze verfahren, 


daß die Mannſchaft der jedesmal zur Aushebung kom⸗ 


menden, alſo der juͤngſten Alters-Klaſſe vorangehet, und 
daß ſodann ſteigend die zunaͤchſt ſtehende aͤltere Klaſſe folst, 

bis der Erfagbedarf:;nöllig, erfuͤllt iſt. 4 
Don den in diefer Folge zur Aushebung pesnizten 
Mannfshaften übergiebt Die Kreis⸗Erſatz⸗Kommiſſion der 
Departementd-Rommifjion: eine Geſtellungs-Liſte nach dem 
unter der No: 3. beigefügten Schema: in Drei Exemplaren. 
9:46 Die: Landräthe Haben demnach, für. den Fall, 
daß die dienfttauglichen Individuen -der betreffenden Al—⸗ 
ters, Kaffe zur Deefung des Kontingents nicht zureich- 
ten, folglich auf die Disponible gebliebenen zum: Dienſt 
brauchbaren Leute. von der 2rjährigen Alters⸗Klaſſe auf 
waͤrts zurückgegriffen werden müßte, dafür:zu forgen, daß 
die Bedarfszahl aus den nach der geſetzlichen Beihefolge 
zunächft verpflichteten Sjndividuen der in den vorbergebens 
den Jahren: berangezogenen Alters: Klafien ebenfalls zur Ges 
ſtellung vor die Departements Kommiffi on angewiefen. u. 
enn 
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Menn in einem folchen Balle, bei den erften nach 
den. Vorfchriften der gegenwärtigen Inſtruction ſtatt fits 
denden Aushebungen, auf eine Alters Klaffe zurückgegans 
gen werden müßte, in der noch in der bisherigen Urt dag 
Datum der Geburt die Reihenfolge beftimmt hat, fo vers 
ſteht es fich von feldft, daß auch die fpätere Heranziehung 
der Militairpflichtigen jener Alterd:Klaffe nur nach dem 
Dato der, Geburt erfolgen kann, wogegen fünftig nur 
die Nummern, welche den Militairpflichtigen bei der Loo- 
fung zu Theil geworden find, die Neihenfolge der Einftels 
lung zum Dienft normiren *). | 
F F. 47. Diejenigen jungen Leute der betreffenden 
Alters-Klaſſe, weiche von der Kreis⸗Erſatz-Kommiſſion in 
Gemaͤßheit der Vorſchrift des F. 21. wegen eines augens 
ſcheinlichen koͤrperlichen Gebrechens definitiv ausgemuſtert, 
oder nach F. 24. als einſtweilen untauglich zur naͤch— 
fin Aushebung verwiefen, oder nach $. 35. seq. aus 
Derückfichtigungsgründen zurückzeftellt werden find, brats 
chen nicht vor die Departements: Kommiffion geftelle zu 
werden, es fei denn, daß legtere dies im einzelnen Zällen 
befonderd anordnen möchte. 

$. 48. Außer den Mitgliedern der Kreis-Erfaß Kom⸗ 
miffionen muͤſſen auch die Ortsvorſteher durch die Landrärhe 
angeiwiefen werden, fich. bei den Verſammlungen der Des 
partements-Kommiſſionen einzufinden, um die etwa von 
ihnen zu erfordernde nähere Auskunft über einzelne In— 
dividuen fofort ertheilen zu Fönnen. 

$. 49. Die Departements: Kommifjionen haben zu> 
vörderft nach Maaßgabe der ihnen nach $. 41. bereits ein, 
gereichten Liſten, und nach Anleitung derjenigen Verbands 
lungen, welche ſeitdem noch möchten aufgenommen worden 


*) Wenn im diefer Verfügung von einer Alters-Klaffe ge— 
fprochen wird, fo find darunter nicht blos die nach ihren: 
Alter zu dem betreffenden Jahrgange gebörigen, fondern auch 
fämmtliche Individuen zu verftieben, welche zu einem frühes 
ren Jahrgange gehören, gleichwohl aber in die Aushebunge= 

er der bezeichneten Alters = Re aufgenommen worden 
nd 
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fein, und die ihnen von den Kreis» Kommiffionen Bei dem 
Anfange der Sisungen vorgelegt werden müffen, dad Ders 
fahren der Kreis-Kommiffionen im allgemeinen forgfältig 
zu prüfen, die etwa vorgefallenen Verſehen oder Unregel⸗ 
mäßigfeiten zu ändern und abzuftellen, und diejenigen Ents 
fcheidungen der Kreis: Kommiffionen, welche von ihnen 
nicht als gefeßlich oder angemeffen befunden werden, wie 
der aufzuheben. 


Diefelben werden ferner, da jedem Militairpflichtigen 
gegen die Entfcheidung der Kreis, Erfag-Kommiffion der 
Recurs am die Departements: Erfag- Kommiffion unbes 
nommen bleibt, über die eingehenden Befchwerden und 
Reclamationen entfcheiden, die von den Kreis:-Erfag Koms 
miſſionen ald gänzlich zum Militairdienft unbrauchbar ers 
Fannten Individuen forgfältig. muftern, diejenigen derfelz 
ben, in Anfehung deren irgend ein Zweifel obwalten möchz 
te, nochmals durch ihren Arzt genau. befichtigen Taffen, 
demmnächft die von, den Kreis: Kommiffionen nach der durch 
die Loofung feftgefegten Neihenfolge zum Antritt des Mis 
litairdienftes beſtimmten Erfag» Mannfchaften,  diefelben 
mögen fih nun ſelbſt als gefund und fehlerfrei angegeben 
haben, oder von den Aerzten der Kreis: Kommiffionen 
nach vorheriger Befihtigung als dienfltauglich befunden 
‚worden fein, ebenfalls forgfältig muſtern, und fic) die 
möglichft vollftändigftie Ueberzeugung zu verfchaffen fuchen, 
daß die den Truppen zu überweifenden Erfag: Mannfchaf- 
ten die Anſtrengungen des Militairdienſtes zu ertragen im 
Stande ſind. 


Die Departements-Kommiſſtionen haben daher auch 
die Befugniß, jeden der vorgeftellten Nefruten, bei denen 
ihnen died aus irgend einem Grunde nothwendig, oder 
angemeffen zu fein fiheint, durch ihre — koͤrperlich 
beſichtigen zu laſſen. 

F. 50. Diejenigen Individuen, welche zum Feld— 
dienſt unbedingt untauglich befunden worden find, wer 
den von den Departements-Kommiſſionen nach den Um- 
ſtaͤnden entweder als Halbinvalide der Landwehr des zwei⸗ 
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tem Aufgebots zugetheilt, oder von aller ferneren Militair; 
pflichtigfeit gänzlich enthbunden. 


In beiden Faͤllen werden die Setreffenden Militairs 
pflichtigen von den Departements: Erfaß: Kommiffionen mit 
Arteften Über die erfolgte Entfeheidung Hinfichts ihrer 
Militairs Verhäftniffe verfehen. Die Gründe der Ent- 
ſcheidung find in dem Atteſten kurz zu bemerfen. 


Die Ausfertigung. der Atteſte kann fpäterhin, nachr 
dem die Departements-Kommiſſionen ihre Umreifen in al 
len einzelnen Kreifen beendigt haben werden, erfolgen, da= 
mit die AushebungssGefchäfte dadurch nicht aufgehalten 
werden, 

Finden fih unter den als Invalide vorgeſtellten Leu⸗ 
ten ſolche, welche der Arzt der Departements-Kommiſſion 
fuͤr ganz dienſttauglich erkennt, fo verſteht es ſich vom ſelbſt, 
daß dieſelben in ihrer Rethenfolge wieder unter die BR 
pflihtige Mannfchaft treten. | 

Die zum Dienft im ftehenden Heere nicht — 
aber zum Traindienſt brauchbaren Individuen werden dazu 
aufgezeichnet. 

| $. 51. ‚Nach den Entfcheidungen der — 
Kommiſſionen, über welche eine beſondere protokollariſche 
Verhandlung aufzunehmen iſt, werden die alphabetiſchen 
Aushebungs- und Looſungs-Liſten, ſo wie deren Duplikate 
berichtiget. Ku | 

$. 52. Hiernach erniebt fih ſodann, welche Miliz 


tairpflichtige den Iruppentheilen übermwigfen werden koͤnnen. 


Der Ausfall, der. in Folge der Entfcheidungen der 
Departements: Kommiffion bei den durch die Kreis-Kom— 
miffionen _ vorgeftellten .Mannfchaften entſtehet, wird aus 


# 


den mach $.: 45. vorgeladenen Reſerve-Mannſchaften for 


fort gedeckt. — | 
$: 53. Die Departements - Kommiffionen . werden 
hierauf ‚die Uebernahme ‚und Vertheilung der Rekruten un: 


ter die verfehiedenen. Truppentheile vornehmen. 
| 8l.a 
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| Hei diefer definitiven Webernahme und Vertheilung, 
iſt die richtige Auswahl zu den verfchiedenen Waffengat⸗ 
tungen eine fehr michtige Dbliegenheit der Departements⸗ 
Kommiffion, und insbefondere der Militair » Mitglieder ders 
ſelben, da von der Gründlichkeit und Unpartheilichfeit dies 
fer Auswahl mit genauer Berückfichtigung der Eigenthuͤm⸗ 
fichfeit jeder Waffe die fortdauernde zweckmaͤßige Ausbil- 
dung des Heeres abhängt. Die Militair⸗Mitglieder bar 
ben daher auch hier die entfcheidende Stimme bei Zurücs 
fiellung der wegen zu ſchwachen Körperbaues noch nicht 
zum Kriegesdienſt annehmbaren Mannſchaften. 


Für die Ekgaͤnzung der verfchiedenen Waffengattungen 
bleiben übrigens die bisherigen Befiimmungen in Kraft. 
F. 54. Nachdem die Departements -Kommiffion die 
Erfa » Mannfchaften definitiv übernommen, und ihre Ders 
theilung an die Suppen» Abtheilungen bewirft hat, erhält 
die Kreis-Kommiſſion eind pon den drei $. 45. erwähns 
ten Geftellungs - Liften mit der von der Departements 
Kommiſſion zu bewirkenden Bezeichnung der bei der Ue⸗ 
bernahme noch vorgefallenen Veraͤnderungen und mit der 
Bemerkung, zu welchen Truppentheilen die uͤbernommenen 
Mannſchaften gelommen ſind, zuruͤck. u 
Die, Departementds Kommiffion quittiret unter ders 
feiben über die gefchehene Uebernahme, | 
Die beiden anderen gleichmäßig anszufülfenden Exem⸗ 
plare der Geftelfungs s Lifte, bleiben bei der betreffenden Ne 
gierung und bei dem Hrigade- Kommandeur der Landwehr. 
In der Iegten Kolonne der alphabetifchen Aushebungs⸗ 
Liſten und der Looſungs-Liſten wird bei einem jeden zum Mis 
fitairdienft eingeftellten Individuo der Truppentheil, dem er 
übermwiefen worden ift, bemerkt. | 
Alle etwanige fpätere Veränderungen Hinfichtd der 
einzelnen Militairpflichtigen find nachträglich fucceflive als 
Zufäge oder Berichtigungen in bie legte Kolonne der ges 
dachten beiden Liſten einzutragen, damit aus dieſen Liſten 
zu jeder Zeit genau und volftändig überfehen werden kann, 


„ 
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in welcher Lage fih ein jeder einzelne Mifitairpflichtige der 
betreffenden Alters: Klaffe in Beziehung auf feine Ver⸗ 
rflichtung, zum Dienft im ftehenden Deere befinder. 


8.55. Sobald die Departementd-Kommifiton die | 
Dertheilung der Erfag» Mannfchaften vollftändig. bewirkt 
bat, überweifet . fie der Landwehr : Brigade » Kommandeur 
an die zum. Empfange derfelden kommandirten Dffiziere. 
oder Unteroffiziere der Truppentheile, und die weitere Dis- 
poſition über die Mefruten, ift alddann eine reine Mili⸗ 
thirs Angelegenheit. Die Rekruten werden unmittelbar 
nach diefer Ueberweiſung mit der nöthigen Feierlichkeit ver- 
eidet, um dadurch ſowohl ihre: Verpflichtung zum Dienft 
im ftehenden Deere überhaupt, als auch befonders bei ei⸗ 
nem beſtimmten Truppentheil zu befräftigen. 


. 56. Aus den nad, erfolgter Geftellung der Er: 
ſatz⸗ Kontingente noch) disponible bleibenden Fndividuen, 
welche von den Erfaß= Behörden nicht berückfichtigt, und 
in den Liſten als dienfttauglich aufgeführt worden. find, 
wird, wie bisher, der Ausfall, der bei den geftellten Konz. 
tingenten dadurch entſteht, daß z. B. Leute auf dem Mar⸗ 
ſche zu den Regimentern entweichen, oder von den Trup⸗ 
pen als dienſtuntauglich wieder entlaſſen werden, oder ſpaͤter 
von den Fahnen deſertiren, ſterben oder vor beendigter 
zjähriger Dienſtzeit von den Regierungen reclamirt, und 
in ihre Heimath zuruͤckgeſchickt worden ſind, ſucceſſive nach 
den hierüber ergangenen und in Kraft verbleibenden allge⸗ 
meinen Beſtimmungen gedeckt. 


Dieſe Leute dienen ferner zur Ergänzung der Land⸗ 
wehr, und bilden uͤberhaupt die allgemeine Erſatz⸗ Reſerve. 


$. 57. Gegen diejenigen Militairpflichtigen, ‚ welche 
in den Liften als anweſend in ihren Wohnorten aufgeführt 
ftehen, gleichwohl aber der nach F. 44. an fie ergangenen 
Aufforderung, fi perfönlich vor die Departements, Kom: 
miſſion zu geftellen, ohne durch Krankheit, oder. einen an— 
dern der Departements Rommiffton genügenden . Grund 
verhindert zu fen, Feine Solge leiften möchten, wird die 
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Departements: Kommiffion in: Gemaͤßheit des dieſen Indi⸗ 
viduen geſtellten Praͤjuditzes verfahren. 


Die desfallſige Entſcheidung iſt ſowohl in den Aus⸗ 
hebungs- und Looſungs-Liſten, als in dem Protokolle der 
Departements-Kommiſſion zu bemerken. 


"Die Sorge für die Ausführung der Entfeheidungen 
der Departementd-Kommiffton, ift dann zunädhft Sache 
der Landraͤthe und Landwehr-Bataillons-Kommandeurs. 


$. 58- Iſt das augenblickliche Ausbleiben der in 
dem vorhergehenden F. erwaͤhnten Individuen, in ſoweit 
ſie nach den Nummern ihrer. Looſe zur Aushebung kom⸗— 
men, durch den Nachweis unvermeidlicher Behinderungs⸗ 
Gruͤnde genuͤgend gerechtfertigt, ſo hat die Kreis-Erſatz⸗ 
Kommiſſion deren nachträgliche Aushebung zu veranlaſſen, 
ſobald der Behinderungsgrund gehoben iſt. Niemals duͤr⸗ 
fen aber dergleichen Abweſende bei der Uebernahme der 
Erſatz-Mannſchaften anf das zu fiellende Kontingent uns 
mittelbar in Anrechnung kommen, fofern ihre unverzügliche 
Nachgeftellung irgend ungemwiß. fein kann. Das nemliche 
gilt von ſolchen Kranken, deren baldige Heiluns ange: mit 
Sicherheit vorherzufehen iſt. 


Sobald dergleichen Individuen den —— 
nachtraͤglich wirklich uͤberwieſen werden koͤnnen, macht die 
Kreis⸗Kommiſſion der Departements⸗ Kommiſſion davon 
Anzeige, und ſie werden erſt dann anf den Etſatz ‚anges 
rechnet. 


Da. die. Infanterie. ihre. Rekruten erſt im 1 Seähjahe 
einfeife, fo wird bei ihr auch die Zurückftellung der auf 
dieſe Weife zu viel empfangenen Erſatz-Mannſchaften in 
die Erfaß-Referve in der Regel noch ohne Schwierigkeit 
erfolzen Fönnen. Solche nachträgliche Ueberweiſungen 
muͤſſen daher, ſo weit ed thunlich iſt, nur an die Infan—⸗ 
terie geſchehen. Bei der Kavallerie und Artillerie muß 
aber in Ausnahmsfaͤllen die nachträgliche Einftelung einſt⸗ 
weilen uͤber den Etat geſchehen. 


$ 59. Die Departements-Erſatz⸗ Kommiſſionen ha⸗ 
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ben Hinfichtd, ihred meitern Verfahrens die VBorfchriften 
der Inſtruction vom 30. Juni 1817 und die fpätern Feft- 
fegungen genau zu beachten, 

Die Königl. Regierung bat die vorfiehende Derfü- 
gung, mit der fih der Here Krieged: Minifter überall ein- 
verftanden erklärt bat, und in Gemaͤßheit deren auch die 
Mititairs Behörden ihre Anmeifungen durch das Königl. 
Krieges » Minifterium erhalten werden, fehleunigft durch Ihr 
Amts-Blatt befannt zu machen, damit nicht bloß die Ci— 
vils Mitglieder der Erſatz⸗Kommiſſionen, fondern auch alle 
andere dabei concurrirende Eivils Beamten, ſich darnach 
puͤnktlichſt achten. | 
Ueber den Erfolg diefer nenen. Einrichtung will ich 
nach beendigter bdiesjähriger Erſatz⸗ Aushebung, den * 
richt der Koͤnigl. Regierung entgegen ſehen. 

Berlin, den 13. April 1825. 


. Der Be bed Innern. 
v. Schuckmann. 


\ 


rd 
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Regierungs:Departemene [00T Mu 
Kreis zur alphabetifchen General⸗Liſte der 
Looſungs-Bezirk. ($. 3. der Inſtruetlon 
1. 2. 5, 4. 6 T Ic 
laus 
fende Datum . 
No. Bow ; ‚der Ge⸗ Ge⸗ 
der Geburt. werbe Reli⸗ 4 
Ortſchaft. Milk und oder Iaton. _ 
tair⸗ Zunamen Mo⸗ 8 [Stand * 
vflich⸗ as.dJabhr * 


tiaen. 
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⸗ No, 1. i 
ter 
 Mititairpflichtigen. des Jahres (1825.) 
vom 13. April 1825. e | 





x 9. 10. 11. 12. 18. 
Namen und Vor — J— ., 
mann des Vatere ” ntfcheldungen | Entfcheidungen 
und der Mutter, welche der Mir — * > . — 
wobei zu bemer Bemerkungen.) litairpflichtige Sri PR 
5 ſatz⸗ Kommif:] ments: Erfaßs 
ten, ob felbige » [bei der Loofung fionen. Kommiffiönen. 
noch leben oder a erhalten hat. 
todt find. 





1) Zu diefenLiften Haben die Kreis⸗Erſatz Kommiffionen Drucks 
bogen zu benugen, welche die Regierungen für das ganze Depar⸗ 
tement zu befchaffen, und den Landräthen zuzufertigen haben. 

2) Sür jeden Militairpfichtigen muß ein geräumiges Feld ges ' 
nonmen werden, um hinreichenden Raum zu den erforderlis 
chen Gemerfungen zu haben, 

3) Im der legten Kolonne ift auch bei denjenigen Individuen, die 
zum Militairdienft eingefteltt werden, das Datum der Einftel: 
lung und das Regiment, weichem die Militairpflichtigen übers 
wiefen worden find, du bemerken, fo wie diefe Kolonne auch 
Überhaupt zur Aufnahme ſonſtiger fpäterer Bemerkungen 
und Berichtigungen dient. 


Bemerfungen. 


— — — — 


=: 


\ 
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Departement (Potsdam) 


Kreis (Oſt⸗Priegnitz) 


FoofungssBezirf (No. 1.) 


— die Namen 
Militairpflich⸗ der 
tigen bei der Militaivs 
Looſung erhats] prlichtigen. 

ten haben, 


Waͤlter. 


ever. 


— — — — — — — — — — 


Sohn. 






Vornamen. 


Joh. Heinrich. 


"Mever. ſöðriedr. Ernſt. 


Aug. Wilhelm. 





Mu 


zur Loofungss 
ı ($. 13. der Inſtructlon 


»yr% 
der 
der 
Geburt. — 





— — — — — —— —— 
Berlin. Kyritz. JSchuei— ji. 


+ 


Kyritz. Kyrig. * F 


Stand 
oder | Res 
Ge⸗ lliglon. 
werbe 


der. liſch. 


ürger.Jliſch. 


Hs ü 
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fer a bes Jahres 1825. 
Lifte 
vom 13. April MBH) —— 
Namen Datum der Ge R Enticheidungen 
3 Waters | burt der Mitis Größe ſBemerkungen und Ent: 
des B tairflichtigen. a der Departes 
und ſcheidungen der Kreis— ments⸗Erſatz⸗ 
der Mutter. | a0: |, —4 |® Erſatz⸗ — Kommiſſionen. 
Tag. Jahr —2— 
nat. iauee |_ 4.) 75 &) — 
Sried. Auguſtſ 3 Oectb 1803 5 — —— Den 1. Novbr. 
Walter und —— zur diesjahgrs2s dem 20ten 
Maria Werner igen Aushebung der InfanterieMegi⸗ 
wieſen, und jest zumſmente überwie— 
Dienft bei der. Infawſſen. 
terie brauchbar. 
19 Aug. 19. 11804] 51 6] 2 Geſund und eignet ſichſDen 4. Novbr. 
zum Dienſt in derldem Regiment 
Garde. Garde du Corps 
zugetheilt. 
FE En 1804| 5 Z]untauglich wegen eines| Ganstich un: 
ſtarken Fleiſchbruches. ſbrauchbar wes 
gen eines Fleiſch⸗ 
bruches und 
| ſchwächlichen 


PIE JJ Körperbaues. 





Bemerkungen. 


17 Zu diefen Liſten Haben die KreissErfag-Kommiffionen Druck: 
bogen zu benunen, welche die Regierungen für das ganze Depars 
tement zu befchaffen, und. den Landräthen zuzufertigen haben. 

N 2)' Für jeden Mititaivpflichtigen muß ein geräumiges Feld ges 
nommen werden, um hinteichenden Raum zu den erforder: 
dichen Bemerkungen zu haben. 

3) Im der legten Kolonne it auch bei denienigen Individuen, die . 
sum Militairdienſt eingeftellt werden, das Datum der Einftels 
lung und das Regiment, welchem die Vrilitairpflichtigeit 
überwieſen worden find, su bemerfen, fo wie diefe Ko: 
Tonne auch überhaupt zur Aufnahme fonftiger fpäterer Ve 
merkungen und Verichtigungen dient. 
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er M u 
zu ber namentfichen Liſte der Erſatzmannſchaften, 


Kreis⸗Kommiſſion 
($. 45. der Inſtruetion 





dummer 





Vore— Stand 
und und Geburtsort, 
Zunamen. 1Gewerbe. 


ẽ 
* 
J 
J 


Aufent⸗ | Relis — der 


halts⸗Ort. gion | türen | Loo⸗ 

Aushe: | fungss 
bungs: | Lilte. 
Lifte. 
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» No, 3. 


ter Ä 
wie fie der Departements- Kommiſſon von der 


vorzulegen iſt. 
vom 13. April 1825. 





Größe. Qualificirt fich für die 












... Travventheif, 

atum - für den derfelb 

ber =lvon ber Depar: 

5 \tements » Erfag: Vemerkungen. 
Geburt. * Kommiſſton be: 
2122136606mnt worden 
512123 = = AAN = 
— Mo⸗ —— 35333* 5 
Tag. Jahrlz | = Ie,5ı21C)2 18€ 
| mat | 51910 5|3|% 55 * 
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n 150; 

| ——— des Koͤnigl. Miniſteriums dee —— 
an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, die Genügung der 
Militairs Dienftpflihe von Seiten der aus den Bun— 


desſtaaten in den Preuß. Staat übertretinden 
Individuen betreffend.— 


— — 


Der Koͤnigl. Slide wird auf Ihren Bericht, den 
Sie über die Militair- Dienfipfliht des N. N. unterm 
sten vorigen Monats erfiattet, und worin Sie die Frage 
aufgeftelt hat: 


ob ein aus einem andern ———— in den dieſſei⸗ 
tigen Staat uͤbertretendes und ſich noch im militair: 
pflichtigen After befindendes Individuum, machdem fols 
ches ganz „oder resp. theilweife in dem. von ihm ver: 
laffenen Vaterlande feine Dilitair: Dienftpflicht bereits 
erfüllt habe, noch verbunden fei, ſolche auch im dies⸗ 
ſeitigen Staate abzuloͤſen? 


nach vorheriger Communication und im Einverftändniffe 
mit dem Königl. Kriegs» Minifterio‘ eröffnet, daß zwar 
ein Eingewanderter, welcher feiner Militair =Dienftpflicht 
in demjenigen Staate, deffen Unterthan er früher war, 
fhon erfüllt bat, Dieffeits niche noch einmal; zum Dienft 
für das ſtehen de Heer herangezogen werden kann, das 
gegen aber nach Maaßgabe feines Alters landwehr⸗ 
pflichtig iſt; wogegen derjenige, der diefleitiger Unter⸗ 
than geworden, ohne zuvor im amdern Lande die Milie 
tairpflicht im flehenden Heere abgeleiſtet zu haben, dies— 
ſeits nach ſeinem Alter auch noch zum ſtehenden Heere 
verpflichtet bleibt. 


Die Provinzial: Militair » Behörden werden in. Ge 
maͤßheit diefer Seftfegung, welche auch den uͤbrigen Regie— 
rungen zur Nachricht und: Achtung bekannt gemacht wer⸗ 
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den wird, Seitens des Koͤnigl. Kriegs» Minifterit ebenfalls 
mit der erforderlichen Anweiſung verfehen werden. 
- Berlin, den 26. März .ı825. 
Miniſterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
Koͤhler. 


bie abnig Regierung zu Münfter, | 
Abſchrift der vorftehenden Verfügung an EN. 
übrige Königl. Regierungen, and an den Königl. Militairs 
Kommiffaring, Herrn Geheimen Negierungs: Nat Wis“ 
mann, in Berlin, zur Nachricht und Achtung. 
Berlin, den 26. März 1825. . 
Minifterium ded Innern. Erfte Abtheilung. 


151. 

Allerhoͤchſte Kabinets⸗Ordre, das — der Beur⸗ 
laubten, der Landwehrmaͤnner und der Kriegs-Reſerve— 
Soldaten, beim Uniform-Tragen außer Dienſt 
betreffend. 


a 


Auf die Anzeige, daß Beurlaubte und Krieges-Re— 
ferve = Soldaten, auch Landwehrmänner die Uniform nicht 
immer nach der Vorſchrift tragen, oder wenn fie darin ers ' 
fcheinen, e8 unterlaffen, Dffizieren die gebührenden Hon— 
neurs zu ermweifen, mache Ich ed den Truppen : Rommans 
deurs zur befondern Prlicht, daß fie bei der Entlaffung 
obiger Mannfchaften folche gehörig inftruiren und ihnen 
bemerflih machen, wie fie fih, wenn fie die Uniform nicht 
vorfchriftsmäßig tragen, und in derfelben nicht allen Dfe 
fizier8 die gebührenden Honneurs ermweifen, einer dienftlis 
chen Nüge und nach den Umfänden felbft einer Beſtra— 
fung ausfegen. Ich ‚überlaffe dem URN, 
die Armee danach anzumeifen. 

Berlin, den 28. Februar 1825. 


Friedrich wirperm. 
. An das Kriegs -Minifterium. 
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-198. 
Publifonbum der Königl. Regierung zu Manſur, bie 
ſelbe Angelegenheie betreffend, 





Indem wir vorftehende Allerhoͤchſte Rabinetd -Drdre 
vom 28. Februar c. hierdurch zur allgemeinen Kenntüiß 
bringen, bemerken wir zugleich in Gefolge, Minifterials Res 
feriptd vom 3ten c., daß ein beurlaubter Landwehrmann, 
oder Soldat der Krieges: Neferve,: welcher fih einer ab— 
ſichtlichen DVernachläffigung der den ihm in Uniform bes 
gegnenden Dffizieren fehuldigen Honneurs, oder eine Nichts 
achtung der ihm von dieſen darüber: ertheilten dienftlichen 
Nüge zu Schulden fommen läßt, fich eine militairifche 
Disziplinars Deftrafung zuziehen, und. im Falle einer förms 
‚lichen Widerfeglichkeit gegen die ihm von dem Dffizier er« 
theilte Weifung der fofortigen Arretirung, und einer von 
Seiten der Militairz Behörde gegen ihn zu veranlaffenden 
förmlichen Ugterfuchung und gerichtlichen Beftrafung auss 
fegen wird, indem ein beurlaubter- Landwehrmann oder 
Soldat der Krieged- Neferve, welcher von der Erlaubniß, 
außer dem Dienſte die Uniform zu tragen Gebrauch macht, 
dadurch freiwillig als Soldat auftritt, folglich auch als 
Soldat ſich benehmen muß, und dem militgirifchen Sub: 
ordinationg = Verhältniffe. unterworfen. ift. 

Münfter, den 27. Mai 1825. . i 

Königl. Regierung; | 


153. J 
Allerhochſte Beſtimmungen, die Militair⸗Dienſt⸗Aus—⸗ 
zeichnungen betreffend. | 





ich habe befchloffen, die heutige zehnjährige Jahres 

feier des Gieged von Delle: Alliance, welcher den legten ' 
Feldzug fo ruhmvoll entfchied, und die Befreiung des Va⸗ 
terlanded vollendete, durch Setiſtuag einer ae J. 
uͤr 
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für Offiziere bei 25jährigen treuen Dienften in der Armee; 
11. für Unteroffiziere und Gemeine, welche ſich über, die 
Zeit der gefeglichen Verpflichtung hinaus den: Befchwerden 
des Militgirdienftes widmen, zu bezeichnen, und das An— 
denfen an jene glorreiche Zeit für die Armee dadurch un 
vergänglich zu erhalten I. 1) Die Auszeichnung für Of⸗ 
fijiere foß in-einem goldenen Kreuze beftehen, auf deſſen 
einer Seite F. W, III. mit der Krone, auf der andern 
die Zahl XXV. befindlich ift, und welches auf der Bruſt, 
an einem Forndblumblauen Bande, getragen, und „Dienft 
Auszeichnungs-Kreuz“ benannt wird. 2) Den Uns 
fpruch darauf erhält nach 25jaͤhriger Dienftzeit jeder Of— 
fijier des ftehenden Deered und der dahin zu rechnenden 
Abtheilungen. 3) Bei Berechnung der Dienfizeit gelten 
die, deshalb beftehenden Grundfäge, und die Kriegesjahre 
werden doppelt gerechnet. 4) Die Anträge auf Verlei— 
hung des Dienft Auszeichnungs- Kreuzes werden, dur 
die vorgefegten Militair» Behörden, an das Krieges: Mis 


niſterium gerichtet, von dieſem geprüft und Mir zur Bes 


ſtaͤtigung vorgelegt. 5) Die Generale der Armee, obgleich 
fie die nemlichen und felbft höhere Anfprühe an daffelbe 
haben, erhalten es jedoch nur, wenn fie es wünfchen und 
bei Dir darum einfommen, da fait feiner unter ihnen bes 
findlich ift, der nicht bereitd durch ausgezeichnete Dienfte 
im Sriege und im Frieden zu den böhern und hoͤchſten 
Anerfenntniffen des Verdienftes gelangt wäre. II. ı) Die 
Auszeichnung für Unteroffiziere und Gemeine fol unter der 
Benennung: „Dienſt-Auszeichnung“ an einem forns 
blumblauen Bande mit dem darauf befeftigten Namens 
zuge, auf der linken Bruſt getragen werden, - und drei 
Klaffen erhalten, wovon die ıfle, den Namenszug in 
Golte und dad Band mit gelben Rande, die 2te den 
Namenzug in Silber und dad Band mit weißem Rande, 
die 3te den Namenszug in Eiſen und das, Band mit 
ſchwarzem Nande ba. 2) Auf die ıffe Klafle giebt die 
vollendete aıjährige, auf die zte Klaſſe die vollendete 15: 
jährige, und auf die zte Klaffe die vollendete gjährige 
Dienfizeit Anſpruch, ‚wobei, Kriegsjahre doppelt gerechnet 
Annalen Heft II. 1325. i mm 
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werden. 3) Die Dienftzeit wird vom Eintritt in das fte: 
hende Heer bis zum Ausſcheiden aus demfelben und den 
zu den Feld» Truppen gehörenden Abtheilungen des Dees 
res, berechnet; die als Berforgung zu betrachtende Anftel- 
lung alfo nicht in Anwendung gebracht. 4) Wer nach er⸗ 
fangter Dienft» Auszeichnung im Dffizierftande das Dienſt⸗ 
Auszeichnungs⸗Kreuz erwirbt, legt die erſtere ab. Eben 
ſo hebt eine hoͤhere Klaſſe der Dienſt-Auszeichnung die 
fruͤher erworbene wieder auf. 5) Den verabſchiedeten Mis 
fitairPerfonen ift geftattet, die, im activen Dienft erwor⸗ 
bene Auszeichnung auch im nachherigen Verhäftniß forts 
zutragen. 6) So lange ein Soldat Feftungsfirafe erleis 
‚det, oder im der 2ten Klaſſe fteht, kann bie Dienft- Aus; 
zeichnung nicht getragen, auch der Anfpruch darauf nicht 
geltend gemacht werden. Bei entehrenden Vergehn geht 
ſowohl der Anſpruch, als der Beſitz der Dienſt-Auszeich⸗ 
nung verloren, und es iſt darauf in allen Faͤllen zu er: 
kennen, wo die Verſetzung in die zweite Kaffe des Sol: 
datenfiandes und im Civilftande der Verluſt der National 
Kokarde eintritt. 7) Wegen MWiederverleihung der Dienſt⸗ 
Auszeichnung: finden die, wegen Zurücverfegung in Die 
ıfte Klaſſe des Soldatenſtandes gegebenen Beſtimmungen 
Anwendung. | | 
Berlin, den 18. Juni 1825. | | 
— Friedrich Wilhelm. 





154. 
Allerhoͤchſte Kabinets⸗Ordre, dieſelbe Angelegenheit 
| ‚betreffend. | Be 


— 


Ich übergebe dem Krieges -Minifterium hierneben 
Meine Beftimmungen wegen Stiftung: 1) des Dienft: Aus; 
zeichnungs = Kreuzes für Offiziere, und 2) der Dienſt Aus⸗ 
seichnung für Unteroffiziere und Gemeine, um fie der Armee 
bekannt zu machen. Zur Erhöhung der Feier des heutigen 
Tages, nehme Sch DVeranlaffung, den aus der verhängniß: 
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vollen, glorreichen Zeit der Kriegesjahre von 1813, 1814 
und 1815, im fliebenden Deere noch fortdienenden Coms 
battanten, vom Feldwebel abwärts, als ein Anerkenntniß 
treuer Pflichterfülung und zwar: 1) denen, welche alle 
drei Feldzuͤge mitgemacht haben, die iſte Klaſſe; =) denen, 
welche zweien oder einem derfelben beigewohns haben, die 
2te Klaffe; und 3) denen im jahre ıgı5 Eingeftellten, 
welche den Feldzug nicht mitgemacht haben, die zte Klaffe 
der Dienft- Auszeichnung unter den, im ſ6ten Abfchnitt der 
Anlage enthaltenen Bedingungen zu verleihen. | 

Berlin, den 18. Juni 1825. 


* Friedrich Wilhelm. 
das Krieges⸗ Miniferlum. | 


155. 
Circular⸗Reſcript der Koͤnigl. Miniſterien des Innern 
und bes Krieges an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, 
den für immobilg Truppen zu geftellenden Vorſpann 
betreffend. 


— 


In den unterm 15. Dftober 1817 emanirten Erläus 
terungen zu dem Regulativ vom 26, September 1808 über 
den, den Truppen zu verabfolgenden Vorſpann, wenn fie, 
ohne mobil zu fein, marfchiren müffen, ift ad $. 22. feſt⸗ 
gefeßt worden, daß durch jedes Borfpann = Pferd eine Laft 
von 3 Lentnern und durch einen einfpännigen Karren eine 
Laft von 4 bis 5 Centnern fortgefchafft werden foll. 

Dieſe Laſt iff nicht allein überhaupt zu gering ange— 
nommen, fondern fie fleht auch in Anſehung der dafür zu 
zahlenden Verguͤtigung mit den jebigen Getreides und den 
ſich danach normirenden Frachtpreifen in feinem Verhaͤlt⸗ 
niß, weshalb ſtatt des in dem vorgedachten $. 22, feſtge⸗ 
- fegten Gewichts nunmehr 

| Mu a2 
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durch einen einfpännigen Karren. .. . 772 Centner, 
P ⸗zweiſpaͤnnigen Vorſpannwagen 10⸗ 
es. vierſpaͤnnigen > 2 ..:.20.. 6 
und s jedes Vorlege: Pferd. -. . . 5 E23 
“ fortgefchafft werden müffen, wovon die Köntgl. Negieräng 
zur weitern Bekanntmachung hierdurch benachrichtige wird. 
Berlin, den 31. März 1825. 
Minifterium des Innern.  Srieges- Miniſterium. 
v. Schuckmann. v. Hake. 


156. 

— Reſcript des Koͤnigl. Krieges⸗ Miniſterlums an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, die Borfpann > Geftel- 
Jung für invalide, zum Marfchiren unfähige Mir 
litairs betreffend. 


— 


Bei Reviſion und Feftftellung der Vorſpann⸗-Koſten⸗ 
Fiquidationen, welche nach den beftehenden -VBorfchriften 
von Seiten der Koͤnigl. Negierungen den Könige, Milis 
tair⸗Intendanturen jegt noch. zur Anweifung vorgelegt 
werden, ift der Uebelftand aufgeftoßen, daß in Fällen, wo 
einem invaliden und zum Marfchiren ſowohl, als zur Reiſe 
mit der ordinairen Poſt ganz unfaͤhigen Militair, bei wels 
chem mithin nur ein für allemal die Ausſtellung eines aͤrzt— 
lichen Atteftes noͤthig ift, eine andere Marſch-Route für 
einen zu paflirenden fremden Regierungs-Bezirk ausge: 
fertigt wird, dann das, der vorhergehenden Marſch-Route 
beigefügse ärztliche, den Vorſpann juflificirende Arteft weder 
entnommen, noch vidimirte Abfchrift davon der neuen Marfchs 
Route beigerigt, fondern lediglich auf die frühere, den 
Vorſpann ausfchreibende Marfch- Koute Bezug genommen 
wird. fr 
‚ Um diefen, die Kontroffe bei Prüfung der Vorſpann⸗ 
Koſten erſchwerenden Uebelſtand zu heben, erſuchen wir die 
Koͤnigl. Regierung, in dergleichen Faͤllen den, (auf den 
Grund einer fruͤheren Marſch-Route) auszuſtellenden neuen 
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Marſch-Routen vidimirte Abfchrift der beigelegenen Arztli- 
chen Attefte beifügen zu laffen. 


Berlin, den 28ften Maͤrz 1825. — 
Krieges-Miniſterium. Militair-Oeconomie-Departement. 
Jaski. | Jacobi 
re ee ER 


CirenlarsRefeript des Koͤnigl. Minifteriums des Innern 
‚an fämmtlihe Koͤnigkz Regierungen, , dies Vorfpanh Ges 
ftellung für die zum "Lehr: Infantertes Bataillon“ nach 
Potsdam abgehenden Infanterie-Kommando's 
betreffend. | 
Die Könige. Negierung ift durch die Verfügung vom 

12. Mai 1821 veramlaßt wordetzjzur Fortfchaffung einer 
zweiten Garnitur: Montirungsftücke, fo wie der DVerpfles 
gung, und der Offizier-Equipagen der aus einem Offizier 
und einigen 30 Mann beftehenden Kommando’3, welche von 
jeder ArmeesAbtheilung den 1. Suli jeden Jahres in Pots- 
dam bei dem Fehr: Infanterie Bataillon eintreffen mußten, 
inen zmweilpännigen Vorſpann⸗Wagen gefiellen zu laſſen. 
pi Die. Graben —— — daß fir dieje⸗ 
nigen Konimando’s, "weiche jegt til Fruͤhjahr jeden Jah⸗ 
red von einem jeden General⸗-Kommiando abgefendet mer: 
den, und im Herbſte jeden Jahres zurückkehren, und aus 
mehreren Dffizieren und 64 bis 65 Mann beftehen, ein 
jweifpänniger Wagen zur Fortſchaffung der oben bemerk— 
ten Gegenſtände nicht hinreicht, und eine laͤſtige VBerfendung 
mehrerer Effecten durch die Poſt nothwendig geworden iſt. 
Die Koͤnigt. Regierung wird daher nach dem diesfaͤlligen 
Autrage des Könige. Krieges: Minifterii hierdurch angemiefen, 
für die im Rede ſtehenden Kommando's, auf Requifition des 
fommandirenden Generals, 4 w ei-zweifpännige Wagen geftel: 
hen zu laffen, ſobald mehr als zwei. Offiziere, bei dem 
Kommando befindlich find. 
sn Berlin, den 26, Febeuar 1825: *1— 
WMiniſterium des Innern. Erfte Abtheilung. 
Koͤhler. 


— — 
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Zweiter Abfanikt. 
Staatswiſſenſchaft. 


I. 
Auswaͤrtige 


Geſetzgebung. 


— — 


1. * 

Ukas des Kaiſerl. Ruſſiſch. birigirenden Senats, wegen 

Erihuns von Jahrmaͤrkten im Ruſſiſchen Reiche, zum 
Def bes Wollhandels. 


— — 


Air Befehl Sr. Kaiferlihen Majeftät warb im 
dirigirenden Senat verlefen: Erſtens: der Bericht des 
Hrn. Finanz: Minifterd, daß zur Ausbreitung der feinen 
Schaafzucht im Nuffifchen Reiche, und um den mir Der: 
arbeitung feiner Tücher fich befaffenden Fabrikanten die 
Mittel an die Hand zu geben,. ſich mit Wolle von der 
vorzügfichften Qualität aus den einheimifchen Manufaftus 
ren zu verfehen, ohne folche aus dem Auslande beziehen 
zu dürfen, für: zwecfmäßig erfannt worden fei, auf ver 
ſchiedenen Standpunften. ded Reichs eigene Jahrmärfte zum 
Behuf ded Wollhandels zu errichten, auf welchen die Woll⸗ 
Sabrifänten ihre Waare den Tuch» Manufakturiften direkte 
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verfaufen, und Legtere folche aus erfier Hand, folglich zu 
den billigſten Preifen erhalten koͤnnten. Cine folche Ans 
näberung der Wol-Sabrifanten mit den Tuch, Manufak: 
turiften bietet mannigfaltige Vortheile dar, indem unter 
andern dur die Concentration der Wole an beſtimmten 
Dertern, nicht nur der Abfaß derfelben erleichtert, fondern 
in der Folge auch die Mittel zur Ausfuhr diefer Wolle 
nach dem Auslande, und Ausbreitung der Kenntniſſe in 
Betreff der Wollbehandlung, ohne welche diefer Induſtrie⸗ 
zweig den erwuͤnſchten Grad der Vollkommenheit nie er— 
reichen kann, ſich entwickeln wuͤrden. In Erwägung dies 
fer Hinfihten bat er, der Hr. Finanz: Minifter, einen von 
ihm entworfenen Borfehlag wegen Errichtung einiger Jahr 
märfte im Nuffifchen Reiche, zum Behuf ded Wollhandelg, 
der Minifter-Komität übergeben, welcher am 23. Decemz 
ber. des verwichenen jahres 1824 in allen Punkten bes 
ftätigt, und am 21. Februar diefes Jahres von Sr. Kai⸗ 
ferliden Majeſtaͤt Allerhöchft genehmigt worden 
ift, Indem er die erwähnten, Allerböchft. beftätigten 
Vorſchriften, Hinfichtlich der Errichtung von Woll⸗-Jahr⸗ 
märften, ſowohl im Ertrait, ald auch die Kopie eines; Er- 
traitd aus dem Journal der Minifter- Komität über vor- 
liegenden Gegenftand an den dirigirenden Senat begleitet, 
trägt er zugleich dahin an, derfelbe wolle zur Kundmachung 
diefer neuen Verordnung durch das ganze Neich, die ges 
hörige Verfügung treffen. Zu gleicher Zeit berichtet er, 
daß über diefen Gegenftand "zur Kenntniß und Zolgeleiftung 
‚ von Geiten ded Minifteriums der innern Angelegenheiten, 
er dem Hrn. Dirigirenden dieſes Minifteriums bereits Mit: 
theilung. gemachte habe.” Außerdem wird er, der Finanz: 

miniſter, nicht unterlaſſen, mit den angeſehenſten Wolle: 
Bereitern und Käufern, deren Mitwirkung, durch ihren 
perſoͤnlichen Vortheil unterftägt, einen bedeutenden Nugen 
in diefer Ungelegenheit gewähren, und zur ſchleunigſten 
Beförderung derfelben dienen kann, zu conferiren. Und 
Zweitens: Die diefem Berichte in Abfchrift beiliegenden 
Vorfchriften, nebſt Kopie des Extraits aus dem Journal 
der Miniſter Komität. Reſolvirt: Nach Abdruck der ers. 
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forderfichen Anzahl Erempfare obiger Vorſchriften nebit 
Kopie von dem Sournal- Ertrait in der Senats-Druckerei, 
ſolche zur Kenntniß, allgemeinen Kundmachung und gehös 
rigen Folgeleiſtung von Seiten derer, die ſolches betreffen 
mögte, fämmtlichen Gouvernements- und Provirzidls Ne 
gierungen und Adminiftrationen, der Iruppenfanzlei des 
Donſchen Korps, wie auch den GStätthaltern; ferner den 
HH. Miniftern, dem Reichs⸗Kontroleur, den Militair-Ge 
neral» Gouverneurs, Kriegs Gouverneurs, die zugleich das 
Civilweſen leiten, den General Gouverneuis und dem Trups 
pen = Nelteften des Donfchen Korps zuzufenden; dem allerh. 
dirigirenden Synod aber; den St. Perersburgifchen und 
den Moskowifchen Departements des Ddirigirenden Senats, 
nebft den allgemeinen Verſammlungen derfelben bei [Anz 
- zeigen“ mitzucheilen. ° * 29. ee 1825, (Beim iſten 
Departement.) | 


Ertrait aus der am ar. — 1825 All erh oͤh ſt beſtaͤtigten 
Vorſtellung des Finanz-Miniſters an die Miniſter/Komitaͤt, we⸗ 
gen Errichtung einiger Jahrmaͤrkte im Ruſſiſchen Relche, 

rt zum Behuf des Wollhandels. 


1) Die Derter zu den Jahrmaͤrkten für den Woll: 
handel, müffen diefem Gewerbe angemeffen ermählt werden, 
ſowohl in Hinſicht der Schaafszuchtanlagen, ald der ‚örtlis 
hen Lage der Fabrifen; und es ift die Errichtung derfel- 
ben dergeffalt zu arrangiren, daß die auf dem einen Jahr 
markt unverfauft gebliebene Wolle, zu»den andermeitigen 
transportirt werden koͤnne, und von dieſen nah Moskau, 
ald dem Mittelpunkt, wo gewöhnlich "Deftellungen zum 
Erport ind Ausland gemacht werden. Demnach‘ werden 
‚zwei Jahrmarkt-kinien feflgefegt: die weſtliche und die 
— Linie. | Fi 

Weſtliche —* 
a) EEE 


In Poltawa, der Samßonjewſche; vom 27. Juni bis zum 
15. Juli. 
— Rouien, der Ihinſche; von 20. Juli bis zum 10. Auguſt 
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Sn Charfow, der uspenſche; vom 15. Auguſt bis zum 

1. September. 
— Kiew, der Uspenfche, ebenfalls; ‘vom 15. Auguſt bis 

zum 1. September. > 

Diefe Legtere werden eigends für die weſtlichen Gou—⸗ 
vernements errichtet, und die unverfauft gebliebene Wolle 
fann von dort aus zum Winter» Jahrmart nad Kre⸗ 

mentſchug verfuͤhrt werden. J 
b) Winter⸗Jahrmarkte. — 
In Orel, der Kreſchtſchenſche; vom. 6. Bid zum 20, — 
— Krementſchug, der Stetenſche; vom 30. Januar bis 

zum 15. Febtuar. 

2) Deftliche Linie, Ft 

a) Sommer⸗Jahrmärkte. | ef 

In Woroneſh, der ſogenannte zehnte, Da der 
zehnte Jahrmarkt zugleich im Mat und im’ Juni ftatt fine 
det, fo wird der Jahrmarkt für den Wollhandel mit dem 
Schluß des gewöhnlichen eröffnet, unter den Vorbehalt; 
daß der Wollhandel drei Wochen fortdaure. 

Sn Niſhnei komow, der Kaſanſche; vom 3. bis zum 
24. Juli. 

b) BintersFaprmärte” 

Sn Kaſſimow, der Antonjenfhe; ‚vom 17 Janin bis 

zum 1. Februar. 

2) Es ſind zum Behuf des Fahrmarkthandels be⸗ 
quem gelegene Oerter anzuweiſen, damit die Wollverkaͤu⸗ 
fer ihre Waare auf die vortheilhafteſte Weiſe in den Fuh—⸗ 
ren, oder in den Waarenniederlagen unterbringen, und 
gehoͤrig ſortiren koͤnnen; wobei zugleich dieſen als jenen 
freiſteht, Remiſen oder Speicher zur Aufbewahrung der 
Wolle zu miethen. Sollte irgendwo ein angemeſſenes 
Krons- oder Öffentliches Gebäude vorhanden fein, fo iſt 
ſolches für etwanige Miethinftige unter billigen Bedingun 
gen einzurichten ;: zu den Zufammenfünften zwifchen den 
Verkaͤufern und Käufern aber ein öffentlicher Ort zu bes 
fiimmen, woſelbſt fie, unter möglicher Bedachung, mit eins 
ander conferiren koͤnnen. In der Folge, fobald dieſer 
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Handel fih an.einem Orte ermweitert, wird bie ee 
Maaßregeln zum Anbau bequemerer Gebäude treffen. 
3) Der Wollhandel auf dieſen Jahrmärften muß frei 
von jeder Beeinträchtigung, Aufficht und Auflage fein; 
‚und. deswegen Darf die Regierung fich, weder einen Eins 
griff in diefen Handeldzweig,. noch irgend eine Anordnung 
binfichtfich diefe8 Gegenflanded erlauben; ausgenommen 
folche, welche die Sicherheit der Jahrmaͤrkte und die voll 
kommene Befchügung diefer Freiheit, bezwecken. | 
.... 4% Zur. Annäherung zwifchen den Berfäufern. und 
| Käufern, ind an den Jahrmarkts-Oertern, nach Beſtim⸗ 
niung des GouvernementssChefs, Handeld: Mäfler anzu: _ 
fiellen, deren Obliegenheit darin beftehen wird, die gegen 
feitigen Webereinfünfte zwiſchen diefen und jenen zu er: 
leihtern. Uebrigens Fönnen beide Kontrahenten, wenn fie 
es wuͤnſchen, ihre. Gefchäfte auch ohne Vermittelung der 
Maͤkler abfchließen. Es verſteht ſich von felbft, daß die 
Einfchreibung der Schlußzettel bei den Stadtmäflern, nad) 
geſetzlicher Grundlage geſchehen muß. 

5) Die. Rentereien, derjenigen Oerter, an denen bie 
Woll: ;Aabemärfie errichtet werden, find mit einer hinrei⸗ 
chenden Duantität kleiner Bankaffignate und Kupfermünze 
zur Ausmechfelung, welche ohne den mindeften Auffchub 
gefchehen muß, zu. verfehen. 

6) Es wird vorausgefeßt, daß außer Wolle. auf die⸗ 
fen Jahrmaͤrkten auch Farben, Werkzeuge und andere zur 
Tuchfabrikation erforderliche Gegenftände zum Verkauf wer: 
den eingeführt. werden; ſo auch grobes und. verarbeitetes 
Tuch und fonflige Wollfabrikate; in folhem Falle muß 
der Handel. mit diefen Artikeln die nemliche voͤllige Freis 
beit und Schug, als der Wollbandel genießen. Es ver- 
fieht fih von felbft, daß in Fällen, wo die Woll: Jahr 
märfte zu einer und bderfelben Zeit mit den bereitd vor- 
handenen fatt haben. würden, diefe Letern in ihrer Kraft 
verbleiben muͤſſen. 

7) Die Gtreitigfeiten und Befchwerden ‚die in Hins 
ficht ‚des Handeld mit Wolle und den vorerwähnten Ars 
tifeln etwa entfiehen Fönnten, müfen bis auf weitere 
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Entfcheidung nach der allgemeinen Grundfage gefchlichtet 
werden, 

8) Die Obrigkeit iſt verbunden, den Gewerbsleuten 
Huͤlfsleiſtungen aller Art zu gewaͤhren, und die erforder⸗ 
liche Wache zur Sicherheit der eingebrachten Wollwaaren 
anzuordnen. 

Uebrigens iſt die Anzahl der Jahrmarkt⸗Oerter eini⸗ 
germaßen verſtaͤrkt worden, in der Vorausſetzung, daß 
wahrſcheinlicher Weiſe nicht auf allen Punkten der Handel 
mit gleichem. Erfolg ſich etabliren wird. Sollte demnach 
in der Folge die Nothwendigkeit eintreten, die Jahrmarkt⸗ 
zeit zu. verändern, und folche entweder früher oder fpäter 
ald gegenwärtig fefigefeßt wird, zu beſtimmen, fo fan 
die8 auf Neußerung der Lokal⸗  Dbrigfeiten und mit Zus 
fimmung des Hrn. Dirigitenden ded Minifteriumg. der 
innern Angelegenheiten geſchehen. 

— DER bat. unterfchrieben: 

Finanz: Minifter, 
General:Lientenant Kankrin. 


° a Ye j 
Ertrait aus dem Journal der Kaiferl. Ruffifchen Mi⸗ | 
nifter-Romität, die Errichtung eines technologiſchen 
Inſtituts in Moskau betreffend. 


er,” — — 


Vorgetragen ward in der Sitzung vom 17. Februar 
die Note des Finanz-Miniſters vom 16. Februar No.307. | 
(Departement der Manufakturen und des innern Dandels) 
eingetragen in das Komität- Journal unter No, 287., we⸗ 
gen Errichtung eines technologiſchen Inſtituts in Moskau. 


Die Komität, welche den Vorſchlag des Finanz-Mi- 
niſters, wegen Errichtung eines technologifchen Inſtituts 
in Moskau, fehr zweckmaͤßig findet, hat verfügt: folchen, 
nach Erbittung der desfallfigen BILRENPOEN Geneh⸗ 
migung, zu beflätigen. 


+ 


Bis | E 
In der Sitzung vor 19. Mai ward der Komitat er- 
öffnet: daß Se. Majeftät ber, A den Beſchluß 
der Komitaͤt genehmigen. Er 


Atlerboͤchſt beſtaͤtigte Seoonifärlen ded kenne 
logiſchen Inſtituts. 


Es wird in Moskau ein technologiſches Sufiene. sur 
— junger Leute, die ſich dem Manufakturweſen wid— 
men, errichtet. Der Wirkungskreis dieſes — 
beruhet auf folgenden Hauptgrindlagen: 
ne Von den Studlerenden. 

Tr) ES werden zur Anhörung der Lehrfurfe ih den 
technologifchen Inſtitut junge Leute freien Standes, von 
einem Alter von 16 bis 24 Jahren, deren Anzahl unbe⸗ 
ſchraͤnkt iſt, zugelaſſen. 
2) Sie werden daſelbſt nicht anders als auf Anſu⸗ 
chen ihrer Eltern uud Vormunder aufgenommen .. 
3) Die Sturierenten wohnen in ihren eigenen Häus 

fern, und befuchen das Auditorium zu den feftgefegten kehr⸗ 
ſtunden. 

4) Das Auditorium, wie auch die Profeſſoren wer: 
den, nach Maaßgabe der —— vorlaͤufig in einem 
gemie heten Lokal untergebracht. 

5) Die Studierenden zahlen. E fein Honorar für die oͤf⸗ 
fentlichen Vorleſungen; ſollten ſelbige aber wuͤnſchen den 
Beiſtand des Replenen zu genießen, ſo ſind ſie zu einer 
gewiſen, eigends feſtgeſetzten Zahlung, verpflichtet. 

26) ‚Die Vertheilung der- Studierenden- nach den vor⸗ 
aa ————— hängt: von der Derfügung der 
Konferehz: ‚ab... 

7) Ueber die Fortſchritte * Eleven, erben jedes, 
mal nach. Ablauf von. 3 Monaten,- die. Eltern oder Vor— 
minder derfelben unterrichtet; -im Falle ihrer Nachlaͤſſi ig⸗ 
keit aber, je nachdem es die Nothwendigkeit erfordert. 

8) Die Studierenden müſſen ihre eigene Buͤcher, wie 
auch Materialien zum Zeichnen Haben, oder ſolche in dem 
Inſtitute kaufen, welches aus dieſem Verkauf einen maͤßi⸗ 
gen Gewinnſt zur Anſchaffung einer Bibliothek ziehen, _ 
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II. Bon den Lehrogurfen. 

9) Die Lehr: Kurfe werden it allgemeine, und 
einzelne eingetheilt. 

10) In den allgemeinen Kurfen werden folgende Ge⸗ 
genſtaͤnde vorgetragen: 

a) Kommerz⸗-Wiſſenſchaft, in Bezug auf Mannfafturen: ; 
— Manufaktur: Stasiftif, oder Kenntniß von dem Fabrik: 
weſen des Auslandes; Waarenfunde. 

b) Chemie, mit Anwendung auf Gewerbe und 50 
briken; — Technologie überhaupt. 
| ec) Mechanik und PURE mit Anwendung auf 
Sabrifen. 

d) Sabrifzeichnungen. 

13) Ale diefe Kurfe werden in zwei Grade getheikt, 
und die Studierenden ihren Fortichritten gemäß claffıfizire. , 

12) Die Studierenden müffen durchaus. fänmtliche 
für die allgemeinen Kurfe fefigefegten Wiffenfchaften anges 
hört haben; midrigenfalld fie zu dem, einzelnen‘ Kurfen 
nicht zugelaffen werden fünnen. 

13) Die allgemeinen Kurfen werden im zivei Jahren 
beendigt, und vor Ablauf diefer Zeit dürfen die zu den— 
felden gehörigen Eleven, feine einzelne Kurfe befuchen. 
Coliten aber einige der Eleven, wegen mangelhafter Forte 
ſchritte, nach Verlauf ziveier Jahren nicht zu den eins 
zelnen Kurfen übergehen fönnen, fo bleiben felbige noch 
auf längere Zeit in den aflgemeinen Kurfen; die gänzlich 
Unfähigen werden ihren Eltern oder Bormündern zurück 
gefandt. 
14) In den einzelnen Kurſen werden auẽfuͤhrliche 
Notizen uͤber das Fabrikweſen vorgetragen, und A 

a) Ueber Schönfärberci, 

b) — Tuchmanufaftur. 

c) — Geidenfpinnerei, 

d) — PBaummwollenmanufaftur, 

e) —  Leinwandfpinnerei, 

f) —  Gerberei, 

8) — Blas, Kriſtall-, Porzellan: und Fayenzfa⸗ 
brifation. — 


* 
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15) Nach Maaßgabe der Fortſchritte der Studieren- 
"den, und der Anzahl ſolcher, die von den allgemeinen zu 
den einzelnen Kurſen übergeben, werden Letztere im erfor: 
derlichen Falle vermehrt werden. 

16) Jeder einzelne Kurfus muß binnen Jahres friſt 
beendigt werden, und vor Ablauf derſelben werden den 
Studierenden feine Atteftate über ihre Sortfipeiste in den 
MWiffenfchaften ertheilt, 

17) In den einzelnen Surfen find die Studirenden 
nicht verpflichtet, alle ‚für diefe fefigefegten Gegenſtaͤnde 
anzuhören; fie koͤnnen nach ihrer Neigung, oder nad dem 
Wunſche ihrer Eltern, nur einen oder gewiſſe Gegenſtaͤnde 
erwaͤhlen. 

II Von den Profeſſoren. 

18) Daß technologiſche Inſtitut hat vier Profeſſoren, 

nemlich: 1) Für Kommerz: Wiffenfchaften, Manuſaktur⸗ 
Statiſtik und Waarenkunde; 2) Für die angewandte Che⸗ 
mie und Technologie; 3) Fuͤr die angewandte Mechanik 
und Hydrotechnik; 4) Fuͤr Fabrikzeichnen. Außerdem wird 
ein Repetent angeſtellt, welcher dem Wunſche der Stus 
dierenden gemäß, die in den Kollegien vorgetragenen, Ge: 
genftände mit ihnen wiederholt. 
| ı9) Jeder Profeſſor muß, in dem zu feinen Vorle⸗ 
fungen beſtimmten Stunden, fich in dem Auditorium ein 
finden, und waͤhrend der DBorrlefungen die Aufficht. über 
das Betragen feiner Zuhörer führen. Zugleich liegt ihm 
die Sorgfalt über deren Fortfchritte od; weshalb er woͤ—⸗ 
chentlih der Konferenz über die von ihm vorgetragenen 
Wiſſenſchaften und "den Fleiß der Studierenden. Bericht er: 
ftattet.. 
20) Der ältere Profeſſor ift zugleich Direktor des 
Inſtituts; er hat die Aufficht über den zwecfmäßinen Vor⸗ 
trag der Wiffenfchaften fowohl, als über die Dronung in 
der Anftalt und die Moralitaͤt der Studierenden. 

21) Die Profefforen bilden, unter dem Präfidio des 
älteften unter ihnen, aus ihrer Mitte eine Konferenz, wos 
ſelbſt die wiffenfchaftlichen Angelegenheiten durch Stimmen: 


J 
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mehrheit entſchieden werden. Der Repetent verwaltet das 
Amt des Konferenz ⸗Sekretairs. 

22) Die Konferenz hält ihre Sitzungen jeden Son: 
nabend Vormittags, und entfcheidet dafeldft alles dasje— 
nige, was im Laufe der verwichenen Woche ihrer Deliber 
ration unterliegen Fonnte. 

23) Die Konferenz forget für die Vertheilung der 
Studierenden in den wiffenfchaftlihen Vorträgen, nach 
Verhaͤltniß ihrer Fähigkeiten und Fortſchritte. 

24) Alle drei Monate fendet die Konferenz; dem Fir 
nanzsMinifter, im Fache des Manufakturwefens und des 
innern Handels, einen tabellarifchen Bericht über die Stus - 
dierenden, mit Bezeichnung der von ihnen bewiefenen Forts 
fohritte, ein. 

25) Sollte die Konferenz in- der angetviefenen Lehr⸗ 
methode Schwierigkeiten irgend einer Art finden, ſo macht 
ſie ihre desfallſige Vorſtellung an den Finanz-Miniſter, mit 
Entwicelung der Motive ſowohl, ald der Mittel zur Verz 
beſſerung. 

26) Im Laufe des Monats Juni wird eine allge⸗ 
‚meine Prüfung in allen während dem Jahreslauf vorge 
tragenen Wiffenfchaften angeftellt. Nach beendigtem Era 
men prüft die Konferenz die von den Studierenden bemie- 
ſenen Fortfchritte, und wenn fie findet, daß einige unter 
denfelben gehörige Gründlichfeit in den ihnen vorgetrages 
nen Wiffenfchaften erlangt haben, fo. verfegt fie felbige zu 
andern Lehrgegenfländen, und aus folchen werden diejeni— 
gen, die den allgemeinen Kurſus beendigt, zur res 
quenz der einzelnen zugelaffen. Es verfteht fih von 
felbft, daß died nach Ablauf eined Jahres von Gründung 
des Inſtituts nicht ſtatt finden kann, weil die Studierens 
den durchaus zwei Sjahre die allgemeinen Kurfe befuchen 
muͤſſen. Auf ähnliche Weife werden Diejenigen, welche die 
einzelnen Kurfe frequentirt haben, nach erwiefener Gründ- 
lichkeit in den erlangten Kenntniffen, mit gehörigen At: 
teftaten über ihre Fähigkeiten aus dem Inſtitute entlaf- 
fen. Auch dieß kann vor Ablauf einer dreijährigen Exi— 
ſtenz des Inſtituts nicht flate finden, weil die Gtudieren- 
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den die einzelnen Kurfe ein vblliges Jahr nach Uestgang 
aus den allgemeinen, anhören müfen. 

27) Die Studierenden, welche nicht. genügende Sort: 
ſchritte bewiefen haben, werden für das, folgende Jahr zur 
nochmaligen Anhörung. der verfihiedenen Kuͤrſe ‚na An—⸗ 
ordnung der Konferenz, angehalten, 


IV. Bon dem Detonsmiewefen des ie 


>8) Das Defonomiewefen des Inſtituts fteht unter 
der Peitung der Kommiffion zur Verforgung der Truppen 
mit Tuch; aus welcher zugleich die zum Unterhalt deifel: 
ben erforderlihen Summen verabfolgt werben, und welöhe 
vermittelſt eines ihrer Mitglieder, nebft andern Beamten, 
über den Verbrauch der Summen zum Unterhalt des In— 
ſtituts Nechnung führen, und dem "Finanz Minifter, beim 
“ Departement der Manufakturen und des innern Handels, 
Rechenſchaft ablegt. 

29) Das Lokal, worin die Profeſſoren des Inſtituts 
und die Auditorien werden untergebracht werden, ſtehen 
hinſichtlich der Ordnung und Reinlichkeit unter der Auf— 
ſicht eines von der Komitaͤt hiezu beorderten Kommiſſairs. 

30) Es werden jährlich zum Unterhalt des Inſtituts 
folgende Summen angewieſen. | 

Dem ältern Profefor . » » 7. "4000 Nudel 
Dem Brofeffor der Chemie . . » 3000 — 
Dem Profeffor der Mechanif . . . . 3000 — 
Dem Brofeffor der Zeichenfunft . . . 12500 — 
Für die Wiffenfchaften, Die von zweien andern 
Profeffaren werden vorgetragen werden 5000 — 
Dem PNepetenten. + « . . 1500 — 
Zur Mierhe, Erleuchtung und Heigung des — 
Lokals, wie auch zur Veſoldung zweier 
Waͤchter . » oe 0", 15000 — 
Zum Anfauf von Büchern, Materialien 
zum Zeichnen, und Modellen, tie and 
zu den Kanzleiausgabn . - . . 5000 — 
Ueberhaupt 39000 — 
| | Außer: 
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"Außerdem zur. ein für alfemaligen Fundation; zu den 
unumgänglich nothwendigen Büchern und andern vorläus 
figen Ausgaben 10,000 Rubel. | 
Die Profefforen werden anfänglih von dem Finanz 
Minifter angeftellt; in der Folge aber auf Vakanz von der 
Konferenz unmittelbar vorgeftelt. Der. Sinanz- Minifter 
betätigt felbige, oder ernennt'andere Brofefforen. 
Alle diefe Verordnungen find als proviforifeh zu be⸗ 
trachten, damit dem Inſtitut in der Folge, nah Maaß⸗ 
gabe der Erfahrungen und Huͤlfsquellen, eine verbefferte 
Einrichtung und ein beſtimmtes Reglement gegeben werden 
koͤnne. — Unterdeffen wird die Verwaltung deffelben dem 
Finanz: Minifter, vermittelſt des Departements der‘ Ma: 
nufafturen und des innern Handels, mit genanfter Hinficht 
auf die Gemeinnüßigkeit, und Geftattung der etwanigen 
durchaus nothwendigen Modififationen,. vorbehalten. 





ER 

ir Gefolge einer unterm 9. März 1825. erneuerten 
Kaiſerlich Ruſſiſchen Verordnung, ſind die Grenz⸗ Zollaͤm⸗ 
ter, wie au⸗b die Lokal⸗Obrigkeiten angewieſen, eine ſtrenge 
Aufſicht dahin zu richten, daß feine Ruſſiſche Geltmünze 
aus dem Lande geführt werde, und blos den gemein ſchaft⸗ 
lichen Unterthanen zu geſtatten, bei Paſſirung der Grenze 
funfzig Rubel Silber und zgehn Rubel ——— bei 
— zu fuͤhren. 
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Sierular: pe des Königt Be bie 
Empfehlung eines von dem Major v. Rudtoff;.über die 
militairifchen Rechts» und Polizei-Verhaͤltniſſe, Diszi⸗ 
plin und Juſtiz⸗Verwaltung im Preußiſchen Heere; © 

. herauszugebenden Werks betreffend. 


— 


/ 


Dani beim. Allgemeinen , rieget. Departementzangeftellte, 
und, gemeinfchaftlich mit dem Juſtitiarius des; Kriegs: Dir 
nifteriums, die hei letzterem vorkommenden ‚Angelegenhei- 
ten der Militair-Juſtiz bearbeitende Majgr. von, Rudloff 
Beabfichtiget ein von ‚0 mit großem. ‚Sleiße zu 
teted Werf: 


über die —— Rechts⸗ und Polizei⸗ Berhättn, 
 Diegipin und Syuffiz- Verwaltung im Preußiſchen Heere, 


in zwei Baͤnden herauszugeben, und hat eine Emofehlung 
deſſelben an die Armee nachgeſucht. 


In Folge verſchiedener bei dem unterzeichneten Mi⸗ 
niſterio und durch daſſelbe veranlaßten Pruͤfungen des er⸗ 
ſten Theils dieſer Arbeit, und nachdem des Koͤnigs Maje— 
ſtaͤt auf den Allerhoͤchſt Denenſelben daruͤber gemachten 
Vortrag, die Herausgabe zu genehmigen geruhet haben, 
nimmt das Miniſterium keinen Anſtand, dieſes Werk der 
ganzen Armee, als fuͤr dieſelbe beſonders geeignet, und 


- 
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einen nicht unmefentfichen Bedtrfniffe abhelfend, zu em: 
pfehlen, indem zugleich bemerkt werden kann, daß dieſe 
Schrift nicht bloß für die Militairs Behörden und Mili⸗ 
tair-Gefhäftsmänner, fondern Auch für jeden Offizier, der 
fi) über militairiſche Rechts- und Pflicht» Berhäfenife 
ausführlich und gründlich zu belehren wuͤnſcht, ein Le 
ches und brauchbares Huͤlfsmittel fein wird. Ä 
2 Berlin, den 30. Auguſt 1825. 

— Koͤnigl Preuß: Krieges» Minifterium, — 
Sir ‚den. ‚Ne Krieges⸗Miniſter, in befien Abweſenheit. 
m Sdoeler. 
— 
Betannemachung über den Berein bet Kunſtfreunde in 
dem Preuß. Staat. Gi 


— Dr 


Vor — als einem Jahre traten — Sie 
Rnfifer und Kunftfreinde, die ehemals in‘ Italien gemes 
fen waren, zufammen, am durch -jährliche Beiträge den 
in Nom ſtudirenden vaterländifchen Kuͤnſtlern Gelegenheit 
ju Mrbeiten zn eröffnen, welche bloß ihr Kortfchreiten in 


- der. Kunft zur Abficht haben’ ſollten. Der Gedanke erhielt 
Beifalt, das Unternehmen gewann, auch außer dem ur - 


fprünglichen Kreiſe, Theilnehmer, es fehien angemeſſen, die 
erſte Anlage zu erweitern, und fo bildete ſich der Plan zu 
einem Verein der Kunſtfreunde in dem Preußis 
ſchen Staate. "Mehrere Städte in und außer Deutſch⸗ 
land befigen Vereine diefer Art, der unfrigen fehlte ein, 
folcher bisher; und demnach. fcheint er doppelte Beduͤrf⸗ 
niß in einem Augenblick, wo, wie man mit Wahrheit ‚bes 
haupten kann, das Streben der Künftler nach Vollendung 
und der rege und einſichtsvolle Antheil des Publikums an 
ihren Werfen mit einander: wetteifern, der Kunſt ein noch 
fchöneres "Emporblühen zuzuſichern. Es gehört zu den 
— Etſcheinungen auſerer Zeit, daß die bildende 
Nn 2 


W 


Kunſt ſeit etwa 30 bis 40 Jahren einen Auffchfoung ge⸗ 
wonnen hat, den zu hoffen die unmittelbar vorhergehende 
Epoche kaum berechtigte. Sie dankt dies außer andern 
zufanmentreffenden. Urſachen, offenbar dem richtigen Wege, 
de fie genommen Has, indem fie, ſich von der Herrſchaft 
einſeitiger Manier befreiend, zu einem ernſteren und ſtren⸗ 
geren — der Natur zurückgekehrt. iſt, und Das Als 
terthum und die großen. Wiederherfieller der Malerei zu 
Vorbildern gewählt hat. - Auf diefem Standpunkte fpricht 
die Kunft jedes underfimmte Gemüch an, fagt jedes Uns 
befangenien Sinn zu, und erweckt alfgemeine Theilnahme, 
da fie, frei von Prunk und Weberladung, fich leicht und 
‚einfach mit Allem verbindet, was ihre Form anzunehmen 
faͤhig ift, und das ganze Leben mit Schönheit und gefäls 
liger Anmuth begleitet. Diefe, nicht bloß der Kunſt, ſon⸗ 
dern. allen fich mit, ihr verbindenden menſchlichen Beſtre⸗ 
dungen mohlrhätige. Stimmung zu erhalten und zu befoͤr⸗ 
dern, ſcheint nichts ſo geeignet, als die Herdorbringung 
hedeutender Kunſtwerke zu erleichtern, und eine groͤßere 


Anzahl rderſelben zu verbreiten, und beides macht den 


Amer des. fich bildenden; Vereins aus, nur mit deu Der 
ſchraͤnkung, ‘daß er bfod. für bie vaterländifche Kunft, das 
“ Heißt fie preußifche Künftler wirkſam fein wird. ! 
Much dem Künftter vom Talent fehlt es nicht felten 
an Beftellungen größerer Arbeiten, und, er ſieht fich als⸗ 
dann längere Zeit. hindurch. auf folche ‚befchränft, die we⸗ 
der der Kunſt, noch ihm bie eigentliche Befriedigung ges 
Noch leichter und bei weitem verderblicher aber tritt 
derſelbe Umſtand dem Studium des ſich bildenden Kuͤnſt⸗ 
lers in dem Weg. Die koſtharſte, ihm (wie z. B. bei Bil⸗ 
dungsreiſen ind Ausland), beſtimmt und eng zugemeflene 
Zeit ſieht er fich genoͤthigt, mit Defchäftigungen zu zer⸗ 
fplittern, die ihn ‚feinem wahren Ziele nicht näher führen, 
wenn nicht gar dauon entfernen. Gleich: groß ist auf der 
andern. Seite für‘ diejenigen, welche die Kunſt, ohne fie 
ſelbſt zu uͤben, kennen, und mit Geſchmack lieben, die 
Schwierigkeit, fih den. Beſitz wahrhaft guter Kunſtwerke 
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zu verfchaffen. , Zwar giebt & iu ben Bern ‚Städten. 
der Monarie, und ‚namentlich. in’ Der in, ‚größere und. 
Eleinere Privatfammlungen, und was die einſichtsvo le B e⸗ 
foͤrderung der Thaͤtigkeit der vater lãudiſchen —— be⸗ 
trifft, ſo verdankt die Kunſt hierin dem huldreichen Schutze 
Sr. Majeſtaͤt des Königs und des Koͤnigl. Hauſes ſo viel, 
daß es faum der einfachen Erinnerung daran bedarf 
Manches iſt auch von Kirchen und andern Inſtituten and 
von Privatleuten geſchehen. Alles dies aber fcheine wur 
um fo mehr: zu beweifen, dag es gerade jetzt Der Auges 
meſſene Zeitpunkt, iſt, eine noch ‚allgemeinere Theilnahine 
— und möglich zu machen. 

- Die Abſicht des Vereins iſt nun, Preisbewerbungen 
für anzufertigende Kunſtwerke anzufiefen, die Ausführung 
entworfener, und die Bollendung angefangener zu erleich» 
tern, ſchon fertige. an fich zu. kaufen und diejenigen, wel⸗ 
be auf diefem Wege. an ihn übergehen, unter feine Mit⸗ 
glieder: zu verloofen. Auf dieſe Weiſe bleibt dem Künftler 
mit der Freiheit der Wahl feines Gegenflandes die Sichers 
beit, feine Zeit „ohne -Gefahr,. einem größern Werke widmen 
zw koͤnnen. Die Verlooſung der Kunfwerfe aber, fchien 
den Stiftern des Dereind beffer und der Kunſt foͤrderli⸗ 
er, als wenn man ſie hätte verkaufen, oder aus ihnen 
eine Sammlung des Vereins bilden wollen. Sie werden 
auf dieſem Wege in alle Provinzen der Monarchie ver⸗ 
breitet, und kommen auch in den Beſitz derer, ee fie ſich 
fonft nicht hätten. verfchaffen koͤnnen. 

Auch iſt wohl nicht zu verfennen, daß ein guted Zune 
werk in einer Privatmohnung, ald Familienbeſitz, 
einzeln, oft, in verfchiedenen Stimmungen, und — Air 
nach doch von fehr vielen betrachtet wird, einen. tieferen 
und richtigeren Eindruck auf das Gemuͤth hervorbringt, als 
wenn man-.es. in. öffentlichen Ausfiellungen und. Samm⸗ 
lungen jedesmal abſichtlich auffuchen muß. Die Preisbe⸗ 
werbungen hat der neue Verein fuͤr den Augenblick nur 
für diejenigen Preußiſchen Kuͤnſtler beſtimmt, die. ſich, zum 
Behuf ihrer Studien, in. Italien aufhalten. Dieſe Be⸗ 
ſchraͤnkung ‚Hört aber: ſogleich auf, als dem Vereine feine 


650 
Mittel welter iu gehen erlahben ‚auch iſt hicelbe ſchou 
vor dieſer Zeit dem hoͤhern Geſetz untergeordnet, daß der 
Verein ſeine Unterſtůtzungen immer nur auf‘ wirtlich aus⸗ 
gezeichnete Kunſtwerke verwendet. 
Unm ſich pie nothwendigen Mittel zur Erreichung fi 
ned Zwecks zu fichern, beſtimmt ber Verein’ dei jährlichen 
Beitrag feiner Mitglieder auf fünf Thaler. ‚Dafür nimmt 
jedes mit Einem’ Loöfe“ at "den Verlooſungen der Kunſt⸗ 
“ werke Theil.‘ Es ſteht indeß Jedem frei," fich mit einem 
boͤhern Beitrag einzugeichnen, und er empfängt alsdann 
für jede fünf Thaler, die er über ben gewPdhlichen Bei 
trag zahlt, ein Loos mehr, 

Da die Beftimmung der Vreidau aben und die Ber 
ürtheilung ber einfommenden, oder ſonſt anzuſchaffender 
Kunſtwerke nur von Kuͤnſtlern ausgehen kann, ſo iſt feſt⸗ 
geſetzt worden, daß; außer: dem Direstorinin des Vereins; 
von welchem die Hälfte der Mitglieder auch aus Künftlern 
Beftehen muß, noch ein eigener Ausſchuß aus den vier im 
Directorium figenden, und drei andern Kuͤnſtlern gebildet 
werde, welcher affein über alle Gegenftände entſcheidet, die 
fünftlerifche Beurtheilung erfordern. Es hat nicht’ zweck⸗ 
mäßig gefchienen ‚ diefem Ausſchuß in dem Statut genaue 
Anmweifungen über die Beftimmung der Preisaufgaben die 
Zuerfennung der Preife, die Anewahl der zu befördernden 
oder anzufaufenden Kunſtwerke zu geben. Man hat viels 
mehr die Ueberzeugung gehegt, daß es beffer fei, wenn die 
Mitglieder des Vereins die Künftler, welche den - Ausſchuß 
bilden ſollen, nach Stimmenmehrheit wählen, allein als⸗ 
dann demfelben die .Beforgung des. ihm übergebenen Ge 
fchäfts, mit vollem DVertrauen auf die "Nichtigkeit: ihres 
Kunſtgefaͤhls und die Unpartheilichkeit ihrer Entſcheidungen 
in voͤlliger und unumſchraͤnkter Freiheit uͤberlaſſen. 

Um die Begruͤndung des Vereins keiner Zoͤgerung 
auszuſetzen, haben die Unterzeichneten fuͤr jetzt die Ge⸗ 
ſchaäfte des Directoriums und des Ausſchuſſes uͤbernom⸗ 
nommen. Künftig werden ſowohl das: Directorium als 
ber Ausfhuß von den Mitgliedern’ des: Vereins im den öfe 
fentlichen DVBerfammlungen von zwei zu zwei Jahren ger 
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wählt werden, Die naheren Beſtimmungen Giärtte) 0 - 
wie über alle anderen Punkte, welche es noͤthig fchien; 
gleich Anfangs feſtzuſetzen, ſi ſind in dem Statut enthalten. 

Dies Statut iſt von den Unterzeichneten Gr. Majes 
nit dem Könige vorgelegt worden, und Sr. Majeftät bas 
n nicht nur daſſelbe allergnaͤdigſt zu genehmigen, Re 
dern auch das Patronat des Vereins Amunehmen ge ruͤht 

Der Verein wird ſich am 1. Januar‘ 1926 als in 
Wirkſamkeit tretend- anfehen. Wer bis zw diefem Zeitz 
punkt Mitglied defielben zu werden wünfche, wird 'erfucht, 
bei dem Secretair ded Vereins Herrn Dr. Füngfen 
( unter den Linden 56.) feinen Namen- und Beitrag in 
bie Lifte der jegigen Mitglieder einzuzeichnen, und Dagegen 
gin Epemplar ded Statuts in Empfang zu nehmen. Nach 
dieſem -Zeitpunfte muß jeder Beheben ı von zwei Mit⸗ 
gliedern vorgeſchlagen ſein. 
Berlin, den 23. Auguſt 1825. ’ 
U. v. Humboldt, Beuth, Juͤngken, — 
Rauch, Tieck, Schinkel, Wach, W. ——— 
Besas, Kolbe u — 





J — 

Satu für den Verein der Runftfeunde im Preußifchen | 

Ola, e d. reis ben” 11. Juni 1896 
Ssved. Des. Be 
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wiere zu beffen Erreigung 


G. 1, BB | 
Der Zeit des Vereins iſt die Beförderung dep 
— und die Verbreituns des Antheils an — 
u ER "acer 
Er umfaßt alle bildenden Künfe, nantenelich die 
—E in Marmor und Erz, die Malerei, “die Baus 
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kunſt, das auplerltechen, 8 Seinen und Pragen 
von Dentmůmen. ee 


[2 
u 
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In der Aficht, bie Beh im hoͤchſteu Sinne des 
Worts zu befoͤrdern, und in der Ueberzeugung, daß auch 
bedeutende Mittel‘ rd Zerfplitterung  unwirffam werden, 
befcpränft der Verein feine Thaͤtigkeit auf Unterküguns 
gen-gur Hervorbringung oder hesnnfünbe anägneifnneier 
— 


re 1: ne $° 4 at 2 

der ‚ernten Beziehung” wird er Hreiebewetbun⸗ 
| ben für anzufertigende Kunſtwerke anftellen, und ſchon 
vorhandene ankaufen, in der letzteren zur Ausfuͤhrung 
von? Modellen in Marmor oder Erz, von Zeichnungen in 
Gemaͤlden, ſo wie zur Herausgabe architektoniſcher Ent⸗ 
wuͤrfe, einzelner Kupferſtiche und ganzer — un⸗ 
——— ‚gewähren. 


d 


" \ F. 5. * * 
Bis ihm ſeine Huͤlfsmittel eine Erweiterung ſeines 
Wirkungskreiſes erlauben, wird der Verein bei den 
Preisbewerbungen ſtehen bleiben, und auch dieſe wiederum 
fuͤr ſo lange nur auf die Kuͤnſtler richten, die, um ſich 
in ihrer Kunſt zu vervollkommnen, Italien beſuchen. 
Die Wichtigkeit, den‘ Kuͤnſtler gerade in der Periode 
feiner höheren Bildung und in dem Lande, welches ihm 
alle Mittel dazu darbietet, mit Arbeit zu befchäftigen, | 
deren Zweck felbft allein die — ir rechtfertigt diefe 
Beſchraͤnkung. | . 
6 
Da der er des Dereind ausſchließlich auf die 
Befoͤrderung der vaterlaͤndiſchen Kunſt gerichtet iſt, ſo 
kann er ſeine Mittel nur auf Werke Preußiſcher Kuͤnſtler 
verwenden. Doch iſt es nicht nothwendig, daß ſie gerade 
im Preußifchen Staate oder: won Preußiſchen Eltern ges 
boren find, ſondern es reicht hin, daß fie durch, Wollen: 
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dung ihrer Studien in Preußen und bdafeldft genommenen 
Wohnſib einheimiſch geworden ſind. 

‚Werfaffung des Vereins. 
en rar 
Der Verein beſteht zunächft aus, sen Mitgliedern, 
welche ihre Namen bis zu Ende diefes Jahres feiner Liſte 
einzeichnen. 

Dom Anfange des künftigen an, muß Jeder, wel⸗ 
cher. dem Verein beizutreten wünfcht, von. zwei Mitgfiedern 
vorgefchlagen fein. . Der Aufzunehmende erhält. Adaun 
ein Patent und ein Exemplar des Statuts. — 


8 
Jedes Mitglied mache ſich durch Einzeichmung. feines 
Namens in’ die Lifte, ober durch feine fpätere Nafnahme. 
zu einem jährlichen Beitrage von fünf Thalern in Preus 
Fifhem Conrant anheifhig, wenn daffelbe nicht antdrücs 
lich eitten ‚höheren leiſten zu wollen erflärt. U 


"ER $.. 9 TuRE: 

De erfle Beitrag eines neuen Mitgliedes site für 
den 1. Januar des Jahres, in welchem daffelbe eingetres 
ten iſt. Die Mitglieder. verpflichten, fich Durch ihre Unters 
fchrift, ihren Beitrag am 1. Januar eines jeben Jahres 
fo fange zu zahlen, als fie ihren Austritt vor. diefem Ters 
min nicht angemeldet — 2 | 

— 5. 160. | | 
RR Die. Liſte der Mitglieder wird mit der Summe- ihrer 
Beiträge im Anfange jedes Jahres gedruckt, und — 
die oͤffentlichen Blaͤuer bekannt gemadr. Ä 
j | 6. "rt. 

Die Geſchaͤfte des Vereins beſorgt, in ſofern keine 
Fünftterische Berathung "dabei eintritt,‘ ein Directorium, 
in fofern er dazu — — ein Rn don 
Künftlern. | 


* 
— 
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Das Directorium beſteht aus einem Vorſthenden, ei⸗ 


nem Stellvertreter :deffelbeh,; einem Secretair, einem Schatz⸗ 


meifter und vier andern Mitgkiedern, Die letzteren vier 


muͤſſen ausuͤbende Künftfer fein, wodurch natürlich. nicht 


außgefchloffen wird, daß auch die andern vier ‚die «Ne 
Eigenfchafe befigen koͤnnen . 


— 


ER 
ng Sinfier- Ausſchuß beſteht aus den’ —* seen 
genannten Mitgliedern des Directorium und rei“ andern 
Künftlern. ” 


g. 44. 
re Beſondere Ausſchuͤſſe fur die —— Kunſte zu 
bilden, ſcheint bei der engen Verſchwiſterung aller bil⸗ 
denden Kuͤnſte , und bei der Nuͤtzlichkeit der gegenfeitigen 


Einwirkung verfchiedenartiger Kuͤnſtler auf einander nicht 
zweckmaͤßig. 


Wo aber die Beurtheilung nur von guͤnflern der⸗ 


ſelben Gattung ausgehen kann, da treten in dem Ges 
ſammt⸗Ausſchuß diefe zu beſonderer Berathung zuſammen. 
Ob und wo dies der Fall fein muß, entfcheidet: bie Stim⸗ 
nn in. dem u. Ausſchuß. | Ä 


$, 15... ' 

Dis zur erften öffentlichen. — werden ſich 

die in der Beilage A. genannten Perſonen den Geſchaͤf⸗ 

ten des Directoriums und des Ausſchuſſes unterziehen. 

Sn der erſten oͤffentlichen Verſammlung aber wird. die 

abſolute Stimmenmehrheit uͤber die Erneuerung oder Be 

ſtaͤtigung derſelben entſcheiden. Auf gleiche Weiſe wird 

in der Folge die Erneuerung der Beſetzung der ge⸗ 

nannten Stetſeij alle zwei cc zur Sprache gebracht 
werden. 


Geht in der Ziifgeni a eine der die äh: 
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— Perſonen ab, Bu zur  Befegung fine 
Stelle eine Verfainmlung vr glieder pasahglee 


— Bir 351 ws rer ii Ka Ira 
Die Wahlen in der PEN deſch⸗ ben, der, Pr 


— daß jeder Stimmende einen Zettel emp nat, wel⸗ 
her die Namen aller jedesmal in wirklicher ** 


ändert, er, nad feinem Butbefinden „ bie en H en | 
AM fie unveraͤndert. Bu dieſe — gehen die Be 
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befannt ker 

Iſt eine Stelle zur Zeit der — neuen 
Vahl unbeſetzt, ſo macht das Directorium, ver durch 
die. dret nicht zu m’ ost. Mitglieder. des 55 
ſes, indem es darüber durch Abſolute Stimmenmehrheit 
entfcheidet, den Vorfchlag zur Belegung derſelben, uͤnd 
verzeichnet den Namen des — auf den oben 
erwaͤhnten Zetteln. — N a 


— Br 
197 Ark 
He — 12 
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8 tee? —— Rechte BB Vereins 
er, beforgt alle Saufende Gefchäfte Serfeisk Nutſchei⸗ 
det, innerhalb der Beſtimmungen des Statuts, uͤber die 
Verwendung der Gelder, ſetzt die oͤffentlichen —58 
iungen an, “bringe in denfelben” die! Gegenſtande har 
rathung, und ſteult auißer der Zeit der ſelben de erein 
in allen votlommenden Faͤllen 9 Itig vor. 


> — m 6. 18, N en. 
Es ift für diefe Gefhäftsfünrung und namentlich fie 


die ——— hg der Satcue dem Fi | 
hierin 


- 
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Der Ausſchuß der Kuͤnſtler — über ale 
rein kanſtleriſche en er beſtimmt mithin die Auf⸗ 
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gaben der Hreisbeiverßüfigen, ’ erkennt die "ei zu, 
waͤhltꝰ dler amzukaufenden/ auszufuhrenden "oder heraiss 
zugebenden Kunſtwerke, und verfuͤgt uͤber die, nach der 
har bee Direeteriums y el, zu verwendenden 
Geldnittel. RER EI ER 
s ns { ge 20, MH 
| —* an dielen Verrichtungen —5 die hei 
ber des Ausſchuſſes durchaus unabhaͤngig, uhd det Ver- 
ein überfäßt ihnen die Beforgung des ihnen anverttauten 
Geſchafts mit vollem Vertrauen auf die Richtigkelt ipres 
ae ferie und die unpatthellichtei ihrer re 
ei.) Bblneniasn: a. nd J 
Schehl 8 das Directorium als ber ü uß eRlinen 
nur donn gattige Beſchiaſe — ‚eng we — v 
ihter Mitglieder zigegen nd. 


de sl Je: un ge 98%" ! s 

Der — fahrt den Vorſitz, und föitde die FR 
ratbung ſowohl im Directorium als in den öffentlichen 
| Verſammlungen, und giebt, in. — bei —— 
beit, den Ausſchlag. .n a! 2.18 168 * darf) 


vr re - yen 23. 
| —* Gecreiait führe, den Briefivechfel, ves ke 
beforgt die anzufertigenden Liſten der Mitglieder, hält das 
Protocol im Directorium. und den ffentlichen Derfamm- 
Jungen, und entwirft und zeichnet alle von dem Derein 
— — rn 


4 } Ö Ist 


BE > FR | 
Der Aueſchuß der Kuͤnſtler waͤhlt ns. feinen — 
ſitzenden und Secretair aus feiner Mitte. Der erſtere 
muß immer eines der auch im Directorium ſi igenden Mits 
glieder: fein. 
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Der "Schameifter unterzieht ſich der Bamalntg 
der Gelder des Vereins, beforge alle Einnahmen und Aus— 
gaben deſſelben, die legteren nach den fchriftlichen Ans 
weifungen des Direetoriums, fuͤhrt hieruͤber Rechnung, 
und legt dieſe alljaͤhrlich in einer oͤffentlichen Verſamm⸗ 
lung den Mitgliedern vor. 

Diefe ernennt ſodann eine Kommiſſion von drei Per: 
fonen aus ihrer Mitte, welche die Nechnung prüft, den 
Kaffenzuftand unterfucht, und nach Vollendung ihres Ge: 
fhäfts- in einer neuen Verſammlung über daſſelbe dem 
Derein Bericht erftattet. 


§. 26. 


Allen Mitgliedern des Vereins ſteht das Recht zu, 
in den ‘Öffentlichen Verſammlungen des Vereins zu ers 
ſcheinen, und den inlaͤndiſchen insbeſondere, in denſelben 
ihre Stimme abzugeben, und diejenigen Erinnerungen 
und Vorſchlaͤge zu machen, welche ſie dem in dem gegen⸗ 
waͤrtigen Statut ————— am des Vereins an⸗ 
— halten. 


$. 27 
Jedes inlaͤndiſche, einheimiſche oder auswaͤrtige Mit⸗ 
glied hat außerdem ein Anrecht an die von dem Verein 


durch Veſtellung oder Ankauf erworbenen Kunſtwerke, die 
unentgeldlich unter ihnen verlooſt werden follen. Die 


Art dieſer Verloofang wird näher beſtimmt, und der er 


ſten Öffentlichen Verfammlung zur Berathung - vorgelegt 
werden. | 
Wer einen höheren, als den einfachen 6. 8. beſtimm⸗ 


ten Beitrag leiſtet, erhält für jede fünf Thaler, welche er 


‚mehr beiträgt, ein Loos mehr, als diejenigen ie 


weiche nur den einfachen Beitrag leiſten. 
Deffentlihe Berfammlungen, 


$. 28. 


Die Zeit und Hänfigfeit der, ai Verſamm- 
Annalen Heft IL, 1825, 


— 
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lungen hängt von den Unftänden ab. In dem Laufe 
der drei erſten ale ‚jedes Jahres ‚aber. muß flatuten- 
mäßig ‚eine zur Abnahme der Nechnung ı des ‚ vergangenen 
Jahres gehalten werden. Dieſelbe dient alle ‚wei Jahre 
MR reliohn ‚RR Erneueruns ig ſlert are | 
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‚n; Jeder, welcher dem Verein in einer Verſammlung 
eine, Mittheilung machen: wi,” meldet fich deshalb bei 
dem Vorfigenden,, und erhäft,  nachdein‘ die "Gegenftände, 
welche , das; Directoriumd der Derfammilung worzutragen 
hat, beſeitigt find, das Wort nach der Reihe der An⸗ 
meldungen .·.. 2%’ 

Nachdem er ee hat, fee es Jedem frei, 
feine Meinung zu unterftügen oder zu beſtreiten. Er Fan 
darauf die Einwendungen eines Jeden beantworten, wenn 
Died. aber gefchehen if, findet zwiſchen denfelben - Mit 
. gliedern Feine weitere Nede und Gegenrede ftatt, fie müßte 

Dem bloß in * Aufklärung eines akt 
beſtchen — 


DE 17 Pole 
Alte von den Mitgliedern gemachten netten Vor⸗ 
ſchlaͤge, ſo wie alle von dem Directorium oder dem Aus⸗ 
ſchuß zur Berathung der Verſammlung gebrachten Ger 
genfrände Finnen in derſelben Sisung. 'nar beſprochen, 
und in ihren Gründen und Gegengründen erwogen, die 
Entfcheidungen aber erſt in der mächften Sitzung gefällt 
werden. Bei allen Berathungen, welche nicht Wahlen 
betreffen, geben die Mitglieder des Directoriums und Aus—⸗ 
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fchufles ihre Stimmen, gleich den —— — des 
Vereins, ab. | 

$. 32. 

Die Beſchluͤſſe werden nach abloluter Stimmenmehr⸗ 
heit gefaßt; es muͤſſen aber außer dem Directorium und 
dem Ausſchuſſe wenigſtens zwanzig Mitglieder anweſend 
fein, um eine Wahl vornehmen oder. einen gültigen * 
ſchluß faſſen zu koͤnnen. 


| 8. 32% 
. Sollte vom Dirertorium oder einem der Mitglieder 

des Vereins eine Abänderung des Statutd in. Vorfchlag 
gebracht werden, fo muß zwifchen der Verſammlung, in 
welcher diefelbe zuerft in Erwägung gezogen „worden iſt, 
und derjenigen, im welcher über fie befchloffen werden fol, 
wenigſtens ein Zeitraum von drei Monaten vorhanden 
fein. Sn der Verſammlung, welche die Entſcheidung ber: 
beiführen fol, muͤſſen wenigſtens drei Viertheile aller ein, 
heimischen, d. h. in Berlin und Potsdam und der naͤch⸗ 
fien Umgegend diefer Städte anfäßigen Mitglieder zuge, 
gen fein, und von diefen müffen fich wenigſtens drei Vier⸗ 
theile für die Abänderung erklären. Iſt eine geringere. 
Zahl anmefend, fo wird die Berathung nicht auf eine 
neue Zufammenfunft hinausgefegt, fondern angenommen, 
daß die Mehrzahl der Mitglieder des Vereins fich für die 
Beibehaltung des Statuts erklärt. Ä 


$. 34. ' 

Wenn bei Wahlen, Preisbewerbungen oder andern 
Berathungen über perſoͤnliche Vergünftigungen im Die 
‚ rectorium oder der öffentlichen Verſammlung !der Sohn 
oder Schüler eines Mitgliedes in Vorſchlag gebracht wird, 
5 a ſich daſſelbe für diefen Fall feines Re 
egeben. | 


35 , 


Fremde können den Verſammlungen des Vereins bei- 
wohnen, wenn ein Mitslied fuͤr ſet bei dem Directorium 


Pr 
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um die Zulaſſang nachſucht. Ste nehmen indeß — 
keinen Theil an den Verhandlungen. 
Berlin, am 11. Juni 1825. 
W. v. Humboldt, rt Rauch, Tief, Schinkel, 
Juͤngken, be Schadow, en — — 





— —— — 
| Directorism 
Borfigender, Wo. Humboldt. Rauch. 


Stellvertreter, Beuth. Lied. _ 
Secretair, Züngfem. Schinkel. Mitglieder, 
| —— Friebe. Wach. 
Ausfſchuß der Rünfter. 
Ra uch. W. Schadow. 
— Begas. | 
Wach. Kolbe. 
ER Schinkel. 
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